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Beginn: 10:02 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich heiße Sie zu un-
serer heutigen, 12. Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen herzlich willkommen. Mein Gruß gilt auch 
unseren Gästen auf der Zuschauertribüne, den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Medien sowie den 
Zuschauerinnen und Zuschauern. 

Für die heutige Sitzung haben sich zwei Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Ich rufe auf: 

1 Versucht die Landesregierung am Flughafen 
Köln/Bonn die notwendige Aufklärung interner 
Verfehlungen durch den Austausch des Auf-
sichtsratsvorsitzenden zu behindern? 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/1158 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat mit Schrei-
ben vom 10. November 2017 gemäß § 95 Absatz 1 
unserer Geschäftsordnung zu der genannten aktuel-
len Frage der Landespolitik eine Aussprache bean-
tragt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktion dem 
Kollegen Klocke das Wort. Bitte schön. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren, die gerade 
noch hereinkommen oder schon anwesend sind! Der 
Flughafen Köln/Bonn ist einer der beiden Großflug-
häfen in Nordrhein-Westfalen. Er ist im Luftfrachtge-
schäft auf Platz drei in Deutschland, gehört zu den 
Top Ten in Europa und ist einer der großen, wichti-
gen Passagierflughäfen hier im Land. Uns Grünen ist 
sehr bewusst – auch wenn wir häufig Kritik am Flug-
hafen üben, was Lärmschutz oder Passagiernacht-
flüge angeht –, dass Köln/Bonn eine große Bedeu-
tung für den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfa-
len, die Region Rheinland und das ganze Land hat. 

In der letzten Woche wurde der langjährige Ge-
schäftsführer des Flughafens, Herr Garvens, überra-
schend vom Aufsichtsrat beurlaubt. Ihm wurden 
schwerwiegende innerbetriebliche Verstöße unter-
stellt, und daraufhin hat der Aufsichtsrat einstimmig 
beschlossen, ihn zu beurlauben. Jetzt laufen staats-
anwaltschaftliche Ermittlungen. Der Aufsichtsrat hat 
ihn bis Mitte Dezember beurlaubt. 

Das hat große mediale Aufmerksamkeit erregt und 
eine intensive Berichterstattung in den Medien, ob 
Print, Fernsehen oder Radio, ausgelöst. Ich möchte 
mich in der Debatte nicht zu den einzelnen Vorwür-
fen äußern. Der Beschuldigte hat natürlich Gelegen-
heit, dazu Stellung zu nehmen, und ich denke, er wird 
Entsprechendes vorbereiten. 

Leider fehlen der Ministerpräsident und wohl auch 
jegliche Vertreter der Staatskanzlei. Anlass der heu-
tigen Debatte ist für uns, dass der Ministerpräsident 
zwei Tage vor der entscheidenden Aufsichtsratssit-
zung, als schon Gerüchte im Umlauf waren – jeden-
falls bei allen, die dem Flughafen näherstehen und 
verkehrspolitisch involviert sind –, in einer Presse-
konferenz eher beiläufig bekannt gegeben hat, dass 
er den Aufsichtsrat neu besetzen und als neuen Auf-
sichtsratsvorsitzenden den langjährigen CDU-
Politiker Merz installieren möchte. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Grundsätzlich kann eine Regierung natürlich zentrale 
Stellen mit Leuten ihrer Couleur und ihres Partei-
buchs besetzen. Aber ausgerechnet zwei Tage vor 
dieser Aufsichtsratssitzung, als schon klar war, dass 
dann ein Gutachten vorgestellt wird, das der Auf-
sichtsratsvorsitzende Bodewig bei einer renommier-
ten Kölner Kanzlei und bei der Unternehmensbera-
tung Ernst & Young in Auftrag gegeben hatte, schlägt 
Herr Laschet vor, dass Herr Merz den Aufsichtsrats-
vorsitz übernimmt. Er begründet das mit einem regu-
lär anstehenden Wechsel und sagt, das hätte nichts 
mit den aktuellen Vorgängen am Flughafen zu tun.  

Lieber Herr Ministerpräsident, wir glauben nicht, 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

dass es zwischen diesen beiden Vorgängen keinen 
Zusammenhang geben soll. 

Jetzt könnte man mit Blick auf die landespolitische 
Situation sagen – wenn es das erste Mal wäre –: Das 
hat schon ein Geschmäckle. – Aber nach der Ange-
legenheit Holthoff-Pförtner, nach der Personalie 
Biesenbach und seinen Aktivitäten auf kommunaler 
Ebene – das hat der Fraktionsvorsitzende der SPD, 
Kollege Römer, gestern ausgeführt –, nach der Per-
sonalie Schulze Föcking und den Vorgängen in ih-
rem Familienbetrieb 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Haben Sie das nö-
tig!) 

muss man feststellen: Bei Personalentscheidungen 
hat der Ministerpräsident kein gutes Händchen. Er 
soll hier erklären, warum er ausgerechnet kurz vor 
der Aufsichtsratssitzung eines Unternehmens ver-
sucht, so zu intervenieren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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In dem Zusammenhang sind wir Grünen auf die Be-
antwortung der von uns gestellten beiden Kleinen 
Anfragen gespannt. Wenn sie so beantwortet wer-
den, wie sie gestellt wurden – also sehr detailliert –, 
werden sie dokumentieren: Welche Kontakte hat es 
vonseiten der Staatskanzlei zum Flughafen gege-
ben? Welche Gespräche hat der Leiter der Staats-
kanzlei, Herr Liminski, geführt? Welche Gespräche 
hat der Ministerpräsident selber geführt? 

Es sind Gerüchte im Umlauf, nach denen Herr Gar-
vens noch kurz vor der anstehenden Sitzung hier in 
Düsseldorf gewesen sein soll und dem Ministerpräsi-
denten nahegelegt hat: Entweder wird der Aufsichts-
ratsvorsitzende ausgewechselt, oder ich muss gege-
benenfalls gehen. – Das sind Gerüchte, die im Raum 
stehen. Die kann ich nicht beurteilen und bewerten. 
Aber der Ministerpräsident sollte die Chance nutzen, 
um diese Gerüchte zu entkräften und dem Hohen 
Haus Rede und Antwort zu stehen, was es mit dem 
Flughafen Köln/Bonn in diesen Tagen auf sich hatte. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Jetzt schauen wir nach vorn und auch nicht nur auf 
diese Personalie. Die entscheidende Frage, die beim 
Flughafen Köln/Bonn ansteht, ist die nach den Bun-
desanteilen. Der Flughafen ist zu 30 % in Landes-
hand, zu 30 % in Bundeshand, und einige Städte, 
insbesondere die Stadt Köln, halten die anderen An-
teile. 

Schon im letzten Jahr lief die Diskussion, ob der 
Bund seine Anteile veräußert; das war eine Initiative 
seitens des damaligen Bundesfinanzministers. Nun 
tritt Herr Merz auf den Plan, der neuer Aufsichtsrats-
vorsitzender werden soll, der über die bekannten 
wirtschaftlichen Verbindungen verfügt, die auch ges-
tern in der Debatte hier eine Rolle spielten.  

Es steht die Frage im Raum: Gibt es Überlegungen 
seitens der Landesregierung, die Bundesanteile 
nicht selber zu kaufen, sondern Herrn Merz zu instal-
lieren, um internationale Finanzinvestoren auf den 
Flughafen anzusetzen und die bisher in öffentlicher 
Hand befindlichen Anteile zu privatisieren? – Diese 
Frage steht mit der Personalie Merz im Raum. Auch 
hierzu sollte der Ministerpräsident Stellung beziehen, 
sehr geehrte Damen und Herren. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Josef 
Hovenjürgen [CDU]) 

– Nein, nein, nein. Herr Kollege Hovenjürgen, das 
sind keine Verschwörungstheorien. Bei einem Mann 
wie Herrn Merz, mit solchen Geschäftsaktivitäten 
und solchem Einkommen, kann man davon ausge-
hen, dass er es nicht nötig hat, für 10.000 €, die es 
pro Jahr als Apanage für den Aufsichtsrat gibt, den 
Aufsichtsratsvorsitz zu übernehmen. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Es stehen die Fragen im Raum: Welche Überlegun-
gen hat die Landesregierung, was die Zukunft des 
Flughafens Köln/Bonn und die Anteile angeht? Wa-
rum soll Herr Merz in dieser Situation hier installiert 
werden? – Wir stellen diese Fragen und sind ge-
spannt auf die Aussprache. – Welche Überlegungen 
gibt es Ihrerseits? Wie stellt sich die Landesregierung 
zum Flughafen Köln/Bonn auf? Nutzen Sie die 
Chance und informieren Sie das Plenum. Dafür ha-
ben wir heute die Aktuelle Stunde beantragt. – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Klocke. – Für 
die CDU erteile ich dem Abgeordneten Voussem das 
Wort. 

Klaus Voussem (CDU): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! „Außerordentlich“ und „au-
ßergewöhnlich“ sind die beiden Wörter, die mir zu 
dem Vorgehen und der Beantragung Ihrer Aktuellen 
Stunde heute Morgen einfallen, sehr geehrter Herr 
Kollege Klocke. Das ist nichts als der untaugliche 
Versuch einer politischen Skandalisierung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Bisher haben wir alles, was wir über dieses Vorge-
hen wissen, aus der Presse. Worum geht es dabei? 
Es geht um anonyme Vorwürfe gegen Michael Gar-
vens, um öffentlich gemachte interne Aufsichtsrats-
papiere,  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

um einen Beschuldigten, der sich in der Aufsichts-
ratssitzung am Freitag nicht äußern durfte und der 
den gegen ihn erhobenen Vorwürfen inzwischen in 
einem Schreiben seiner Anwälte, das am Dienstag-
abend per E-Mail an die Medien gegangen ist, Punkt 
für Punkt widersprochen hat. So heißt es im „Gene-
ral-Anzeiger“ vom 15. November 2017. 

Was haben wir noch? – Einen erfolgreichen Mana-
ger! Der Flughafen Köln/Bonn ist ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor im Rheinland und das einzige internati-
onale große Drehkreuz für den Frachtflug in Nord-
rhein-Westfalen. Die Wirtschaft in der Region ist ex-
portfreudig und genau in den Branchen stark, die zu 
den wichtigen Warengruppen im Luftfrachtverkehr 
zählen, nämlich im Maschinenbau, in der chemi-
schen Industrie und im Fahrzeugbau. Aber auch an-
dere Unternehmen, die im Ausland aktiv sind, schät-
zen die Möglichkeit, Produkte als Expressfracht an 
den Kunden zu schicken. In der Passage liegen die 
Schwerpunkte in den Bereichen Tourismus und Ge-
schäftsreisende.  

Der Flughafen stärkt das Image einer europäischen 
Metropolregion. Mit 21.400 Jobs gehört der Airport 
zu den zehn großen Arbeitsstätten in der Region 
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Köln/Bonn. Er ist in den letzten Jahren außerdem 
strategisch neu positioniert und zum führenden Low-
Cost-Flughafen in Deutschland entwickelt worden. 
Diese gute wirtschaftliche Entwicklung ist auch ein 
Verdienst von Michael Garvens.  

In der „Aktuellen Stunde“ des WDR haben Sie, Herr 
Klocke, bereits am 9. November, also bevor der Auf-
sichtsrat getagt hat, gesagt – ich zitiere mit Erlaubnis 
des Präsidenten –: 

„Es hat ein Geschmäckle, wenn jetzt gerade in 
dieser Situation, wo der Prüfbericht vorgelegt 
wird, den Herr Bodewig ja mit beauftragt hatte, 
wenn jetzt gerade diese Personalie“ 

– gemeint ist Friedrich Merz –  

„ins Spiel kommt“. 

Auch heute noch werfen Sie der Landesregierung la-
tent vor, dass die notwendige Aufklärung interner 
Verfehlungen durch den Aufsichtsratsvorsitzenden 
verhindert werden sollte, obwohl Sie eingangs Ihrer 
Rede schon nur noch von „Unterstellungen“ gespro-
chen haben. Das ist ein entscheidender Unterschied. 

Folgendes ist richtig, meine Damen und Herren: Ich 
betone, dass das Land ein hohes Interesse an der 
Aufklärung der Vorgänge hat. Das ist auch in dem 
Bericht mit der Stellungnahme aus der Staatskanz-
lei bereits deutlich geworden.  

Die Erklärung der Staatskanzlei an den WDR kön-
nen Sie ebenfalls dem WDR-Bericht entnehmen: 

„Sollten Vermutungen im Rahmen der internen 
Untersuchungen belegt werden, werden sich die 
von der Landesregierung entsandten Mitglieder 
im Aufsichtsrat dafür einsetzen, die notwendigen 
Konsequenzen in der Geschäftsführung zu zie-
hen.“  

Auch die CDU-Landtagsfraktion ist selbstverständ-
lich an einer lückenlosen Aufklärung – unabhängig 
von der Besetzung des Aufsichtsrates – interessiert. 

Zur der Sitzung des Aufsichtsrates am Freitag ist der 
„Kölnischen Rundschau“ vom Montag zu entneh-
men, dass die Beurlaubung von Herrn Garvens ein-
stimmig gefasst wurde, also auch von den Vertretern 
des Landes. 

„Bei der Sitzung am 6. Oktober regten die Vertre-
ter der Landesregierung etwa die weitere Unter-
suchung durch eine Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft neben der durch die Rechtsanwaltskanzlei 
an, sagte ein Sprecher der Landesregierung“, 

so die „Aachener Nachrichten“ vom 11. November 
2017. Dieses Vorgehen zeigt, dass die Aufklärung 
der im Raum stehenden Vermutungen vollumfäng-
lich unterstützt wird. 

Für die Aufklärung müssen wir uns aber die Aufga-
ben und Pflichten der unterschiedlichen Ebenen an-
schauen. Der Aufsichtsrat prüft derzeit die Vorwürfe. 
Mögliche Pflichtverletzungen der Geschäftsführung 
waren Thema der Aufsichtsratssitzung am vergange-
nen Freitag, in der ein vorläufiger Prüfbericht einer 
Rechtsanwaltskanzlei und einer Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft vorgestellt wurde. Seit dem frühen 
Donnerstagabend sind Medienmeldungen im Um-
lauf, die aus dem internen Prüfbericht zitieren; dem 
Parlament und mir als Abgeordneten liegen bisher 
keine Unterlagen vor. 

Meine Damen und Herren, werfen wir doch einmal 
einen Blick ins Gesetz. § 116 Aktiengesetz behandelt 
die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Auf-
sichtsratsmitglieder. Dor heißt es unter anderem: 

„Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere 
zur Verschwiegenheit über erhaltene vertrauliche 
Berichte und vertrauliche Beratungen verpflich-
tet.“ 

Daran hat sich wohl nicht jeder gehalten. 

Nunmehr komme ich zu Ihrem weiteren Vorwurf, 
Herr Kollege Klocke, die Landesregierung wolle mit 
der Personalie Friedrich Merz eine transparente Auf-
klärung verhindern. Ich sage Ihnen: Das ist absurd! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Grundsätzlich gilt: Hält das Land Anteile an Unter-
nehmen, ist es als Institution im Aufsichtsrat vertreten 
und entsendet entsprechend Aufsichtsratsmitglieder. 
Dabei handelt es sich eben nicht um persönliche 
Mandate. Es ist geübte Praxis, infolge eines Regie-
rungswechsels Mandate in Unternehmensgremien, 
an denen das Land beteiligt ist, neu zu besetzen. Das 
Land kann Mitglieder in den Aufsichtsrat berufen o-
der auch abberufen. Regierungswechsel heißt Per-
sonalwechsel. Das dürfte Ihnen von Rot-Grün doch 
bestens bekannt sein. 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

Durch einen Wechsel im Aufsichtsrat wird die Kon-
trollfunktion des Gremiums in keiner Weise beein-
trächtigt. 

(Unruhe – Monika Düker [GRÜNE]: Wo steht 
das denn?) 

Die Aufsichtsratsmitglieder führen unabhängig vom 
Wechsel ihre Arbeit fort. Niemand ist unersetzlich. 

Friedrich Merz ist an der Spitze des Aufsichtsrates 
aus unserer Sicht eine sehr gute Wahl. Herr Merz ist 
ein ausgewiesener Fachmann mit betriebswirtschaft-
lichem und juristischem Sachverstand. Im internatio-
nalen Luftverkehr am Flughafen Köln/Bonn, beson-
ders für das Transatlantikfrachtgeschäft, sind seine 
guten Beziehungen gefragt. Gerade weil sich die Ge-
schäftsführung Vorwürfen ausgesetzt sieht, brau-
chen wir eine Person mit diesen Kontakten, um für 
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Vertrauen zu werben. Nach der Insolvenz von Air 
Berlin werden die Karten in der Luftfahrtbranche neu 
gemischt. Gerade jetzt bedarf es eines klugen und 
besonnenen Vorgehens. 

Meine Damen und Herren, aus der Presse wissen wir 
schlussendlich auch, dass die Staatsanwaltschaft Er-
mittlungen aufgenommen hat, da ein Anfangsver-
dacht auf Untreue besteht, „Aachener Nachrichten“ 
vom 15. November. Damit können wir jetzt nur das 
Ergebnis der Ermittlungen abwarten, und das kann 
eine Weile dauern. 

Die Ermittlungen gehen in alle Richtungen. Möglich-
erweise wird dabei auch die Frage beantwortet, wer 
die internen Prüfberichte durchgestochen hat. Denn 
schon Julius Caesar wusste: Die Welt liebt den Ver-
rat, nicht jedoch den Verräter. – Dem Flughafen als 
wichtiges Unternehmen in der Köln/Bonner Region 
wird alldieweil ein Bärendienst erwiesen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke sehr. – Für die SPD 
hat nun der Kollege Börschel das Wort. 

Martin Börschel (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Angesichts der Vorgänge am Flughafen 
Köln/Bonn, die offensichtlich der Aufklärung bedür-
fen, möchte ich zu Beginn etwas Persönliches sa-
gen.: 

Ich kenne den Vorsitzenden der Geschäftsführung 
des Flughafens, Michael Garvens, seit mittlerweile 
15 Jahren. Ich habe selbst vor etlichen Jahren eine 
Zeit lang im Aufsichtsrat des Flughafens Köln/Bonn 
mitwirken dürfen und kann sagen, dass sich Michael 
Garvens sehr lange Zeit sehr verdienstvoll für den 
Flughafen Köln/Bonn eingesetzt hat und die Erfolgs-
geschichte des Flughafens auch mit seinem Namen 
verknüpft ist. Es ist mir außerordentlich wichtig, das 
am Anfang zu sagen. 

Nun aber stehen schwere Vorwürfe gegen einzelne 
Beschäftigte des Flughafens und auch gegen den 
Vorsitzenden der Geschäftsführung im Raum. Nach 
Medienberichten empfehlen sowohl ein vom Auf-
sichtsrat beauftragter Rechtsanwalt – Herr Kollege 
Voussem hat es gesagt – als auch eine von der Lan-
desregierung vorgeschlagene Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft dringend weitere Aufklärung. Die Stadt 
Köln als Mitgesellschafterin hat, wenn man Medien-
berichten glauben darf, in einer eigenen kurzen gut-
achterlichen Stellungnahme den dringenden Aufklä-
rungsbedarf bestätigt und eingefordert. 

Wenn man weiß, dass inzwischen auch die Staats-
anwaltschaft ermittelt, ist völlig klar: Dem Aufsichtsrat 
des Flughafens bleibt gar nichts anderes übrig, als 
ohne Ansehen der Personen und um Schaden vom 

Flughafen und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern abzuwenden, unverzüglich in eine vollumfängli-
che Aufklärung all dieser Sachverhalte einzusteigen. 
Da beißt die Maus keinen Faden ab, so muss das 
sein. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

So weit, so unerfreulich. 

Jetzt gibt es einen zweiten Umstand, der zunächst 
einmal mit all dem eben Gesagten gar nichts zu tun 
hat, nämlich: Die Landesregierung möchte offen-
sichtlich von ihrem Recht Gebrauch machen, den 
dritten der ihr zustehenden Sitze im Aufsichtsrat des 
Flughafens Köln/Bonn neu zu besetzen, nachdem 
sie bereits mit den Staatssekretären der Häuser Fi-
nanzen und Verkehr zwei der drei Plätze umbesetzt 
hat. 

Herr Kollege Voussem hat das Ansinnen der Staats-
kanzlei, den amtierenden Aufsichtsratsvorsitzenden 
Kurt Bodewig, Bundesverkehrsminister a. D., durch 
Friedrich Merz zu ersetzen, als geübte Praxis be-
zeichnet.  

Dazu möchte ich für die SPD-Fraktion erklären: Ein 
solches Ansinnen seitens der Landesregierung ist le-
gitim. Meine Frage ist aber: Ist es auch klug? – Herr 
Liminski, das geht ja offensichtlich auch auf Gesprä-
che mit Ihnen zurück. 

Ich will ganz offen in dieses Rund hinein sagen: Es 
gab einen früheren Regierungschef dieses Landes, 
der trotz politischer Legitimation in der Hinsicht eine 
große politische Klugheit besessen hat. Das war Re-
gierungschef Jürgen Rüttgers. Er hat den von Peer 
Steinbrück berufenen Aufsichtsratsvorsitzenden Vol-
ker Hauff, Bundesverkehrsminister a. D., der sich 
ebenfalls sehr um den Flughafen verdient gemacht 
hat, 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

fünf Jahre lang im Amt belassen, weil er wusste, dass 
die Landesregierung ihrerseits genügend Möglich-
keiten über die anderen Aufsichtsratsmandate und in 
der Gesellschafterversammlung, dem eigentlich star-
ken Organ einer GmbH, alle Durchgriffsrechte hat, 
die sie haben möchte. Diese Möglichkeiten hätten 
Sie auch ohne eine solche Umbesetzung.  

Bei einem der fundamental wichtigsten öffentlichen 
Infrastrukturunternehmen in Nordrhein-Westfalen – 
Herr Kollege Klocke hat gerade noch einmal darauf 
hingewiesen –, bei dem gerade Themen wie „Flugsi-
cherheit und Passagiersicherheit“, „Fluglärm und 
Nachtflüge“ diskutiert werden, bei dem es um Da-
seinsvorsorge geht und völlig klar sein muss, dass 
Gemeinwohlorientierung vor Gewinnoptimierung 
geht, kommen Sie ausgerechnet auf die Idee, einen 
Bundesverkehrsminister a. D. ohne triftigen Grund 
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durch den Toplobbyisten einer Heuschrecke austau-
schen und ersetzen zu wollen. Ich halte das für einen 
schweren politischen und sachlichen Fehler.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Wi-
derspruch von der CDU) 

Der Flughafen Köln/Bonn gehört in die öffentliche 
Hand. Darüber waren wir uns in der alten Legislatur-
periode über Parteigrenzen hinweg – nur die FDP 
war nicht dabei – einig. Die CDU hat das ausdrück-
lich so gesehen, bezogen auf einen Appell an den 
Bund. 

Sie haben es sich selbst zuzuschreiben, dass mit die-
ser Personalie jetzt solche unguten Fantasien ver-
knüpft werden. Sie haben nämlich eine gemeinsame 
Kleine Anfrage des Kollegen Ott und von mir bezogen 
auf die Privatisierungsabsichten der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen zum Flughafen Köln/Bonn, die 
wir mit Blick auf den Koalitionsvertrag von CDU und 
FDP gestellt haben, wie folgt beantwortet: 

„Die Landesregierung wird das Beteiligungsport-
folio anhand der Vorgaben der Landeshaushalts-
ordnung … und weiterer … noch zu erarbeitender 
sachlicher Kriterien auf Privatisierungsmöglich-
keiten überprüfen. 

Belastbare Aussagen zu möglichen Privatisierun-
gen – hier bezogen auf den Flughafen Köln/Bonn, 
wohlgemerkt – sind erst nach Abschluss der oben 
genannten Prüfung möglich.“ 

Wer solch wachsweiche und ausweichende Antwor-
ten gibt, wer gleichzeitig einen Topheuschreckenlob-
byisten an die Spitze eines Aufsichtsrats katapultie-
ren will, darf sich nicht wundern, wenn solche Fanta-
sien das Rund dieses Hauses erreichen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Landesregie-
rung begeht damit in meinen Augen – ich habe es 
gerade gesagt – einen schweren politischen und in-
haltlichen Fehler. Ein Skandal ist das allerdings noch 
nicht. 

Das Spannende ist doch jetzt – und da haben der 
Kollege Klocke und die Kolleginnen und Kollegen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit der Beantra-
gung der heutigen Aktuellen Stunde völlig recht –, 
wie die Landesregierung reagieren wird. Die Aktuelle 
Stunde wird ihren Gehalt ja erst erweisen können, 
nachdem die Landesregierung gesprochen hat und 
nicht wir kleinen Oppositionsabgeordneten. 

Die spannenden Fragen sind: Hängen Sachverhalt 
eins und Sachverhalt zwei zusammen? Gibt es einen 
Zusammenhang zwischen dem Aufklärungsbedarf 
beim Flughafen Köln/Bonn und Ihren Absichten mit 
dem Flughafen Köln/Bonn?  

Deswegen, Herr Liminski, hätte ich erwartet, dass die 
Landesregierung aus der Staatskanzlei heraus, also 
durch den Ministerpräsidenten persönlich, heute 
Stellung nimmt; 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

denn die Staatskanzlei war es, die an dieser Stelle 
wichtige Aktivitäten entfaltet hat.  

Ich frage also Sie, Herr Staatssekretär, und ich frage 
auch den Ministerpräsidenten: Hängen die beiden 
Vorgänge zusammen? Ist es wirklich Zufall, dass die 
Abberufung von Herrn Bodewig wenige Tage vor der 
entscheidenden Aufsichtsratssitzung von Ihnen an 
den amtierenden Aufsichtsratsvorsitzenden heran-
getragen wurde? 

Denn eins ist doch Fakt, Herr Kollege Voussem – 
und da dürfen auch Sie sich nicht dümmer stellen, als 
Sie sind –: Es ist doch absolut naiv, anzunehmen, 
eine laufende Aufklärung sei unabhängig von Perso-
nen und nur durch Technik zu bewerkstelligen. 
Selbstverständlich – da beißt doch die Maus keinen 
Faden ab – werden im wahrsten Sinne des Wortes 
Aufklärungen enthauptet, wenn Sie mitten in deren 
Hochphase den Vorsitzenden abschießen.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Das geht nicht, und das wissen Sie. Aber genau das 
ist Ihr Ziel.  

Deswegen – Herr Präsident, ich komme zum 
Schluss –, Herr Staatssekretär, Herr Ministerpräsi-
dent, möchten wir von Ihnen wissen: Gab es eine 
Einflussnahme? Gibt es einen zeitlichen Zusam-
menhang? Welche Gespräche hat es gegeben? 
Das werden Sie, wenn nicht heute, dann in den 
nächsten Tagen und Wochen minutiös darlegen 
müssen. Vorher geben wir keine Ruhe, und vorher 
werden Sie auch den Flughafen Köln/Bonn nicht in 
das Fahrwasser gesteuert haben, das es braucht, 
um für die Menschen in Nordrhein-Westfalen und 
für den Industriestandort Nordrhein-Westfalen Gu-
tes zu leisten. Die Verantwortung lastet jetzt auf Ih-
ren Schultern. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Börschel. – 
Für die FDP hat Herr Middeldorf das Wort.  

Bodo Middeldorf (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ihr Antrag und 
Ihr Beitrag, Herr Klocke, die bisherige Debatte sowie 
auch die Einlassung von Herrn Börschel haben ge-
zeigt, dass der Vorstoß der Grünen, der ja offensicht-
lich von der SPD unterstützt wird, ganz erkennbar 
nicht von dem Motiv der Sachaufklärung geleitet ist, 
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sondern einzig und alleine dem Versuch dient, die 
Personalie Friedrich Merz zu beschädigen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Um es bereits zu Beginn sehr klar zu sagen: Die öf-
fentlich bekannt gewordenen Vorwürfe gegen den 
Geschäftsführer des Flughafens sind gravierend. Sie 
bedürfen einer umfassenden und schonungslosen 
Aufklärung. Daran lassen die Landesregierung und 
auch die FDP-Fraktion überhaupt keinen Zweifel.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dazu ist aber eben nicht eine bestimmte Person an 
der Spitze des Aufsichtsrats erforderlich. Stattdessen 
kommt es doch auf das Funktionieren des gesamten 
Gremiums an. Seiner Kontrollfunktion ist der Auf-
sichtsrat ja offensichtlich nachgekommen. Wenn 
man den Presseberichten Glauben schenken kann, 
dann haben alle 15 Mitglieder einstimmig über die 
Beurlaubung des Geschäftsführers entschieden.  

(Martin Börschel [SPD]: Waren es wirklich alle 
15, waren es nicht nur 14?) 

Fakt ist auch, dass die Vertreter des Landes, die von 
der aktuellen Landesregierung hierfür entsandt wor-
den sind, dafür gesorgt haben, dass gerade ein re-
nommiertes Wirtschaftsprüfungsunternehmen an der 
Prüfung beteiligt worden ist. Der Vorwurf, hier solle 
irgendetwas verschleiert werden, ist schon alleine 
deswegen vollkommen haltlos.  

Im Übrigen ist es jetzt an der Staatsanwaltschaft, die 
Vorwürfe auf strafrechtlich relevantes Verhalten hin 
zu prüfen und daraus gegebenenfalls weitere 
Schritte abzuleiten. Das wissen wir alle. Dabei wird 
sich dann zeigen, ob dem Geschäftsführer tatsäch-
lich etwas vorzuwerfen ist, was gegebenenfalls in ei-
nem weiteren Schritt zivilrechtlich verfolgt werden 
müsste.  

Einen Punkt in dem bisherigen Prozess halte ich al-
lerdings für durchaus erstaunlich. Dem Vernehmen 
nach wurde dem Geschäftsführer nämlich nicht die 
Möglichkeit eingeräumt, direkt vor dem Aufsichtsrat 
Stellung zu nehmen. Das aber wäre einer Sachauf-
klärung sicherlich dienlich gewesen. Es entspricht – 
da sind wir uns wohl einig – zudem den Regeln eines 
Rechtsstaats, in dem die Unschuldsvermutung ein 
wesentlicher Bestandteil der Rechtskultur ist.  

Man kann über die Hintergründe von hier aus nur 
spekulieren, aber bemerkenswert ist es schon, weil 
es natürlich den Blick auch auf andere Motive lenken 
könnte. 

All diese Vorgänge und Prozesse, meine Damen und 
Herren, sind von der Neubesetzung des Aufsichts-
ratsvorsitzes klar zu trennen. Solche politisch be-
stimmten Wechsel sind völlig übliche Vorgänge und 
im Übrigen auch von der rot-grünen Landesregierung 
immer wieder genauso praktiziert worden. 

Selbstverständlich gehen wir davon aus, dass der 
bisherige Aufsichtsratsvorsitzende Kurt Bodewig alle 
notwendigen Schritte eingeleitet hat. Aber klar ist 
auch, dass jeder andere Aufsichtsratsvorsitzende, 
der seine Sache ernst nimmt, das genauso machen 
würde. Davon sind wir bei Herrn Merz selbstver-
ständlich überzeugt. Wir sind sicher, er wird die Inte-
ressen des Flughafens professionell und umsichtig 
vertreten. Dazu gehört natürlich auch, den im Raum 
stehenden Vorwürfen mit allen gebotenen Mitteln 
nachzugehen. 

Der Lobbyisten-Vorwurf, Herr Börschel, ist vollkom-
men haltlos. 

(Zuruf von Martin Börschel [SPD]) 

Wir wollen die guten internationalen Kontakte von 
Herrn Merz für den Flughafen nutzen. Um nichts an-
deres geht es an dieser Stelle. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Martin Börschel [SPD]) 

Ich will, meine Damen und Herren, diese Gelegen-
heit auch nutzen, um für die NRW-Koalition ein kla-
res Bekenntnis für den Flughafen Köln/Bonn abzuge-
ben. Der Flughafen hat eine zentrale verkehrs- und 
wirtschaftspolitische Bedeutung. Er ist insbesondere 
im Bereich des Güterverkehrs und der Logistik ein 
unverzichtbarer Bestandteil der Verkehrsinfrastruktur 
in Nordrhein-Westfalen. 

Wir sehen in dieser internationalen Logistikdreh-
scheibe auch eine Jobmaschine und einen ent-
scheidenden Faktor für die gesamte ökonomische 
Entwicklung des Landes. Es gehört zu einer unvor-
eingenommenen Gesamtbetrachtung – auch diese 
Differenzierung möchte ich an dieser Stelle vor-
nehmen –, dass diese positive Entwicklung unter 
der Geschäftsführung in den letzten Jahren we-
sentlich vorangebracht worden ist. 

Ich betone das deshalb so mit Nachdruck, weil ge-
rade den Grünen – das ist ganz anders, als Sie uns 
das hier glauben machen wollten, Herr Klocke – 
diese positive Entwicklung in der Vergangenheit im-
mer ein Dorn im Auge war. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Quatsch!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, es 
bleibt der bittere Beigeschmack an Ihrem heutigen 
Vorstoß, 

(Zuruf von Arndt Klocke [GRÜNE]) 

dass es Ihnen in Wahrheit nicht um Aufklärung geht, 
sondern einzig und allein darum, dem Flughafen ins-
gesamt zu schaden. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Arndt Klocke [GRÜNE]) 

Genau das, liebe Kolleginnen und Kollegen, werden 
wir nicht zulassen. Deshalb ist Friedrich Merz genau 
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der Richtige, weil er die Fortentwicklung des Flugha-
fens Köln/Bonn garantieren wird. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Middel-
dorf. – Für die AfD hat der Abgeordnete Beckamp 
das Wort. 

Roger Beckamp (AfD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Worum geht es? Das wissen alle 
nicht so ganz genau. Vielleicht wissen es diejenigen, 
die im Aufsichtsrat sitzen. Herr Petelkau, Herr Ott, ich 
glaube, jedenfalls Sie beide könnten näher dran sein. 
Aber was genau passiert ist, das wissen jedenfalls 
die meisten hier nicht. 

Es geht vielleicht auch gar nicht darum, was genau 
passiert ist. Es geht wahrscheinlich eher darum, dass 
hier ein paar Ränkespiele zwischen CDU und SPD 
stattfinden, bei denen sich die Grünen zum Büttel der 
SPD gemacht haben – das mag vorkommen –, 

(Lachen von Arndt Klocke [GRÜNE] – Arndt 
Klocke [GRÜNE]: Absurd!) 

und man bedenken muss, dass ein Austausch von 
Personen völlig normal ist, wenn sich Mehrheiten än-
dern. Insofern ist das vielleicht alles ein bisschen mit 
dem Futterneid der SPD 

(Sarah Philipp [SPD]: Die SPD hat es nicht ge-
nau verstanden!) 

oder auch mit Vertuschungsabsichten der CDU zu-
sammenhängend. Das wissen wir eben alle noch 
nicht. Eins von beiden mag der Fall sein. Beides für 
sich genommen ist schlimm genug. 

Die AfD sitzt nicht in diesen Aufsichtsräten. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Das wäre ja noch 
schöner!) 

Wir halten uns aus Ihren Ränkespielen und Ihrem 
Getue schön raus. Wenn Sie mal in die Zeitungen 
schauen, stellen Sie fest, dass diese genau das 
schreiben: Hier wird im Nachgang der Wahl versucht, 
öffentlich Leute zu beschädigen, um die eigenen 
Leute unterzubringen. 

Zu Herrn Merz: Mein Gott! Wie viele Mandate hat der 
Mann eigentlich? Wann geht der Mann eigentlich mal 
essen? 

(Sarah Philipp [SPD]: Nichts Genaues weiß 
man nicht!) 

Da muss man in der Tat einmal nachfragen dürfen, 
ob der noch einen Job haben kann neben Black-
Rock, Brexit und was weiß ich noch alles. Insofern ist 
der Hinweis berechtigt. Aber Herrn Garvens zu be-
schädigen, ohne dass sich der Mann überhaupt hat 
äußern können, ist natürlich wohlfeil. Insofern: Die 

AfD hält sich schön raus aus Ihren Ränkespielen. 
Das ist Ihr Salat. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Wüst das Wort. 

Hendrik Wüst, Minister für Verkehr: Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Kollegen von der 
AfD, wenn Sie anfangen, über Doppelmandate zu re-
den, hat das eine ganz besondere Pikanterie. 

(Heiterkeit und Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Politiker müssen sich regelmäßig mit den Herausfor-
derungen auseinandersetzen, dass man immer mehr 
Termine wahrnehmen muss, als man irgendwie in 
den Kalender bekommt. Wie Herr Meuthen das 
schaffen will, ist mir noch nicht ganz geläufig. Viel-
leicht fliegt der oft vom Flughafen Köln/Bonn oder 
sonst woher. Aber die Nummer, finde ich, war ein 
ziemlicher Rohrkrepierer. 

(Zuruf von der AfD: 200 Sitze!) 

Verehrter Herr Kollege Klocke, ich möchte zu Beginn 
meiner Ausführungen gerne eine klare Antwort ge-
ben auf die Frage, die Sie in der Beantragung dieser 
Aktuellen Stunde aufwerfen. Die Antwort lautet 
schlicht und einfach: Nein! 

Im Gegenteil: Wir lesen seit einigen Tagen Interna 
und Prüfberichte aus dem Aufsichtsrat des Flugha-
fens Köln/Bonn in den Zeitungen – Prüfberichte, die 
angebliche Verfehlungen beim Flughafen Köln/Bonn 
beschreiben, gelegentlich auch schon Entkräftungen 
oder mindestens Widersprüche. 

Bei der professionellen Auseinandersetzung mit die-
sen Themen müssen wir uns zunächst einmal klar-
machen: Wer ist hier eigentlich wofür zuständig? – 
Es ist Aufgabe des Aufsichtsrats, im Raum stehende 
Vorwürfe zu klären und entsprechende Entscheidun-
gen zu treffen. Das allerdings auf der Grundlage ge-
sicherter Informationen und natürlich auch nach An-
hörung all derer, die sich da Vorwürfen ausgesetzt 
sehen. 

Der Aufsichtsrat ist das zuständige Gremium dafür. 
Dieser vertrauliche Raum ist genau der richtige Ort, 
wenn es um die Interna eines Wirtschaftsunterneh-
mens oder der dort handelnden Personen geht. Nach 
meinem Eindruck hat sich der Aufsichtsrat bisher 
sehr gewissenhaft mit den in Rede stehenden Vor-
würfen auseinandergesetzt. 

Die Medienberichte zeigen eines besonders deutlich: 
Der Aufsichtsrat hat das sehr einig getan. Man ist 
sich völlig einig, dass alles Erforderliche getan wird, 
um mögliche Verfehlungen vollständig aufzuklären. – 
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So Kurt Bodewig gestern in einer großen deutschen 
Boulevardzeitung.  

Er hat ausdrücklich auf die Einmütigkeit des Vorge-
hens hingewiesen. Es waren gerade die Vertreter der 
neuen Landesregierung – zwei von drei sind schon 
ausgewechselt –, die weitere Untersuchungen befür-
wortet und unterstützt haben. Sie können das alles 
der Presse entnehmen, und Sie können den Zeitun-
gen auch entnehmen, dass sich die neuen Vertreter 
der Landesregierung schon in der Sitzung im Okto-
ber dafür eingesetzt haben, dass zusätzlich zu einer 
namhaften Rechtsanwaltskanzlei auch eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft zu den weiteren Unter-
suchungen hinzugezogen wird. 

Die Landesregierung hat ein hohes Interesse an der 
Aufklärung des in Rede stehenden Themas; das ha-
ben wir mehrfach erklärt. Wir werden diese Aufklä-
rung durch die Vertreter im Aufsichtsrat vollumfäng-
lich unterstützen. 

Daran wird der Wechsel des dritten Aufsichtsrats-
mandates auch nichts ändern. Der Aufsichtsrat be-
steht aus 15 Personen; er wird seine Arbeit ohne Ver-
änderungen fortsetzen. Jedes Mitglied nimmt dort 
seine Aufgaben ernsthaft und gewissenhaft wahr; 
das ist jedenfalls mein Eindruck. Das gilt bis heute, 
und ich bin sicher, das gilt auch in Zukunft. 

Gleichwohl sind Regierungswechsel immer auch 
Personalwechsel. Das wissen Sie, und das ist auch 
2010 nicht viel anders gewesen. Sie wissen auch, es 
ist völlig normal, dass Mandate in Gremien von Un-
ternehmen, an denen das Land beteiligt ist, infolge 
eines Regierungswechsels sukzessive neu besetzt 
werden. Das ist geübte Praxis und legitim. 

Das Land Nordrhein-Westfalen stellt insgesamt drei 
der 15 Vertreter im Aufsichtsrat des Flughafens 
Köln/Bonn; zwei sind bereits ausgetauscht, nämlich 
der Staatssekretär im Ministerium der Finanzen und 
der Staatssekretär im Ministerium für Verkehr. Beide 
Positionen sind – im Übrigen völlig ohne Aufmerk-
samkeit der Öffentlichkeit – trotz der laufenden Pro-
zesse ausgetauscht worden. Keine einzige Zeile in 
den Zeitungen! Keine Unterstellung irgendwelcher 
Zusammenhänge! Lediglich der Wechsel des aktuel-
len, von Herrn Professor Kurt Bodewig wahrgenom-
menen Mandats steht jetzt noch aus.  

(Zuruf von Arndt Klocke [GRÜNE]) 

Ich bin ganz sicher, dass die Neubesetzung mit 
Friedrich Merz, jemandem, der, Kollegen der AfD, 
sehr viel Erfahrung in solchen Gremien hat, helfen 
wird, 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

die Arbeit im Aufsichtsrat professionell fortzusetzen 
und die weiter notwendigen Aufklärungsarbeiten 
sehr professionell anzuführen. 

Beim letzten Regierungswechsel war das nicht an-
ders. Aber ob da immer dieses zusätzliche Maß an 
Professionalität reingekommen ist, ist eine ganz an-
dere Frage. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Aber an der Professionalität von Friedrich Merz habe 
ich hier heute keinen Zweifel gehört. Und nicht jeder, 
der von Beruf etwas anderes ist als SPD-
Unterbezirksgeschäftsführer, ist gleich ein Lobby-
ist. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Minister. – Für 
die SPD hat noch einmal der Kollege Börschel das 
Wort. 

Martin Börschel (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ich glaube, zunächst kann man festhalten, dass 
die Landesregierung sich diesen Beitrag hätte spa-
ren können. 

(Beifall und Heiterkeit von der SPD – Zurufe 
von der CDU und der FDP) 

Die Kolleginnen und Kollegen von Bündnis 90/Die 
Grünen haben hier klare Fragen gestellt. Wir sind 
hier in einer Debatte, bei der es um die Zukunft des 
Flughafens Köln/Bonn geht, bei der es um die Frage 
geht, wie die Landesregierung mit einer ihrer wichti-
gen Beteiligungen umgehen will, aber außer Wort-
hülsen, außer Politiksprech von geübter Praxis und 
„Das ist völlig normal“ hören wir hier nichts von Sub-
stanz. Das war wirklich absolut überflüssig und be-
schämend. Das muss ich hier wirklich am Anfang sa-
gen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU und der FDP) 

Ich will mich der Reihenfolge meiner Vorredner nach 
an diese wenden. 

Herr Middeldorf, von Ihnen finde ich eines besonders 
spannend. Sie haben sich zum Flughafen Köln/Bonn 
bekannt. Das freut mich, aber ein wichtiges Element 
haben Sie vergessen – ich bin sicher, dass Sie das 
bestimmt noch nachholen wollen, am liebsten für die 
aktuelle Mitte-rechts-Koalition dieses Landes insge-
samt –, 

(Widerspruch von der CDU und der FDP) 

nämlich die Antwort auf die Frage: Bekennen Sie 
sich zum Flughafen Köln/Bonn in öffentlicher Eigen-
tümerschaft? Das ist doch der entscheidende Punkt.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 



Landtag   16.11.2017 

Nordrhein-Westfalen 13 Plenarprotokoll 17/12 

 

Wir wollen kein allgemeines Blabla hören, sondern 
eine Antwort auf die Frage: Bleibt auch nach Ihrem 
festen Willen und Wollen der Flughafen Köln/Bonn in 
öffentlichem Eigentum, und zwar, was sowohl die 
Bundesanteile als auch die Landesanteile Nordrhein-
Westfalens angeht? 

Auf den nächsten Aspekt haben verschiedene Red-
ner hingewiesen, und auch ich will es hier noch ein-
mal sagen, weil es oft den Gedanken der vermeintli-
chen roten Verschwörung oder Ähnliches gibt: Man 
mag sich bei manchem, was jetzt über die Aufklä-
rungsarbeit des Aufsichtsrates öffentlich geworden 
ist, fragen: Warum machen die das so, und warum 
machen die das nicht anders? Warum nimmt dazu 
nicht einer einmal öffentlich Stellung? Warum erfährt 
man nicht genauer, warum sie linksrum und nicht 
rechtsrum oder durch die Mitte gegangen sind? 

Aber das Problem ist doch: Wer sich wirklich ernst-
haft mit der Sache auseinandersetzt – und das ha-
ben Sie zumindest andeutungsweise verschie-
dentlich gesagt –, weiß, dass der Aufsichtsrat zur 
Verschwiegenheit verpflichtet ist, genauso, wie er 
dazu verpflichtet ist, sich nach Recht und Gesetz 
ausschließlich nach objektiven Kriterien zu verhalten. 

Wenn sich der Aufsichtsrat auf Basis eines externen 
Rechtsanwaltsbüros, auf Basis des von der Landes-
regierung vorgeschlagenen Wirtschaftsprüfers, auf 
der Basis einer gutachterlichen Stellungnahme der 
Stadt Köln dafür entscheidet, den Vorsitzenden der 
Geschäftsführung auf Basis intensiv weiter zu über-
prüfender Vorhalte zu beurlauben, ohne ihm in der 
Sitzung des Aufsichtsrates die Möglichkeit zur unmit-
telbaren Stellungnahme zu geben, dann klingt das 
für ungeübte Ohren komisch. Aber der Aufsichtsrat 
wird sich aus guten Gründen so entschieden haben, 
und zwar aus Gründen, die ihm die Externen so emp-
fohlen haben.  

Soweit ich Herrn Minister Wüst eben richtig verstan-
den habe, haben 14 der 15 Mitglieder des Aufsichts-
rates – einer hat es nicht für nötig befunden, sich in 
der für den Flughafen wichtigsten Aufsichtsratssit-
zung des Jahrzehnts die komplette Sitzung anzu-
tun – einvernehmlich gesagt, sie machen das ge-
nauso, sie beurlauben den Geschäftsführer, und sie 
werden die persönliche Stellungnahme des Ge-
schäftsführers an einer anderen Stelle einholen.  

Wenn das der Aufsichtsrat des Flughafens inklusive 
der beiden Landesvertreter so bestimmt hat, dann 
sollten wir das auch nicht öffentlich kritisieren, son-
dern dann werden die Beteiligten dafür ihre Gründe 
gehabt haben, die Frage des Gehörs an anderer 
Stelle zu thematisieren. – Das nur zu Ihnen, Herr Kol-
lege Middeldorf, weil Sie das gerade kritisiert haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn aber Herr Verkehrsminister Wüst hier von der 
geübten Praxis und der angeblichen völligen Norma-
lität des Personalwechsels schwadroniert, dann will 
ich doch hier die Frage in den Mittelpunkt stellen, auf 
die es jetzt mehr und mehr ankommt. 

Also: Von den 15 Plätzen verfügen Sie über drei 
Plätze, zehn Plätze sind für die Anteilseigner be-
stimmt. Von diesen drei Plätzen haben Sie den ers-
ten unmittelbar nach der Landtagswahl ausge-
tauscht, den zweiten im September.  

Ein Schelm, wer Böses dabei denkt oder sich zumin-
dest fragt: Warum, um Himmels willen, kommt der 
Wechsel der dritten Personalie ausgerechnet jetzt, 
also nachdem der amtierende Vorsitzende des Auf-
sichtsrats zu einer Sitzung des Gremiums einberufen 
hat, in der ein Gutachten thematisiert werden soll, 
und bevor es am vergangenen Freitag genau zu den 
eben dargestellten Entscheidungen gekommen ist? 

Außerdem: Der amtierende Aufsichtsratsvorsitzende 
Kurt Bodewig soll nicht etwa „im Prinzip“ sein Amt 
niederlegen und ersetzt werden, er soll nicht am 
Ende der Ermittlungen durch Herrn Merz ersetzt wer-
den, er soll nicht etwa zum Jahresende ersetzt wer-
den, sondern er soll sofort, unverzüglich, ohne 
schuldhaftes Zögern sein Mandat niederlegen. Das 
heißt, er soll sein Mandat noch vor einer Sitzung nie-
derlegen, zu der er selbst zum Zwecke der Aufklä-
rung eingeladen hat. Das ist doch wirklich ein Vor-
gang, der dringend der Aufklärung bedarf und zu 
dem Sie immer noch nichts gesagt haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es kann Ihnen offensichtlich nicht schnell genug ge-
hen, einen anderen Kopf an die Spitze des Aufsichts-
rats zu setzen. Dazu – notabene –: Sie dürfen – das 
ist unstreitig – die Mandate der Landesregierung im 
Aufsichtsrat austauschen. Was Sie aber auf keinen 
Fall alleine dürfen, ist, regierungsamtlich festzulegen, 
wer Vorsitzender des Gremiums werden soll. 

(Beifall von der SPD – Beifall von Arndt Klocke 
[GRÜNE]) 

Einer informellen Praxis folgend, die jahrzehntelang 
am Flughafen Köln/Bonn geübt wurde und die offen-
sichtlich im Wirtschaftsleben üblicherweise gilt, hat 
nämlich der relativ gesehen größte Anteilseigner das 
Recht, den Aufsichtsratsvorsitzenden vorzuschla-
gen – und das ist die Stadt Köln. 

Das hat die Stadt Köln in all den Jahren auch ge-
macht: Nachdem die Landesregierung erst Herrn 
Hauff als Mitglied des Aufsichtsrats vorgeschlagen 
hat und nachdem die Landesregierung später Herrn 
Bodewig zum Mitglied des Aufsichtsrats vorgeschla-
gen hat, waren es Vertreterinnen und Vertreter der 
Stadt Köln, die innerhalb dieses Gremiums vorge-
schlagen haben, erst den einen und dann den ande-
ren zum Aufsichtsratsvorsitzenden zu wählen. Das 
geschah also auf Mandat der Stadt Köln, weil diese 
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als relativ größter Anteilseigner bisher unstrittig im-
mer das Recht dazu hatte.  

Sie können versuchen, diese informelle Übung und 
Praxis – diese hat sich über Jahrzehnte bewährt – zu 
brechen, aber Sie können das nicht alleine entschei-
den. Dazu will ich klipp und klar sagen: Das wissen 
Sie doch! In Köln gibt es eine Koalition zwischen 
CDU und Grünen. Ich bin außerordentlich gespannt, 
ob die Grünen in dieser Koalition zustimmen werden, 
dass die Heuschrecke an die Spitze des Infrastruktu-
runternehmens Flughafen Köln/Bonn kommt. 

(Beifall von der SPD – Daniel Sieveke [CDU]: 
Ach!) 

Ich fordere ausdrücklich die mit den Kölner Grünen 
sehr eng verbundenen Kollegen Arndt Klocke und 
Horst Becker auf, ihren Einfluss geltend zu machen. 
Wenn die Kölner Grünen tatsächlich zustimmen, 
dass Friedrich Merz an die Spitze des Aufsichtsrats 
des Flughafens Köln/Bonn kommt, dann kann man 
seine Glaubwürdigkeit auch an der Garderobe abge-
ben. Ich gehe daher davon aus, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der Grünen, dass Sie Wort halten. 

(Beifall von der SPD) 

Langer Rede kurzer Sinn: Was die Landesregierung 
heute macht, ist bestenfalls beredtes Schweigen. Ab-
gesehen von Herrn Liminski, der sich nach der Rede 
von Herrn Klocke hier ins Parlament geschlichen hat, 
ist das im Grunde eine Politik des leeren Stuhls. Wir 
bleiben dabei: Der Ministerpräsident muss erklären, 
was er in diesem Fall will, was er mit den Vorgängen 
zu tun hat, was er im Weiteren beabsichtigt. Ich 
bleibe dabei – es hilft ja alles nichts –: Wir geben 
keine Ruhe, bis er das gemacht hat. Da können Sie 
sich auf den Kopf stellen. – Danke. 

Präsident André Kuper: Für die CDU hat der Kol-
lege Voussem das Wort. 

Klaus Voussem (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Börschel, es ist schon 
faszinierend, dass gerade Sie hier über Aufsichts-
ratstätigkeiten parlieren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Martin Börschel [SPD]) 

Der Aufsichtsrat des Flughafens Köln/Bonn ist, 
glaube ich, der einzige Aufsichtsrat in Köln, in dem 
Sie nicht Mitglied sind. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Heiterkeit 
von der CDU) 

Wir haben das mal nachgeschaut: GAG, Stadt-
werke … 

(Zuruf von Martin Börschel [SPD] – Heiterkeit 
von der SPD) 

– Hören Sie doch mal zu. 

Gleichzeitig finde ich es faszinierend, dass Sie schon 
allein bei der Nennung des Namens Friedrich Merz 
Schnappatmung bekommen.  

(Marlies Stotz [SPD]: Das glauben Sie wahr-
scheinlich!) 

Da kann die Wahl ja gar nicht so falsch gewesen 
sein. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Martin Börschel [SPD]) 

Kollege Börschel, Sie haben vorhin die Frage in den 
Raum gestellt, ob möglicherweise die Aufklärung der 
in Rede stehenden Sachverhalte mit der Abberufung 
von Kurt Bodewig enthauptet werde; das ist ein mar-
tialischer Begriff, ich zitiere Sie da. Ich möchte die 
Frage gerne einmal andersherum stellen: Ist es wirk-
lich Zufall, dass Herr Bodewig in Ansehung seiner 
Abberufung zum Aufklärer wird? Ist das wirklich Zu-
fall? 

(Minister Herbert Reul: So war es nämlich!) 

Der Aufsichtsrat am Flughafen Köln/Bonn besteht 
aus mehr als nur dem Vorsitzenden, nämlich aus ins-
gesamt 15 Personen. Ich möchte nicht so weit ge-
hen, zu behaupten, dass der Vorsitzende den Auf-
sichtsratsmitgliedern Informationen vorenthalten hat, 
sodass aus unserer Sicht eine Aufklärung der Vor-
gänge bruchlos, lückenlos und ohne zeitliche Verzö-
gerung möglich sein wird. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die Grü-
nen erteile ich dem Kollegen Horst Becker das Wort.  

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wenn man sich die Debatte 
anhört und wenn man sich die Medienberichte seit 
Freitag letzter Woche oder seit Donnerstagabend – 
da begann es, glaube ich – ansieht, muss man sich 
ein paar entscheidende Fragen stellen. Ich nenne ei-
nige davon, andere hat Herr Börschel eben angedeu-
tet.  

Die erste Frage lautet: Warum ist es offensichtlich 
entweder der Landesregierung vorher nicht gelun-
gen, oder warum ist es nicht gewollt gewesen, den 
dritten Sitz durch einen Austausch durch sich selbst, 
also durch diese Regierung, zu besetzen, und warum 
ist es offensichtlich so wichtig gewesen, eine Umbe-
setzung präzise in der Woche vor der Aufsichtsrats-
sitzung, also von montags bis freitags, herbeizufüh-
ren?  

Denn unabhängig von der Frage, was von einer den 
Heuschrecken nahestehenden Person möglicher-
weise zu erwarten ist, stellt sich doch umgedreht die 
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Frage: Was ist Ihnen denn so wichtig? Was ist die 
Maßnahme, die diese Person möglicherweise in den 
nächsten zwei bis drei Monaten durchführen soll und 
nicht durchführen kann, wenn sie jetzt nicht benannt 
wird?  

Nehmen wir einmal an, die Befürchtung all derer – 
ich gehöre dazu –, die sagen, dass es auch um Pri-
vatisierung an diesem Flughafen gehe, weil Sie mit 
der FDP koalieren, würde stimmen. Dann ist mit Si-
cherheit auch umgedreht richtig, dass das nicht in 
den nächsten zwei bis drei Monaten passiert.  

Also bleibt die Frage: Was war jetzt so dringend? 
Was war, nachdem man sich Monate Zeit gelassen 
hat, so dringend, dass es offensichtlich zwischen 
Montag und Freitag letzter Woche geschehen 
musste? 

Dann kann einem eigentlich nur in den Sinn kom-
men, dass es mit der am Freitag stattfindenden Auf-
sichtsratssitzung zu tun hat. Das legt im Übrigen 
auch nahe, dass die Einladung zu einer solchen Sit-
zung des Aufsichtsrates in der Woche davor erfolgt 
ist, dass also klar war – auch den Mitgliedern der 
Landesregierung, auch den beiden amtierenden 
Staatssekretären, die jetzt für diese Landesregierung 
im Aufsichtsrat sind –, worum es an diesem Freitag 
geht.  

Deswegen haben wir Anfragen gestellt. Ich will hier 
wenigstens einige Fragen nennen: 

Wann hat diese Landesregierung bzw. die Staats-
kanzlei entweder durch Herrn Laschet oder durch 
Sie, Herr Liminski, erstmalig Herrn Minister a. D. Bo-
dewig gebeten bzw. aufgefordert, umgehend sein 
Aufsichtsratsmandat niederzulegen? Wann und 
durch wen hat sie das schriftlich erklärt? Welche 
Möglichkeiten hat sie ansonsten noch zu ergreifen 
versucht? Ist es richtig, dass zwar versucht worden 
ist, dass es aber misslungen ist, am Donnerstag letz-
ter Woche eine Gesellschafterversammlung herbei-
zuführen, bei der man gegen den Willen von Herrn 
Bodewig für dessen Abberufung eine Dreiviertel-
mehrheit gebraucht, aber wohl absehbar nicht be-
kommen hätte?  

Diese Fragen gehen das Parlament an. Alles andere, 
was ich vorhin aus Ihrer Richtung gehört habe, waren 
Nebelkerzen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Sie können jetzt für Aufklärung sorgen. Sie können 
im Gegensatz zu Ihrer sonstigen Praxis Kleine Anfra-
gen zeitnah und präzise beantworten, also mal Ant-
worten geben und nicht nur „Antwort“ über die Zettel 
schreiben, die Sie abgeben. Insofern bin ich ge-
spannt darauf, wie das insgesamt weitergeht.  

Lassen Sie mich noch ein paar Sätze zu der Frage 
sagen, was da möglicherweise passiert. 

Erstens. In einem solchen Stadium, sofern die Pres-
seberichte nur ansatzweise stimmen, von einer Ver-
mutung zu sprechen, von der die Landesregierung, 
deren Vertreter im Übrigen dem Aufsichtsrat angehö-
ren, gehört habe, ist ein Zeichen dafür, was man will: 
Man will es kleinkochen. 

Zweitens. Jeder, der sich mit dem Flughafen 
Köln/Bonn beschäftigt, weiß, dass es seit vielen Jah-
ren – übrigens auch schon, Herr Börschel, zu der Zeit, 
als Herr Hauff Vorsitzender war – immer wieder aus 
der Belegschaft den einen oder anderen Hinweis auf 
Unregelmäßigkeiten, auf das System Garvens, auf 
Aussagen wie „Nordkorea unter den Flughäfen“ und 
Ähnliches gegeben hat.  

Jeder weiß, dass es zwei technische Geschäftsführer 
gegeben hat, die gegangen sind und gegangen wur-
den, indem sie zum Gehen gedrängt wurden, dass es 
einen Feuerwehrchef gegeben hat, der sich im Streit 
mit Herrn Garvens verabschiedet hat oder verabschie-
den musste. Man hört auch, dass der aus der Beleg-
schaft gewählte, also der von Herrn Garvens gewollte, 
technische Geschäftsführer Titonis, der jetzt die Ge-
schäfte führt, und Herr Garvens auch nicht mehr ein 
Herz und eine Seele sind.  

Das alles hat meiner Ansicht nach mit Fragen der Inf-
rastruktur und mit einer in Teilen des Flughafens dar-
niederliegenden Infrastruktur zu tun. Insofern ist es ein 
Prozess, der nach meiner persönlichen Überzeugung 
schon lange gärt und jetzt kumuliert. 

Präsident André Kuper: Die Redezeit.  

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident, ich komme 
zum Schluss. – Dieser Prozess dokumentiert sich 
auch am Umgang mit einem Aufsichtsratschef, der 
nach meinem Eindruck einer derer ist, die tatsächlich 
aufklären wollen, und der damit bei einigen offensicht-
lich unangenehm aufgefallen ist. – Schönen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und Martin Börschel 
[SPD]) 

Präsident André Kuper: Meine Damen und Herren, 
da mir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
schließe ich diese Aktuelle Stunde.  

Wir kommen zu:  

2 Gesetz zum Abbau unnötiger und belastender 
Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen – 
Entfesselungspaket I 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/1046 
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Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Minister 
Professor Pinkwart das Wort.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Guten Mor-
gen, Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich freue mich sehr, heute im Namen der 
Landesregierung das Gesetz zum Abbau unnötiger 
und belastender Vorschriften im Land Nordrhein-
Westfalen, das sogenannte Entfesselungspaket I, 
einbringen zu können.  

Mit diesem Entfesselungspaket wollen wir effizien-
tere, transparentere und unkompliziertere Regelun-
gen im Dienste der Bürgerinnen und Bürger wie auch 
der Unternehmen im Land Nordrhein-Westfalen 
schaffen. Wir wollen Tariftreue, Verbraucher- und 
Umweltschutz für die Adressaten nachvollziehbar 
und anwendungsorientiert gestalten und legen hier-
für Änderungen bzw. Anpassungen von 16 Rege-
lungswerken – darunter 13 Gesetze und drei Rechts-
verordnungen – vor.  

Die neue Landesregierung ist erst 137 Tage im Amt. 
Wir haben sofort begonnen, das auszuarbeiten. Wir 
haben uns mit den Beteiligten abgestimmt. Wir ha-
ben die Verbändeanhörung gemacht. Wir haben 
Ideen aufgegriffen – auch aus dem parlamentari-
schen Raum –, um Nordrhein-Westfalen schnell wie-
der mehr Bewegungsfreiheit zu eröffnen. Ich darf ei-
nige wenige Maßnahmen innerhalb der kurzen Re-
dezeit hervorheben.  

Lassen Sie mich mit der Anpassung des Ladenöff-
nungsgesetzes beginnen. 

(Marlies Stotz [SPD]: Großer Wurf!) 

Damit schaffen wir endlich verlässliche Rahmenbe-
dingungen für Kunden, Händler, Kommunen und die 
betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. In 
Zukunft soll die Anzahl der verkaufsoffenen Sonn-
tage von vier auf acht erhöht sowie die Öffnungszei-
ten an Samstagen nicht mehr begrenzt werden. In-
nerhalb einer Gemeinde sollen 16 statt bisher elf 
Sonntage freigegeben werden.  

(Beifall von der FDP und Petra Vogt [CDU]) 

Auf Grundlage des gesetzgeberischen Gestaltungs-
spielraums führen wir neue Sachgründe ein, um die 
Sonntagsöffnung auch rechtssicherer zu machen. 
Denn bisher waren die wenigen Tage so stark be-
klagt und eingeschränkt, dass man den Interessen 
sowohl der Händler als auch der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, vor allem aber der Kunden gar nicht 
gerecht werden konnte.  

Unter Berücksichtigung der Arbeitnehmerschutz-
rechte gestalten wir das Gesetz neu.  

Neben örtlichen Festen, Märkten, Messen oder ähn-
lichen Veranstaltungen sollen verkaufsoffene Sonn-
tage in Zukunft auch folgenden Zielen dienen: unter 

anderem der Belebung der Innenstädte und Kommu-
nen zur Erhöhung der Standortattraktivität und zur 
Stärkung des stationären Einzelhandels und ortsna-
her Versorgungsstrukturen vor allen Dingen im länd-
lichen Raum. 

Das scheint uns gerade mit Blick auf die Digitalisie-
rung wichtig zu sein, weil immer mehr Aktivitäten im 
E-Commerce stattfinden. Wir wollen, dass die Ge-
schäfte dann geöffnet sind, wenn Familien auch Zeit 
haben, gemeinsam einkaufen zu gehen, die Innen-
städte zu beleben und anstatt online auch noch off-
line einzukaufen. Denn das brauchen wir, wenn wir 
lebendige Innenstädte behalten wollen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Verbessert wird auch das Tariftreue- und Vergabe-
gesetz. Dabei geht es nicht um die Infragestellung so 
wichtiger Errungenschaften wie Tariftreue und Min-
destlohn. Im Gegenteil: Wir stärken die vertraglichen 
Sanktionsmöglichkeiten und befreien das Vergabe-
recht von komplizierten Nachweispflichten. Öffentli-
che Auftraggeber können damit Nachhaltigkeitsas-
pekte in Zukunft zielsicher und einzelfallgerecht in 
das Verfahren einbringen. 

Unabhängig von den genannten rechtlichen Regeln 
werden wir auch die elektronische Abwicklung und 
Abbildung des gesamten Beschaffungsvorgangs 
zeit- und kostensparend realisieren, einschließlich 
der Anbindung der Beschwerde- und Nachprüfungs-
instanzen. 

Dem Vergabeportal NRW kommt damit bundesweit 
eine Vorbildfunktion zu, und zwar nicht zuletzt gerade 
auch im Hinblick auf den Schutz der Arbeitnehmer-
rechte. Ich bin mir mit dem DGB-Bezirksvorsitzenden 
Nordrhein-Westfalen, Andreas Meyer-Lauber, einig, 
dass wir in Zukunft die Überwachung der Arbeitneh-
merschutzrechte in Nordrhein-Westfalen insgesamt 
verbessern wollen – ganz nach der Devise: Weniger 
Regulierung erhöht Vertrauen und eröffnet die 
Chance, auch wirksam zu kontrollieren. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Als völlig untauglich hat sich das Kontrollergebnis-
Transparenz-Gesetz, KTG, besser bekannt als Hygi-
eneampel, erwiesen. 

Deshalb schlagen wir dem Landtag im Einverneh-
men mit der Umweltministerin, der ich dafür sehr 
dankbar bin, die ersatzlose Streichung vor. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Hier war der sperrige Name Programm. Die Reglung 
ist unübersichtlich, kompliziert und für Verbraucher, 
Anwender und die Betroffenen – 150.000 Betriebe 
und ihre Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen – un-
durchschaubar. 



Landtag   16.11.2017 

Nordrhein-Westfalen 17 Plenarprotokoll 17/12 

 

Natürlich liegen uns Hygiene- und Lebensmittelsi-
cherheit im Interesse der Bürgerinnen und Bürger am 
Herzen. Deshalb bleibt es selbstverständlich beim 
strengen Lebensmittelüberwachungsrecht und ähnli-
chen Vorschriften, deren strikte Einhaltung über wirk-
same und angemessene Strafen sichergestellt wird. 
Einen unverhältnismäßig hohen Dokumentationsauf-
wand, vor allem für die kleinen und mittleren Unter-
nehmen, ohne erkennbaren Vorteil für die Konsu-
menten wollen wir allerdings nicht mehr zulassen. 
Deshalb nehmen wir das KTG zurück, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Aufgehoben wird auch der Erlass zur Internetveröf-
fentlichungspflicht von immissionsschutzrechtlichen 
Antragsunterlagen, der ebenfalls eine ganz beachtli-
che Leistung der Vorgängerregierung darstellt. 
Durch die ungefilterte und umfassende Veröffentli-
chung aller Anlagen- und Baupläne im Internet steigt 
die Gefahr von Cyberkriminalität, Sabotageakten und 
terroristischen Anschlägen eklatant. Durch den soge-
nannten Spionageerlass drohte zudem ein massiver 
Abfluss von Firmen-Know-How unter Preisgabe in-
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir stellen 
manchmal Sachen ins Netz, die hier noch nicht ge-
nehmigt sind. Bis sie hier genehmigt worden sind, 
wurden sie in China bereits gebaut. Dem müssen wir 
ein Ende bereiten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Im Dienste einer prosperierenden, weltoffenen 
NRW-Wirtschaft wiederum steht die vollelektroni-
sche, medienbruchfreie Gewerbemeldung. Eine Ab-
frage der Gründerinnen und Gründer hat ergeben, 
dass diese sich heute – das gilt insbesondere für die 
digitalen Start-ups – auch digital anmelden können 
wollen. Wenn sie ein Gewerbe haben, das mehrere 
Behörden betrifft, müssen sie sich heutzutage noch 
bei mehreren Behörden analog anmelden. Das passt 
nicht mehr in diese Zeit. Nordrhein-Westfalen hat 
sich schon jahrelang damit beschäftigt. 

Wir wollen den Kammern jetzt optional das Recht 
einräumen, die Gewerbeanmeldung durchführen zu 
können, allerdings nur dann, wenn sie dies auch me-
dienbruchfrei in einem Onlineverfahren tun. Wir hof-
fen, dass die Kommunen dann auch möglichst 
schnell in dieses Verfahren eintreten, damit wir es flä-
chendeckend anbieten können. 

Wie Sie sehen, dient die Entfesselung auch dazu, die 
Digitalisierung im Land voranzubringen. – Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Pinkwart. – Der Minister hat die Re-
dezeit der Landesregierung um zwei Minuten über-
zogen. Diese Zeit bekommen die Fraktionen selbst-
verständlich gutgeschrieben. 

Ich möchte gerne darauf aufmerksam machen, dass 
wir künftig auch bei der Landesregierung ganz kurz 
verbal andeuten werden, dass sich die Redezeit dem 
Ende nähert oder überzogen ist – nicht, um die Lan-
desregierung in ihren Rechten einzuschränken, son-
dern, um den Fraktionen auf diesem Weg das Signal 
zu geben, dass sich ihre Redezeit gegebenenfalls 
verlängern wird. 

Nach dieser Vorbemerkung hat jetzt Herr Kollege 
Rehbaum von der CDU-Fraktion das Wort. 

Henning Rehbaum (CDU): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Regierungs-
wechsel in Nordrhein-Westfalen ist eine Chance für 
einen Neustart für unser Land. 

Zunächst müssen wir die Versäumnisse der letzten 
Jahre aufholen. Damit meine ich insbesondere die 
Investitionen in Straßen, Kindergärten, Krankenhäu-
ser, Polizei und vieles mehr. Das alles sind Baustel-
len von unvorstellbarer Größe, die eine finanzielle 
Kraftanstrengung für viele Jahre erfordern werden. 
Diese rot-grünen Versäumnisse kosten Geld. 

Gerade bei einem Wechsel von einem streng linken 
Bündnis wie in Nordrhein-Westfalen hin zu einer 
klassisch bürgerlich-pragmatischen Koalition gibt es 
aber auch jede Menge überalterter, unwirksamer, 
teilweise ideologischer Regelungen, die man einfach 
abschaffen kann. Das Schönste ist: Diese alten rot-
grünen Zöpfe abzuschneiden, kostet kein Geld, son-
dern bringt die Wirtschaft in Schwung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Diejenigen Kollegen, die wie ich regelmäßig Unter-
nehmen und Betriebsräte besuchen, bekommen un-
aufgefordert den sehnlichen Wunsch mit auf den 
Weg: Sorgt für weniger Bürokratie! 

Bürokratie hängt dem Mittelstand wie ein Mühlstein 
um den Hals. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Geht es auch eine 
Nummer größer? – Heike Gebhard [SPD]: 
Deswegen stehen wir wirtschaftlich auch so 
gut dar!) 

Sie verhindert Wachstum sowie die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und geht den Praktikern vor Ort 
schlicht auf die Nerven. In Großunternehmen gibt es 
eigene Abteilungen, die sich darum kümmern. In Mit-
telstand und Handwerk macht das der Chef oder die 
Chefin nach Feierabend selbst. 
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Auf verschiedenen Ebenen diskutieren wir aktuell ein 
gesundes Gleichgewicht aus Arbeitszeit und Flexibi-
lität für Arbeitnehmer. Das Arbeitszeitgesetz des 
Bundes, das für Saisonbetriebe und Gastronomie 
viel zu starre Tagesarbeitszeiten hat, ist richtiger-
weise im Gespräch. Auch die IG Metall plädiert für 
schwankende Arbeitszeiten zur Abmilderung von 
persönlichen Belastungen im Laufe verschiedener 
Lebensphasen. 

Wer aber spricht offen über die persönliche Arbeitsbe-
lastung von Selbstständigen, Mittelständlern, Hand-
werksmeistern oder Ich-AGs?  

Ein selbstständiger Unternehmer ist auch nur ein 
Mensch. Auch die Kinder des Bäckermeisters haben 
ein Recht darauf, ihren Papa mal bei Tageslicht zu 
sehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Unsere Unternehmer und Handwerker sind tagein, 
tagaus unermüdlich für ihre Betriebe und zufriedene 
Kunden im Einsatz. An dieser Stelle möchte ich allen 
Unternehmern für ihren Einsatz für unseren Wohl-
stand und die Arbeitsplätze herzlich Danke sagen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das Arbeitszeitgesetz des Bundes, die Mitbestim-
mung und Manteltarifverträge schützen Arbeitneh-
mer. Wer aber schützt Unternehmer vor immer mehr 
Bürokratie, Dokumentation und Gängelung? Aus ei-
gener Erfahrung weiß ich: Unternehmer wollen kein 
Mitleid und kein Arbeitszeitgesetz für ihre Person. Im 
Gegenteil! Unternehmer und Handwerker sagen: 
Lasst uns einfach in Ruhe unsere Arbeit tun. – Sie 
wollen mit guten Produkten zufriedene Stammkun-
den gewinnen, ihren Mitarbeitern für gute Arbeit gu-
tes Geld zahlen und ein Auskommen erzielen, von 
dem sie und ihre Familien vernünftig leben können. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Was die Handwerker nicht wollen, ist, nach einem 
langen 16-Stunden-Tag noch eine Stunde Doku-
mente, Tabellen und Nachweise auszufüllen, die 
auf dem großen Datenfriedhof der Republik lan-
den. Ob Hygieneampel, das Vergabegesetz mit 
allzu vielen Dokumentationspflichten, die gut ge-
meint sind, aber nicht wirken, komplizierte Gewer-
beanmeldungen oder rechtsunsichere Organisati-
onsrahmen von verkaufsoffenen Sonntagen durch 
die örtlichen Kaufleute: Wir wollen den Unterneh-
mern Steine aus dem Rucksack nehmen, damit sie 
einfacher arbeiten, erfolgreich sein und Arbeits-
plätze schaffen können. 

Es geht nicht nur darum, bestehenden Unterneh-
men Luft im Alltag zu verschaffen. Mit der Abschaf-
fung oder Überarbeitung überflüssiger, überalter-
ter oder unwirksamer Regelungen in Nordrhein-
Westfalen wollen wir auch das Unternehmersein 

generell attraktiver machen. Ob Internet, Verkehrs-
wende, Energiewende oder demografischer Wan-
del: Wir brauchen viele neue Unternehmer mit Mo-
tivation und Geschäftsideen. Diesem Gründergeist 
müssen wir Freiraum geben, damit er sich entfal-
ten kann. 

(Beifall von der CDU) 

Wir wollen Gründer für die Wirtschaft 4.0 begeistern 
und haben eine Bürokratie wie in den 80er-Jahren. 
Das wollen wir ändern. 

Dazu kommen Hunderttausende Betriebe in Nord-
rhein-Westfalen, die in den nächsten Jahren einen 
Nachfolger suchen. Wir wollen, dass auch die her-
vorragend qualifizierte junge Generation in den Un-
ternehmerfamilien dafür brennt, in das elterliche Un-
ternehmen einzusteigen und es mit seinen Arbeits-
plätzen weiterzuführen. 

Auch für Angestellte, Gesellen, Meister, Kaufleute, 
Techniker oder Ingenieure muss die Selbstständig-
keit wieder zu einer attraktiven Alternative zur abhän-
gigen Beschäftigung werden. 

Wir nehmen Betrieben und Start-ups Steine aus dem 
Rucksack, damit sie mehr Spaß an der Arbeit be-
kommen und die Arbeitsplätze schaffen, die unser 
Land so dringend braucht. 

Das Entfesselungspaket I umfasst insgesamt 16 Re-
gelungen und Gesetze für Unternehmen, aber auch 
für Behörden sowie den Sozial- und Gesundheitsbe-
reich, die abgeschafft oder vereinfacht werden, um 
den Praktikern das Leben leichter zu machen. 

Den vielen Praktikern, die sich über unser Bürokra-
tieabbauprogramm freuen, kann ich zurufen: Das 
Entfesselungspaket I ist nur der Anfang. Weitere Ent-
fesselungspakete werden folgen – für Schwung in 
den Unternehmen sowie für Freiheit, Wachstum, 
mehr Arbeitsplätze und Wohlstand in Nordrhein-
Westfalen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rehbaum. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Herr Kollege Sundermann. 

Frank Sundermann (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich mit einem Satz 
zum Redebeitrag des Kollegen Rehbaum beginnen. 
Herr Rehbaum, ich finde es schon wirklich enttäu-
schend, von einem Mitglied der Christlich Demokra-
tischen Union nicht ein einziges Wort zu den Arbeit-
nehmern gehört zu haben. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Sie haben nicht 
zugehört!) 
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Sie haben nur darüber gesprochen, wie wir den Un-
ternehmern im Land helfen wollen. Das ist richtig und 
wichtig; keine Frage. Aber auch die Arbeitnehmer in 
diesem Land sind wichtig. Kein Wort von Ihnen dazu, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Ich stelle Ihnen 
den Text gerne zur Verfügung!) 

was Sie den Arbeitnehmern mit diesem Gesetzespa-
ket vorlegen; kein einziges! 

(Beifall von der SPD – Henning Rehbaum 
[CDU]: Das ist ungeheuerlich!) 

Meine Damen und Herren, wir lassen es Ihnen nicht 
durchgehen, zu behaupten, Sie hätten ein Land vor-
gefunden, das am Boden gelegen hat und erst ent-
fesselt werden muss. Deshalb möchte ich Ihnen drei 
Dinge am Anfang meiner Rede noch einmal mittei-
len. 

Nordrhein-Westfalen ist aktuell, was das Wachstum 
beim Bruttoinlandsprodukt anbelangt, die Nummer 
fünf in Deutschland. Vier sind noch vor uns, elf sind 
hinter uns. Die Wirtschaft ist – und das sage nicht ich, 
sondern das sagt beispielsweise die IHK Nord West-
falen – in Bestform, meine Damen und Herren. 

Was den Bürokratieabbau anbelangt, zitiere ich an 
dieser Stelle Dr. Johannes Ludewig, den Vorsitzen-
den des Nationalen Normenkontrollrates, der im ak-
tuellen Wirtschaftsbericht Nordrhein-Westfalen aus-
geführt hat, dass Nordrhein-Westfalen Vorreiter beim 
Bürokratieabbau und in guter Rechtsetzung ist. 

(Beifall von der SPD) 

Das sind die Benchmarks, an denen Sie sich in den 
nächsten fünf Jahren messen lassen müssen, meine 
Damen und Herren. 

Nun komme ich zu Ihrem Entfesselungspaket. Wie 
man beim Minister auch schon gemerkt hat, kann 
man gar nicht auf alle Punkte eingehen, sondern in 
der Kürze der Zeit nur auf einige. 

Ich möchte als Erstes etwas zum Ladenöffnungsge-
setz sagen. Dabei möchte ich nicht mit einem Blick 
meiner Partei beginnen, sondern mit dem externen 
Blick der KAB. Die KAB hat schon am 14. Juni 2017 
in ihrer online Ausgabe von „Kirche + Leben“ ausge-
führt – ich zitiere Herrn KAB-Diözesansekretär Her-
mann Hölscheidt –: 

„Der arbeitsfreie Sonntag ist laut Hölscheidt ,Frei-
heitsschutz und Arbeitnehmerschutz‘, ein wichti-
ges religiöses Gut und ein Kulturgut: ,Sonntage 
sind gemeinsame Atempausen unserer Gesell-
schaft und als solche unverzichtbar.‘„ 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, neben einer inhaltlichen 
Begründung führen Sie auch immer an, Sie wollten 
Rechtssicherheit schaffen. Die Gespräche, die wir 
mit Kommunen und auch mit den Gewerkschaften 

geführt haben, zeigen genau, dass Sie Rechtssicher-
heit an dieser Stelle eben nicht schaffen. Die neuen 
Anlassbezüge, die Sie schaffen, führen eher dazu, 
dass es eine verstärkte Rechtsunsicherheit gibt, Herr 
Minister. 

Nun wollen wir einmal schauen, wie der Prozess 
läuft. Ich prophezeie Ihnen für die sozialdemokrati-
sche Partei in diesem Land, dass dieses Ladenöff-
nungsgesetz vor Gericht scheitern wird. Dann wer-
den wir einmal sehen, wie Sie damit weiter umgehen. 

Zu den inhaltlichen Zielen führen Sie immer wieder 
aus – das haben Sie eben auch noch einmal ge-
macht –, Sie wollten die innerstädtischen Bereiche 
vor allen Dingen in Grund- und Mittelzentren stärken. 
Lassen Sie uns doch einmal einen Blick in das Land 
werfen und uns genau diese Grund- und Mittelzen-
tren anschauen.  

Wie sieht es da denn heute aus? Gibt es dort am 
Samstag nach 22:00 Uhr offene Geschäfte? – Es gibt 
sie nicht. 

Sie wollen jetzt auch noch, dass diese Geschäfte zu-
künftig bis 24:00 Uhr öffnen können – übrigens vor 
dem nächsten Sonntag, vor dem Volkstrauertag und 
auch vor dem Totensonntag. Bis 24:00 Uhr sollen die 
Geschäfte geöffnet werden. 

Aus meiner Sicht ist das ein Stück weit ein Skandal. 
Es hilft nämlich nicht den Innenstädten, sondern den 
Discountern und den Einkaufszentren auf der grünen 
Wiese. So werden Sie kein Leben in die Innenstädte 
bekommen, meine Damen und Herren. Kreativere 
Ansätze sehen an dieser Stelle deutlich anders aus. 

(Beifall von der SPD) 

Das zweite Gesetz, auf das ich kurz zu sprechen 
kommen möchte, ist das Tariftreue- und Vergabege-
setz. Lassen Sie uns auch hier noch einmal schauen: 
Was ist denn das Ziel?  

Das Ziel ist, Ausgaben und Vergaben der öffentli-
chen Hand an Standards zu binden, und zwar nicht 
nur an die tariflichen Standards, sondern auch an so-
ziale, ökologische und humanitäre Standards. Das ist 
wichtig, damit die öffentliche Hand in diesem Bereich 
Vorreiter bleibt. Es ist auch wichtig, weil der Bürger 
wissen will, was mit seinem Geld passiert, das die 
öffentliche Hand ausgibt. Er will eben nicht, dass mit 
diesem Geld Kinderarbeit in der Dritten Welt finan-
ziert wird. 

(Beifall von der SPD) 

Lassen Sie uns hier auch noch einmal einen Blick auf 
die Opposition vor dem Mai dieses Jahres werfen. 
Was hat denn die Opposition vor dem Mai dieses 
Jahres immer wieder zu uns gesagt? „Die Ziele, Herr 
Sundermann, erkennen wir an. Wir erkennen die 
Ziele des Tariftreue- und Vergabegesetzes an.“ – Sie 
haben aber immer gesagt, wir bekämen es nicht hin. 
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Immer wieder war die Behauptung, wir bekämen es 
hin.  

Jetzt legen Sie ein Tariftreue- und Vergabegesetz 
vor. Okay; um die Tariftreue kümmern Sie sich. Aber 
um alle anderen Aspekte kümmern Sie sich nicht. Sie 
klammern Sie aus. Das heißt: Die Latte, die Sie sich 
selber in der Opposition immer gelegt haben, reißen 
Sie, und zwar deutlich, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun können Sie sagen, hier stehe ein Sozialdemo-
krat, der mit rot-grünem Duktus oder entsprechender 
Ideologie – das wird uns ja auch immer vorgewor-
fen – dieses Tariftreue- und Vergabegesetz auf die 
Straße gesetzt habe.  

Ich will Ihnen an dieser Stelle einfach einmal die Sicht 
anderer gesellschaftlicher Gruppen vortragen, und 
zwar der evangelischen Kirche. Ich lese hier aus ei-
nem Bericht des Evangelischen Kirchenkreises Dort-
mund an die Dortmunder Abgeordneten vor; ähnli-
che Briefe hat es auch von anderen evangelischen 
Kirchenkreisen gegeben. Darin wird ausgeführt: 

Wir sehen in dem Vorhaben, soziale und ökologische 
Standards in den öffentlichen Vergaben nicht mehr 
zu berücksichtigen, einen Rückschritt auf Kosten von 
Menschen und Arbeitsrechten sowie des Umwelt- 
und des Klimaschutzes. 

Das sagen Ihnen die Kirchen. Der KAB sagt: LÖG 
schlecht. – Die evangelische Kirche sagt, dass Sie 
sich mit dem, was Sie dort im Tariftreue- und Verga-
begesetz machen, im Prinzip gegen kirchliche 
Grundsätze stellen. Das sollte Sie aus meiner Sicht 
auf jeden Fall ein Stück weit zum Nachdenken brin-
gen.  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich habe nichts zur Hygi-
eneampel und zu den Gesetzgebungen im Gesund-
heitsbereich, im sozialen Bereich und im Rechtsbe-
reich gesagt, weil dieses Artikelgesetz, das Sie vor-
gelegt haben, extrem komplex ist.  

Lassen Sie mich diese Aussagen zum Anlass neh-
men, über das Verfahren zu sprechen. Sie legen hier 
ein Artikelgesetz vor – 13 Gesetze für andere 
Rechtsgegenstände –, und morgen wird dann in ei-
ner Sondersitzung des Wirtschaftsausschusses auf 
Wunsch von Schwarz-Gelb eine Anhörung termi-
niert, und zwar am 18. Dezember dieses Jahres, 
sechs Tage vor Weihnachten, eine Mammutanhö-
rung mit 30, 40, 50, 60 Sachverständigen. 

Meine Damen und Herren, ich bin jetzt seit sieben 
Jahren hier. Aber wir haben uns das nicht getraut. 
Das muss ich ganz deutlich sagen. Wir haben uns 
das in dieser Art und Weise nicht getraut. Ich weiß 
nicht, ob das ein einmaliges Verfahren ist. Auf jeden 
Fall entzieht sich das meinen Erfahrungen. Es ist im 
Prinzip von uns nie so gemacht worden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Frank Sundermann (SPD): Aus meiner Sicht ist das 
unangemessen und auch hochgradig unanständig. 
Sie missachten die Beteiligungsrechte des Parla-
mentes. Und warum machen Sie das? 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Frank Sundermann (SPD: Sie wollen Handlungs-
stärke und Entschlusskraft demonstrieren. Aber die 
Wahrheit ist: Sie scheuen die Auseinandersetzung 
mit den gesellschaftlichen Gruppen und auch hier im 
Parlament. Deswegen brechen Sie diese Entschei-
dung übers Knie. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sundermann. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Kollege Bombis.  

Ralph Bombis (FDP): Guten Morgen! Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen, sehr geehrte 
Herren! Fünf Jahre lang haben wir kritisiert – das 
habe auch ich von dieser Stelle aus und anderswo 
getan –, dass die rot-grüne Landesregierung der 
Wirtschaft, den Unternehmerinnen und Unterneh-
mern und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
den Betrieben Fesseln angelegt hat, dass sie sie be-
vormundet hat und dass sie sie mit übertriebenen 
Vorschriften überzogen hat. Fünf Jahre lang haben 
wir den Leuten gesagt, dass wir das anders machen 
würden. 

Nach diesen fünf Jahren, im Mai dieses Jahres, ha-
ben die Leute gesagt: Wir wollen nicht länger bevor-
mundet werden. Wir wollen nicht länger im Bundes-
ländervergleich auf den hinteren Plätzen sein. Wir 
wollen unsere Chancen wahrnehmen. – Sie haben 
diese rot-grüne Regierung abgewählt, meine Damen 
und Herren. Und jetzt halten wir von Schwarz-Gelb 
das Versprechen, das wir gegeben haben. Wir be-
freien die Menschen in Nordrhein-Westfalen von 
übertriebenen Vorschriften. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Herr Kollege Sundermann, Sie haben dem Kollegen 
Rehbaum gerade vorgeworfen, er hätte die Mitarbei-
terseite nicht gewürdigt. Ich habe wahrgenommen, 
dass er das sehr wohl getan hat. Er hat nämlich – 
ähnlich wie ich – gesagt, dass er mit Unternehmerin-
nen und Unternehmern, aber auch mit Betriebsräten 
und Mitarbeitern in den Betrieben gesprochen hat 
und dass er darüber hinaus natürlich auch Eindrücke 
bekommen hat, wie diese Menschen durch Ihre Vor-
schriften belastet worden sind. 
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Dass wir diese Vorschriften abschaffen wollen, doku-
mentieren wir hier. Sie sehen an der Zahl I dieses 
Entfesselungspaketes, dass das erst der Anfang ist. 

Ich will kurz auf einzelne Punkte eingehen, wie das 
auch meine Vorredner getan haben. 

Mit den Änderungen beim Ladenöffnungsgesetz ge-
ben wir den Kommunen nun die Freiheit, an acht 
Sonntagen im Jahr die Geschäfte zu öffnen. Acht 
Sonntage, Herr Kollege Sundermann: Das ist mit Au-
genmaß. Es ist aber auch die notwendige Freiheit, 
die wir den Leuten geben. 

Die bisherigen Regeln zum Anlassbezug werden 
durch lebensnahe, praktische Kriterien ersetzt. Die-
ser Anlassbezug hat ja zu einem geradezu absurden 
Aufwand geführt. Diesen Aufwand werden wir zu-
rückführen. 

Ich will klar sagen: Es ist das gute Recht, Regelun-
gen gerichtlich überprüfen zu lassen. Aber Sie kön-
nen doch davon ausgehen, dass die Zalandos und 
die Amazons dieser Welt sich köstlich darüber amü-
siert haben, dass Kommunen mit Besuchstabellen 
hantiert haben und hinterher doch die verkaufsoffe-
nen Sonntage untersagt worden sind, während der 
Onlinehandel fröhlich Umsätze gemacht hat. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir werden hier eine Regelung schaffen, die dafür 
sorgt, dass auch der Einzelhandel mit den inhaber-
geführten Geschäften jetzt mal dem Onlinehandel ins 
Gesicht lachen kann, wenn es darum geht, sonntags 
ebenfalls konkurrenzfähig zu sein, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  

Wir haben immer gesagt: Nicht alle Gesetze der Vor-
gängerregierung müssen per se abgeschafft werden. 
Manches ist weiterzuentwickeln. Es gibt gute An-
sätze. 

Aber ein Gesetz, liebe Kollegen von Rot-Grün, ge-
hört nun wirklich in die Mülltonne, und zwar das Ge-
setz zur sogenannten Hygieneampel. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Minister 
Karl-Josef Laumann: Das ist wahr!) 

Dieses Kontrollergebnis-Transparenz-Gesetz, das 
so harmlos „Ampel“ heißt, ist doch in Wahrheit ein 
Pranger. Es ist nicht nur ein Pranger, sondern es 
werden auch die falschen Betriebe an diesen Pran-
ger gestellt. Auch vorbildliche Betriebe, in denen nur 
mal ein Formular falsch ausgefüllt worden ist, hän-
gen schon darin. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Wir werden dieses Gesetz ersatzlos abschaffen. Ich 
bin Herrn Professor Pinkwart sehr dankbar dafür, 
dass er das in Zusammenarbeit mit den zuständigen 

Kolleginnen und Kollegen in der Landesregierung so 
schnell umgesetzt hat. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich will einen weiteren Punkt nennen: das Tariftreue- 
und Vergabegesetz. 

(Frank Sundermann [SPD]: Ich habe darauf 
gewartet!) 

Wir bekennen uns sehr eindeutig zur Tariftreue. Wir 
bekennen uns sehr eindeutig zu den Kriterien, die im 
Hinblick auf die Tariftreue in diesem Gesetz stehen. 
Aber ich sage Ihnen auch – und das wissen Sie ganz 
genau; wir hatten dazu Anhörungen und auch Unter-
suchungen Ihrer eigenen Landesregierung –: Dieses 
Gesetz hat keinen messbaren positiven Effekt. 

Aber es hat zusätzliche Bürokratie verursacht 

(Frank Sundermann [SPD]: Machen Sie es 
doch besser!) 

– wir machen es besser; wir entkernen es –, und es 
hat allein in den Jahren 2012 bis 2014 ausweislich 
des Gutachtens Ihrer Landesregierung 20 Millio-
nen € Mehrkosten verursacht. 

Wir machen es besser. Wir entkernen es. Wir entbü-
rokratisieren. Wir entlasten die Menschen und die 
Betriebe in diesem Land. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich will angesichts der Kürze der Zeit die anderen 
zentralen Gesetze nur kurz nennen. 

Die elektronische Gewerbeanmeldung – Herr Minis-
ter hat es angesprochen – wird ebenfalls zur Entbü-
rokratisierung beitragen. Wir führen das Land damit 
endlich in die heutige Zeit und sorgen damit dafür, 
dass gerade Gründerinnen und Gründer unkompli-
zierte Wege haben. 

Der Spionage-Erlass ist zu streichen, weil er die Be-
triebe völlig ohne Not und überflüssig belastet. 

Wir werden mit den Änderungen am Alten- und Pfle-
gesetz das Verfahren zur Investitionskostenförde-
rung vereinfachen. Vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Herausforderungen ist das dringend not-
wendig. Ich bin auch hier dem beteiligten Minister 
sehr dankbar dafür, dass das so schnell und unkom-
pliziert möglich war – genauso wie die Änderung des 
Krankenhausgestaltungsgesetzes, die Planungsver-
fahren beschleunigen und zur Sicherung der Versor-
gung der Menschen in Nordrhein-Westfalen beitra-
gen wird. 

Diese und andere – von mir jetzt nicht einzeln ge-
nannte – Gesetze werden wir in der Anhörung, die 
wir morgen in der Sondersitzung des federführenden 
Wirtschaftsausschusses beschließen werden, näher 
diskutieren. 
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Herr Kollege Sundermann, eine Anmerkung sei mir 
zum Abschluss noch gestattet: Wenn Sie sich hier 
über das Verfahren beschweren,  

(Frank Sundermann [SPD]: Ja!) 

finde ich das wirklich weit hergeholt. Wir haben Sie 
zu einem sehr frühen Zeitpunkt über dieses Verfah-
ren informiert. Wir haben zu einem sehr frühen Zeit-
punkt das Gespräch mit Ihnen gesucht. Sie hätten in 
diesem Verfahren jederzeit äußern können, dass Sie 
damit ein Problem haben. Das haben Sie nicht getan, 
damit Sie jetzt hier öffentlichkeitswirksam sagen kön-
nen, das sei alles ganz schrecklich und ein Skandal. 
Das ist zu vordergründig, Herr Kollege Sundermann. 
Das ist zu billig. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir werden die Beteiligungsrechte dieses Parla-
ments wahren. Wir werden über dieses Gesetz so 
beraten, wie ordnungsgemäß darüber beraten wer-
den muss. Und wir werden am Ende zu einer Entlas-
tung der Menschen in Nordrhein-Westfalen kom-
men – zügig, aber mit den notwendigen Maßnah-
men. 

Das ist das Ziel dieser Landesregierung. Weitere 
Schritte werden folgen. Sie mögen das als Drohung 
empfinden. Für die meisten Menschen in Nordrhein-
Westfalen ist es ein Versprechen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bombis. – Für die Grünen spricht Herr 
Kollege Becker. 

Horst Becker (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben 
bei meinem Vorredner gerade das erlebt, was wir ei-
gentlich seit sechs Monaten erleben: Wesentliche 
Bestandteile dieser Koalition befinden sich immer 
noch im Rausch der Oppositionsrhetorik. Sie sind 
nicht auf Entzug und schon gar nicht in der Ernüch-
terung angekommen. Dabei wäre Nüchternheit beim 
Regierungshandeln durchaus angebracht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, vor wenigen Monaten war 
noch vom Bürokratiekosten-TÜV, vom Verwaltungs-
benchmarking und von der Befristung der Gesetze 
mit umfangreichen Prüfungen im Falle der Verlänge-
rung die Rede – übrigens ausdrücklich auch mit sol-
chen Prüfungen, die mit einem Abbau von Sozial-
rechten und Standards zu tun hatten. 

Wenn man sich diesen Entwurf für ein sogenanntes 
Entfesselungsgesetz anguckt, muss man zunächst 
einmal feststellen, dass es einerseits zum Glück weit 
hinter diesen Oppositionssprüchen zurückbleibt, an-
dererseits aber immer noch eine krude Mischung aus 

dieser Oppositionsrhetorik und schädlichem Unsinn 
ist. 

In Anbetracht der Kürze der Zeit will ich dazu wie 
meine Vorredner nur einige wenige Beispiele nen-
nen. 

Bei der Änderung des Ladenöffnungsgesetzes ent-
fesseln Sie sich letztlich vom sogenannten Anlassbe-
zug und auch von der Rechtsprechung. Es geht in 
Wahrheit natürlich nicht nur um acht – wobei acht 
auch schon zu viel sind –, sondern um bis zu 16 
Sonn- und Feiertage, nämlich immer in den großen 
Städten, die verschiedene Bezirke haben. Wenn Sie 
Ihre eigenen Gesetzesvorhaben lesen, werden Sie 
das sehen. 16 Sonn- und Feiertage im Jahr bedeu-
ten: Tatsächlich ist mehr als jeder vierte Sonn- oder 
Feiertag mit einer Geschäftsöffnung verbunden. 

Es wird geradezu ein Stück aus dem Tollhaus, wenn 
Sie sich anlässlich dieser Erweiterung der Ladenöff-
nungszeiten hier zum Vorkämpfer gegen den Online-
versand aufspielen. 

Wenn Sie etwas gegen den Onlineversand tun woll-
ten, müssten Sie sich mit uns zusammen für eine 
faire Besteuerung einsetzen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

Dann müssten Sie sich mit uns zusammen für eine 
ordentliche Stadtlogistik einsetzen. Da habe ich Sie 
aber bis jetzt nicht wahrgenommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will mich mit Ihnen heute auch nicht über die Hy-
gieneampel streiten. Deren Abschaffung ist ja angeb-
lich ein großer Entfesselungsakt. Aber wenn ich 
sehe, dass das gestern beim Handwerk ein Entfes-
selungsakt war, dass das heute ein Entfesselungsakt 
ist und dass Sie in die Begründung Ihrer Vorhaben 
hineinschreiben – so Herr Pinkwart –, Sie wollten die 
Entwicklung eines Modells der Verbraucherinforma-
tion auf freiwilliger Basis, sage ich:  

Herr Kollege Pinkwart, Sie sollten sich doch einmal 
zurückerinnern oder mit Herrn Laumann sprechen. 
Sie beide haben von 2005 bis 2010 derselben Regie-
rung angehört. Genau das ist damals von Herrn 
Uhlenberg versucht worden. An den freiwilligen Ver-
einbarungen hat sich damals niemand beteiligt. Ich 
bin mal gespannt, ob das dieses Mal anders ist.  

Wo wollen Sie beispielsweise bei der Abschaffung 
des Widerspruchsverfahrens zum LANUV „entfes-
seln“? Da entfesseln Sie nicht, sondern da legen Sie 
den Gerichten Fesseln an, und zwar durch neue Ak-
tenberge, weil Leuten nicht bei Widerspruchsverfah-
ren beschieden wird, sondern weil die sich dem-
nächst vor Gericht ihr Recht suchen werden.  

Beim Tariftreue- und Vergabegesetz sagt dieser Text 
dann eigentlich alles. Ich lese mal die Begründung 
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vor: „Die Neufassung des Tariftreue- und Vergabe-
gesetzes entspricht der Koalitionsvereinbarung.“ – 
Will sagen: Das entspricht also Ihrer Oppositionsrhe-
torik: Umweltschutz, Energieeffizienz, Beachtung 
von Mindestanforderungen an Arbeitsbedingungen, 
Frauenförderung, Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf – alles Anforderungen, die bei Ihnen Gedöns sind 
und weggehören.  

Richtig ärgerlich übrigens und richtig schädlich 
auch – das ist einer der Punkte, bei denen ich hoffe, 
dass Sie wirklich noch einmal nachdenken – wird es 
beim Alten- und Pflegegesetz. Sie geben die Gleich-
stellung von Wohn- und Betreuungsangeboten vor.  

Aber in Wahrheit schaffen Sie mit dieser Abschaf-
fung oder mit dieser angeblichen Gleichstellung na-
türlich die Abkehr vom Vorrang ambulanter Versor-
gung, ambulanter Wohn- und Versorgungsangebote. 
Wer weiß, dass davon im Land Nordrhein-Westfalen 
im Verhältnis zu den 180.000 anderen nur 6.000 da 
sind, der weiß, dass ganz dringend weitere geschaf-
fen werden müssen und dass übrigens, Herr Bombis, 
Ihre Änderung mit Sicherheit nichts ist, worauf sich 
die Bevölkerung freut.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie nehmen es aber auch 
nicht so genau mit der Wahrheit. Sie schreiben, es 
gibt keine negativen Auswirkungen auf die Selbstver-
waltung, und verweisen dann schon fast zynisch auf 
den § 17 des Krankenhausgestaltungsgesetzes. Sie 
wissen natürlich genau, dass es diese negativen 
Auswirkungen gibt.  

Sie formulieren im Übrigen – auch das ist besonders 
spannend – folgenden Satz im Zusammenhang mit 
der Frage von vollautomatisierten Erlassen und der 
Konnexität – ich zitiere –:  

„Mit der Einführung des vollautomatisierten Erlas-
ses eines Verwaltungsaktes stellt das VwVfG 
NRW zwar ein neues Verfahrensinstrument zur 
Verfügung, ordnet dessen Verwendung aber 
nicht an. Finanzielle Auswirkungen entstehen 
erst, wenn die Behörden von den zur Verfügung 
gestellten Instrumenten Gebrauch machen.“ 

Meine Damen und Herren, das zeigt ganz deutlich: 
Sie nehmen noch nicht einmal Ihre eigenen entfes-
selungsrhetorischen Maßnahmen ernst. Ansonsten 
müssten Sie sich mit der Konnexität beschäftigen. 
Das haben Sie nicht getan.  

Sie werden verstehen, dass ich mich angesichts die-
ser und vieler anderer Widersprüche und Ungereimt-
heiten auf die Beratungen freue. – Schönen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Becker. – Für die AfD spricht Herr Kol-
lege Loose.  

Christian Loose (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das so-
genannte Entfesselungspaket ist ein kleines Senf-
korn Hoffnung. Die großen Reformideen kommen ja 
bekanntlich am Anfang der Legislaturperiode. Hier 
haben Sie schon einige Kleinmaßnahmen auf den 
Weg gebracht, die wir durchaus begrüßen, so zum 
Beispiel die Abschaffung der Hygieneampel oder die 
Veränderungen beim Alten- und Pflegegesetz.  

Wir erwarten aber in Zukunft mehr von Ihnen. Des-
halb pflanzen Sie das Senfkorn Hoffnung ein, damit 
daraus auch Bäume erwachsen können! Sorgen Sie 
also dafür, dass wir einen wirklichen Bürokratieab-
bau bekommen!  

Dieses Kleinstpaket begrüßen wir bereits, und das 
werden wir konstruktiv im Ausschuss begleiten. – 
Danke schön.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Loose. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, es lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wenn das 
so bleibt, schließe ich an dieser Stelle die Ausspra-
che zu Tagesordnungspunkt 2.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 17/1046 an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Energie und Landesplanung. Dieser bekommt die 
Federführung. Die Mitberatung geht an folgende 
Ausschüsse: den Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales, den Ausschuss für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Wohnen, den Aus-
schuss für Europa und Internationales, den In-
nenausschuss, den Rechtsausschuss und den 
Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz. Zwischenzeitlich haben 
sich die fünf im Landtag vertretenen Fraktionen da-
rauf verständigt, den Gesetzentwurf ebenfalls in die 
Mitberatung an den Hauptausschuss zu schicken.  

Möchte sich jemand gegen diese Überweisung aus-
sprechen? – Enthalten? – Das ist beides nicht der 
Fall. Dann haben wir einstimmig so an die entspre-
chenden Ausschüsse überwiesen.  

Ich rufe auf: 

3 Entsenderichtlinie reformieren – Beim Aufbau 
einer sozialeren Europäischen Union helfen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/1122 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die SPD-Fraktion Herr Kollege Weiß das Wort.  
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Rüdiger Weiß (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Dienstleis-
tungsfreiheit in der Europäischen Union ist eine 
große Errungenschaft, von der Jahr für Jahr Millio-
nen Menschen und viele Unternehmen in Europa 
profitieren.  

Im Schatten dieser Errungenschaft hat sich in den 
vergangenen Jahrzehnten aber eine Schieflage zu-
gunsten von Unternehmen und auf Kosten entsand-
ter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entwickelt. 
Ein Beispiel: In Deutschland kostete eine Arbeits-
stunde im vergangenen Jahr 33,40 €. Bei unseren 
Nachbarn in Polen waren es aufgrund der geringeren 
Sozialstandards und des Lohnniveaus nur 8,40 €. 
Polnische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
können aufgrund der niedrigeren Sozialabgaben in 
Polen ihre Arbeitskraft in Deutschland also deutlich 
billiger anbieten als deutsche Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer.  

Dieser Unterschied führt dazu, dass Unternehmen 
häufig bewusst auf Beschäftigte aus Ländern mit 
niedrigen Sozialabgaben zurückgreifen, um die Dif-
ferenz der unterschiedlichen Sozialabgaben und des 
unterschiedlichen Lohnniveaus selbst einzustrei-
chen. Den betroffenen Beschäftigten entstehen wäh-
rend ihrer Entsendung aber Lebensunterhaltungs-
kosten auf dem Niveau der Empfängerstaaten, an 
das ihr Entgelt dann oft nicht angepasst ist.  

Die aktuelle Form der Entsenderichtlinie, die eigent-
lich den betroffenen Beschäftigten Schutz bieten soll, 
hat in Teilen eher zu einer Verschlimmerung der 
Lage geführt, zumindest aber nicht zu ihrer Verbes-
serung. So ist in Form von Lohndumping, Sozialdum-
ping und Wettbewerbsverzerrung die Ausbeutung 
von Entsendeten in manchen Branchen an der Ta-
gesordnung.  

Auch in Deutschland leiden diese entsandten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer unter dieser Schief-
lage. Über 560.000 dieser Art Beschäftigter verdien-
ten ihr Geld 2016, also im vergangenen Jahr, hier bei 
uns in Deutschland. Einige von ihnen haben bis zu 
50 % weniger verdient als lokale Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer mit derselben Tätigkeit.  

Die Europäische Kommission und die europäischen 
Arbeits- und Sozialminister haben dieses Problem 
längst erkannt und Lösungsvorschläge vorgelegt, die 
beispielsweise diesen Freitag, also morgen, in Göte-
borg diskutiert werden. Ich meine, es ist an der Zeit, 
sich auf allen politischen Ebenen aktiv für eine Re-
form der Entsenderichtlinie einzusetzen. Und natür-
lich – wen wundert es? – geht dabei mein Appell in 
erster Linie an die Landesregierung. 

Einige Punkte, die dabei besonders wichtig sind, 
möchte ich Ihnen im Folgenden an sechs Beispielen 
aufzeigen: 

Erstens. Zunächst einmal muss sichergestellt wer-
den, dass entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer den gleichen arbeitsrechtlichen Schutz er-
halten wie ihre – in Anführungszeichen – inländi-
schen Kolleginnen und Kollegen. Aktuell profitieren 
entsandte Beschäftigte in Deutschland nur von ei-
nem Bruchteil der Tarifregelungen, die für inländi-
sche Beschäftigte gelten.  

Der Deutsche Gewerkschaftsbund beklagt vollkom-
men zu Recht, dass nur ein verschwindend geringer 
Teil von Tarifverträgen in Deutschland Regelungsbe-
reiche enthält, die international zwingend gelten. Um 
effektiv gegen Lohndumping und Wettbewerbsver-
zerrung vorgehen zu können, müssen auch ent-
sandte Beschäftigte Zugang zu tariflichen Regelun-
gen bekommen.  

Das schließt im Übrigen auch regionale und sektor-
spezifische Tarifverträge mit ein. Beispielsweise 
wäre gerade im Transportsektor, der von der anste-
henden Neuregelung bisher ausgeklammert wurde, 
eine Einbeziehung von Entsandten in tarifliche Rege-
lungen ein immens wichtiger Schritt gegen sektor-
spezifische Formen des Sozialdumpings wie das so-
genannte moderne Nomadentum. 

Tarifverträge, meine Damen und Herren, müssen 
auch für entsandte Beschäftigte gelten. 

Zweitens. Leider ist es gängige Praxis, Kosten für 
Anreise, Unterkunft oder Verpflegung vom Lohn ent-
sandter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer abzu-
ziehen. Dahinter steckt nichts anderes – das darf 
man so deutlich sagen – als Betrug und die eiskalte 
Ausbeutung Schwächerer. 

Unser Arbeitsrecht verbietet aus guten Gründen 
diese Art des Lohnabzugs. Niemand, der in Deutsch-
land sein Geld verdient, darf dieser Form der Aus-
beutung ausgesetzt sein. – Dafür, meine Damen und 
Herren sollte sich die Landesregierung des größten 
deutschen Bundeslandes einsetzen. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Tut sie!) 

Drittens. Große Probleme gibt es auch in Bezug auf 
die Dauer der Entsendungen. Die EU-Sozialminister 
haben sich auf eine Begrenzung der Entsendedauer 
auf zwölf und in Ausnahmefällen auf 18 Monate ge-
einigt. Im Vergleich zu den ursprünglich von der 
Kommission anvisierten 24 Monaten ist das – das 
muss man zugeben – schon eine deutliche Verbes-
serung.  

Das Europäische Parlament hat ausgerechnet, dass 
beispielsweise auf das Baugewerbe 42 % der Ent-
sendungen entfallen. In diesem Gewerbe dauern die 
allermeisten Arbeiten laut dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund unter sechs Monaten. Der Europäi-
schen Kommission zufolge liegt die durchschnittliche 
Entsendedauer insgesamt sogar unter vier Monaten.  
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Um Kettenentsendungen und den regelmäßigen 
Austausch von Entsandten zu unterbinden, brau-
chen wir eine vernünftige Begrenzung der Entsende-
dauer. 

Viertens. Ein weiterer Missstand, den wir seit Jahren 
beobachten können, ist die Möglichkeit für Unterauf-
tragnehmer, ihren Beschäftigten ein geringeres Ent-
gelt zu zahlen, als der inländische Hauptauftragneh-
mer es tun würde.  

Dieser Form des Sozialdumpings muss schon bei 
der Auftragsvergabe Einhalt geboten werden. Des-
halb muss die Auftragsvergabe an ausländische 
Subunternehmen an die gleichen Arbeits- und Ent-
lohnungsbedingungen wie für inländische Unterneh-
men geknüpft sein. 

Fünftens. Die Umdeutung der Entsenderichtlinie 
durch den Europäischen Gerichtshof zu einem Maxi-
malstandard war ein großer Fehler, der das ur-
sprüngliche Ziel, die Situation entsandter Beschäftig-
ter zu verbessern – ich habe es bereits eingangs er-
wähnt –, vielerorts in das Gegenteil verkehrt hat. Die-
ser Fehler wird seit Jahren nicht nur von Gewerk-
schaften, sondern auch vom Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und von der Europäi-
schen Kommission massiv kritisiert.  

Es muss also ein für alle Mal klargestellt werden, 
dass die Entsenderichtlinie Minimalstandards und 
nicht Maximalstandards festlegt. Diese Minimalstan-
dards müssen im Übrigen von den Mitgliedstaaten je-
derzeit problemlos erhöht werden können. 

Sechstens. Das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort“ steht im Zentrum der Debatte 
über die Entsenderichtlinie. – Dies muss ein integra-
tiver Bestandteil aller zukünftigen Reformen sein. 
Darauf sollte auch die Landesregierung in NRW hin-
arbeiten. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, auf sämtlichen 
Ebenen wurde in den vergangenen Monaten und 
Jahren in Europa dafür gekämpft, dass entsandte 
Beschäftigte keine Beschäftigten zweiter Klasse 
sind. Ich sage Ihnen noch einmal, was ich zu Beginn 
meiner Rede gesagt habe: Die Dienstleistungsfrei-
heit in Europa ist ein hohes Gut und eine große Er-
rungenschaft, von der wir alle profitieren. Aber dieje-
nigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
grenzüberschreitend ihr Geld verdienen, brauchen 
einen besonderen Schutz. Diesen Schutz bekom-
men Sie nicht durch die aktuelle Form der Entsende-
richtlinie.  

Wir fordern deshalb die Regierung des Landes NRW 
noch einmal auf, sich intensiv für eine Reform der 
Richtlinie im Sinne der eben dargelegten Punkte ein-
zusetzen. 

Ich freue mich auf die spannende Diskussion im Aus-
schuss und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Weiß. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Krauß. 

Oliver Krauß (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! In Berlin erleben wir eine SPD, die für Re-
gierungsaufgaben von vornherein nicht mehr zur 
Verfügung stehen will. Dort lehnt die SPD die Über-
nahme von Verantwortung schlichtweg ab. 

Umso mehr begrüßen wir den Antrag, mit dem Sie, 
lieber Kollege Weiß, nun mit Ihren Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD den Landtag auffordern, sich 
mit offenkundigen Inspirationen aus dem Kursbuch 
Ihrer bisherigen Bundesministerin Andrea Nahles zu 
befassen. Aber Sie rennen bei uns offene Türen ein.  

Zu Ihrem Vorwurf, die NRW-Koalition habe ein sozi-
ales Europa nicht auf der Agenda, kann ich Ihnen nur 
empfehlen: Bleiben Sie heute bitte bis zum letzten 
Punkt der Tagesordnung hier im Hause; denn nach-
her steht genau das auf unserer Tagesordnung. Un-
ser Antrag lautet, die grenzüberschreitende Koope-
ration mit den Niederlanden und mit Belgien zu inten-
sivieren, den europäischen Zusammenhalt zu för-
dern und die strukturellen Verknüpfungen auszu-
bauen. Da geht es um den gemeinsamen Arbeits-
markt. Da geht es um sozialen Ausgleich, um den 
Abbau von dem, was uns trennt. 

So steht es übrigens auch im Koalitionsvertrag. Ge-
rade so arbeiten wir an einem sozialen Europa. Da-
mit machen wir konkret, was der alte Koalitionsver-
trag von Rot-Grün nur abstrakt forderte, nämlich eine 
starke Region Nordrhein-Westfalen in – ich zitiere 
aus 2012 –: „einem demokratischen, sozialen, ökolo-
gischen, transparenten, handlungsfähigen, nachhal-
tigen und stabilen Europa“. – So haben Sie das da-
mals wirklich zu Papier gebracht. Sieben Attribute, 
die wir aber so unterschreiben können!  

Meine Damen und Herren, die Überarbeitung der 
Richtlinie über die Entsendung von Arbeitnehmern 
ist nach mehr als 20 Jahren die Chance, engagiert 
auf Fehlentwicklungen zu reagieren. Es gilt, das Ar-
beitnehmerrecht in der Dienstleistungsfreiheit eines 
lebendigen Binnenmarktes hochwertig zu gewähr-
leisten. Es gilt, das Unterlaufen von Standards ge-
gen Lohndumping und gegen Sozialdumping zu un-
terbinden. Sie haben das zu Recht dargestellt. Wir 
müssen endlich Rechtsklarheit schaffen, welche 
Lohnzuschläge mit der Entlohnung verrechnet wer-
den dürfen. Da sind wir bei Ihnen.  

Eines klang mir gerade ein bisschen zu wenig an: 
Wir müssen selbstverständlich auch die Einhaltung 
dieser Regelungen kontrollieren.  
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Das sind hervorragende Ziele. Diese Ziele liegen im 
besonderen Interesse unseres Landes Nordrhein-
Westfalen.  

Der Kompromiss, den der Beschäftigungsaus-
schuss des EU-Parlaments nun gefunden hat, und 
das Votum der Arbeits- und Sozialminister legen die 
Eckpunkte fest. Sie haben das Minimum dargestellt: 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort, die 
Stärkung von Tarifverträgen noch über den Kom-
missionsvorschlag hinaus, kein Abschlag von Ver-
pflegungs- und Unterbringungskosten. – Auf dieser 
Grundlage ist nun eine gemeinsame Linie zwischen 
dem Parlament und den Mitgliedsstaaten zu ver-
handeln. Dafür müssen alle Schutzbelange in die 
Waagschale geworfen werden. 

Wir haben dabei vorrangig das Mandat für unsere 
heimischen Beschäftigten, die dauerhaft an die her-
kömmlichen Sicherungsstandards und an die hiesi-
gen Lebenshaltungskosten gebunden sind. Das gilt 
ebenso für die Unternehmer. Dafür treten wir ein. 
Keine Wettbewerbsverzerrungen, kein „Race to the 
bottom“! 

Wir nehmen heute die Frage mit, wie der Kompro-
miss zielführend gestrafft werden kann. Darin sind 
wir dem Grundanliegen Ihres Antrags verbunden. 
Aber wir gehen nicht mit, wenn blindlings argumen-
tiert wird. Wir gehen nicht mit, wenn der Wettbewerb 
des Binnenmarktes, von dem wir überragend profi-
tieren, überreguliert wird. Wir gehen nicht mit – wir 
haben das heute schon einmal in einer Debatte ge-
hört –, wenn unverhältnismäßige Bürokratisierung 
erzeugt und nicht beachtet wird, wie praktikabel 
eine Anwendung überhaupt ist.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

In einer EU mit 28 oder auch 27 Mitgliedstaaten sind 
entsprechend viele Gesellschaften, verschiedene 
Kulturen, verschiedene Sprachen und verschiedene 
rechtliche Differenzierungen zu beobachten. In der 
Bundesrepublik gibt es knapp 450 allgemeinverbind-
liche Tarifverträge, aber 73.000 Verträge, die im Ta-
rifregister eingetragen sind.  

Die Europäische Menschenrechtskonvention und 
unser Grundgesetz schützen aber auch die negative 
Koalitionsfreiheit. Nicht tarifgebundene Arbeitgeber 
lassen sich also nicht ohne Weiteres an repräsenta-
tive Tarifverträge binden. 

Meine Damen und Herren, ich kann es Ihnen nicht 
ersparen: Die NRW-SPD hat sich hier keine großen 
Verdienste erworben, als es um das Eintreten dafür 
ging, allgemeinverbindliche Sozialstandards auch 
global zu realisieren. Es war Ihr Fraktionsvorsitzen-
der, der leider gerade nicht da ist, der das Abkom-
men TTIP als totes Pferd brandmarkte. Es ist ein 
Abkommen, mit dem wir eine große Chance hatten, 
diese Standards zu setzen. Für die Umsetzung un-

serer Standards sind wir nämlich auf die Partner an-
gewiesen. Weder die europäische Familie noch die 
internationale Gemeinschaft lässt sich das so ein-
fach verordnen.  

(Nadja Lüders [SPD]: Aber Sie können ja ein-
mal anfangen!) 

Die USA lässt es sich aktuell ohnehin nicht verord-
nen, Frau Kollegin, ebenso wenig wie unsere osteu-
ropäischen Partner Polen oder Ungarn und erst 
recht nicht die Weltstaatengemeinschaft.  

In dem Sinne wollen wir als NRW-Koalition die 
Kompromisssuche konzentriert und konstruktiv be-
gleiten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Krauß. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Kollege Lenzen. 

Stefan Lenzen (FDP): Frau Präsidentin! Meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Man könnte es in 
die Kategorie packen: Die SPD-Fraktion versucht 
mit diesem Antrag, sich als Vorkämpfer eines sozi-
aleren Europas darzustellen. – Dabei ist die Sicht 
eben doch sehr einseitig; denn Sie sehen nur die 
Gefahren von Lohn- und Sozialdumping, aber nicht 
die Bedeutung von Binnenmarkt und grenzüber-
schreitendem Wettbewerb für den Wohlstand in der 
Europäischen Union und in Deutschland. 

Die Entsendung von Beschäftigten ist untrennbar mit 
der Dienstleistungsfreiheit verknüpft. Entsendungen 
betreffen nicht nur gering entlohnte Arbeitnehmer 
aus den östlichen Mitgliedstaaten, sondern ebenfalls 
hochqualifizierte Mitarbeiter. So liegt Deutschland 
zwar einerseits mit über 400.000 aufgenommenen 
entsandten Arbeitnehmern an der Spitze; anderer-
seits wurden aus Deutschland selbst rund 240.000 
Beschäftigte ins europäische Ausland entsandt. Da 
frage ich mich natürlich beim Kollegen Krauß 

(Zuruf) 

– sorry –, natürlich beim Kollegen Weiß, wie die ein-
seitige Sichtweise mit der tatsächlichen Realität zu-
sammenpasst. Ein einfaches Beispiel: Beim relativen 
Anteil der Entsendungen an allen Beschäftigten liegt 
Luxemburg deutlich vor allen anderen Mitgliedstaa-
ten. Das ist sicher kein Niedriglohnland.  

Diese Daten zeigen, dass eine differenzierte Be-
trachtung erforderlich ist.  

Wenn ich den Kollegen Krauß schon genannt habe, 
dann möchte ich das in einem richtigen Zusammen-
hang tun. Der Hinweis war vollkommen richtig.  
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Liebe Kollegen der SPD, bleiben Sie bitte bis zum 
Ende, außer, Sie haben weitere Tätigkeiten in den 
benachbarten Niederlanden. Ansonsten wäre es 
schön, wenn wir hier bis zum Ende debattieren könn-
ten. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Wir Freien Demokraten treten für einen angemesse-
nen Ausgleich zwischen Dienstleistungsfreiheit und 
dem Schutz von Arbeitnehmern ein. Unverhältnismä-
ßige Eingriffe lehnen wir jedoch ab.  

Insofern war es sinnvoll, mit der Entsenderichtlinie 
von 96 und dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz des 
Bundes Mindeststandards für Arbeitsbedingungen 
festzulegen, zum Beispiel die Mindestlöhne in be-
stimmten Branchen sowie die Regelungen zum Ar-
beits- und Gesundheitsschutz. Dies gehört auch für 
uns zu einem fairen Wettbewerb. 

Viele der von der SPD angesprochenen Probleme 
beruhen allerdings auf der eher unzureichenden 
Durchsetzung der bestehenden Regelungen. Ge-
rade in der Bauwirtschaft haben einige schwarze 
Schafe die Vorgaben zulasten der Beschäftigten un-
terlaufen. Dort benötigen wir eben nicht noch mehr 
Regelungen, sondern eher wirksame Kontrollen. 
Nicht ohne Grund wollte die EU mit der Durchset-
zungsrichtlinie von 2014 diese Probleme angehen. 
Darauf sollten wir uns jetzt zunächst konzentrieren. 
Die Diskussion um die Revision der Entsenderichtli-
nie ist für diesen Prozess aber eher hinderlich. 

(Heiterkeit von der SPD – Nadja Lüders [SPD]: 
Weil ja seit 2014 so viel passiert ist!) 

Verehrte Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, Sie postulieren das hehre Ziel „Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit am gleichen Ort“. Diesem Grund-
satz können wir folgen.  

Wir können aber nicht außer Acht lassen, dass die 
Umsetzung zahlreiche Fragen aufwirft. Zum Beispiel 
gelten im Bau- und Baunebengewerbe regional und 
sektorspezifisch sehr differenzierte Tarifverträge, 
während wir in der Altenpflege wegen der fehlenden 
Tarifbindung nur auf die Mindestlöhne als verbindli-
che Grundlage zurückgreifen können. Ihre Forde-
rung würde also in einigen Branchen, wo allenfalls 
verbindliche Mindestlöhne anstehen, gegenüber der 
heutigen Rechtslage kaum zu Veränderungen füh-
ren. 

In anderen Branchen würde hingegen ein erheblicher 
bürokratischer Aufwand entstehen, 

(Nadja Lüders [SPD]: Und deswegen lassen 
wir das dann?) 

und zwar allein bei der Bewertung von Arbeitsver-
hältnissen und der Einstufung der jeweiligen Be-
schäftigten. Ausländische Arbeitgeber müssen nicht 

nur die Vorgaben der jeweiligen Tarifverträge in zent-
ralen Registern finden, sondern auch deren Inhalte 
nachvollziehen und anwenden können. Dies führt ne-
ben einem erhöhten Aufwand für Bearbeitung und 
Dokumentation vor allem zu Rechtsunsicherheit. 

Wir sollten auch nicht vernachlässigen, dass die ak-
tuellen Reformvorschläge zwar im Ministerrat und im 
EU-Parlament eine Mehrheit gefunden haben, aber 
auf erbitterten Widerstand der östlichen Mitglieds-
staaten stoßen. Der Vorwurf eines innereuropäi-
schen Protektionismus ist auch nicht von der Hand 
zu weisen. Der Zugang zum deutschen oder franzö-
sischen Markt wird für Anbieter, zum Beispiel aus Po-
len oder der Slowakei, durch erweiterte Regulierun-
gen erschwert. Es stellt sich dann die Frage, ob die 
Arbeitnehmer aus diesen Ländern vom verbesserten 
Schutz oder höheren Löhnen wirklich profitieren oder 
eher ihre Arbeit verlieren, weil die Entsendungen 
zum Erliegen kommen. Das sollte die SPD ebenfalls 
berücksichtigen. 

Verehrte Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die aktuellen Kompromissvorschläge auf euro-
päischer Ebene werfen bereits viele Fragen auf. Sie, 
verehrte SPD, wollen mit Ihrem Antrag aber noch 
darüber hinausgehen und auch das Transportge-
werbe einbeziehen, bei dem die Frage des Beschäf-
tigungsortes kaum zu lösen ist. Ich meine, da ist 
schon eine Frau Nahles bei dem Vorhaben geschei-
tert, den gesetzlichen Mindestlohn im Transitverkehr 
durch Deutschland einzufordern. 

Wir sollten die weiteren Diskussionen auf EU-Ebene 
abwarten und hier nicht wieder verschärfte Regulie-
rungen fordern. Der SPD-Antrag ist aus unserer 
Sicht völlig unnötig, aber wir können gerne im Aus-
schuss über die weitere Form der Entsenderichtlinie 
beraten und diskutieren. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lenzen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wenn man die Debatte und insbesondere die 
Debattenredner der Koalitionsfraktionen hier auf-
merksam verfolgt, beschleicht mich zumindest das 
Gefühl, dass das wahre Problem, um das die euro-
päische Debatte derzeit kreist, woran Europa zurzeit 
krankt und bei dem viele fragen: „Wie können wir den 
Menschen Europa wieder näherbringen?“, bei Ihnen 
noch nicht angekommen ist. Umgangssprachlich 
würde ich sagen: Sie haben den Knall noch nicht ge-
hört. 

Zurzeit beschäftigt doch alle, die für eine verstärkte 
europäische Integration werben: Was kommt bei den 
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Menschen eigentlich von Europa an? Was haben die 
Menschen von Europa? Wenn man dann nach dem 
letzten großen europäischen Projekt fragt: Achselzu-
cken; und vielleicht fällt einem noch der Euro ein.  

Klar ist aber: Das Empfinden bei den Menschen in 
Europa ist, dass es so etwas wie eine Schieflage gibt. 
Das Kapital und der Wettbewerb haben überall Vor-
fahrt und freie Fahrt, aber die Menschen, die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, sind einer bestimm-
ten Linie, nämlich einer auf Binnenmarkt orientierten 
Linie, untergeordnet. 

Das ist nicht gerecht, und deshalb steht die Frage im 
Raum: Wie kann Europa gerechter gestaltet wer-
den? – Ich bin der festen Überzeugung, dass es eine 
der wichtigsten Gegenwartsfragen ist, wie die Schief-
lage in Europa wieder in eine gerade Linie gebracht 
werden kann. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Bürgerinnen und Bürger müssen das Gefühl und 
vor allem die Gewissheit haben, dass es die europä-
ische Gemeinschaft ist, dass es unsere Gemein-
schaft ist, in der es gerecht zugeht. Das betrifft ins-
besondere das alltägliche Arbeitsleben. 

Welche Gerechtigkeit erleben inländische Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, wenn Leihkräfte aus 
anderen EU-Ländern die gleiche Arbeit günstiger an-
bieten können, weil für sie eine geringere soziale Ab-
sicherung in ihrem Herkunftsland geleistet werden 
muss, oder wenn sie erleben müssen, dass Regelun-
gen über die Verweildauer dieser entsendeten Ar-
beitskräfte einfach ausgehebelt werden können? 
Welche Gerechtigkeit erleben umgekehrt ausländi-
sche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, wenn 
sie bei ihrer Arbeit im EU-Ausland weniger Lohn als 
die Kräfte vor Ort erhalten und oftmals von Zuschlä-
gen, Tagegeldern, Eingruppierungsbestimmungen 
oder Sonderzahlungen gar nicht profitieren? 

Die bisherige Richtlinie hat es leider ermöglicht, dass 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegenseitig 
ausgespielt werden können. Es muss aber endlich 
Schluss damit sein, dass in Europa Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer gegenseitig ausgespielt wer-
den. In Europa gilt der Grundsatz „Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“. Das muss im Mittelpunkt der Debatte 
stehen. 

(Beifall von den GRÜNEN und Josef 
Neumann [SPD]) 

Durch die bestehenden Regelungen wird seit Jahren 
die Axt an das Zusammengehörigkeitsgefühl der EU-
Bürgerinnen und -Bürger gelegt. Diese Regelungen 
zerstören auch den Glauben der Bürgerinnen und 
Bürger, dass dieses Europa für bessere Lebensver-
hältnisse sorgt. Das ist aber doch genau das, was wir 
politisch brauchen: eine Hoffnung, eine Vision, eine 

Zukunft, dass dieses Europa eben bessere Lebens-
bedingungen für alle Menschen schafft, die hier le-
ben. Deshalb braucht es gerade diese Regelung. 

Deshalb sollten wir die Gelegenheit ergreifen, die in 
der Konstellation darauf hindeutet, dass es nach lan-
gen Diskussionen gelingen kann, diesen Grundsatz 
auch zur Wirklichkeit werden zu lassen, und das 
möglichst ohne Ausnahmen. 

Es ist in der Tat nicht ganz einfach mit dem Trans-
portgewerbe, aber die politischen Anstrengungen 
sollten zumindest in die Richtung gehen. Man sollte 
nicht von vornherein, wie gerade gehört, die Flinte ins 
Korn werfen und sagen: Es bringt sowieso nichts, 
sich zu engagieren. – Auch das Transportgewerbe 
gehört dazu, wenn es darum geht, diese Grundsätze 
entsprechend zu verankern.  

(Beifall von den GRÜNEN und Josef 
Neumann [SPD]) 

Wichtig ist auch, dass es keine Ausnahmen gibt und 
wir deshalb hier noch einmal nachlegen müssen.  

Unsere Fraktion unterstützt den Antrag der SPD. Er 
ist auch vor dem Hintergrund des anstehenden Sozi-
algipfels, der in Schweden stattfindet, ein wichtiger 
Schritt. Das ist eine weitere europäische Säule, um 
die sozialen Rechte zu stärken und mit mehr Sub-
stanz zu füllen. Es ist nicht nur ein wichtiges Symbol, 
der Inhalt ist wichtig, um Europa für die Menschen 
wieder lebendiger zu machen und als unsere ge-
meinsame Zukunft zu beschreiben.  

Die SPD-Fraktion bemängelt in ihrem Antrag zu 
Recht, dass der Vertrag der neuen Koalition zumin-
dest im Hinblick auf ein soziales Europa wenig Sub-
stanz bietet. Sie haben hier die Gelegenheit, nachzu-
bessern. Ihre Reden allerdings haben bei mir Zweifel 
ausgelöst, dass Sie den festen Willen haben, genau 
das zu tun. 

Wir sollten im Übrigen auch nicht dabei stehen blei-
ben, „nur“ endlich gleiche Rechte für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Europa zu schaffen. Ich 
denke, es ist noch wichtiger, auch ein zweites großes 
soziales Projekt mit allem Nachdruck anzugehen. Es 
muss in Zukunft unser gemeinsamer Wille sein, dass 
in diesem Europa jeder Jugendliche eine gute Aus-
bildung findet, dass ihm diese garantiert wird, damit 
endlich klar wird: Dieses Europa ist die Zukunft für 
die Menschen, die darin leben. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Remmel. – Für die AfD spricht jetzt Herr 
Kollege Tritschler.  
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Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Anlie-
gen dieses Antrages ist gut. Der Schutz unserer Ar-
beitnehmer vor ausländischer Dumping-Konkurrenz 
ist gut, gleichwohl ist die SPD hier unredlich. Davon 
abgesehen, dass der Antrag nicht in den Landtag, 
sondern besser in den Bundestag oder in das EU-
Parlament passt, kann ich ihn nur als pure Heuchelei 
bezeichnen.  

Die Entsenderichtlinie in dieser Fassung wurde doch 
im Rat der EU von einer sozialdemokratischen deut-
schen Ministerin mitbeschlossen. Frau Barley, die ja 
den Nachlass von Frau Nahles mitverwaltet, ist doch 
nach wie vor amtierende Arbeitsministerin mit 
Stimmrecht im Rat. Das ist Ihre Parteifreundin. Wenn 
Sie Kritik haben, rufen Sie sie doch einfach an.  

Aber menschlich kann ich das nachvollziehen. Sie 
sind jetzt neu in der Opposition. Das muss man erst 
einmal lernen, wir kennen das. Ich biete Ihnen gerne 
Hilfe an. Wir können gerne zusammen einen Work-
shop „Opposition“ machen.  

(Beifall von der AfD – Nadja Lüders [SPD]: 
Oha! – Helmut Seifen [AfD]: Sie wollen doch 
bestimmt niemanden ausgrenzen!) 

Bis dahin ist meine Empfehlung: Stellen Sie die An-
träge da, wo sie hingehören, und schauen Sie vorher 
noch einmal nach, was Sie in Ihrer Regierungszeit so 
gemacht oder verbrochen haben. Denn das Prob-
lem, für das Sie hier Abhilfe schaffen wollen, haben 
doch die Sozialdemokraten geschaffen.  

Die Rumänen und Bulgaren, um die es hier in erster 
Linie geht, wurden von keinem Geringeren als von 
Gerhard Schröder in die EU aufgenommen. Es gab 
genug Stimmen, die davor gewarnt haben, den deut-
schen Arbeitsmarkt in Anbetracht des gewaltigen 
Wohlstandsgefälles einfach vorbehaltlos für Arbeit-
nehmer aus diesen Ländern zu öffnen. Sie, die soge-
nannte Sozialdemokratie, haben dabei lieber auf In-
dustrie-lobbyisten gehört, die sich auf das Millionen-
heer der Lohndrücker gefreut haben.  

(Beifall von der AfD) 

Es ist hier, wie so oft: Sie schaffen ein Problem, und 
dann gebärden Sie sich als soziales Gewissen der 
Nation, indem Sie es zu lösen versuchen.  

(Beifall von der AfD) 

Erst lassen Sie geringqualifizierte Deutsche in einem 
Meer von fremdländischen Billiglöhnern ersaufen, 
und dann schmeißen Sie einen kaputten Rettungs-
ring hin. Das, meine Damen und Herren, ist nicht so-
zial, es ist zynisch und menschenverachtend.  

(Beifall von der AfD) 

Es ist quasi das arbeitsrechtliche Gegenstück zu Ih-
rer Placebopolitik bei der Mietpreisbremse. An der ei-

nen Stelle machen Sie die Grenze für billige Arbeit-
nehmer auf, an der anderen Stelle für die Nachfrage 
nach billigem Wohnraum. Unter Ihren Open-Border-
Hirngespinsten leiden dann immer dieselben: die 
kleinen Leute, mit denen es die Sozialdemokratie ja 
ach so gut meint.  

Versuchen Sie daher bitte nicht, den Menschen im 
Land mit solchen Luftnummern Sand in die Augen zu 
streuen. Die deutsche Sozialdemokratie ist eine der 
Hauptschuldigen am Lohndumping in Europa, und 
sie ist noch nicht einmal bereit, es zuzugeben.  

(Beifall von der AfD) 

Stattdessen soll jetzt die NRW-Landesregierung, die 
ja bekanntlich in Brüssel so viel zu sagen hat, das 
durchsetzen, was Ihre eigene Bundesministerin und 
Ihre eigenen EU-Abgeordneten nicht hinbekommen 
haben. Hier im Landtag jetzt Krokodilstränen darüber 
zu vergießen, ist in etwa so glaubhaft wie die Kanz-
lerambitionen Ihres Parteichefs.  

(Beifall von der AfD) 

Versuchen Sie sich vielleicht einmal in der Landes-
politik. Ja, ich weiß, das ist auch nicht so einfach; 
denn da haben Sie auch mehr Dreck am Stecken als 
jeder andere hier im Haus. Aber daran führt nichts 
vorbei.  

Die AfD jedenfalls unterstützt Ihr Vorhaben im 
Grundsatz und hat daher auch kein Problem, einer 
Überweisung an den Ausschuss zuzustimmen.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Das war der Ab-
geordnete Tritschler von der Fraktion der AfD. – Als 
Nächster hat für die Landesregierung Herr Minister 
Laumann das Wort. Bitte schön, Herr Minister.  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Um es vorwegzusagen: Ich bin der Meinung, dass 
die Arbeitnehmer-Entsenderichtlinie geändert wer-
den muss. Ich meine aber auch, dass der im Minis-
terrat erreichte Kompromiss besser ist, als immer 
mehr zu fordern und damit die Verabschiedung im-
mer mehr hinauszuzögern. Deswegen ist meine Ziel-
setzung, dass erst einmal der Kompromiss in einer 
Änderung der Entsenderichtlinie umgesetzt werden 
sollte.  

Jedes Jahr werden etwa 2 Millionen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in einen anderen Mitglieds-
staat der EU entsandt. Das macht zwar nur 1 % der 
Gesamtbeschäftigung der Europäischen Union aus, 
dennoch ist die Entsendung in einigen Branchen, wie 
im Baugewerbe oder im Dienstleistungsbereich, ein 
wichtiger Faktor.  
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Die deutsche und auch die nordrhein-westfälische 
Wirtschaft nutzen die Möglichkeit der Entsendung in 
beide Richtungen sehr intensiv. Nach Zahlen der 
Kommission sind 420.000 Personen aus anderen 
EU-Staaten bei uns tätig. Zum Vergleich: In Frank-
reich sind es 180.000, in Belgien 150.000. Aber deut-
sche Unternehmen senden auch 240.000 Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in andere EU-
Mitgliedsstaaten. Auch hier zum Vergleich: Polen 
entsendet 460.000 Arbeitnehmer in die Europäische 
Union, Frankreich 140.000 Arbeitnehmer. 

Für eine Entsendung kann es sehr gute Gründe ge-
ben. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wer-
den konzentriert zur Erbringung von Dienstleistun-
gen entsandt, oder Teile der Arbeit werden grenz-
überschreitend an spezialisierte Subunternehmer 
vergeben. 

Für mich ist die Tatsache, dass so viele Menschen 
jenseits der Staatsgrenzen tätig werden, auch ein 
Zeichen für ein starkes Europa. Das zeigt, dass Eu-
ropa funktioniert. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mir ist aber auch klar, dass es Fälle gibt, in denen es 
bei der Entsendung nur darum geht, das starke 
Lohngefälle in der Europäischen Union auszunutzen. 
Das ist der Fall, wenn billige Arbeitskräfte zu Dum-
pinglöhnen und mit geringen Sozialleistungen be-
schäftigt werden. Ich finde es ungerecht, wenn Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus dem Aus-
land für die gleiche Arbeit am gleichen Ort nicht den 
gleichen Lohn erhalten. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Es ist ein Problem für unser Wirtschaftsgefüge, wenn 
ausländische Arbeitskräfte hier den Mindestlohn er-
halten, damit ein Einkommen erzielen, von dem sie 
zu Hause nur träumen können, und zusätzlich nur die 
meistens geringeren Sozialversicherungsbeiträge 
aus dem Herkunftsland bezahlt werden müssen. So 
übt man Druck auf unsere Belegschaften aus, die 
aber dauerhaft die höheren Kosten der Lebenshal-
tung und der sozialen Absicherung hier in Deutsch-
land erwirtschaften müssen. Das zu verschweigen, 
wäre falsch, und da müssen wir auch ganz genau 
hinschauen. 

Als die Entsenderichtlinie 1996 erlassen wurde, 
sollte sie einen fairen Rechtsrahmen für die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen für entsandte Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer setzen. Damals klaffte im 
Lohngefüge zwischen den Mitgliedsstaaten noch 
nicht eine so große Lücke. Jetzt aber liegen zum Bei-
spiel die Arbeitskosten – wir haben es heute schon 
mal gehört – in Dänemark bei 43,40 €, in Bulgarien 
aber nur bei 4,40 € und bei uns in Deutschland bei 
33,40 €, im Durchschnitt bei 25,70 €. 

Wenn sich Löhne so spreizen, ist der Anreiz dieses 
Lohngefälles, in andere Staaten zu exportieren, na-
türlich sehr groß. Man weiß ja, dass bei Entsendun-
gen, wenn sie zu diesen Bedingungen angeboten 
werden, die Löhne immer rund ein Drittel unter unse-
ren Verhältnissen liegen. 

Es geht dabei nicht ausschließlich um Arbeitnehmer-
rechte. Auch Arbeitgeber, die keine Subunternehmer 
beschäftigen, können in einem solchen Wettbewerb 
schlicht und ergreifend nicht mithalten. An der 
Schnittstelle der Entsenderichtlinie zeigt sich daher, 
wie soziale Aspekte im Verhältnis zum Binnenmarkt 
gewichtet werden. 

Der jetzt im Ministerrat vorgeschlagene Kompromiss 
ist, finde ich, eine Chance. Wir sollten sie nutzen und 
dafür sorgen, dass die Länder der Europäischen 
Union in der wichtigen Frage des Gleichgewichts 
zwischen sozialen Aspekten und Binnenmarkt wie-
der aufeinander zukommen. 

Die Eckpunkte der Vereinbarung sehen doch vor, 
dass diese im Einklang mit den Entlohnungsvor-
schriften, die für die lokalen Arbeitnehmer gelten, 
auch für entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer angewandt werden müssen. Im Klartext: Für 
allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge aus allen 
Wirtschaftszweigen finden Anwendung auf ent-
sandte Arbeitnehmer. Ebenso ist das Prinzip „Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort“ durch 
das, was jetzt durch die Kommission verabschiedet 
worden ist, gestärkt. 

Auch die Klarstellung in den Kompromissvorschlä-
gen, also in den Vorschlägen der Kommission, wel-
che Lohnzuschläge für die Entsendung mit der Ent-
lohnung verrechnet werden dürfen und welche nicht, 
ist zu begrüßen. Damit können Arbeitgeber ihren Ar-
beitnehmern nicht mehr ohne Weiteres mit der Ent-
sendung zusammenhängende Kosten auf den Lohn 
anrechnen und so den Lohn drücken. 

Die Verkürzung der Entsendedauer von 24 auf zwölf 
Monate ist grundsätzlich ein Fortschritt, auch wenn 
sie einmalig um sechs Monate verlängert werden 
kann. Immerhin gilt nach dieser Zeit – mit wenigen 
Ausnahmen – das gesamte Arbeitsrecht des aufneh-
menden Landes. 

Ähnlich ist es mit der Herausnahme des Verkehrsbe-
reichs. Eine weitreichende Regelung hätte uns ge-
holfen. Aber darüber zu diskutieren, während halb 
Europa anderer Ansicht ist, führt dazu, dass der Rest 
niemals in Kraft treten wird. Um ehrlich zu sein: Die 
Übergangsfrist von drei Jahren und die Umsetzung 
dann erst in vier Jahren ist natürlich sehr lang, aber 
sie ist auch ein Teil des Kompromisses. 

Aber Europa ist kein einheitliches Gebilde. Europa 
lebt ein Stück weit von den Unterschieden zwischen 
den Staaten. Zu glauben, dass wir diese Unter-
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schiede wegbekommen, diese unterschiedlichen In-
teressen bei der Entsendung, ist eine Illusion. Des-
wegen muss man sich eben auf einen Kompromiss 
einigen, der unterschiedliche Interessen in Europa 
zusammenbringt. Ich finde, dass die Regelung die-
ses Kompromisses im Ministerrat ein Schritt in die 
richtige Richtung ist. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Ich freue mich auf die Diskussionen über diese Frage 
in unserem Ausschuss. Doch dabei muss man im-
mer wissen, dass wir Deutsche, aber auch andere 
Interessen haben. 

Deswegen ist dieser Kompromiss aus meiner Sicht 
als Arbeitsminister hier im Land eine akzeptable 
Grundlage, um zu mehr Schutz der entsandten Ar-
beitnehmer zu kommen und Druck von den deut-
schen Belegschaften und den Unternehmen, die 
keine Subunternehmer beschäftigen, zu nehmen. – 
Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Laumann. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU der Abgeordnete Schmitz 
das Wort. 

Marco Schmitz (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ich weiß 
nicht, ob Sie die Pressemitteilung Ihrer „Übergangs-
arbeitsministerin“ vom 24. Oktober gelesen haben. 
Aber Frau Barley hat bestätigt: Ja, wir werden den 
Beschluss im Ministerrat unterstützen, die Bundesre-
gierung steht voll dahinter. Unser Landesarbeitsmi-
nister hat das doch gerade noch einmal bestätigt: Ja, 
wir wollen das unterstützen. 

Das ist ein bisschen so, als wären Sie hinter den fah-
renden Zug gesprungen. Denn alles das, was Sie 
hier fordern, ist bei den regierungstragenden Par-
teien ohnehin Konsens. 

(Beifall von der CDU)  

Insgesamt führt der Kompromiss im Bereich der Ent-
senderichtlinie zu einer sachgerechten Balance zwi-
schen Dienstleistungsfreiheit und dem Schutz von 
Arbeitnehmerrechten. 

Herr Remmel, ich möchte noch einmal auf Sie einge-
hen. Sie haben gesagt: Was erwarten wir eigentlich 
von der Europäischen Union? Was erwarten denn 
unsere Bürgerinnen und Bürger? – Die erwarten, 
dass die Europäische Union ihnen hilft. Genau dafür 
sorgt dieser Kompromiss.  

Was ihnen nicht hilft, ist eine Überregulierung, indem 
Sie fordern: Wir wollen noch das haben, und wir wol-

len noch jenes haben. – Das hilft uns nicht. Die Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Land möchten, dass 
ihnen die Europäische Union hilft. Aber es bringt 
nichts, da noch mehr Regulierung hineinzubringen. 
Da muss man immer Maß und Mitte beachten. 

Der Kompromiss sorgt für eine faire Entlohnung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die von ih-
ren Firmen zum Beispiel aus Ost- oder Südeuropa 
nach Deutschland entsandt werden. Diese haben 
bisher lediglich Anspruch auf den Mindestlohn und 
müssen bei gleicher geleisteter Arbeit teilweise mit 
einem Bruchteil der Bezahlung ihrer deutschen Kol-
legen vorliebnehmen. Zum Glück – es ist mehrfach 
gesagt worden – wird die Zeit jetzt auf zwölf, in Aus-
nahmefällen auf 18 Monate reduziert. 

Das hilft, die Lohnkonkurrenz zulasten der hier an-
sässigen Beschäftigten zu verhindern. Die dauerhaft 
höheren Kosten für Lebensunterhalt und soziale Ab-
sicherung in Deutschland schlagen natürlich auf 
diese Kosten drauf, und da unterstützt uns das 
Ganze. 

Wir wissen, dass es trotzdem immer noch schwarze 
Schafe gibt, die diese Regelung unterhöhlen, sei es 
durch Briefkastenfirmen, sei es durch Untervergabe-
konstruktionen. Das wird sicherlich ein Punkt sein, 
auf den wir in den Beratungen eingehen müssen und 
bei dem ein ordnungspolitisches Gegensteuern not-
wendig ist. Wir sollten bedenken, dass es in der ab-
schließenden Beratung zwischen dem Parlament 
und dem Europäischen Rat noch Möglichkeiten gibt, 
darauf einzugehen. 

Eines möchte ich den beiden Oppositionsparteien 
SPD und Grüne aber noch mitgeben: Sie wollen uns 
das Gefühl vermitteln, wir seien gegen gleichen Lohn 
für gleiche Arbeit im gleichen Land. Das sind wir doch 
gar nicht. Das ist Common Sense. Wir wollen in dem 
Bereich doch alle das Gleiche. Deswegen bin ich 
sehr gespannt auf die Beratungen in den Ausschüs-
sen. – Ich bedanke mich und wünsche noch einen 
schönen Tag. 

(Beifall von der CDU, der FDP und Roger 
Beckamp [AfD]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Schmitz. – Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Neumann für die Fraktion der 
SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Josef Neumann (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Frage, wie stark oder wie 
schwach die Entsenderichtlinie ist, dokumentiert 
letztendlich die Frage, wie stark oder wie schwach 
die Europäische Union mit den Rechten von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern umgeht. 
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Eine starke europäische Entsenderichtlinie, die sich 
insbesondere um das Kerngebiet der Leiharbeit küm-
mert – es geht im Grunde genommen um die Verlei-
hung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern –, 
ist die Grundvoraussetzung, um überhaupt ein sozial 
gerechtes Europa hinzubekommen. Wir haben uns 
hier im Hohen Hause in den letzten Monaten und im 
letzten Jahr ausgiebig mit der Europäischen Union 
beschäftigt. Schade, dass der Europaminister bei 
dem Thema jetzt nicht anwesend ist; denn es ist ein 
kerneuropäisches Thema. 

(Beifall von Nadja Lüders [SPD] – Zuruf von 
Dietmar Brockes [FDP]) 

Ich möchte daran erinnern, dass insbesondere die 
Debatte um den Brexit auch eine Debatte um soziale 
Standards war. Wer sich mit dem Brexit und der 
Frage, warum bestimmte Wählerinnen- und Wähler-
gruppen in Großbritannien so abgestimmt haben, be-
schäftigt, muss sich auch mit der Frage der sozialen 
Gerechtigkeit beschäftigen. 

Eine der zentralen Fragen betrifft Lohndumping und 
Einkommensdumping in Europa und die Bedrohung 
ganzer Belegschaften in den Staaten der Europäi-
schen Union dadurch. Dem kann man nicht einfach 
widersprechen und sagen: Das ist alles nicht so, alles 
ist so schön. – Wir wissen, dass die Realität in vielen 
Branchen, und zwar nicht nur im Baugewerbe und im 
Transportgewerbe, völlig anders aussieht. 

Eine starke Entsenderichtlinie – ich glaube, das ist 
ein ganz entscheidender Faktor – schützt die Be-
schäftigten in unseren Betrieben, schützt die Beleg-
schaften in unseren Stammbetrieben hier vor Ort vor 
Lohndumping. Deshalb ist es so wichtig, die Entsen-
derichtlinie zu unterstützen. 

(Beifall von Nadja Lüders [SPD]) 

Ja, es mag ein Fehler gewesen sein, im Zuge der 
Massenarbeitslosigkeit der letzten Jahre bestimmte, 
so nenne ich es mal, Erleichterungen in diesem Be-
reich zuzulassen. Die Folgen haben wir erlebt, als 
Unternehmer, nachdem es ihrem Wirtschaftsbereich 
wieder besser ging, diese Rechte eher ausgenutzt 
haben. Das gilt insbesondere für die Leiharbeit. Das 
ist unbestritten, und das können Sie in vielen Berich-
ten nachlesen.  

Selbstverständlich kann man über diese starke euro-
päische Entsenderichtlinie auch zum jetzigen Zeit-
punkt noch diskutieren. Und selbstverständlich kann 
Nordrhein-Westfalen über seine Möglichkeiten und 
Strukturen, die das Land in der Europäischen Union 
hat, noch immer darauf Einfluss nehmen, nicht nur 
über die eigene Landesvertretung, nicht nur über die 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments, son-
dern natürlich auch über die Bundesregierung und 
den Bundesrat. Dafür gibt es all diese Strukturen. Die 
sollten wir auch nutzen, um die europäische Richtli-
nie entsprechend zu stärken. 

Ich will in dieser Debatte auf zwei, drei kleine Aspekte 
eingehen, die eben festgestellt wurden. – Herr Minis-
ter Laumann, ich bin mit Ihnen völlig einig: gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit. Das ist unumstritten. Das 
muss aber nicht bedeuten, dass der polnische, der 
rumänische oder der bulgarische Arbeitnehmer von 
dem kargen Lohn, den er bekommt, auch noch seine 
Unterkunft, sein Essen und seine Kleidung abgezo-
gen bekommt, wie es heute der Fall ist. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Das wird verbo-
ten!) 

– Das wird eingeschränkt, aber das ist ein Teilschritt 
auf dem Weg dahin, das Einkommen insbesondere 
dieses Heeres von – wahrscheinlich – Millionen Men-
schen in Europa zu beschränken. Es ist ein Unter-
schied, ob ich über die Entsendung deutscher Arbeit-
nehmer aus deutschen Unternehmen innerhalb der 
Europäischen Union zu hohen Standards diskutiere 
oder über die Frage, wie Rumänen in der Fleischwirt-
schaft in Nordrhein-Westfalen oder woanders be-
schäftigt werden. 

(Beifall von Nadja Lüders [SPD] – Minister 
Karl-Josef Laumann: Da haben wir doch jetzt 
ein Gesetz gemacht!)  

Die Wahrheit ist, dass das Thema so komplex ist, 
dass es nicht nur Schwarz und Weiß gibt, sondern es 
gibt viele Punkte, die es zu bedenken gilt.  

Kollege Lenzen, Sie haben recht, dass der Markt und 
der Wettbewerb bedeutend und wichtig sind; das se-
hen wir alle ein. Aber zum Markt und zum Wettbe-
werb gehört auch eine starke soziale Marktwirtschaft 
mit starken sozialen Arbeitnehmerrechten; insbeson-
dere für die Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter und 
insbesondere für diejenigen, die am unteren Ende 
der Skala der Arbeitnehmerrechte beschäftigt sind. 
Diese soziale Marktwirtschaft ist im Grunde das Ge-
genteil dessen, was Sie hier „Entfesselung“ nennen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir brauchen in Europa Schutzrechte für Arbeitneh-
mer; nicht weniger Entfesselung, sondern konkrete 
Regelungen, die sie davor schützen, dass sie einer 
Entfesselung in die Falle gehen. Das ist das Grund-
prinzip, das uns in der Frage der Sozialpolitik und in 
der europäischen Variante dieser Frage sicherlich et-
was auseinanderbringt. Es ist etwas völlig anderes 
nötig, als nur darauf zu setzen, die Dienstleistungen 
bzw. den Markt freizugeben und zu glauben, das 
würde es heilen. Wir wissen aus der Erfahrung der 
letzten Jahre, dass das nicht funktioniert. Ich bin sehr 
froh, dass der Minister dazu hier eine klare Position 
bezogen hat. 

Die Frage der Verantwortung für eine starke Entsen-
derichtlinie dreht sich auch darum, wie wir massiver 
Kritik gegenüber Europa auch in den eigenen Beleg-
schaften begegnen. Es sind gerade Arbeitnehmerin-
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nen und Arbeitnehmer, die aktuell massiven Wider-
spruch gegen Europa äußern. Wenn wir diesen Wi-
derspruch ernst nehmen und letztendlich bekämpfen 
wollen, dann müssen wir ihnen garantieren, dass sie 
vor Ort kein Lohndumping erfahren und dass es für 
ihre Produkte keinen Preisdruck gibt, sodass sie an-
schließend nicht die Verliererinnen und Verlierer des 
Prozesses sein werden. 

Deshalb ist dieser Antrag gestellt worden. Nein, es 
ist nicht zu spät. Ja, Nordrhein-Westfalen kann noch 
Einfluss nehmen. Nordrhein-Westfalen sollte Ein-
fluss nehmen: für gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
und für ein Europa – deshalb ist es wichtig, dass der 
Sozialgipfel stattfindet –, in dem die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer und deren Interessen eine 
stärkere Beachtung finden als im freien Arbeitsmarkt. 
Darüber werden wir gerne mit Ihnen im Ausschuss 
diskutieren. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Neumann. – Als nächster Redner 
hat sich für die Fraktion der AfD der Abgeordnete 
Beckamp gemeldet. Bitte schön. 

Roger Beckamp (AfD): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Der Antrag ist 
überschrieben mit „Aufbau einer sozialeren Europäi-
schen Union“. Das ist schon die erste Nebelkerze; 
denn – Herr Minister Laumann, Sie haben es dan-
kenswerterweise gesagt – darum geht es gar nicht. 
Es geht um „Deutschland zuerst“; das ist der Inhalt 
des Antrags. Es geht darum, deutsche Arbeitnehmer 
zu schützen und den Druck von deutschen Arbeit-
nehmern zu nehmen, der durch die offenen Grenzen 
entstanden ist, die auch Sie im Rahmen der Europä-
ischen Union herbeigeführt haben. 

Diesen Inhalt sollten Sie benennen. Deshalb ist es 
Heuchelei, davon zu sprechen, Sie wollten den Ru-
mänen und Bulgaren gerechtere und sozialere Stan-
dards ermöglichen. Das ist nicht der Fall; denn 
dadurch, dass Sie diese Standards so hoch anset-
zen, schließen Sie gerade diese Leute aus. Das ist 
Abschottungspolitik!  

Warum wehren sich Rumänien und Bulgarien denn 
gerade gegen diese Standards? Sie wollen das gar 
nicht, weil sie gerade dadurch ausgeschlossen wer-
den. Deshalb seien Sie doch ehrlich und sagen Sie 
es doch auch: Die SPD macht den Trump. Das ist 
nationale Arbeitnehmerpolitik, und die ist ja auch gut. 

(Beifall von der AfD) 

Der Impuls, der dahintersteckt, ist mutmaßlich – das 
unterstelle ich Ihnen jedenfalls –, dass Ihnen die 
Leute von der Fahne gehen, weil immer mehr Leute 

erkennen, dass Sie nicht die Partei des kleinen Man-
nes, der Arbeitnehmer sind. Das ist auch die CDU 
nicht.  

Versuchen Sie, sich daran zu erinnern, was mal die 
Politik der SPD gewesen ist. Aber dafür dürfte es zu 
spät sein, und das glaubt Ihnen auch keiner mehr. 
Deshalb seien Sie ehrlich, und nennen Sie es doch 
beim Namen: nicht „sozialere Europäische Union“, 
sondern „deutsche Arbeitnehmerrechte endlich mal 
zuerst“. „Germany first“ – die SPD macht den Trump. 
Weiter so! – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, weitere Wortmeldungen zu die-
sem Tagesordnungspunkt sehe ich nicht.  

Somit sind wir am Schluss der Aussprache und kom-
men zur Abstimmung über die Überweisungsemp-
fehlung des Ältestenrats, der uns nahelegt, den An-
trag Drucksache 17/1122 an den Ausschuss für 
Europa und Internationales – federführend – sowie 
mitberatend an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales zu überweisen. Dort soll 
auch die abschließende Abstimmung in öffentlicher 
Sitzung erfolgen. 

Ich darf fragen, wer dieser Überweisungsempfehlung 
folgen möchte, und bitte um das Handzeichen. – Das 
sind die Abgeordneten der Fraktionen der CDU, der 
SPD, der FDP, Bündnis 90/Die Grünen und der AfD 
sowie der fraktionslose Abgeordnete Neppe. Gegen-
stimmen? – Enthaltungen? – Dann ist diese Überwei-
sungsempfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

4 Klimaschutz ist eine globale Gerechtigkeits-
frage – NRW muss entschieden gegen den Kli-
mawandel vorgehen! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 17/1119 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kolle-
gin Aymaz das Wort. Bitte schön. 

Berivan Aymaz (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der 
demokratischen Fraktionen! Die Klimakrise  

(Markus Wagner [AfD]: Sie haben vergessen, 
den Begriff „pseudo“ voranzustellen, Frau Kol-
legin!) 
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gehört zu den größten gesellschaftlichen Herausfor-
derungen unserer Zeit. Bundeskanzlerin Merkel be-
zeichnet den Klimawandel, wie Sie heute den Me-
dien entnehmen konnten, sogar als die Schicksals-
frage. Allerdings darf diese Frage eben nicht dem 
Schicksal überlassen werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das wird vor allem dann deutlich, wenn man mit Men-
schen spricht, die vom Klimawandel unmittelbar be-
troffen sind. Vor einer Woche besuchten unsere 
Fraktion Vertreterinnen der indigenen Völker, die im 
Rahmen der COP 23 in NRW sind – eine sehr beein-
druckende Begegnung.  

Sie sagten: Wir wünschten, dass die Welt kleiner 
wäre und alle sehen und spüren könnten, wie unsere 
Heimat Stück für Stück zerstört wird. Und eigentlich 
sollten wir wissen: Die Welt ist klein wie das Herz in 
unserer Brust. Wenn wir für die Rettung des Amazo-
nas kämpfen, für die Rettung unserer Heimat, kämp-
fen wir auch für den Erhalt unserer Erde. 

Treffender könnten wir den Klimawandel und seine 
Auswirkungen nicht beschreiben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Während wir hier über die Auswirkungen des Klima-
wandels debattieren und darüber verhandeln, wie 
man den Klimawandel aufhalten kann, verlieren Mil-
lionen von Menschen schon heute ihre komplette Le-
bensgrundlage. Die veränderten Temperaturen zer-
stören die Erde. Die Stürme zerstören ihre Häuser. 
Ihre Dörfer werden durch den Anstieg des Meeres-
spiegels und durch Flutkatastrophen wegge-
schwemmt. Ganze Völker werden verdrängt. 

Derzeit sind fast 26 Millionen Menschen aufgrund 
von Klimakatastrophen auf der Flucht. Bis zum Jahr 
2040 werden Experten zufolge 200 Millionen Men-
schen auf der Flucht sein. Somit ist Klimaschutz, 
meine Damen und Herren, auch eine Fluchtursa-
chenbekämpfung.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ein Oxfam-Papier belegt, dass die ärmeren 50 % der 
Weltbevölkerung nur 10 % zum Klimawandel beitra-
gen, während die reichsten 10 % hingegen 50 % des 
Klimawandels verursachen. Diese eklatante Schief-
lage verdeutlicht, dass der Kampf gegen den Klima-
wandel auch immer ein Kampf für globale Gerechtig-
keit sein muss.  

Die Klimakrise vergrößert die Schere zwischen Arm 
und Reich innerhalb von Staaten, zwischen den so-
genannten Entwicklungsländern und den Industrie-
staaten. Armutsbekämpfung und der Kampf gegen 
den weltweiten Hunger können nur gelingen, wenn 
wir den Klimawandel gemeinsam aufhalten, und 
zwar jetzt. Klimaschutz ist also auch eine globale Ge-
rechtigkeitsfrage.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir in NRW haben eine besondere Verantwortung 
und müssen diese globale Verantwortung ernst neh-
men. Wir können ganz konkret auch einen Beitrag 
zur Bekämpfung des Klimawandels leisten, indem 
wir  

erstens vor Ort aus der Kohle aussteigen und durch 
ein ambitioniertes Klimaschutzgesetz als Deutsch-
lands stärkstes Industrieland saubere Energie produ-
zieren und CO2 reduzieren, indem wir  

zweitens in unseren internationalen Partnerschaften 
beim Klimaschutz kooperieren, die Kooperationen 
stärker nach vorne stellen und gemeinsam mit den 
Partnern dem Klimawandel weltweit entschieden 
entgegenwirken und indem wir  

drittens die bereits bestehenden internationalen Ab-
kommen in NRW ernsthaft weiterführen sowie vor al-
len Dingen bei unserer öffentlichen Beschaffung die 
Achtung der ökologischen Standards nicht streichen.  

(Beifall von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Lassen Sie mich abschließend in Erinnerung rufen: 
Der Klimawandel ist nicht nur eine Frage der globa-
len Gerechtigkeit, sondern auch eine Frage der Ge-
nerationengerechtigkeit. Heute gilt mehr als je zuvor: 
Wir haben diese Erde von unseren Kindern nur ge-
borgt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Aymaz. – Als nächste Rednerin hat für 
die Fraktion der CDU Frau Kollegin Dr. Peill das 
Wort, bitte schön. 

Dr. Patricia Peill (CDU): Sehr geehrte Präsidentin! 
Liebe Kollegen und Kolleginnen! Man hätte fast da-
rauf wetten können – die Weltklimakonferenz findet 
mit 25.000 Teilnehmern in Bonn statt, überall ist 
Presse anwesend –, dass so ein Antrag heute im 
Plenum behandelt wird. 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

– Und so ist es gekommen.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Zu Recht!) 

Das ist klar, denn hier ist die große Bühne. 

Vor wenigen Wochen ging es aber noch darum, den 
Klimawandel durch sofortigen Ausstieg aus der 
Braunkohle zu unterstützen. Diesmal haben Sie eher 
die globale Ebene gewählt. 

(Zustimmung von Wibke Brems [GRÜNE]) 

„Klimaschutz ist eine globale Gerechtigkeitsfrage – 
NRW muss entschieden gegen den Klimawandel 
vorgehen“ – darin sind wir uns alle einig. NRW muss 
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wie alle Bundesländer, die Bundesrepublik und Eu-
ropa sowie die Staatengemeinschaft insgesamt ge-
gen den Klimawandel vorgehen, denn, wie Frau Mer-
kel gestern sagte, Klimawandel ist eine Schicksals-
frage für uns alle. Eigentlich könnten wir mit dieser 
Feststellung die Debatte beenden, wären da nicht 
noch Schlussfolgerungen, denen man vehement wi-
dersprechen müsste.  

Meine Damen und Herren, deswegen sind wir der 
Meinung, dass sich so ein wichtiges Thema wie der 
Klimaschutz nicht für parteipolitische Spielchen eig-
net. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ei, ei, ei!) 

Man sieht eher Ideologie und Berliner Koalitionspo-
ker als echtes Interesse an diesem Thema. 

Dass dies für uns ein sehr ernstes Thema ist, entneh-
men Sie unserem Koalitionsvertrag. 

(Lachen von Wibke Brems [GRÜNE]) 

Wir bekennen uns zum Klimaschutzabkommen von 
Paris. Wir suchen aktiv eine gemeinsame und abge-
stimmte Klimaschutzpolitik auf europäischer und auf 
internationaler Ebene. NRW ist über die Bundesre-
publik in europäische Klimaschutzziele eingebun-
den. Isolierte und unwirksame Alleingänge lehnen 
wir daher ab. All das zeigt, dass dies ein sehr ernstes 
Thema für uns ist. 

Jetzt komme ich ganz konkret zu Ihren Aussagen. 
Sie schreiben, NRW müsse noch mehr Verantwor-
tung übernehmen. Die Staatengemeinschaft wolle 
wirtschaftlich von der Umstellung auf erneuerbare 
Energien profitieren. 

Schauen wir uns das an. Das tut sie schon. In der 
Reihe der Konferenzen nach Kyoto und Paris ist jetzt 
Bonn dran. Bonn ist in NRW. Von NRW gehen jetzt 
wichtige Signale zu diesem Thema aus. Viele Ent-
wicklungsländer profitieren schon, denn die Arbeit 
der GIZ ist unfassbar gut. Wenn wir die letzte Aus-
gabe der „Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung“ 
lesen, können wir sehen, dass sich der chilenische 
Präsident bei uns bedankt, dass wir es geschafft ha-
ben, dass die erneuerbaren Energien in Chile jetzt 
diesen Stellenwert haben. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch daran, 
dass die deutsche Forschungs- und Wirtschaftsland-
schaft die globalen Entwicklungskosten für Fotovol-
taik getragen hat, weshalb auch aufgrund unseres 
Know-hows Solarpanels weltweit so günstig angebo-
ten werden können.  

Einen kleinen letzten Punkt sollten wir schließlich 
nicht vergessen: Wir alle tragen täglich über das EEG 
dazu bei, einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es macht keinen 
Sinn für mich, dass Sie sagen, Deutschland sei in Sa-
chen Klimaschutz ein Entwicklungsland, oder es 

komme hier zu einem Rollback. Ganz im Gegenteil: 
Für uns ist das ein extrem ernstes Thema.  

Zu dem Punkt, dass wir Vorbild sein sollen, kann ich 
nur sagen: Dafür müssen Ökologie und Ökonomie 
wie Yin und Yang in Harmonie sein. Es kann nicht 
sein, dass Klimaschutz für ein Land nicht finanzierbar 
ist; denn diese „Energiewende made in Germany“ 
wird global keine Nachahmer finden, wenn der Kos-
tenberg für ein Land unerträglich wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Gehen wir einmal weiter. Sie schreiben in Ihrem An-
trag: 

„In den vergangenen sieben Jahren hat NRW be-
reits wichtige Zeichen gesetzt:“ 

Weiter heißt es: 

„Mit … dem Tariftreue- und Vergabegesetz, … 
dem Abzug klimaschädlicher Investitionen, dem 
zukunftsfähigen Landesentwicklungsplan …“ 

Jetzt kommt meine Lieblingszeile: 

„Diesen Weg muss auch die neue Landesregie-
rung fortsetzen …“ 

Was sagt man denn dazu? 

Auch wenn Sie es nicht gerne hören wollen: Sie wur-
den nach diesen sieben Jahren abgewählt, weil ge-
nau dieser Weg leider gar nicht zukunftsfähig war, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

weil wir kein innovationsfreundliches Klima mehr hat-
ten, weil der Landesentwicklungsplan wachstums-
hemmend war und das Vergaberecht so bürokratisch 
war, dass niemand damit zurechtkam.  

Nein, wir werden diesen Weg nicht weitergehen, 
denn für uns ist die Zukunft nicht die Verlängerung 
der Vergangenheit. 

(Beifall von der CDU – Berivan Aymaz 
[GRÜNE]: Machen Sie es doch besser! Sie sa-
gen gar nicht, wie Sie es besser machen wol-
len!) 

Jetzt kommen wir zum eigentlichen Thema. Dieser 
fünfseitige Antrag beinhaltet wirklich ein buntes Pot-
pourri an Themen: von den Klimaschutzzielen des 
Pariser Klimaabkommens zu Divestment-Strategien, 
von internationalen Abkommen über Good Gover-
nance zu Kooperationen mit Ghana und Südafrika, 
von der Rolle der Frau in Ländern, die vom Klima-
wandel betroffen sind, über weitere Richtlinien für 
Corporate Social Responsibility in der Außenpolitik 
hin zum Tariftreue- und Vergabegesetz. 

Das ist ein Riesenstrauß, aber mittendrin – wer hätte 
es gedacht? – steht der folgende Satz: 
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„Eine wirkliche Reduzierung der Treibhausgase 
und wirklicher Klimaschutz ohne einen Kohleaus-
stieg sind nicht möglich.“ 

Da haben wir es wieder, wir sind im Thema. 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Ja, natürlich, das 
hängt alles miteinander zusammen! – Zuruf 
von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Ich möchte unsere Position, die wir bereits das letzte 
Mal und auch gestern vertreten haben, noch einmal 
klarstellen. Das Emissionsabbauziel, das mit dem 
Klimaschutzgesetz NRW 2012 beschlossen wurde, 
wird selbstverständlich weiterverfolgt. Diese 25 % 
werden sogar noch um 1 oder 2 % übertroffen; das 
attestieren Sie uns sogar in Ihrem Antrag. Braun-
kohle liefert damit den geforderten Beitrag in NRW. 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Das ist auch nicht 
Ihr Verdienst!) 

Daher ist Ihre wiederholte Forderung nach einer wei-
teren Abschaltung von Kohlekraftwerksblöcken in 
NRW zum Erreichen dieser NRW-Klimaschutzziele 
meiner Meinung nach nicht notwendig, 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Es geht aber um 
ista-Ziele!) 

außerdem unverständlich und wirtschaftlich und so-
zial unverhältnismäßig. Das ist eine wirkliche Klima-
schutzziel-Dissonanz. 

(Berivan Aymaz [GRÜNE]: Ein bisschen über 
NRW hinauszudenken wäre nicht schlecht!) 

Wir plädieren im Klimaschutz eher für einen Fünf-
klang aus Planbarkeit, Bezahlbarkeit, Umweltver-
träglichkeit, Versorgungssicherheit und sicheren Ar-
beitsplätzen. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Norwich 
Rüße [GRÜNE]) 

Zur Planbarkeit. Sie wissen – ich glaube, ich muss 
Sie nicht jedes Mal daran erinnern –, dass dieser 
Kohle Ihr Versprechen galt. Darauf verlassen sich 
ganze Regionen. 

Zur Bezahlbarkeit. Es ist volkswirtschaftlicher Un-
sinn, wenn wir einen heimischen, sicher verfügbaren, 
wettbewerbsfähigen und subventionsfreien Energie-
träger aus nationalen Klimaschutzgründen abschaf-
fen, um uns von Importstrom abhängig zu machen. 
Unsere Haushaltsstrompreise und Industriestrom-
preise belegen im Europa-Ranking Platz 27 von 28. 

Zur Umweltverträglichkeit. Das Steuerungssystem in 
Europa heißt Europäischer Emissionshandel. Eine 
Reform dazu lag letzte Woche auf dem Tisch. Diese 
Reform haben Sie angemahnt; jetzt ist sie da. Für 
uns geht es beim Klimaschutz nicht nur um Strom, 
sondern auch um Verkehr, Wohnungsbau, Wärme-
politik, Schifffahrt und Flugverkehr. 

(Beifall von der CDU) 

Gerade hier besteht nationaler und regionaler Hand-
lungsbedarf, aber dazu finde ich in Ihrem Antrag gar 
nichts. 

Ich komme auf den letzten Punkt, die Versorgungs-
sicherheit, zu sprechen. Es geht um eine hundertpro-
zentige Versorgungssicherheit und nicht um 99 %. 
Hinzu kommt die energetische Herausforderung, 
dass wir in Zukunft viel mehr Strom brauchen wer-
den. 

Ich komme zum Schluss. Für uns ist der Schlüssel 
des Erfolgs ein anderer als Ihrer. Sie wollen Anlagen 
entgegen vertraglich vereinbarter Zeiträume einfach 
stilllegen und damit Regionen ihre Existenzgrund-
lage entziehen. Das ist für uns Klimaschutz 1.0, ein 
Rollback sozusagen. So verspielt Klimaschutz seine 
Akzeptanz. 

Wir hingegen setzen in NRW auf Klimaschutz 4.0 
und investieren in die Zukunft: in die Entwicklung von 
effizienter Speichertechnologie, in die digitale Land-
wirtschaft, in die Entwicklung von synthetischen 
Kraftstoffen und in eine intelligente Vernetzung. 

Klimaschutz heißt für uns aber auch, in den Gründer-
geist zu investieren, in Bildung, in Start-ups und in 
Grown-ups und somit in nachhaltige Arbeitsplätze. 
Damit möchte ich Ihrem wiederholten Mantra des 
Ausstiegsszenarios mit den Worten von Werner von 
Siemens entgegnen: Für augenblicklichen Gewinn 
verkaufe ich die Zukunft nicht.“ 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

In diesem Sinne werden wir den Antrag ablehnen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Dr. Peill. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der SPD der Kollege Stinka das 
Wort. 

André Stinka (SPD): Sehr verehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Dr. Peill, 
Sie sprachen davon, dass Ihnen das eine oder an-
dere, was im Antrag der Grünen steht, bekannt vor-
kommt. Mir kam bei Ihnen auch einiges bekannt vor. 
Denn Sie sind mit der gleichen Einstiegsmelodie in 
diesen Antrag eingestiegen, die Sie immer als CDU 
wählen. Sie sagen schlicht und einfach: Na ja, wir in 
NRW können doch nichts alleine machen. Allein-
gänge sind gar nicht möglich. 

Sie verkennen dabei in vollstem Umfang das Allein-
stellungsmerkmal und die Wirtschafts- und For-
schungskraft des Landes Nordrhein-Westfalen. Zu-
dem verkennen Sie in vollem Umfang die Leistun-
gen, die die Menschen hier schon erbracht haben 
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und auch weiter erbringen werden. Insofern war das 
Einstieg, den wir von Ihnen schon kannten; es war 
nämlich nichts Neues. 

Sie sprachen darüber hinaus ausführlich von einem 
Fünfklang. Ich habe allerdings nur einen Klang ge-
hört: keine konkrete Maßnahme, heiße Luft von der 
CDU. Das ist das Endresultat, das wir hier heute 
wahrgenommen haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn man sich den 
Himmel über dem Ruhrgebiet vor 55 Jahren ange-
schaut hat, hat man sprichwörtlich die Hand vor Au-
gen nicht gesehen. Überall Staub und Schwefeldio-
xid hatten den Himmel über der Ruhr völlig verdun-
kelt. 

Damals war es Willy Brandt, der gesagt hat, der Him-
mel über dem Ruhrgebiet müsse wieder blau wer-
den. Warum erwähne ich hier Willy Brandt? Weil 
Willy Brandt nicht nur den Blick nach innen, also in 
das Land, gerichtet hat, sondern auch sehr deutlich 
darüber hinaus. 

(Regina Kopp-Herr [SPD]: Genau!) 

Er hat immer den Zusammenhang gesehen zwi-
schen der Verantwortung, die wir als Industrienatio-
nen gegenüber den restlichen Ländern der Welt ha-
ben, und betont, dass alle zusammen eine gemein-
same Entwicklung anstreben sollten. 

(Christof Rasche [FDP]: Wolfgang Clement 
auch!)  

Dass sich die FDP hier meldet, wundert mich, denn 
was Sie zum Thema „Klimaschutz“ in den letzten 
Jahren beigetragen haben, kann man auch mit dem 
Wort „null“ umschreiben, weil ja alles der Markt re-
gelt, sehr geehrte Damen und Herren. Der Markt re-
gelt aber gerade diese Frage nicht. Es sind Willy 
Brandt und Gerhart Baum, an die ich Sie erinnern 
möchte. Gerhart Baum hat sich als Innenminister das 
Thema „Umwelt und Luftreinerhaltung“ immer wieder 
auf die Fahnen geschrieben. Das scheinen gerade 
Sie in der FDP vergessen zu haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir wissen alle, dass seit 2015 die Erderwärmung im 
Vergleich zu allen vorindustriellen Zeiten um 1°C an-
gestiegen ist. Wir alle erleben sowohl vor der Haustür 
als auch in der Welt die Folgen dieses Klimawandels. 
Wir wissen sehr wohl, dass die Menschen darunter 
leiden. 

Wir werden das selbstgesteckte Ziel in Deutschland 
nicht erreichen, die CO2-Emissionen bis 2020 um 
40 % zu reduzieren. Ich zitiere an dieser Stelle gerne 
Klaus Töpfer, der zumindest den Kolleginnen und 
Kollegen der CDU bekannt sein sollte: „Wir Industrie-
länder haben diese Probleme geschaffen, wir tragen 
auch die Hauptverantwortung für ihre Lösung.“ 

Insbesondere für uns Sozialdemokraten ist klar, dass 
der Industriestandort Nordrhein-Westfalen diese Ver-
antwortung trägt, denn er trägt dazu bei, dass Inno-
vationen zum Gelingen dieses Klimaschutzziels bei-
tragen. 

Die Kanzlerin hat gestern im großen Gestus von der 
Schicksalsfrage der Menschheit gesprochen. Ich er-
innere mich noch gerne an den G7-Gipfel, wo wun-
derbare Fotos am Strand der Ostsee gemacht wor-
den sind und sich die Klimakanzlerin aufgeschwun-
gen hat, hier in Deutschland etwas zu tun. Schauen 
wir uns aber die reale Situation an, dann waren es 
genau sie und das Kanzleramt, die den Klimaschutz-
plan der Bundesregierung immer wieder torpediert 
haben. Es war genau sie, die sich dafür hat feiern 
lassen, dass sie gerade auch bei der Automobilin-
dustrie immer sehr zurückhaltend war, wenn es um 
Klimaschutzziele und darum ging, hier Verantwor-
tung zu übernehmen. 

Mit Blick auf die Koalitionsverhandlungen kann ich 
gerade in Richtung CDU nur fordern: Nutzen Sie die-
sen Einstieg, den sie damals organisiert hat. Lassen 
Sie sich von Herrn Seehofer und seinem Gebaren 
nicht in die falsche Ecke treiben. Nutzen Sie diese 
Chance, um Deutschland auch zukunftsfest und 
glaubwürdig zu machen. Ergehen Sie sich nicht in 
hohlen Phrasen. 

Sehen wir uns Nordrhein-Westfalen an, so kann ich 
gerade den grünen Antrag dahin gehend unterstüt-
zen, dass wir den Klimawandel nur bekämpfen, in-
dem wir ganz klar Visionen und Klimaziele festlegen. 
Denn Unkonkretes und ein „Das wird der Markt 
schon richten“ helfen in diesem Falle nicht. 

Ruhen Sie sich als neue neoliberale Koalition nicht 
auf den Erfolgen aus, für die wir Lorbeeren bekom-
men haben. Gerade für uns Sozialdemokraten war 
der Klimaschutz … 

(Lachen von der CDU – Zuruf von Henning 
Höne [FDP] – Weitere Zurufe) 

– Sie müssen ja mächtig getroffen sein, wenn ich Ihre 
Reaktion erlebe; das ist ja gar keine Frage. 

(Henning Höne [FDP]: Das ist Mitleid! – Zuruf 
von Josef Hovenjürgen [CDU] – Zuruf von 
Dietmar Brockes [FDP]) 

Für uns Sozialdemokraten ist Klimaschutz immer 
Fortschrittsmotor gewesen, weil wir den Dreiklang 
zwischen Ökologie, Ökonomie und sozialer Verant-
wortung ganz klar und deutlich gemacht haben. 
Während die Vorrednerin sich nur um konkrete Bei-
spiele herumgedrückt hat, will ich hier ein paar Dinge 
anmelden. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Das stand offensicht-
lich schon in Ihrem Redemanuskript!) 

In Nordrhein-Westfalen war uns ganz klar, dass wir 
im Bereich der Wärmeversorgung die Kraft-Wärme-
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Kopplung und den Fernwärmeausbau nach vorne 
bringen. Denn das hilft den Menschen vor Ort konk-
ret, wenn sie in schlecht isolierten Wohnungen leben 
und wenn die Heizungen kaputt sind. Darum geht es 
letztendlich: um eine Steigerung der Lebensqualität. 

Wir begrüßen sehr, dass beispielsweise die STEAG 
in die Industrieproduktion hineingeht und über Batte-
riespeicher nachdenkt. Das sind Projekte, die ge-
meinsam mit der Industrie und mit den Menschen or-
ganisiert werden. 

Wenn Sie von Digitalisierung in der Landwirtschaft 
sprechen, Frau Dr. Peill, möchte ich das mal flächen-
deckend erleben. Dann treiben Sie Ihre Leute dahin 
an, dass wir das auch wirklich organisiert bekom-
men. Schließlich haben wir als Sozialdemokraten 
frühzeitig das virtuelle Kraftwerk nach vorne ge-
bracht, weil uns ganz klar ist, dass Verbraucher, 
Speichermodalitäten und viele anderen Fragen ge-
koppelt werden müssen. 

Uns ist klar, dass der Klimawandel, die Folgen für die 
Energieversorgung und die Folgen für die Menschen 
auf Akzeptanz stoßen müssen. Deswegen lautet für 
uns auch eine Frage immer – das vermisse ich ein 
bisschen beim Antrag der Grünen –, wie die soziale 
Akzeptanz bei dieser Frage ist. Für uns ist wichtig, 
dass Energie auch bezahlbar bleibt. Das heißt auch 
Verbraucheraufklärung, das heißt auch, mit den 
Menschen sprechen. 

Um noch ein weiteres konkretes Beispiel hinzuzufü-
gen: Innovation City. Wie konkret ändern Menschen 
ihre Lebensgewohnheiten? Darum geht es. Darum 
können Sie sich nicht herumdrücken, sondern es 
geht um Beratung und um Investitionshilfen. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Innovation City hatte für uns Sozialdemokraten einen 
ganz wichtigen Vorteil: Hier wurde der Zusammen-
hang zwischen sozialer Verantwortung, Verbrau-
cherberatung, Sanierung von Häusern sowie Indust-
rie- und Energiedienstleistungen im Bestand herge-
stellt. Wir sind hier weit vorangekommen. Ich habe 
aber weder in den Koalitionsverhandlungen noch in 
den Ausführungen der Umweltministerin dazu etwas 
gelesen. 

(Henning Höne [FDP]: Sie waren ja auch nicht 
bei den Koalitionsverhandlungen dabei!) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der neoli-
beralen Koalition, glauben, Sie könnten mit dem 
Windkrafterlass, mit schwammigen Ausführungen ei-
nen Beitrag vor dieser wichtigen Konferenz in Bonn 
leisten, werden Sie dem Land Nordrhein-Westfalen 
nicht gerecht. Sie werden dem nicht gerecht, was Sie 
hier selbst gesetzt haben. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Und Sie werden dem nicht gerecht, was Ihre Kanzle-
rin dort zu erzählen versucht, aber nur wenig unter-
füttert hat. – In dem Sinne vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Stinka. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP der Abgeordnete Brockes 
das Wort. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Stinka, es war 
schon interessant, wie Sie versucht haben, den Ein-
druck zu erwecken, dass Sie hinter dem Antrag der 
Grünen stehen, und gleichzeitig das Thema „Kohle“ 
komplett umschifft haben. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Exakt!) 

Denn neben Ihnen sitzt der Kollege van den Berg, 
der gleich ans Rednerpult tritt und vermutlich eine et-
was andere Position hat als die, die Sie gerade vor-
getragen haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Deshalb an der Stelle über die Koalition den Stab zu 
brechen, ist wohl etwas früh. 

Ich bin im Übrigen gespannt – Sie haben vergessen, 
uns das zu sagen –, wie Sie sich zu dem grünen An-
trag verhalten; dieser steht schließlich gleich zur di-
rekten Abstimmung an. Ich bin sehr gespannt, ob Sie 
dem zustimmen werden, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der CDU: Natürlich! – Christof Ra-
sche [FDP]: Deshalb sitzt da ja auch kaum je-
mand!) 

Wir haben dieselbe Debatte, die wir heute zum 
Thema „Klimaschutz“ führen, bereits gestern geführt. 
Denn gestern lag uns der Gesetzentwurf der AfD zur 
Abschaffung des Klimaschutzgesetzes NRW vor. 
Also, meine Damen und Herren von den Grünen: Es 
hätte Ihres Antrages heute gar nicht bedurft, um über 
das Thema intensiv zu sprechen. 

(Beifall von der FDP) 

Natürlich bietet es sich an und ist es richtig, dass wir 
während der COP 23 dieses Thema bei uns behan-
deln, aber einen Antrag von fünf Seiten zur direkten 
Abstimmung zu stellen, zeigt, dass es Ihnen gar nicht 
um die Sache geht. Sie wollen hier nur Symbolpolitik 
machen. Dem werden wir heute natürlich nicht erlie-
gen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Monika Düker [GRÜNE])  

Sehen Sie es mir deshalb ein wenig nach, wenn das 
eine oder andere Argument, das ich oder andere 
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Redner gestern schon vorgebracht haben, heute 
wiederholt wird. Das hätte man vermeiden können, 
wenn man die beiden Tagesordnungspunkte zusam-
mengeführt hätte.  

Gestern sagte ich bereits, dass wir uns ganz klar zum 
Pariser Klimaabkommen bekennen, also: bis 2050 
weitestgehende Treibhausgasneutralität. Das, meine 
Damen und Herren, ist ein ambitioniertes Ziel, aber 
es ist notwendig. Das ist auch gestern sehr deutlich 
geworden, und wir stehen zu unserer Verantwortung. 

Dafür brauchen wir aber Ihren heutigen Antrag nicht, 
denn genau das haben CDU und FDP, die NRW-
Koalition, bereits in ihrem Koalitionsvertrag festge-
legt, und dazu stehen wir. Dies haben wir auch hier 
im Plenum schon bei anderen Anträgen deutlich ge-
macht und darüber abgestimmt.  

Wir werden – das wurde gestern ebenfalls angespro-
chen – auch das Klimaschutzgesetz beibehalten und 
es an den europäischen Rahmen anpassen. Denn – 
das ist sehr wichtig – wenn man bei diesem Thema 
wirklich effizient und effektiv etwas erreichen will, 
dann muss man dies im europäischen, besser im glo-
balen Einklang vornehmen. Deshalb betone ich noch 
einmal: Entscheidend ist der Weg dahin. Statt ideo-
logisch gefärbter Debatten, die mehr Wunsch als 
Wirklichkeit abbilden, brauchen wir vernünftige Lö-
sungen. Wir setzen deshalb auf den technologischen 
Fortschritt und den Wettbewerb, meine Damen und 
Herren.  

Wir – um das auch hier zu betonen – in Nordrhein-
Westfalen erbringen bis 2020 eine Einsparung von 
sehr wahrscheinlich 27 %. Wir werden damit sogar 
mehr tun als das, was die Vorgängerregierung be-
schlossen hat. Und um es auch deutlich zu machen: 
Wir tun hier mehr als viele andere europäische oder 
auch globale Partner. Das, meine Damen und Her-
ren, ist ein wichtiges und gutes Signal. Wir werden 
diesen Kurs konsequent fortsetzen, ohne Struktur-
brüche und Wohlstandsverluste dabei hinzunehmen.  

Meine Damen und Herren von den Grünen, Sie ver-
kürzen, wie in Ihrem Antrag, die Klimadebatte wieder 
einmal rein auf das Thema „Kohle und Windkraft“. 
Denn nur diese beiden Erzeugungstechniken wer-
den in Ihrem Antrag aufgeführt. Das bedeutet – das 
hat Frau Kollegin Dr. Peill eben sehr deutlich ge-
macht –, Sie verkürzen dabei wieder einmal die Dis-
kussion über die Energiewende auf eine Diskussion 
über die Stromwende.  

Deshalb frage ich hier an dieser Stelle: Was ist denn 
mit dem Wärmebereich? Den haben Sie wieder völlig 
außen vor gelassen. 

Die Kollegin hat eben auch andere Bereiche ge-
nannt. Darauf gehen Sie in keinster Weise mit Ihrem 
Antrag ein. Das zeigt, dass Sie auf diesem Feld in 
der Vergangenheit nichts getan bzw. sogar negativ 
gehandelt haben. 

Sie haben zum Beispiel beim Thema „Gebäudesa-
nierung“ auf Bundesratsebene verhindert, dass hier 
entsprechende Förderungen vorgenommen werden, 
wofür wir uns jetzt als neue Koalition einsetzen wer-
den.  

Wir werden zum Beispiel auch die Geothermie in un-
serem Land unterstützen, die Sie während Ihrer Re-
gierungszeit behindert haben. Während wir diese Po-
tenziale, meine Damen und Herren, hier ungenutzt 
lassen, wird in der bayerischen Hauptstadt das Fern-
wärmenetz von fossilen Energieträgern auf Geother-
mie umgerüstet. In diesem Bereich sehen wir 
enorme Potenziale, und die werden wir in Zukunft 
auch nutzen. 

Und da Herr Stinka von konkreten Beispielen gespro-
chen, selbst aber keine gebracht hat: Wie ist es mit 
der Nutzung des Abwassers zur Wärmegewinnung? 
Auch hier kann ohne zusätzliche Subventionen eini-
ges erreicht werden. Hier können wir Potenziale nut-
zen, und die wollen wir entsprechend heben.  

So, meine Damen und Herren, könnte man noch eine 
Vielzahl von technischen Möglichkeiten aufführen – 
wie gesagt, nicht nur aus dem Wärmebereich, auch 
aus dem Strombereich, aus dem Mobilitätsbereich, 
aus der Landwirtschaft –, um deutlich zu machen, 
dass wir den Klimaschutz ganzheitlich angehen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Besonders bemerkenswert – ich hätte fast „unver-
schämt“ gesagt – finde ich in Ihrem Antrag einen 
Satz, den ich vorlesen muss. Ich zitiere aus Ihrem 
Antrag:  

„Denn mit einem weiteren Ausbau der Erneuerba-
ren Energien, der Umsetzung des geplanten 
Netzausbaus sowie der Einführung von Speicher-
technologien und Lastenmanagement wäre es 
ohne Probleme möglich, aus der klimaschädli-
chen Kohleverstromung auszusteigen.“ 

Ja, meine Damen und Herren, hier suggerieren Sie, 
das wäre alles kein Problem, der Netzausbau und die 
Speicher stünden alle zur Verfügung.  

Genau das Gegenteil ist der Fall, und es sind gerade 
auch Ihre Kollegen vor Ort, die den Netzausbau mas-
siv behindern, weshalb wir hier nicht im Fahrplan 
sind. Und es macht keinen Sinn, wenn die Erneuer-
baren Energien so ausgefahren werden, dass wir 
den Strom vor Ort nicht wegbekommen. Genau so ist 
es auch beim Thema „Speicher“. Hier, meine Damen 
und Herren, müssen wir endlich vorankommen.  

Deshalb sage ich Ihnen zum Schluss: Nordrhein-
Westfalen steht mit der NRW-Koalition zum Klima-
schutz. Wir werden unseren Beitrag zum europäi-
schen Konsens bei diesem Thema leisten, und dafür 
bedarf es Ihres Antrages nicht. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 
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(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Brockes. – Als nächster Redner 
hat für die AfD-Fraktion der Abgeordnete Dr. Blex 
das Wort. 

Dr. Christian Blex (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Bula! Dank eines 
Autokraten, der sich zweimal an die Macht putschte 
und dafür aktuell den Vorsitz bei der großen Bonner 
Show zum Schutz der Durchschnittstemperatur der 
nächsten 30 Jahre hat, wissen wir nun endlich, was 
„Hallo“ auf Fidschi heißt.  

Auch die UN-Weltklimakonferenz in Paris bot die 
Propagandafläche für eine perfekt inszenierte inter-
nationale Show von Geschlossenheit und Einigkeit. 
Auf dieser Pariser Bühne wollte wahrlich keiner den 
Außenseiter spielen. Immerhin wollten 43 Länder, 
darunter 30 aus Europa, über 150 weiteren Ländern 
Geld schenken – Ländern übrigens, die alle extrem 
schlecht beim Korruptionsindex abschneiden. Aber 
irgendwer muss ja wohl die Autos der Militärregime 
bezahlen. 

Allein die Veranstaltung in Bonn kostet den deut-
schen Steuerzahler nach offizieller Schätzung über 
117 Millionen €. 

Als aufgeklärter Naturwissenschaftlicher des 21. 
Jahrhunderts 

(Beifall von der AfD – Lachen von SPD und 
GRÜNEN) 

bedaure ich es sehr, dass wir die Phase der Wissen-
schaft und Sachlichkeit verlassen und in eine neue 
Phase der Gesinnung und Ideologie eintreten. In die-
ser ideologischen Welt dominiert ein Freund-Feind-
Schema. Wer zu dieser absolutistischen Weltan-
schauung eine alternative Meinung hat, wird als poli-
tischer Gegner mit aller Kraft bekämpft. 

(Beifall von der AfD) 

Das ist die Inquisition der „Church of Global War-
ming“. 

Im Antrag der Grünen heißt es: 

„Umso fataler ist es, dass sich der US-
amerikanische Präsident Trump … großspurig 
aus dem Pariser Klimaschutzabkommen zurück-
ziehen will, …“ 

Liebe GrünInnen, mit Ihrem Freund-Feind-Schema 
haben Sie sich längst aus einer sachlichen Diskus-
sion verabschiedet. In Ihrem Antragstext verweisen 
Sie auf die Einbeziehung von indigenen Gendergrup-
pen in die Klimadebatte als wichtige Akteure zur Um-
setzung des Pariser Klimaschutzabkommens. 

Von indigenen Gendergruppen! Die Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Geschlechter? Ja, davon 
habe ich schon einmal etwas gelesen – ach ja, rich-
tig, im Klimaschutzplan NRW. Ich muss den Aus-
schnitt aus Kapitel I.4, als Vollzitat wiedergeben – 
bitte nicht lachen; das stammt nicht von mir –: 

„Im Rahmen der Impactanalyse wurde mit Blick 
auf das Ziel einer geschlechtergerechten Gesell-
schaft und insbesondere der genderneutralen 
Verwendung öffentlicher Mittel auch eine vertiefte 
Differenzierung durchgeführt, um auf geschlech-
terspezifisch unterschiedliche Wirkungen frühzei-
tig aufmerksam zu werden und entsprechend ge-
gensteuern zu können. Hier zeigt die Impactana-
lyse, dass insgesamt keine eindeutige und durch-
gängige Mehr- oder Minderbelastung von Män-
nern oder von Frauen feststellbar ist.“ 

(Beifall von der AfD – Zuruf von der AfD: Gott 
sei Dank!) 

– Gott sei Dank. 

(Markus Wagner [AfD]: Was hat denn der Un-
sinn gekostet?) 

Liebe GrünInnen, bei Ihrem Hyperfeminismus fehlen 
mir die Worte. Mit welchem anderen Ergebnis hatten 
Sie überhaupt gerechnet? 

Mir fehlt auch wirklich die Fantasie, um zu verstehen, 
warum sich eine über 30 Jahre gemittelte Tempera-
tur, die sich in der Erdgeschichte ständig geändert 
hat, überhaupt unterschiedlich auf die Geschlechter 
auswirken soll. Sollte die globale Mitteltemperatur in 
der Nähe einer Frau etwa heißer sein – oder bei Frau 
Brems kälter? 

(Heiterkeit von der AfD – Zurufe von der CDU: 
Au! – Zuruf von der SPD: Oh Mann!) 

Und wenn es überhaupt eine Klimaerwärmung gäbe, 
wäre es für die Frauen dann besser? Die haben ja 
meistens kalte Füße. 

(Heiterkeit von der AfD – Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

Die rot-grüne Vorgängerregierung wurde gefragt, 
was die Impactanalyse über die Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Geschlechter im Rahmen des 
Klimaschutzplans gekostet hat. Sie hat geantwortet: 
1,03 Millionen €. 

(Zuruf von der AfD: Das ist doch gar nichts!) 

Schneller und nutzloser konnte das Geld unserer 
Bürger gar nicht aus dem Fenster geschmissen wer-
den. Aber Einsicht bei den GrünInnen? Fehlanzeige! 

Sie gehen sogar weiter und fordern hier in diesem 
Antrag einen Gender-Aktionsplan von Nordrhein-
Westfalen für die indigenen Gendergruppen in den 
Inselstaaten in Ozeanien. Das erfinde ich nicht; das 
steht genau so in Ihrem Antrag. 
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Übrigens juckt es Sie überhaupt nicht, wie viel Kero-
sinabgase die Insulaner in die Troposphäre pusten, 
wenn sie auf unsere Kosten nach Deutschland zum 
Klimagipfel fliegen – genauso wenig, wie es Sie stört, 
an Bord eines Rheinschiffes zu steigen, um für das 
Klima umsonst essen und trinken zu können. 

Liebe GrünInnen, den Urwaldvogel haben Sie aber 
wirklich mit Ihrer letzten Forderung abgeschossen. 

(Zuruf von der SPD: Der ist wohl bei Ihnen ge-
landet! – Heiterkeit von SPD und GRÜNEN) 

Ich zitiere Sie am liebsten wörtlich, weil mir noch kein 
besserer Weg eingefallen ist, Ihre Weltfremdheit zu 
offenbaren: 

„Der Landtag fordert die Landesregierung auf: 

… 

– durch die öffentliche Beschaffung keine Pro-
dukte zu erwerben, die den Klimawandel ver-
stärken …“ 

Wollen Sie mit dieser Forderung unser schönes Land 
in eine Grassteppe zurückverwandeln? Faktisch 
kann nach Ihrer Definition – das haben Sie geschrie-
ben; ich weiß nicht, wer von Ihnen das geschrieben 
hat – alles unter „klimaschädliche Produkte“ fallen. 
Kein Papier, kein Kugelschreiber, kein Fleisch, keine 
Milch, kein Klopapier? 

(Heiterkeit von der AfD – Zuruf von der AfD: 
Veggieday! Kein Laptop!) 

Mit Ihnen kommen wahrlich bescheidene Zeiten auf 
uns zu. 

(Beifall von der AfD – Zuruf von der CDU: Sie 
atmen gerade das Klima weg!) 

Sie stellen unser gesamtes Wirtschaftssystem auf 
den Kopf und stecken unsere gesamten technischen 
Errungenschaften in ein Museum für Technik. Haben 
Sie völlig vergessen, dass unsere Güter und unser 
Energieverbrauch die Basis unseres Wohlstands 
und Lebensstandards sind? 

Beim besten Willen: Wir können uns Ihrer ökoreligiö-
sen Klimaideologie nur entgegenstellen. Wir werden 
Ihren Antrag ablehnen, wie auch die neoliberale Ko-
alition. – Danke schön. 

(Beifall von der AfD – Zuruf von den GRÜNEN: 
Das ehrt den Antrag!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Dr. Blex. – Nun hat für die Landesregierung Herr Mi-
nister Professor Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 

nach dem Beitrag des Abgeordneten Blex mit einigen 
versöhnlichen Punkten beginnen. 

Zu dem Antrag: Hier will ich erst einmal festhalten, 
dass sich die Landesregierung nicht nur zu dem Pa-
riser Abkommen bekennt, sondern auch sehr enga-
giert mitwirkt. Wir sind Mitorganisator der COP 23 
und dort sehr stark engagiert. Wir waren schon sehr 
früh Mitglied der States & Regions Alliance der Cli-
mate Group.  

Herr Abgeordneter Stinka – zu Ihnen komme ich 
gleich noch, und zwar ein bisschen impulsiver; erst 
einmal muss ich aber ein bisschen versöhnlicher 
sein; sehen Sie es mir nach –, Sie haben angemerkt, 
wir hätten gar nichts getan, auch früher nicht.  

Meine damalige Vorgängerin Christa Thoben war es, 
die die Mitgliedschaft Nordrhein-Westfalens dort er-
möglicht hat. Wir sind auch bei Under2 Coalition en-
gagiert. 

Am vergangenen Wochenende haben wir beide Initi-
ativen der Bundesländer und Regionen weltweit zu-
sammenführen können, auch unter Beteiligung von 
Gouverneur Brown aus Kalifornien und anderen, un-
ter anderem des grünen Ministerpräsidenten Herrn 
Kretschmann, der sich dort engagiert hat, und vielen 
mehr. Über 200 Regionen sind jetzt weltweit enga-
giert und wollen versuchen, dass das Pariser Abkom-
men nicht nur top-down realisiert wird, sondern auch 
bottom-up über die Regionen. 

Auch die Städte sind sehr engagiert. Wie Sie wissen, 
ist Bonn hier führend, und zwar mit dem Netzwerk 
ICLEI, das dort seinen Hauptsitz hat und auch un-
glaublich tolle Initiativen aus Bonn heraus entwickelt 
hat. Mittlerweile haben sich über 1.000 Städte in der 
Welt zusammengeschlossen, um den Klimaschutz 
wirksam vor Ort umzusetzen und dem Klimawandel 
zu begegnen. Das sind tolle Initiativen. 

Sie wissen, dass wir seit Jahren in Ghana engagiert 
sind. Auch das haben wir damals schon in der Lan-
desregierung getan. Die Vorgängerregierung hat es 
in den letzten Jahren weiter unternommen. Wir wer-
den das fortsetzen – auch mit den Gedanken, die die 
Gendergerechtigkeit aufgreifen. Das halten wir auch 
für richtig. 

Corporate Social Responsibility ist für die Landesre-
gierung ebenfalls wichtig. Daran haben wir seit Jah-
ren gearbeitet. Das setzen wir in den Häusern um. 
Auch von den Unternehmen im Land erwarten wir 
das. Wir bewegen uns entsprechend. 

Das gilt auch für das Sondervermögen des Pensi-
onsfonds des Landes Nordrhein-Westfalen. Wir ha-
ben uns verpflichtet, dort Nachhaltigkeitsgesichts-
punkte mit einzubeziehen. 

Ich kann Ihnen also zu allen im Antrag der Grünen 
diesbezüglich aufgeführten Punkten noch einmal 
versichern, dass die Landesregierung im Sinne des 
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Landtages hier versucht, eine sehr verantwortungs-
volle, nachhaltig ausgerichtete und klimafreundliche 
Politik zu gestalten. 

Lassen Sie mich jetzt noch etwas politischer werden 
und auf Ihren Redebeitrag eingehen, Herr Stinka. Ich 
bitte doch herzlich darum, dass Ihr Beitrag auch aus-
gedruckt wird, sodass wir ihn alle noch einmal lesen 
können. Er könnte sogar so interessant werden, dass 
wir ihn in den nächsten Tagen noch einmal dringend 
nachlesen müssen. 

Ich wäre auch dankbar, wenn die Fraktionsführung 
der SPD uns alles das, was Sie da gesagt haben, 
noch einmal bestätigen würde. Das waren nämlich 
bemerkenswerte Feststellungen, 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

die Sie für die Sozialdemokratie getroffen haben – im 
Kontext einer gewissen neuen Regierung, die Sie eti-
kettiert haben. Ich will das gar nicht wiederholen. 
Diese neue Mehrheit ist die NRW-Koalition. Sie 
kämpft für NRW und hat nicht irgendwelche anderen 
Labels, die Sie ihr anpappen wollen. 

Aber zu Ihrer Bemerkung, dass Sie ja nun die Kämp-
fer für den Klimaschutz wären – Sie haben noch Willy 
Brandt bemüht –, muss ich Ihnen sagen: Davon war 
in den letzten sieben Jahren nicht so viel zu sehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Sie waren ja auch nicht da! 
Sie konnten es nicht sehen!) 

Lieber Herr Stinka, es könnte auch sein, dass Sie 
noch einen Echoeffekt auf Ihre Rede erleben. Das 
kann Ihnen passieren. Denn Sie haben Lücken bei 
der CO2-Reduktion hinterlassen, die jetzt noch einer 
gewissen Bearbeitung bedürfen. 

Das ist für uns in Nordrhein-Westfalen nicht einfach. 
Das will ich gleich vorausschicken. Aber Faktenlage 
ist doch Folgendes: 

Meine damalige Amtsvorgängerin Christa Thoben 
hat 2008 – aufsetzend auf der Zielvorgabe der Gro-
ßen Koalition, die damals die Bundesregierung 
stellte: Abbauziel CO2 40 % bis 2020 – einen sehr 
genau berechneten Klimaplan für Nordrhein-Westfa-
len vorgelegt, der vorsah, dass die CO2-Ausstoß-
mengen bis 2020 um 30 % gegenüber 1990 abge-
senkt werden sollen. Sie hat das anknüpfend an die 
Entscheidung der Großen Koalition hier für Nord-
rhein-Westfalen entwickelt und mit den Fraktionen 
besprochen: Abbauziel 30 %. 

Ganz bemerkenswert und durchaus auch mit einem 
gewissen Gespür für Realität, weil sich Dinge nach 
dem etwas überhasteten Kernenergieausstieg 
2011auch verändert hatten – das will ich durchaus 
mit erwähnen –, haben Sie dann 2012 – und zwar mit 
der Fraktion der Grünen, was ganz bemerkenswert 
ist – gesagt: Na ja; wenn wir schon nicht mehr an die-
sem Ziel von 30 % festhalten wollen, dann machen 

wir wenigstens ein Gesetz, damit das nicht auffällt, 
und tun so, als würden wir es besonders ernst mei-
nen. 

Dann haben Sie ein Klimaschutzgesetz gemacht. 
Dabei haben Sie sich von dem Vorgängerziel von mi-
nus 30 % verabschiedet und in Ihr Klimaschutzge-
setz eine Reduktion von CO2 bis 2020 von 25 % hin-
eingeschrieben. 

Das war der Beitrag von SPD und Grünen zum Kli-
maschutz in den letzten sieben Jahren. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Sie haben ein ehrgeiziges Ziel der Vorgängerregie-
rung erst einmal heruntergesetzt. Da kann ich nur sa-
gen: Tolle Leistung! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dann haben Sie ab 2013 wieder mit die Bundesre-
gierung gestellt – Große Koalition – und haben dann 
auch festgestellt: Hoppla, 40 % bis 2020; das könnte 
vielleicht zu ehrgeizig gemeint gewesen sein; viel-
leicht müssen wir daran etwas tun. – Daraufhin ha-
ben Ihre verantwortlichen Minister – ich meine sogar, 
Herr Gabriel sei phasenweise dafür verantwortlich 
gewesen – Verhandlungen und Gespräche geführt, 
bei denen es darum ging, wie man die vermeintliche 
Lücke bis 40 % in 2020, die sich damals schon 
zeigte, schließen kann. 

Dann hat die Bundesregierung einen Masterplan er-
arbeitet, der einen Abbau von 68 bis 78 Millionen t 
vorsehen sollte. „Aktionsprogramm Klimaschutz 
2020“ hieß das damals. In diesem Rahmen ging es 
auch um die Reduzierung von CO2 im Kohlebereich. 

2016 haben Sie sich dann mühevoll und schmerzhaft 
darauf verständigt, einige Braunkohleblöcke vorzeitig 
vom Netz zu nehmen – 2017, 2018, 2019, mit Sicher-
heitsbereitschaft bis 2023. Das hilft natürlich auch 
noch einmal, etwa 12,5 Millionen t einzusparen. 

Das ist das, was Sie verabredet haben. Die Lücke 
war aber wesentlich größer. Das war damals durch-
aus schon erkennbar. Das wussten Sie auch. Aber 
erst kam die Landtagswahl, und dann kam die Bun-
destagswahl. Das musste ja bewältigt werden. 

Im April 2017 gab es dann einen Projektionsbericht 
der Bundesregierung. Darin sagte die Bundesregie-
rung: Im Mittel besteht noch eine Lücke in Höhe von 
66 Millionen t; vielleicht reichen auch 32 Millionen t. 

Dann kam die Bundestagswahl. Nach der Bundes-
tagswahl sagte Ihre Bundesumweltministerin, Frau 
Hendricks: Nein, das stimmt gar nicht; es sind viel-
leicht 100 Millionen t oder sogar noch mehr. – Die 
Grünen sprechen sogar von 120 Millionen t, die an-
geblich fehlen würden. 

Ist das verantwortliche Klimaschutzpolitik? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Man sieht eine Lücke. Man versucht, sie so klein zu 
machen, dass man gerade noch irgendwie an den 
Problemen vorbeikommt. Nach der Wahl ist das 
dann alles ganz anders, und man sagt, dass man viel 
mehr tun müsse. Und wenn es dann konkret wird, 
wird es auf einmal sehr schwierig. Dann werden die 
Maßnahmen sehr schwierig, weil viel Zeit vergangen 
ist.  

Das, was Frau Hendricks uns in den letzten Wochen 
vorgelegt hat, hat mit Blick auf 2020 ein großes Aus-
maß. Stellen Sie sich einmal vor, was es für den 
Energiesektor und auch für die Kohle in Nordrhein-
Westfalen heißen würde, wenn Sie bis 2020 noch 90 
oder 120 Millionen t einsparen wollten! Das halte ich 
für eine ganz beachtliche Herausforderung. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Insofern wird es jetzt darauf ankommen, dass Ber-
lin – hoffentlich – für sich einen etwas realistischeren 
Prognosehorizont definiert, etwa auf der Grundlage 
des Projektionsberichts der damaligen Regierung 
aus Union und SPD, und wir auf dieser Grundlage 
versuchen, in den nächsten drei Jahren noch ergän-
zende Maßnahmen zu ergreifen, die wir insgesamt 
als verantwortlich bezeichnen können – unter den 
Gesichtspunkten Klimaschutz, Bezahlbarkeit und 
Versorgungssicherheit. Alle drei Gesichtspunkte 
müssen wir zusammenbringen. 

Ich möchte den Grünen Folgendes sagen: Sie waren 
2016 in der Verantwortung und haben damals zuge-
stimmt, dass ein kleines Paket geschnürt wurde, so 
klein, wie es nur eben ging, um Kohle sehr verträglich 
herauszunehmen und vor den Wahlen Klimaschutz-
ziele zu erreichen. Jetzt fordern Sie den kompletten 
Ausstieg. Auch das passt für mich in keiner Weise 
zusammen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich hoffe jetzt sehr – wie gesagt, auch im Interesse 
des Landes –, dass wir einen Kurs finden, der ver-
träglich ist und auch bewältigt werden kann. Denn je 
kürzer die Zeitabstände sind, um Maßnahmen zu er-
greifen, desto schmerzhafter sind diese Maßnah-
men, weil wir dann umso eher vor dem Problem ste-
hen, dass Strukturbrüche passieren. Und das kann 
nicht in unserem Interesse liegen. Wir haben hier in 
Nordrhein-Westfalen nicht nur eine sehr CO2-
intensive Industrie mit energieintensiven Unterneh-
men, sondern auch eine große Verantwortung für 
Deutschland, um Versorgungssicherheit zu gewähr-
leisten. 

Wir haben in der dritten oder vierten Januarwoche 
die Dunkelflaute erlebt. Unsere Kraftwerke liefen auf 
Hochtouren, weil Wind und Sonne nicht zur Verfü-
gung waren. Die Franzosen hatten Probleme mit ih-
rer Kernenergie, weil es so kalt war, dass sie das 

Wasser, um ihre Kernkraftwerke zu kühlen, nicht or-
dentlich zuführen konnten. Das heißt: Wir hatten in 
Europa insgesamt Stress. 

Wenn wir die Kapazitäten weiter im Sinne eines To-
talausstiegs anpassen, wie Sie ihn fordern, müssen 
wir aufpassen. Vor diesem Hintergrund müssen sich 
Frau Aymaz und die Fraktion der Grünen fragen, wie 
so etwas überhaupt gehen soll. Das ist aus meiner 
Sicht verantwortungslos. 

Wir müssen also schauen: Wie können wir bei den 
volatilen Erneuerbaren sicherstellen, im Netz immer 
so viel konventionelle Energie verfügbar zu haben, 
dass stets in hinreichendem Maße Energie vorhan-
den ist, auch dann, wenn die Erneuerbaren nicht zur 
Verfügung stehen? 

Lassen Sie mich noch einen Gedanken anfügen, weil 
Sie als Landtag ja einen Auftrag an die Landesregie-
rung gerichtet haben. Auch das ist wichtig. Es war die 
grüne Landesregierung in Person von Herrn Rem-
mel, der noch ein Gutachten in Auftrag gegeben hat, 
das er der belgischen Regierung zugeleitet hat.  

Wir wollen, dass die belgischen Atommeiler mög-
lichst früh abgeschaltet werden. Der Landtag – der 
alte wie der neue – hat die Landesregierung aufge-
fordert, tätig zu werden und auch ein Angebot zu ma-
chen, wie wir helfen könnten. Die Leitungen müssen 
noch gelegt werden. Aber ab 2020 hoffen wir, 1 GW 
verfügbar zu haben, 2023 oder 2025 vielleicht auch 
2 bis 3 GW, damit wir für die vorzeitige Abschaltung 
auch Strom liefern könnten. 

Nur: Diese Leistung muss auch im Netz sein und zur 
Verfügung stehen. Deshalb hat damals Herr Remmel 
sogar in das Gutachten schreiben lassen: Wenn es 
nottut und wir es nicht ganz schaffen, könnte man 
auch noch ein altes Kohlekraftwerk mobilisieren, um 
zusätzlich einen Ausgleich zu schaffen. – So viel 
auch einmal zur Lebenswirklichkeit in den letzten 
Jahren und zu dem, was uns hier an Anträgen vor-
liegt! 

Ich denke, wir sind gut beraten, meine Damen und 
Herren, die Dinge zusammen zu bedenken, das Ziel-
dreieck im Blick zu behalten und eine Energiepolitik 
mit Vernunft zu machen, die am Ende auch dem 
Klima hilft, und zwar dadurch, dass wir nicht nur die 
modernsten Anlagen einsetzen, schrittweise die 
Kohle verantwortungsvoll aus dem System zurück-
nehmen und durch Erneuerbare und Gas ersetzen, 
sondern auch Wert darauf legen, die energieintensi-
ven Unternehmen hier am Standort so zu versorgen, 
dass sie in Nordrhein-Westfalen produzieren kön-
nen; denn sie sichern bei uns über eine Viertelmillion 
Arbeitsplätze und können hier gleichzeitig so sauber 
produzieren wie sonst nirgendwo auf der Welt. 

Wenn wir ihnen hier nicht die entsprechenden Rah-
menbedingungen geben, haben wir Carbon 
Leakage; denn dann gehen sie ins Ausland 
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(Gabriele Walger-Demolsky [AfD]: Das tun sie 
jetzt schon!) 

und produzieren dort in einer Weise, die viel stärker 
zu einem globalen Klimawandel beiträgt. 

Deswegen: Bitte Energie- und Klimapolitik mit Maß 
und Mitte, mit Vernunft und Sachverstand! – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Professor Pinkwart. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Kollege Ritter. Er hält heute seine erste 
Rede. Bitte schön, Herr Kollege. 

Jochen Ritter (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Zu den Gegenständen des Antrags 
ist bereits gestern und auch heute schon einiges ge-
sagt worden. Ich kann mich also kurzfassen – etwa 
dadurch, dass ich mich der Zustimmung zu den In-
halten der ersten beiden Teile des Antrags, wie ich 
sie bisher mehr oder weniger unisono vernommen 
habe, anschließe. 

Beim nächsten Passus gibt es allerdings keine unge-
teilte Zustimmung. Ja, NRW ist einwohnerreich und 
energieintensiv. Deshalb kann es sich auch in die-
sem Kontext nicht lediglich auf sich selbst beschrän-
ken, sondern soll eine dementsprechende Rolle in 
Berlin und in Teilen auch über die nationalen Gren-
zen hinaus spielen. So ist es in der NRW-Koalition 
verabredet. So agiert die Landesregierung. So haben 
es Lutz Lienenkämper und Christof Rasche gestern 
relativ pointiert auf den Punkt gebracht. Dazu braucht 
es keiner besonderen Aufforderung mit diesem An-
trag 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

und insofern auch keiner Nachhilfe seitens der SPD. 

Ich kann mich nicht daran erinnern, dass Ministerprä-
sidentin Kraft in den letzten sieben Jahren das Ge-
wicht von NRW mit ähnlichem Engagement bundes-
politisch in die Waagschale geworfen hätte, wie das 
Armin Laschet seit einem halben Jahr tut. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Nein, diese Koalition trägt den Klimaschutz, anders 
als unterstellt, nicht lediglich auf der Zunge. Sie hat 
ihre Vorstellungen vertraglich fixiert und stellt in kon-
sequenter Weise sicher, dass mehr als ausreichende 
Beiträge dazu geliefert werden. Der Grad der Zieler-
reichung ist ja hier auch schon mehrfach erörtert wor-
den. 

So gesehen wäre es also nicht unbedingt erforder-
lich, sich hier und heute über zusätzliche Maßnah-
men auseinanderzusetzen. Die Weltklimakonferenz, 
auf die sich die Antragsteller beziehen, kommt natür-
lich als Anlass dafür in Betracht, nichtsdestotrotz dar-
über nachzudenken. 

Die COP 23 bietet mehr als nur Show oder – Chris-
tina Schulze Föcking hat es gestern auch schon er-
wähnt – prominent besetzte Empfänge. Selbst da-
bei – das Missverständnis ist ja gestern hier artiku-
liert worden – geht es weniger um Musik und Buffets, 
sondern darum, miteinander ins Gespräch zu kom-
men und idealerweise voneinander zu lernen, die Be-
reitschaft und die Fähigkeit dazu vorausgesetzt. 

(Beifall von der CDU) 

Der Horizont desjenigen, der sich darauf einlässt, 
was dort zur Sprache kommt, läuft auch nicht unbe-
dingt Gefahr, kleiner zu werden. Denn die Teilneh-
mer führen in durchaus beeindruckender Weise Ge-
sichtspunkte vor Augen, die helfen, das Bild zu ver-
vollständigen und zu aktualisieren, und zwar, mit Ver-
laub, um auf den vorliegenden Antrag zurückzukom-
men, mehr als dieser Antrag. Das gilt vor allem für 
den Teil, in dem er allmählich konkret wird und 
schließlich zu Forderungen führt. 

Hier gehen nach anfänglicher Übereinstimmung un-
sere Vorstellungen dann doch ein wenig auseinan-
der. Die angesprochenen Punkte bzw. vorgeschla-
genen Maßnahmen werden weder dem Spektrum 
der Herausforderungen gerecht, die im Zusammen-
hang mit dem Klimaschutz zu bewältigen sind, noch 
kommen neue erfolgversprechende Aspekte zur 
Sprache. 

Aus Zeitgründen beschränke ich mich auf einige we-
nige Angelegenheiten, zu denen ich einen persönli-
chen Bezug habe, und illustriere anhand derer ein 
paar Schwierigkeiten, die wir mit dem Antrag haben. 

So ist anders als vorgetragen weder der von Ihnen 
beschlossene Landesentwicklungsplan zukunftsfä-
hig, noch der Ausbau der erneuerbaren Energien so, 
wie von Ihnen in den letzten Jahren politisch beglei-
tet, menschenverträglich, wie Sie es ausdrücken. 

Im Gegenteil haben Sie damit insbesondere dem 
ländlichen Raum die Zukunft genommen und den 
LEP als Vehikel missbraucht, um ihn jedenfalls in 
Teilen über Gebühr bzw. einseitig mit Windrädern zu 
beaufschlagen, ohne dass die nötige Netzinfrastruk-
tur vorhanden wäre. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Diese kommt in Ihrem Antrag im Übrigen auch immer 
erst an zweiter Stelle. Umgekehrt würde ein Schuh 
daraus. Dietmar Brockes hat darauf hingewiesen. 
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Damit haben Sie die ursprüngliche Akzeptanz in der 
Bevölkerung jedenfalls auf dem Land weitgehend zu-
nichtegemacht und die Erfolgsaussichten des vorge-
schlagenen weiteren Zubaus minimiert. 

Der ländliche Raum hat auch mehr zu bieten als nur 
einige windhöffige Bergkuppen. Nicht von ungefähr 
führte gestern eine Exkursion im Rahmen der Welt-
klimakonferenz in meinen Wahlkreis Olpe, um sich 
an der Biggetalsperre und an einem Pumpspeicher-
werk über die Möglichkeiten der Gewinnung bzw. 
Speicherung von Energie unter Inanspruchnahme 
von Wasserkraft ein Bild zu machen. 

Insofern brauchen wir auch keine Vorbilder aus Inno-
vationCity Ruhr. Wir haben Innovation Country – oder 
besser noch: Tradition Country. Das gibt es bei uns 
schon seit 40 Jahren. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Das Ihrem Antrag zufolge aufrechtzuerhaltende Tarif-
treue- und Vergabegesetz, um darauf auch noch kurz 
zu sprechen zu kommen, führt in der Theorie tatsäch-
lich dazu, dass Interessenten für öffentliche Aufträge 
in ökologischer und sozialer Hinsicht Verantwortung 
übernehmen. In der Praxis arbeiten sie allerdings oft 
lediglich wirkungslose Bürokratie ab oder – noch 
schlimmer – bleiben dem Wettbewerb gleich ganz 
fern. 

Was Gesetze wie dieses tatsächlich bewirken, lässt 
sich an der wirtschaftlichen Entwicklung von NRW in 
den Jahren verfolgen, in denen Sie Verantwortung 
getragen haben. Es ging im Vergleich der Bundes-
länder bis auf den letzten Platz abwärts. 

Schließlich gibt es die apodiktische Forderung nach 
einem ebenso kurzfristigen wie weitreichenden Koh-
leausstieg, als ob es im Abkommen von Paris aus-
drücklich, wenn nicht gar ausschließlich, darum und 
nicht zumindest in Teilen technologieoffen um die 
Vermeidung von CO2 ginge. 

Wer beim Einsatz konventioneller Kraftwerkskapazi-
täten oder beim Ersatz durch Anlagen zur Gewin-
nung von Energie aus erneuerbaren Quellen schlicht 
absolute Angaben gegenüberstellt, der springt zu 
kurz; denn dabei stellen sich insbesondere im Zu-
sammenhang mit industrieller Produktion weitere 
Fragen, die hier hinlänglich erörtert worden sind. 

Noch ein Aspekt zum Schluss: Soweit Kraftwerke, 
die entsprechend ihrer Genehmigung betrieben wer-
den, von jetzt auf gleich abgestellt werden sollen, 
kommt das im Übrigen auch unter Vertrauensschutz-
gesichtspunkten nicht ohne Weiteres in Betracht. 
Technisch – da beziehe ich mich auf Wirtschaftsmi-
nister Pinkwart – sollten solche Schritte im Hinblick 
auf die vom Antragsteller angestrebte Planungssi-
cherheit allenfalls in einer Größenordnung und auf 
eine Art und Weise erfolgen, die hier bereits ansäs-

sige oder auswärtige investitionswillige Unterneh-
men nicht veranlassen, ihre Zukunft sicherheitshal-
ber woanders zu planen als in einem Land, das sich 
erheblichen Risiken bei der Energieversorgung aus-
setzt. 

Langer Rede kurzer Sinn: Unsere Vorstellungen von 
der energetischen und damit auch klimatischen Zu-
kunft unseres Landes decken sich bei näherer Be-
trachtung in weiten Teilen nicht mit dem, was hier 
und heute vorgetragen wird. Das ist zu undifferen-
ziert, zu wenig Innovation und nicht zuletzt nach wie 
vor zu viel Dirigismus; denn wir wollen das Klima mit 
den Menschen schützen und nicht gegen sie. – Vie-
len Dank. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege. Einen Ritterschlag gibt es von hier oben 
nicht, aber einen herzlichen Glückwunsch zur ersten 
Rede. Sie brauchen auch kein schlechtes Gewissen 
zu haben, weil Sie die Redezeit ein bisschen überzo-
gen haben. Am Anfang macht man das. Später sind 
es alles nur noch Punktlandungen. Das haben wir im 
Griff. – Nächster Redner ist für die SPD-Fraktion Herr 
Kollege van den Berg. 

Guido van den Berg (SPD): Lieber Herr Ritter, auch 
von mir einen herzlichen Glückwunsch zu Ihrer ers-
ten Plenarrede. – Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Pinkwart hat vorhin mit erhobenem Fin-
ger hier gestanden und gemahnt, das sei eine ganz 
besondere Debatte; wir müssten die Protokolle aus-
drucken und aufpassen, dass man hier alles richtig 
wiedergibt. 

Dazu will ich gerne einen kleinen Beitrag leisten, Herr 
Professor Pinkwart. Sie haben gesagt, Frau Thoben 
habe seinerzeit 30 % gefordert. Um es exakt zu ma-
chen: Es waren 33 %, die damals in Ihrem Kabinett – 
Sie saßen, glaube ich, mit am Tisch – gefordert wur-
den. 

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: Ja, ja! – 
Rainer Schmeltzer [SPD]: Daran erinnert er 
sich nicht mehr so!) 

Aber dann kam ein entscheidender Unterschied. Sie 
haben nicht, wie Sie vorhin in Ihrer Plenarrede be-
hauptet haben, einen Klimaschutzplan mit 30 % vor-
gelegt. Nein, das haben Sie nicht getan. Sie haben 
keine einzige Maßnahme vorlegt, wie dieses Ziel von 
nicht 30 %, sondern 33 % erreicht werden soll. Das 
ist nicht geschehen. Es gab über die ganze Strecke 
hinweg keinen einzigen Beitrag, den Sie dazu geleis-
tet haben. 

Sie haben immer wieder zu Realismus aufgefordert. 
Wir kommen dann in die Zeit einer rot-grünen Regie-
rung und haben festgestellt: Wir wollen keine Ziele in 
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die Welt setzen, die man nicht erreichen kann, son-
dern lieber etwas versprechen, was man hält. Dabei 
sind wir für Nordrhein-Westfalen auf Ziele gekom-
men, die deutlich niedriger waren und die wir mit den 
Grünen an dieser Stelle ausverhandelt haben. Bitte 
also keine Geschichtsklitterung betreiben, sondern 
präzise und sauber arbeiten!  

Ich versuche, einen Beitrag dazu zu leisten, und die 
Landesregierung kann hier jederzeit noch einmal in 
die Debatte kommen und das, wenn sie will, darstel-
len; das ist kein Problem. Aber ich versuche es jetzt 
an dieser Stelle einmal exakt zu machen. 

Lieber Kollege Brockes, es war der Kollege Pinkwart, 
der sich Anfang September in der „Aachener Zei-
tung“ geäußert hat. Zitat: 

„Der neue NRW-Wirtschaftsminister Andreas 
Pinkwart (FDP) sieht Chancen, das Klimaziel der 
rot-grünen Vorgängerregierung sogar zu übertref-
fen. Es sei möglich, bis 2020 im Vergleich zu 1990 
die CO2-Emissionen um mehr als 25 %“ 

– also unser Ziel – 

„zu reduzieren, sagte Pinkwart gestern. Dazu bei-
tragen könne“ 

– hören Sie einmal zu, Herr Brockes! – 

(Dietmar Brockes [FDP]: Ich höre die ganze 
Zeit zu!) 

„bei flankierenden Hilfen von EU und Bund eine 
Verringerung der Braunkohlekapazitäten über 
das bisher beschlossene Maß hinaus.“ 

Das passt jetzt nicht so richtig zu Ihrer Rede vorhin. 
Sie haben gemeint, wir müssten jetzt gleich ganz doll 
aufpassen, weil Herr Kollege Stinka und ich Unter-
schiedliches sagen würden. – Jetzt klären Sie erst 
einmal, welche Unterschiedlichkeiten bei den Braun-
kohleaussagen zwischen Ihnen und dem Kollegen 
Pinkwart bestehen. 

Ich nenne Ihnen unsere Position, und dabei gibt es 
keine Differenz zum Kollegen Stinka. 

(Heiterkeit von der FDP) 

Ganz klar, wir sagen an dieser Stelle: Wir wollen re-
alistische Klimaschutzziele, und wir wollen das Land 
nicht überfordern. 

(Zuruf von der FDP) 

Meine Damen und Herren, wenn man sich den Zieler-
reichungsgrad bei den Klimaschutzzielen über die 
Bundesländer hinweg ansieht, sich dieses berühmte 
40-%-Ziel und nicht nur NRW mit 25 % ansieht, 
kommt man zu frappierenden Ergebnissen. Die letz-
ten verfügbaren Zahlen auf den Seiten des Bundes-
umweltministeriums sind: Baden-Württemberg 11,1 % 
und Bayern 10,1 % – nicht 40 %, meine Damen und 
Herren. Es gibt Länder, die aber deutlich vorne und 

weit über den 40 % liegen. Das sind Sachsen mit 
46,4 %, Sachsen-Anhalt mit 48,5 %, und Spitzenreiter 
ist Thüringen mit 64,1 %. Das ist auch kein Wunder, 
denn es wird in CO2-Emissionen von 1990 gemessen, 
und dahinter steckt die Deindustrialisierung der DDR. 

Deswegen: Wenn man an diese Ziele weiter heran-
gehen soll, ist es gut, dass Sie noch einmal rechnen, 
Herr Pinkwart. Der Unterschied vorhin war 30 zu 
33 %. Ich hoffe, Ihre Mitarbeiter machen das jetzt 
klar. 

(Zuruf von der FDP) 

– Ja, er ist so beschäftigt, und deshalb bin ich beun-
ruhigt, ob er das mit der Prozentrechnung hinbe-
kommt. 

(Zurufe) 

Was mich an dieser Stelle bewegt, ist ganz klar: Wir 
dürfen Industrie nicht überfordern, denn sonst schaf-
fen wir hier etwas Zweites, nämlich eine zweite Dein-
dustrialisierungswelle, meine Damen und Herren. 
Wir müssen mit Augenmaß handeln, und deshalb 
war das, was die Vorgängerregierung gemacht hat, 
nicht mit 33 %  

(Zurufe) 

– sind die Zahlen jetzt klar? – eine Zahl in die Welt zu 
setzen und nichts zu tun, sondern lieber eine realisti-
sche Vorgabe zu machen und an dieser zu arbeiten, 
ein weitaus vernünftigerer, ethisch vertretbarerer und 
klarerer und ehrlicherer Weg als der, den Sie einge-
schlagen haben, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Lassen Sie mich noch etwas zum Antrag sagen. Ihre 
Forderung, Kollege Brockes, war ja, darzulegen, wie 
wir zu dem Antrag stehen. Ich muss Ihnen ehrlich sa-
gen, dass ich gedacht habe: Meine Güte, was ist mit 
den Grünen los? Vor zwei Monaten habe ich hier mit 
Wibke Brems noch diskutiert; da hatten wir einen 
ganz anderen Forderungskatalog: 20 Blöcke müssen 
abgeschaltet werden, jetzt und sofort, keine Sekunde 
warten! – Jetzt heißt es, sich auf Bundesebene für 
einen Kohleausstieg einzusetzen, der der Pariser Kli-
mavereinbarung gerecht wird und den Strukturwan-
del in den betroffenen Regionen unterstützt. – Keine 
Zahl mehr, kein Enddatum mehr, keine konkreten 
Blöcke mehr, alles vorbei! 

Meine Damen und Herren, ich finde, dieser Antrag 
wird der konkreten Situation in keiner Weise gerecht, 
weil jede Tageszeitung die Frage mittlerweile konkre-
ter diskutiert als die grüne Fraktion. Sie sind längst in 
dieses Jamaika-Bündnis unterwegs, und mich hat 
vorhin wirklich verwundert, warum Frau Peill und an-
dere sich so daran abgearbeitet haben. Ein weiche-
res grüneres Papier, Herr Professor Pinkwart, habe 
ich in diesem Hause selten erlebt, das will ich deut-
lich sagen. 
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(Heiterkeit von Dietmar Brockes [FDP]) 

Wir Sozialdemokraten haben uns deshalb in der Tat 
schwer damit getan, wie wir damit richtig umgehen. 
Ich sage Ihnen: Weil es so unkonkret und unklar auch 
an diesen Stellen ist, haben wir gesagt: Wir enthalten 
uns – aber nicht, weil wir sagen, die Fidschi-Inseln 
oder das Gender-Mainstreaming, das haut irgendet-
was kaputt. Das war nicht unser Punkt, sondern es 
geht hier schon um feste Fakten. 

(Unruhe) 

Liebe Frau Kollegin Düker, ich habe mir gestern die 
Haushaltsdebatte angehört und auch gehört, wie die 
Grünen bzw. Sie hier im Hohen Hause erklärt haben, 
dass wir bei der Frage der Braunkohlepolitik alles 
falsch verstanden hätten. Die Grünen seien nicht an 
Entscheidungen beteiligt gewesen, die die Braun-
kohle in Nordrhein-Westfalen gesichert hätten, 

(Monika Düker [GRÜNE]: Das habe ich nicht 
gesagt!) 

sondern das Zentrale sei gewesen, dass die Grünen 
es geschafft hätten, einen Tagebau zu verkleinern. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Richtig, ja!) 

Jetzt muss ich leider daran erinnern, dass der Be-
schlusstext ein wenig umfangreicher war. In dem Be-
schlusstext stand – das ist der Leitsatz 1 der Ent-
scheidung Braunkohle zu dem Tagebau –: 

„Braunkohlenabbau ist im Rheinischen Revier 
weiterhin erforderlich, dabei bleiben die Abbau-
grenzen der Tagebaue Inden und Hambach un-
verändert …“ 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich finde, 
wenn man in der Regierungsverantwortung steht, 
kann man sich nicht nur Teile herauspicken und sa-
gen: „Dafür bin ich weiterhin, das vertrete ich weiter“, 
sondern ich erwarte, dass man dann zu seinen Posi-
tionen vollumfänglich steht, weil Sie schließlich im 
Kabinett dafür gestimmt haben und wir damit auch in 
Regierungsfragen in den Fraktionen weiter Verant-
wortung getragen haben. 

(Dietmar Brockes [FDP]: So machen wir das 
auch! – Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Ich finde, so kann man an diese Themen nicht her-
angehen. – Jetzt schüttelt Monika Düker weiter den 
Kopf. Also, ich kann auch die Umsiedlungsbe-
schlüsse zitieren, die noch deutlicher sind. Sollen wir 
das machen? 

(Unruhe – Zuruf: Bitte, bitte!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Frau Düker? 

Guido van den Berg (SPD): Ja, gerne. 

Monika Düker (GRÜNE): Vielleicht hilft das zur Klar-
stellung: Der Beitrag gestern bezog sich auf den Ver-
gleich, dass man mit dieser Leitentscheidung sozu-
sagen einen Kohleausstiegsfahrplan per Gesetz ver-
gleicht. 

Da frage ich Sie, ob Sie mit mir einer Meinung sind, 
dass eine Leitentscheidung über eine räumliche Be-
grenzung eines Tagebaugebietes bis zum Jahr 2045 
eine Ermöglichung des Kohleabbaus darstellt, aber 
ein Kohleausstiegsgesetz ein verbindlicher Fahrplan 
für den Ausstieg aus der konkreten Kohleverstro-
mung ist und das eine nichts mit dem anderen zu tun 
hat.  

Guido van den Berg (SPD): Wir haben ja Gott sei 
Dank ein Wortprotokoll. Ihre Frage war, ob ich aner-
kenne, dass eine Leitentscheidung, die eine räumli-
che Verkleinerung bis zum Jahr 2045 beinhaltet, 
keine zeitliche Begrenzung bedeutet.  

(Josefine Paul [GRÜNE] und Monika Düker 
[GRÜNE]: Nein!) 

– Liebe Kollegin Düker, wir werden das im Wortpro-
tokoll aufmerksam nachlesen. Ich denke, die Frage 
erübrigt sich an dieser Stelle, wenn ich das so sagen 
darf. Aber Sie nötigen mich, noch einmal auf die Um-
siedlungsbeschlüsse hinzuweisen, in denen Sie 
selbst deutlich ausgeführt haben – ich zitiere noch 
einmal –:  

„… bleibt die Braunkohle in Nordrhein-Westfalen 
unter Auswertung der vorliegenden Erkenntnisse 
und nach energiewirtschaftlicher und energiepoli-
tischer Einschätzung der Landesregierung“  

– also der damaligen – 

„trotz der von ihr ausgehenden Umweltbelastun-
gen auch für den hier betrachteten Zeitraum … 
ein wesentlicher Bestandteil des Energiemixes 
und damit noch erforderlich.“ 

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP]) 

Vielen Dank, für die Aufmerksamkeit, meine Damen 
und Herren. Die SPD-Fraktion enthält sich.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege van den Berg. – Jetzt spricht für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Frau Brems. 

Wibke Brems (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ja, er-
folgreicher Klimaschutz ist eben nicht mit einer Maß-
nahme getan, davon braucht es ganz, ganz viele. Er-
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folgreicher Klimaschutz hat ganz viele Aspekte. Da-
her haben wir versucht, diese in einem Antrag darzu-
stellen.  

Deswegen, Frau Peill von der CDU, haben wir diese 
unterschiedlichen Aspekte auch aufgelistet. Es war 
mehr als ein Blumenstrauß, und es ist natürlich auch 
mehr als nur der Kohleausstieg, lieber Herr Brockes, 
denn da haben Sie sich, was das angeht, anschei-
nend nicht abgestimmt. Uns werfen Sie einerseits 
vor, es sei nur der Kohleausstieg, und andererseits 
sei es ein Blumenstrauß. Da müssen Sie schon noch 
ein bisschen klarer werden.  

Erfolgreicher Klimaschutz muss eben alles einbezie-
hen, alle unterschiedlichen Aspekte, die Verantwor-
tung der Industrieländer und die Unterstützung der 
sogenannten Entwicklungsländer.  

Erfolgreicher Klimaschutz muss einbeziehen, dass 
auch ein Ausstieg aus der Finanzierung von fossilen 
Projekten, also Divestment, notwendig ist.  

Erfolgreicher Klimaschutz muss sich auch ansehen, 
wer besonders betroffen ist. Besonders betroffen 
sind eben gerade Frauen im globalen Süden. Das ist 
ganz klar, denn diese Frauen haben geringere und 
wirtschaftliche Macht als die Männer dort. Sie leiden 
mehr unter Armut, sie leiden mehr unter Hunger. Das 
muss man sich ansehen. Nur weil wir Menschen in 
diesem Haus haben, die schlichtweg frauenverach-
tend sind, können Sie die Realität nicht einfach ver-
neinen. Wir müssen uns auch dieses Themas anneh-
men.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Erfolgreicher Klimaschutz muss aber auch konkrete 
Maßnahmen in Kommunen, in den Staaten und auch 
auf der Landesebene beinhalten. Bekenntnisse zu 
Paris hören sich alle immer toll und schön an, aber 
es braucht eben mehr. Es braucht konkrete Maßnah-
men.  

Deswegen, Herr Pinkwart, gibt es auch einen Unter-
schied zwischen dem, was in der Zeit von 2005 bis 
2010 die schwarz-gelbe Regierung unternommen 
hat, und dem, was wir danach gemacht haben. Wir 
haben uns nicht nur Ziele überlegt, sondern sind kon-
krete Maßnahmen angegangen. Ja, ganz ehrlich: 
Natürlich hätten wir uns Grüne auch manchmal mehr 
vorstellen können, als wir mit der SPD erreicht ha-
ben.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Weil es eben nicht nur um Bekenntnisse geht, muss 
auch die neue Landesregierung handeln und sich 
nicht einfach nur bekennen. Wir haben das Problem, 
dass wir in Deutschland eine riesige Klimalücke ha-
ben. Deutschland wird die 2020-Ziele verfehlen. Da-
ran hat auch Nordrhein-Westfalen einen Anteil und 
muss handeln.  

Der größte CO2-Emittent ist der Energiesektor. Wenn 
wir in dem Bereich etwas erreichen wollen, dann 
macht es den größten Batzen aus, wenn wir aus der 
Kohle aussteigen.  

Dass ich das noch erleben darf, dass unsere Aus-
stiegsforderungen für einen Kohleausstieg der SPD 
zu weich sind, das ist auch eine ganz neue Erfah-
rung, aber man lernt auch hier immer weiter dazu.  

(Beifall von Verena Schäffer [GRÜNE])  

Ich kann Ihnen versichern: Wir bleiben bei dem, was 
wir auch beim letzten Mal beantragt haben. Wir woll-
ten Ihnen jedes Mal immer wieder die gleichen For-
mulierungen ersparen. Deswegen haben wir die For-
mulierungen an dieser Stelle so gewählt.  

Die Weltklimakonferenzen sind wichtig. Wir haben 
aber nicht weitere 23 Weltklimakonferenzen Zeit.  

Ich wäre gerne noch auf Ihre Argumente zum Thema 
Versorgungssicherheit eingegangen. Die sind alle 
widerlegt. Die werden in den letzten Tagen von im-
mer mehr Leuten widerlegt. Diese Dinge sollten Sie 
sich einmal anhören und nicht einfach nur einen Sie-
mens-Firmengründer zitieren, sondern vielleicht der 
aktuellen Siemens-Unternehmensführung zuhören, 
die ganz klar sagt: Wir brauchen Kohleausstieg, und 
wir müssen jetzt diese Signale senden.  

Herr Brockes, ich hätte Ihnen und anderen so viel 
Auffassungsgabe zugetraut, diesen Antrag hier in-
nerhalb von einer Woche zu lesen und ihm zuzustim-
men. Deswegen bitte ich Sie: Fassen Sie sich ein 
Herz,  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Verstehen wäre 
auch gut!) 

stimmen Sie zu! Bekennen Sie nicht nur, sondern 
werden Sie auch aktiv! – Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Brems. – Für die Landesregierung hat sich noch ein-
mal Herr Minister Professor Dr. Pinkwart zu Wort ge-
meldet.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte die Gelegenheit wahrnehmen und mich bei 
dem Abgeordneten van den Berg sehr herzlich für 
den wichtigen Hinweis, den Sie mir gegeben haben, 
bedanken. Ich wollte Ihnen ja die Zielabweichung gar 
nicht so dramatisch vorlegen, wie Sie sie selbst dann 
tatsächlich nach Ihren Ausführungen – ich habe es 
nachprüfen lassen, Sie haben völlig recht – dargelegt 
haben. Ich hatte Ihnen nur zugesprochen, dass Sie 
das Ziel von 30 auf 25 % abgesenkt haben.  



Landtag   16.11.2017 

Nordrhein-Westfalen 49 Plenarprotokoll 17/12 

 

Es ist aber tatsächlich so – ich habe mich noch ein-
mal informiert –: Wir hatten bis zum Jahr 2012 – ich 
war da von Nordrhein-Westfalen etwas weiter weg, 
Sie sehen mir das nach – das Ziel von 33 % von 
Christa Thoben – und zwar nicht nur als Ziel – dekla-
riert.  

Dazu gab es auch eine Klimastrategie. Es gab Maß-
nahmen bezogen auf alle Sektoren, auch bezogen 
auf den Strombereich und die Kohle, aber natürlich 
auch auf den Wohnbereich, auf Verkehr, auf die In-
dustrie, Energieeffizienzsteigerung und Beratung. All 
das ist von der damaligen Landesregierung erarbei-
tet worden. Das Klimaschutzziel 2008 war 33 %. Das 
müssen sich insbesondere die Grünen, finde ich, 
schon einmal sagen lassen.  

Bei aller mutigen Darlegung dessen, was sie jetzt an 
großen Lücken a) identifizieren und b) noch schlie-
ßen wollen, waren Sie es, die ein solches Ziel 2012 
mit einem Abstand von mehr als acht Jahren auf 
25 % zurückgenommen haben, statt sich zu fragen: 
Was wäre denn in 2012 notwendig gewesen, um die 
33 % vielleicht doch noch zu erreichen? Die Frage 
haben Sie anscheinend gar nicht diskutiert, sondern 
einfach die Ziele heruntergesetzt und dann auf dieser 
etwas abgespeckten Zielbasis gearbeitet. 

Ich denke, wer so agiert, sollte nicht anderen den Zei-
gefinger zeigen und mehr einfordern, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

sondern der sollte einfach mitmachen und helfen, 
dass Ziele auch erreicht werden können. 

Ich denke, wir sollten aus diesem Schritt anerken-
nen, dass all diejenigen, die in Verantwortung sind, 
auch eine Verantwortung tragen, damit wir nicht nur 
das, was wir uns wünschen, erreichen können, son-
dern das, was für die Menschen im Lande realistisch 
ist. Denn wir machen Politik ja nicht nur für Wahlpro-
gramme, sondern für die Menschen im Lande, für Ar-
beitsplätze, für Wohlstand und für Sicherheit. – Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Nun hat sich für die SPD noch einmal Herr 
Kollege Stinka zu Wort gemeldet. Bitte schön. 

André Stinka (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Damit hier noch ein-
mal Klarheit in das Zahlenverwirrspiel des Ministers 
hineinkommt! 

Dass Sie sich den Koalitionsvertrag anschauen, Herr 
Pinkwart, das würde ich sehr empfehlen. Dort haben 
Sie deutlich ausgedrückt, dass Sie die Klimaziele der 
EU von 20 % anerkennen. Sie haben in der „Rheini-
schen Post“ noch einmal deutlich gemacht: Ja, dann 

könnten auch 25 % – entsprechend unserem Klima-
schutzgesetzes – ausreichend sein. Also tun Sie 
nicht so, als seien Sie die Erfinder. 

Wenn Sie von 33 % reden, lieber Herr Minister, dann 
muss ich Ihnen sagen: Just in dem Moment, als 
Christa Thoben auf einem geduldigen Blatt Papier 
geschrieben hat, das könnte ein Ziel sein, hat Herr 
Wittke damals die Axt an die Windkraft gelegt, 

(Zuruf von Minister Prof. Dr. Andreas Pink-
wart) 

und Sie haben jede Möglichkeit genutzt, den CO2-
Ausstoß nicht zu reduzieren. 

(Beifall von der SPD) 

Und Sie stellen sich heute hier hin und tun so, als 
wäre etwas geschehen. 

Ich war damals dabei, und wir hatten eine Enquete-
kommission zum Thema der Energiepreise. Ich sage 
Ihnen: Da hat die Fraktion der CDU noch über Kugel-
kopfreaktoren geredet. Und jetzt lasse ich es nicht 
durchgehen, dass Rot-Grün hier dargestellt wird, als 
hätten sie hier den Klimaschutz nicht vorangebracht. 

(Zuruf von Minister Prof. Dr. Andreas Pink-
wart – Christof Rasche [FDP]: Was haben Sie 
denn gemacht?) 

Sie waren „tradition“, wie es Herr Ritter vorhin gesagt 
hat, und wir waren Fortschritt. – Danke. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Stinka. – Damit sind wir am Schluss der Debatte. 
Weitere Wortmeldungen habe ich nicht.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die Fraktion der Grü-
nen hat direkte Abstimmung beantragt. Wer also 
stimmt dem Inhalt des Antrags zu? – Bünd-
nis 90/Die Grünen stimmen zu, was zu erwarten war. 
Wer stimmt dagegen? – CDU, FDP, AfD und die bei-
den fraktionslosen Abgeordneten Neppe und Lang-
guth stimmen dagegen. Wer enthält sich? – Es ent-
hält sich wie angekündigt die SPD-Fraktion. Damit ist 
das Ergebnis eindeutig. Der Antrag Drucksache 
17/1119 ist mit breiter Mehrheit im Hohen Hause ab-
gelehnt. 

Ich rufe auf: 

5 Bundesratsinitiative zur Aufhebung des Fami-
liennachzugs für subsidiär Schutzberechtigte 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/1127 

Die Aussprache ist eröffnet. – Ich darf um etwas 
mehr Ruhe im Saal bitten, Kolleginnen und Kollegen, 
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weil die Rednerin schon am Pult steht. Es ist die Kol-
legin Walger-Demolsky. Sie hat das Wort. Bitte 
schön. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Vielen Dank. Sehr geehrte Kollegen! 
Im August 2015 wurde der Familiennachzug für Ehe-
gatten und minderjährige Kinder zu subsidiär Schutz-
berechtigten nach Deutschland deutlich erleichtert. 
So wurde zum Beispiel auf einen Nachweis ausrei-
chenden Wohnraums und auch auf die eigenstän-
dige Finanzierung des Lebensunterhalts verzichtet. 

Noch im selben Jahr wurde allerdings, möglicher-
weise unter dem Eindruck der massiven Zuwande-
rung, in einer abrupten Kehrtwende der Nachzug für 
alle nach März 2016 als subsidiär schutzberechtigt 
anerkannten Personen bis zum 17. März 2018 voll-
ständig ausgesetzt. Den Grünen und Linken gefiel 
das damals nicht. Alle anderen fanden die Suspen-
dierung letztlich wohl vernünftig. 

Ohne einen erneuten Eingriff des Gesetzgebers lebt 
das Nachzugsrecht zum 18. März 2018 automatisch 
wieder auf. Das halten wir in der gegebenen Situation 
für falsch. 

2016 wurde vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge bundesweit 154.000 Menschen als sub-
sidiär schutzberechtigt anerkannt. 2017 kamen bis 
einschließlich September noch einmal 86.000 Men-
schen hinzu, und weitere werden sicherlich auch bis 
März noch zu erwarten sein. 

Gemäß Königsteiner Schlüssel entfallen von diesen 
240.000 Personen rund 21,1 % auf Nordrhein-West-
falen. Wir können also davon ausgehen, dass aktuell 
um die 50.000 subsidiär Schutzberechtigte in Nord-
rhein-Westfalen leben. Auch hier ist mit einem weite-
ren Anstieg zu rechnen. 

Das sich daraus ergebende Nachzugspotenzial kann 
nicht exakt bestimmt werden, aber doch annähe-
rungshalber. Das Bundesinnenministerium und das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gehen von 
einer Person, also eins zu eins, je Schutzberechtig-
ten im Moment aus. 

Nordrhein-Westfalen wird also von der Entscheidung 
des Bundes über den weiteren Umgang mit dem Fa-
miliennachzug in erheblichem Maße betroffen sein. 
Nach offizieller Schätzung werden dann also dem-
nächst über 50.000 Familienangehörige zu uns kom-
men können. 

Rechnet man jetzt noch etwas realistischer, also mit 
einem Zuzug von rund drei Personen pro Schutzbe-
rechtigten – da würden wir von einem Erwachsenen 
und zwei Kindern ausgehen –, kommt man bereits 
auf über 150.000 Personen für Nordrhein-Westfalen. 
Berücksichtigt haben wir da keine Mehrfachehen. 

Unser Land ist heute schon mit der Bewältigung der 
unkontrollierten Massenzuwanderung der letzten 
Jahre strukturell vollkommen überfordert. 

(Beifall von der AfD) 

Es fehlt selbst in schrumpfenden Gemeinden an 
Wohnraum, an Schulen, an Kitakapazitäten usw. 
Das aktuelle Bildungssystem ist zu einer adäquaten 
Ausbildung zigtausend weiterer nicht deutsch spre-
chender Kinder derzeit gar nicht imstande. 

(Beifall von der AfD) 

Auch wenn die Situation von Ihnen gerne schönge-
redet wird – Eltern oder Großeltern von schulpflichti-
gen Kindern im Ruhrgebiet oder in Köln wissen, wo-
von ich rede. Vor diesem Hintergrund unzureichen-
der Ressourcen die Zuwanderung noch einmal zu 
forcieren, wäre hochgradig unverantwortlich. 

(Beifall von der AfD) 

Nicht umsonst warnt auch der Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes vor ei-
ner Wiederaufnahme des Familiennachzugs. Die 
Städte bzw. ihre Vertretungen beginnen einen realis-
tischen Blick auf die Situation zu bekommen. 

Da der Familiennachzug seit 2015 auch noch von 
den Erfordernissen ausreichenden Wohnraums und 
der selbstständiger Finanzierung losgelöst wurde, 
läuft er auf eine weitere Einwanderung in die Sozial-
systeme hinaus. Dies gilt es aus der Sicht der AfD 
dringend zu verhindern. 

(Beifall von der AfD) 

Das UNHCR hat wohl bereits im Juni deutliche Ver-
besserungen in den Bürgerkriegsgebieten – deutlich 
weniger Kampfeinsätze usw. auch in Syrien – regis-
triert und festgestellt, dass immer mehr Syrer in ihre 
Heimat zurückkehren und dass Millionen Flüchtlinge 
im Moment davon träumen, nach Hause zu gehen. 
„Welt online“ berichtet am 11. August 2017, dass zwi-
schen Januar und Juli mehr als 600.000 syrische 
Flüchtlinge in ihre Heimatorte in dem Bürgerkriegs-
land zurückgekehrt sind.  

Mehr als 80 % der Menschen sind innerhalb Syriens 
auf der Flucht gewesen, weitere waren in der Türkei, 
im Libanon, in Jordanien usw. Allein aus der Türkei 
sind 2015 ca. 260.000 syrische Flüchtlinge in ihre 
Heimat im Norden Syriens zurückgekehrt. 

Wer könnte nicht verstehen, dass Menschen sich 
nach ihren Familien sehnen, gerade wenn sie unter 
dramatischen Umständen von ihrer Familie getrennt 
wurden? Eine Familienzusammenführung der Syrer 
aber zum Beispiel in Deutschland käme zu einem 
denkbar schlechten Zeitpunkt.  

Unser Ziel muss es sein, die in der Regel männlichen 
Personen auf ihre baldige Rückkehr in ihr Land, auf 
den Wiederaufbau ihrer Heimat vorzubereiten. Dies-
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bezüglich sollte sich auch ein Teil der Integrationsbe-
mühungen in Nordrhein-Westfalen dringend umstel-
len. Ein umfassendes Programm, das auf die Rück-
kehr dieser jungen Männer in ihre Heimatländer und 
die dort auf sie zukommenden Anforderungen ein-
geht, also auf eine Heimat mit Zukunft vorbereitet, 
sucht man in den vielen Programmen vergebens. 

Wir stellen daher den Antrag, der Landtag möge die 
Landesregierung auffordern, eine Bundesratsinitia-
tive zu starten mit dem Ziel, das Recht auf Familien-
nachzug – § 29 – subsidiär Schutzberechtigter im 
Sinne des § 4 des Asylgesetzes aufzuheben oder 
hilfsweise die Suspendierung des Familiennachzugs 
dieser Gruppe um drei Jahre zu verlängern. – Danke 
schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Walger-Demolsky. – Nun spricht für die CDU-
Fraktion Frau Kollegin Wermer, und es ist ihre erste 
Rede. 

Heike Wermer (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Wenn man dieser Tage Richtung Berlin 
schaut, wird man feststellen, dass der Familiennach-
zug für subsidiär Schutzberechtigte nicht nur ein 
Thema ist, das uns in Nordrhein-Westfalen bewegt. 

Schaut man sich aber den vorliegenden Antrag an, 
wird schnell deutlich, dass Sie von der AfD nicht kon-
struktiv über dieses Thema diskutieren wollen, son-
dern die Menschen in NRW verunsichern möchten. 

(Zuruf von der AfD: Ha!) 

Im Falle eines seriösen Dialogs hätten Sie nämlich 
mit ihrem Antrag gewartet, bis die aktuellen Koaliti-
onsgespräche auf Bundesebene abgeschlossen wä-
ren. 

(Zurufe von der CDU und der AfD) 

Außerdem hätten Sie einen anderen Zungenschlag 
verwendet. 

(Zuruf: Vielleicht gibt‘s Neuwahlen!) 

Ich möchte vor allen Dingen auf den Zungenschlag 
zu sprechen kommen. Denn wie unseriös Sie an die-
ses Thema herangehen, möchte ich mit einem Bei-
spiel belegen. In Ihrem Antrag zitieren Sie den ersten 
Abschnitt eines Artikels von „WELT online“, in dem 
von der Rückkehr von 600.000 Syrern in ihre Heimat 
gesprochen wird. Bewusst verschweigen Sie aber 
den zweiten Teil des Artikels, worin es heißt:  

„Insgesamt befinden sich den UN-Angaben zu-
folge mehr als elf Millionen Syrer innerhalb und 

außerhalb des Landes auf der Flucht. Eine geord-
nete Rückkehr sei nicht möglich, solange die 
2011 begonnene Gewalt andauere.“  

Solch eine Irreführung von Ihnen ist kein Zufall, son-
dern Methode. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Denn auch im Umgang mit dem zweiten Pressearti-
kel, den Sie verwenden, zeigt sich die Qualität Ihres 
Antrags. Mit Verweis auf einen Artikel der „FAZ“ be-
ziehen Sie sich auf den vermeintlichen Standpunkt 
des Hauptgeschäftsführers des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes, Herrn Dr. Landsberg. Dieser 
heißt im Übrigen mit Vornamen Gerd und nicht Ge-
rald; das nur am Rande. 

(Zurufe von Nadja Lüders [SPD] und der AfD) 

Inhaltlich brechen Sie Herrn Dr. Landsbergs Stand-
punkt auf die Überschrift des Artikels herunter. Hinter 
der Warnung der Kommunen vor der Wiedereinfüh-
rung des Familiennachzugs für subsidiär Schutzbe-
rechtigte steckt die klare Forderung, dieses Thema in 
die Sondierungsgespräche mit aufzunehmen. Tat-
sächlich ist seine Meinung sehr viel fundierter und 
begründeter, als Sie diese in nur einem Satz wieder-
geben können. 

(Zurufe von der AfD) 

Und dann, meine Damen und Herren der AfD, spre-
chen Sie in Ihrem Antrag über ein „ohnedies dysfunk-
tionales Bildungssystem“. Da kann ich nur mit dem 
Kopf schütteln. Welche Haltung legen Sie hier ge-
genüber unseren Lehrern, Pädagogen und anderen 
Personen, die an unseren Schulen tätig sind und an 
der Integration mitwirken, an den Tag? Das ist be-
schämend und respektlos. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Damit sprechen Sie nicht nur dem gesamten Bil-
dungssystem jegliche Qualität ab, sondern mindern 
vor allem die Leistung unserer Lehrer. Ich möchte 
mich ausdrücklich und ganz herzlich bei allen Perso-
nen bedanken, die an unseren Schulen tätig sind. – 
Wir wissen Ihre Leistung zu schätzen! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zu schätzen weiß ich ebenfalls, dass unsere NRW-
Koalition sich für eine klar strukturierte Integrations-
politik einsetzt. Wir leben in einem weltoffenen und 
vielfältigen Bundesland – heute ist nebenbei bemerkt 
der Tag der Toleranz – und möchten Sorge dafür tra-
gen, dass dies auch zukünftig so bleibt. 

Das bedeutet erstens, dass wir uns um die Men-
schen kümmern, die hier bereits leben, aber noch 
nicht in unserer Mitte angekommen sind. Wir brau-
chen und wollen zweitens eine klar aufgestellte Mig-
rationspolitik, mit der wir qualifizierte Zuwanderung 
fördern wollen. Und wir brauchen drittens eine klar 



Landtag   16.11.2017 

Nordrhein-Westfalen 52 Plenarprotokoll 17/12 

 

aufgestellte Asylpolitik. Wer nach unseren Gesetzen 
ein Recht auf Schutz hat, bekommt ihn, wer nicht, 
muss das Land leider wieder verlassen.  

(Zuruf von der AfD: Oooh!) 

Wir von der CDU werden die kommenden Wochen 
und Monate für eine konstruktive Diskussion nutzen. 
Wir werden eine aktive Rolle bei der Gestaltung ei-
nes Einwanderungsgesetzes einnehmen. 

Und nun zum Schluss Ihres Antrags: Dort verwenden 
Sie den Ausdruck „Fit4Return“. In diesem Zuge spre-
chen Sie von einer baldigen Rückkehr der geflüchte-
ten Syrer, um dort Wiederaufbau zu leisten; Sie ha-
ben es gerade angesprochen. Was Sie aber in Wahr-
heit mit „Fit4Return“ meinen, haben Ihre Kollegen 
aus Baden-Württemberg in den letzten Monaten bei 
Diskussionen um ein gleichnamiges Papier allzu 
deutlich gemacht. Von diesem menschenverachten-
den Menschenbild möchte ich mich als gläubige 
Christin und überzeugte Christdemokratin aufs Deut-
lichste distanzieren. 

(Beifall von der CDU, der FDP und den 
GRÜNEN) 

Das gilt, glaube ich, auch für alle anderen demokra-
tischen Parteien in diesem Haus. 

Abschließend möchte ich appellieren, abzuwarten, 
was die Koalitionsverhandlungen in Berlin ergeben. 
Natürlich ist es mühsam, eine gemeinsame Linie zu 
finden, aber in den vergangenen Tagen hat sich ge-
zeigt, dass die Koalitionspartner auf einem guten 
Weg sind. 

Wir werden den AfD-Antrag ablehnen. – Danke. 

(Beifall von der CDU, der SPD und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Wermer, und herzlichen Glückwunsch 
im Namen des Hohen Hauses zu Ihrer ersten 
Rede. – Als nächster Redner hat nun für die Fraktion 
der SPD der Abgeordnete Yetim das Wort. Bitte 
schön. 

Ibrahim Yetim (SPD): Danke schön. – Frau Präsi-
dentin! Kolleginnen und Kollegen! Wie viele Men-
schen würden wirklich einen Antrag auf Familienzu-
sammenführung stellen, wenn dies ab März 2018 
auch für die subsidiär Schutzberechtigten wieder 
möglich ist? Das lässt sich nur ganz schwer schät-
zen. Wie viele Menschen hätten im Rahmen der Fa-
milienzusammenführungen das Recht, nach 
Deutschland zu kommen? Auch das lässt sich nur 
ganz schwer schätzen. 

Die im Antrag der AfD aufgeführte These – Sie haben 
sie eben noch mal gehört – eines Zuzugs von je drei 
Personen pro Antragsteller halte ich nicht für realis-

tisch. Das würde bedeuten, dass bislang ausschließ-
lich Einzelpersonen nach Deutschland gekommen 
sind, die alle verheiratet sind und zwei bis zweiein-
halb Kinder haben. Das halte ich nicht für sehr wahr-
scheinlich; ich halte es eher für sehr unwahrschein-
lich.  

Auch eine Studie des IAB widerlegt das sehr deutlich. 
Diese geht von 50.000 bis 60.000 nachzugsberech-
tigten Ehepartnern und Kindern aus. Außerdem sind 
viele der Geflüchteten männlich, ledig und haben 
keine Kinder. Deshalb ist dieser Antrag, über den wir 
heute leider reden müssen, liebe – nein, nicht 
„liebe“ – Kollegen von der AfD, meiner Meinung nach 
reine Stimmungsmache. 

(Beifall von der SPD) 

Was wir nämlich sehr wohl wissen, ist, dass viele 
Menschen, die hier derzeit alleine leben, sehr unter 
diesem Umstand leiden – verständlicherweise. Mit 
Blick auf die Integration bin ich davon überzeugt, 
dass es viel schwieriger ist, sich hier auf ein neues 
Leben einzulassen, wenn man nicht weiß, wie es den 
Kindern oder dem Ehepartner im Heimatland oder in 
irgendeinem der Flüchtlingslager geht.  

Deswegen ist das einzig Richtige, was Sie heute ge-
sagt haben, Frau Walger-Demolsky, dass es eine 
Sehnsucht nach Familie gibt. Diese Sehnsucht hält 
von der Integration ab, weil man im Kopf mit ganz 
anderen Dingen beschäftigt ist.  

Das Recht auf Familie sollten und dürfen wir nicht 
einschränken, um mit einer Obergrenze den CSU-
Vorsitzenden im Amt zu halten; denn darum geht es 
mit Blick auf die Sondierungsgespräche in Berlin 
ganz aktuell.  

Der FDP-Vorsitzende sagte kürzlich – ich zitiere –:  

„Eine Ausweitung des Familiennachzuges würde 
die Akzeptanz einer neuen Regierung sofort zu-
nichtemachen.“ 

(Ralf Witzel [FDP]: Ja!) 

Dass die Grünen … 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Entschuldigung, 
Herr Kollege. 

Ibrahim Yetim (SPD): … damit ihre Akzeptanz sofort 
gänzlich verlieren würden, ist ihm dabei völlig egal – 
Hauptsache, er bekommt sein Ministeramt. 

Sehr geehrter Herr Minister Stamp, Sie als Familien- 
und Integrationsminister sollten wissen, wie wichtig 
Familie für die Integration ist. Dass Sie das wissen 
und auch wollen, haben Sie vor gerade einmal acht 
Wochen, kurz vor der Bundestagswahl, gemeinsam 
mit dem Bundesvorsitzenden in Ihrem Papier „Neue 
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Ordnung für Humanität und Arbeitsmarkt“ beschrie-
ben. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege. 

Ibrahim Yetim (SPD): Dort heißt es – ich zitiere –: 

„Der Familiennachzug wird beim Vorübergehen-
den Humanitären Schutz auf die Kernfamilie (…) 
beschränkt …“ 

Ich gehe davon aus, Herr Minister Stamp, dass Sie 
Ihre Haltung nicht wie Herr Lindner wegen des Wahl-
ergebnisses der AfD aufgeben, sondern dass Sie da-
ran festhalten und dass Sie wissen, wie wichtig das 
für diejenigen ist, die irgendwo eine Familie haben, 
die Angst um ihre Familie haben, wenn sie sich zum 
Beispiel in einem Kriegsgebiet befindet. Ich wünsche 
Ihnen, dass Sie das niemals erleben werden. Das ist 
unglaublich wichtig. Geben Sie Ihre Haltung dazu 
nicht auf, Herr Stamp, sondern halten Sie daran fest. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege. 

Ibrahim Yetim (SPD): Für uns als SPD-Fraktion ist 
es sehr klar, dass wir diesen Antrag ablehnen. Für 
eine Verlängerung der Aussetzung bzw. eine Aufhe-
bung des Familiennachzuges gibt es keinen einzigen 
vernünftigen Grund, kein einziges vernünftiges Argu-
ment. 

Das, was Sie hier vorhin vorgetragen haben, bestä-
tigt uns in unserer Ansicht.  

Sie schlagen in Ihrem Antrag vor, syrische Flücht-
linge auf eine baldige Rückkehr und den Wiederauf-
bau ihrer Heimat vorzubereiten. Dazu habe ich drei 
Anmerkungen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, 
bevor Sie die drei Anmerkungen machen, geben Sie 
mir bitte ein kurzes Signal, ob Sie die Zwischenfrage 
des Abgeordneten Seifen zulassen wollen. 

Ibrahim Yetim (SPD): Nein. – Sie führen leider nicht 
aus, wie das konkret aussehen soll. Mit Blick auf die 
Sicherheitslage in Syrien ist das auch eher Wunsch-
denken. Und dass Sie ein solches Programm 
„Fit4Return“ nennen –  

(Marlies Stotz [SPD]: Perfide!) 

wobei Sie doch in der letzten Plenarwoche noch ge-
fordert haben, den Englischunterricht zu kürzen –, 
zeugt von Ihrer politischen Konzeptlosigkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wenn ich jetzt sagen würde, dass wir diesen Antrag 
ablehnen, müsste ich befürchten, dass Sie das nicht 

verstehen. Deswegen sage ich es Ihnen sehr klar auf 
Englisch: Dieser Antrag ist Bullshit. – Danke schön. 

(Beifall von der SPD – Heiterkeit von Josef 
Hovenjürgen [CDU]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Yetim. Ich will darauf hinweisen, dass 
es genügend Menschen in diesem Land und Kolle-
ginnen und Kollegen in diesem Hause gibt, die in der 
Lage sind, aus dem Englischen wieder zurück ins 
Deutsche zu übersetzen. Insofern bitte ich mit Blick 
auf die Würde des Hohen Hauses darum, diese Aus-
drucksweise zu unterlassen. 

Als nächster Redner hat für die Fraktion der FDP der 
Kollege Lenzen das Wort. Bitte schön. 

Stefan Lenzen (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Acht Wochen ist die Bundes-
tagswahl her. Die Sondierungsgespräche sind im 
Gange, und deren Topthema ist der Familiennach-
zug für die subsidiär Schutzberechtigten. 

Nachdem unser Land seit fast zwei Monaten politisch 
über fast nichts anderes geredet hat, ist es schon fast 
aberwitzig, dass nun endlich auch die AfD festgestellt 
hat, dass der Familiennachzug offenkundig ein rele-
vantes Thema ist, und sie hat einen Antrag dazu ge-
schrieben. 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Sie geben immer vor, dass das Flüchtlingsthema Sie 
besonders bewegt. Ich hätte deshalb erwartet, dass 
Sie zumindest bei diesem Thema – das ist nun auch 
auf Englisch – up to date sind.  

Die AfD hat aber offenkundig so wenige Kompeten-
zen in der Flüchtlingspolitik, dass sie bei der CSU ab-
schreiben muss. Ihr Antrag ist deshalb so überflüssig 
wie ein Kropf, weil in ihm nichts Neues steht, sondern 
weil exakt das wiedergegeben wird, was die CSU seit 
Jahren fordert und täglich vehementer in die Sondie-
rungsgespräche einbringt. Abschreiben von der CSU 
ist vollkommen überflüssig, weil seit acht Wochen 
dasselbe jeden Tag in der Zeitung steht. Eine AfD, 
die CSU-Forderungen nachplappert, braucht nie-
mand. 

Originell werden Sie einzig dort, wo Sie die Zahl der 
zu erwartenden Familiennachzügler schätzen. Denn 
selbst die CSU weiß: Nur weil man ein Ammenmär-
chen immer wieder wiederholt, wird es nicht wah-
rer. – Das ist der Unterschied zwischen seriöser Po-
litik und einem Facebook-Shitstorm.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Was ist das denn? – 
Zuruf von der CDU: Bei „Shitstorm“ kann man 
auch „Bullshit“ sagen! – Vereinzelt Heiterkeit 
von der CDU und der SPD) 
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Zu den tatsächlichen Familiennachzügen gibt es 
erste Zahlen, gerade auch beim vollen Flüchtlings-
status; das können Sie gern nachlesen. Bei den Af-
ghanen zum Beispiel liegt die durchschnittliche 
Quote bei 0,1, bei Eritrea liegt sie sogar nur bei 0,01.  

Wir haben eben schon gehört: Womit ist denn mit 
Blick auf die vergangenen zwei Jahre – Stichwort: 
voller Flüchtlingsstatus – zu rechnen? Aktuell heißt 
es: Im Schnitt sind 0,25 bis 0,5 Personen zu erwar-
ten. Um auf alle Eventualitäten vorbereitet zu sein, 
kann man einen höchsten denkbaren Maximalwert 
von einer Person pro Flüchtling annehmen – und 
nicht von drei Personen. Aber je nach Äußerungen 
ihrer Kollegen können Sie den Faktor auch um vier 
bis zehn hochkorrigieren. Letztlich spielen Sie nur mit 
den Ängsten der Menschen, und auch sonst ist das 
in keiner Weise zielführend für diese Debatte. Aber 
sei‘s drum. 

Statt Bundesratsinitiativen mit abgestandenen For-
derungen aus fremder Feder brauchen wir konstruk-
tive Lösungsansätze. Die Verweigerung des Famili-
ennachzugs ist ein Integrationshemmnis, da sich die 
Schutzberechtigten nicht auf einen längerfristigen 
Aufenthalt in Deutschland einstellen. Zum Teil keh-
ren Schutzberechtigte in Krisengebiete oder rudi-
mentäre Flüchtlingslager in Erstaufnahmeländern 
zurück, um das Schicksal ihrer dort lebenden Familie 
zu teilen. Der Kollege Yetim hat ausgeführt, dass 
man das eigentlich niemandem wünschen mag – 
auch von Ihnen nicht.  

Wir sind trotzdem der Ansicht, dass der Familien-
nachzug zu subsidiär Schutzberechtigten nur in dem 
Umfang erfolgen kann, wie Kapazitäten durch freiwil-
lige Ausreisen oder Rückführung frei werden. Man 
könnte den Familiennachzug zum Beispiel zunächst 
nur für diejenigen erlauben, die besonders gut inte-
griert sind oder deren Familienangehörige in beson-
ders prekären Verhältnissen in den Erstaufnahme-
ländern leben müssen. 

Diese Fragen werden wir in einer neuen Koalition im 
Bund zu klären haben. Ohne die Klärung dieser Fra-
gen wird es keine neue Koalition im Bund geben. 
Was allerdings bei der Klärung dieser Fragen nun 
wirklich niemanden interessiert, ist das, was die Kol-
legen von der AfD darüber denken,  

(Zurufe von der AfD) 

weil Sie weder Kompetenz in diese Diskussion ein-
bringen noch Einfluss haben, weil Sie eben nicht das 
Volk repräsentieren,  

(Zuruf von der AfD: Es werden immer mehr!) 

sondern zu Recht von 87 % abgelehnt werden. – 
Danke schön.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Weitere 
Zurufe von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lenzen. – Ich darf mich für die Gelegen-
heit bedanken, darüber nachzudenken, wie ich jetzt 
diese Hürde mit dem englischen Wort umschiffe. 
Schauen wir mal. 

Nun hat als nächste Rednerin für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Frau Kollegin Aymaz das Wort.  

Berivan Aymaz (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! 

(Markus Wagner [AfD]: Sie haben schon wie-
der das Wort „pseudo“ vergessen!) 

Der vorliegende Antrag ist mit vielen Zahlen ge-
schmückt und hat etwas, was für die AfD symptoma-
tisch ist.  

(Zuruf von der AfD: Weil Sie es nicht verstan-
den haben!) 

Sie führen als Argumentation gegen den Familien-
nachzug völlig aus der Luft gegriffene Zahlen an und 
erfinden ein Szenario von unkontrollierter Massenzu-
wanderung quer durch die Republik. 

(Markus Wagner [AfD]: Haben wir seit drei 
Jahren!) 

Die AfD rechnet für jeden anerkannten Schutzbe-
rechtigten – das haben die Vorrednerinnen und Vor-
redner wunderbar erwähnt – mit einem Zuzug von 
drei Familienmitgliedern und gibt an, dass durch den 
Familiennachzug weitere 150.000 Personen nach 
NRW kommen würden. Einen Faktencheck mache 
ich jetzt nicht mehr, den haben meine Vorredner be-
reits durchgeführt. 

(Zurufe von der AfD) 

Ich möchte aber trotzdem erwähnen, dass nach seri-
ösen Berechnungen eben nicht mit einem Zuzug von 
150.000 Menschen nach NRW zu rechnen ist, son-
dern lediglich mit einem Zuzug von 14.000 Men-
schen.  

(Markus Wagner [AfD]: Warum das denn? – 
Arndt Klocke [GRÜNE]: Ach, die eine Null!) 

Die Verbreitung von falschen Fakten beruht zumin-
dest in diesem Fall nicht auf Unwissenheit – an der 
Stelle können wir der AfD nicht Unwissenheit attes-
tieren –, sondern sie wird bewusst eingesetzt, um 
Angst und Unsicherheit in unserer Gesellschaft zu 
schüren.  

(Helmut Seifen [AfD]: Das ist Diffamierung! – 
Markus Wagner [AfD]: Sie diffamieren! Was 
anderes konnten Sie noch nie!) 

Wir werden es nicht zulassen, dass in diesem Haus 
mit Lügen gezielt Stimmung gegen Schutzbedürftige 
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gemacht wird. Wir werden Ihre Lügen überall und im-
mer wieder entlarven. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Ver-
einzelt Beifall von der CDU – Zuruf von der 
AfD: Unverfrorenheit!) 

Angesichts der Bilder, die uns täglich aus Syrien er-
reichen, die zeigen, dass aufgrund des Krieges in 
vielen Städten kein Stein mehr auf dem anderen 
steht, ist es an Zynismus wirklich nicht mehr zu über-
bieten, dass die AfD von einer baldigen Rückkehr der 
Menschen in dieses von Gewalt und Zerstörung ge-
plagte Land spricht.  

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Für uns Grüne ist das Recht auf Familie ein Grund-
recht. Es ist, wie wir in diesen Tagen bei den Sondie-
rungen in Berlin erleben, ein Armutszeugnis, dass 
gerade die Christliche Union, die für sich bean-
sprucht, die Familienpartei zu sein, weiterhin an der 
Aussetzung des Familiennachzugs festhält, dass sie 
Kinder von Eltern und Eheleute jahrelang auseinan-
derreißen will.  

Familien gehören zusammen. Das gilt für jede Fami-
lie, unabhängig von Herkunft und Status.  

(Beifall von den GRÜNEN – Bodo Löttgen 
[CDU]: Aber nicht über das Recht!) 

Dafür, meine Damen und Herren, stehen wir Grüne 
in Berlin und in NRW ein.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Aha!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. Der 
Abgeordnete Seifen würde Ihnen gerne eine Zwi-
schenfrage stellen.  

Berivan Aymaz (GRÜNE): Nein.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Okay, Sie wol-
len im Vortrag fortfahren.  

Berivan Aymaz (GRÜNE): Die Aussetzung …  

(Markus Wagner [AfD]: Sie stellen sich lieber 
keinen Fragen!) 

– Ich will Ihnen doch hier keinen weiteren Raum für 
Lügen geben.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von der 
AfD) 

– Hören Sie lieber zu. Nehmen Sie ein paar Fakten 
mit, wenn Sie das überhaupt noch können.  

Die Aussetzung des Familiennachzugs ist nicht nur 
rechtlich höchst bedenklich, sondern auch aus integ-
rationspolitischer Perspektive eine fatale Entschei-
dung.  

Wer bei uns vor Folter, Todesstrafe oder Gewalt und 
Krieg Schutz gefunden hat, wird sich erst dann auf 
das Lernen der deutschen Sprache konzentrieren, 
sich um Arbeit bemühen und besser in das Gemein-
wesen integrieren können, wenn er nicht nur sein ei-
genes Leben, sondern auch das Leben seiner Kinder 
oder seines Partners bzw. seiner Partnerin in Sicher-
heit weiß. 

Vor diesem Hintergrund ist es nun wirklich mehr als 
bizarr, dass ausgerechnet Staatssekretärin Serap 
Güler – ich erinnere: zuständig für Integration – in die 
Debatte einwirft, man habe den Menschen nicht In-
tegration versprochen, sondern lediglich Schutz ge-
boten. Es ist an Erbärmlichkeit nicht mehr zu über-
bieten, mit welchen vermeintlichen Argumenten die 
Gegnerinnen und Gegner des Familiennachzugs in 
die Debatten gehen und sich an Populismus und Ver-
antwortungslosigkeit zu übertrumpfen versuchen. –  

Hier geht es nicht darum, was Sie, Frau Güler, den 
Menschen versprochen haben. Integration ist kein 
Akt der Barmherzigkeit, sie ist nach geltendem EU-
Recht eine Pflichtaufgabe. Hier stehen Sie ganz be-
sonders in der Verantwortung. 

Eine weitere Aussetzung des Familiennachzugs für 
subsidiär Schutzbedürftige oder gar, wie es der vor-
liegende Antrag der AfD darüber hinausgehend for-
dert, dessen komplette Abschaffung sind für uns 
Grüne völlig verantwortungslos und menschenrecht-
lich inakzeptabel. 

Die prognostizierten Zahlen und aktuellen Schätzun-
gen zum Familiennachzug sind absolut überschau-
bar und ohne Zweifel beherrschbare Größen. Die 
von der AfD in die Welt gesetzten Zahlen dagegen 
sind grotesk und pure Hetze ohne jeden Realitätsbe-
zug. – Wir lehnen den Antrag ab. 

(Beifall von den GRÜNEN und von Ibrahim 
Yetim [SPD]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Aymaz. – Für die Landesregierung hat 
nun Herr Minister Dr. Stamp das Wort. Bitte schön. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Meine Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Thema 
„Familiennachzug“ wird hoch emotional diskutiert, 
nicht nur in den Sondierungsgesprächen in Berlin, 
sondern auch gesamtgesellschaftlich. Deswegen ist 
es ausgesprochen unglücklich, wenn hier von einer 
Fraktion mit falschen Zahlen Ängste in der Bevölke-
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rung geweckt werden. Diese Zahlen entbehren jegli-
cher Grundlage. Deswegen ist der Antrag als solcher 
natürlich abzulehnen. 

(Beifall von der SPD, der FDP und den 
GRÜNEN) 

Ich möchte zunächst auf die Einwände der Kollegin-
nen und Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen und 
SPD eingehen. 

Herr Yetim, Sie haben das gemeinsame Papier von 
Herrn Lindner und mir angesprochen, in dem wir den 
vorübergehenden humanitären Schutz thematisiert 
haben. Das wäre ein neuer Status. Dieser ist aber 
noch nicht eingeführt, sondern es geht zunächst nur 
um die Frage der subsidiär Geschützten. 

Frau Aymaz, da besteht natürlich ein Unterschied zu 
denjenigen, die einen Schutzstatus nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention haben, weil man beim subsidi-
ären Schutz, dem sogenannten kleinen Asyl, von ei-
ner zeitlichen Befristung des Aufenthalts ausgeht. In-
sofern wäre ich sehr vorsichtig mit den massiven Vor-
würfen, die Sie hier gegenüber der Staatssekretärin 
unseres Hauses vorgebracht haben. Die sind unan-
gemessen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Bei der Frage, wie man den Familiennachzug für 
subsidiär Geschützte gestaltet, kann man unter-
schiedlicher Auffassung sein. Ich kann auch das An-
liegen verstehen, dass eine Reihe von subsidiär Ge-
schützten über das erste Jahr hinaus, in dem sie die-
sen Schutz zunächst bekommen, noch weiter in 
Deutschland bleiben soll.  

Deswegen haben wir von unserer Seite vorgeschla-
gen, über materielle Kriterien nachzudenken, die zu-
nächst nach Integrations-, aber auch nach humanitä-
ren Gründen vergeben werden. Ich denke, das ist ein 
guter Kompromiss, der hoffentlich in den nächsten 
24 Stunden auch in Berlin eine Mehrheit findet. Je-
denfalls werde ich mich dafür engagieren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich möchte aber auch darauf hinweisen, dass wir hier 
in gewisser Weise eine Symboldebatte führen. Das 
Auswärtige Amt hat sehr deutlich darauf hingewie-
sen, dass es gar nicht in der Lage ist, weltweit insge-
samt mehr als 120.000 Visaanträge per anno zu ad-
ministrieren.  

Insofern entbehrt das, was hier vonseiten der AfD an-
gedeutet worden ist, nämlich dass es über den Fami-
liennachzug einen Massenzustrom geben wird, wirk-
lich jeglicher Grundlage. Das sage ich auch ganz be-
wusst in Richtung derjenigen, die der Debatte gerade 
folgen. Man darf nicht immer alle Zahlen glauben, die 
in die Welt gesetzt werden. 

Woran wir aber glauben können, weil wir es auch 
amtlich bestätigt bekommen haben, das sind die 

Zahlen, die das Auswärtige Amt administriert. Dem-
entsprechend hat die AfD hier – um in Ihrer Sprache 
zu bleiben – Fake News vorgetragen. 

(Nadja Lüders [SPD]: Vorsicht, das ist Eng-
lisch!) 

– Stimmt. 

(Helmut Seifen [AfD]: Dieser Vorwurf ist 
Quatsch!) 

– Aber Sie sprechen ja auch von „Fit4Return“. Ich bin 
überrascht, dass Sie auf gleich drei Anglizismen hin-
tereinander setzen. So weit ist es mit dem Patriotis-
mus der AfD offenbar doch nicht her. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich kann uns allen emp-
fehlen, die Debatte weiterhin sachlich zu führen. Wir 
müssen insgesamt überlegen, wie wir die Beschu-
lung der Kinder derjenigen – auch aus dem Familien-
nachzug –, die nach Artikel 16a Grundgesetz und 
Genfer Flüchtlingskonvention sowieso einen An-
spruch darauf haben, sicherstellen. 

Zudem müssen wir uns in der ganzen Debatte auch 
ehrlich machen und insofern überlegen, ob es wirk-
lich klug ist, wenn wir beispielsweise für Kinder, die 
aus dem Irak hierhin kommen, keine adäquate Be-
schulung in dem Umfang sicherstellen können, wie 
es für ihre Entwicklung notwendig wäre. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 

Wir können über alles sachlich diskutieren. Aller-
dings sollten wir keine Diskussionen auf dem Niveau 
des Antrags führen, der hier vorgelegt worden ist. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. 

Damit sind wir am Schluss der Aussprache und kom-
men zur Abstimmung über den Antrag der Fraktion 
der AfD Drucksache 17/1127, da die antragstellende 
Fraktion direkte Abstimmung beantragt hat.  

Wer dem Inhalt des Antrags zustimmen möchte, den 
darf ich jetzt um das Handzeichen bitten. – Das sind 
die anwesenden Abgeordneten der AfD. Gibt es Ge-
genstimmen? – Das sind die anwesenden Abgeord-
neten der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit ist der Antrag Drucksache 17/1127 
mit großer Mehrheit des Hauses abgelehnt. 

Ich rufe auf: 
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6 Gesetz zur Rettung der Trägervielfalt von Kin-
dertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/751 

Beschlussempfehlung 
und Bericht 
des Ausschusses für Familie, 
Kinder und Jugend 
Drucksache 17/1132 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 17/1211 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/1214 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU dem Abgeordneten Kamieth das Wort. 
Bitte schön. 

Jens Kamieth (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer die 
angespannte Situation der Kindertageseinrichtungen 
in Nordrhein-Westfalen kennt, dem ist klar:  

Es ist allerhöchste Zeit für das Kitaträger-Rettungs-
programm. Die erforderlichen Mittel in Höhe von ei-
ner halben Milliarde Euro stehen seit der Verabschie-
dung des Nachtragshaushalts zur Verfügung. Mit 
dieser Finanzspritze helfen wir, weitere Kitaschlie-
ßungen in Nordrhein-Westfalen abzuwenden, und 
sorgen dafür, dass nicht weitere Träger ihre Kinder-
tageseinrichtungen an die Kommunen abgeben.  

Wir reagieren sofort, damit es nicht zu weiteren Per-
sonaleinsparungen auf Kosten der Betreuungsquali-
tät kommt. Wir packen es an, damit der dringend be-
nötigte bedarfsgerechte Ausbau weitergehen kann. 

Indem wir kurzfristig ein Kitaträger-Rettungspro-
gramm auf den Weg bringen, versetzen wir die Kitas 
in Nordrhein-Westfalen nach Jahren des Stillstands 
endlich wieder in die Lage, aus der Finanzierungs-
krise herauszukommen.  

Das Grundproblem, die strukturell unzureichende Fi-
nanzierung von nordrhein-westfälischen Kinderta-
geseinrichtungen, ist tatsächlich seit Jahren bekannt. 
Durch die Untätigkeit der Vorgängerregierung befin-
den sich zahlreiche Träger der Kindertageseinrich-
tungen in einer echten finanziellen Notsituation. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Wir haben die Haus-
haltsmittel mehr als verdoppelt!) 

Während die Anforderungen an die Erzieherinnen 
und Erzieher mit dem Ausbau der frühkindlichen Bil-
dung stetig gestiegen sind, wurde die finanzielle Si-
tuation der Kindertagesbetreuung in unserem Land 
immer schlechter. Das hat strukturelle Gründe. 

Die im KiBiz verankerte Kindpauschale mit ihrer jähr-
lichen Steigerungsrate reicht nicht aus, um die in den 
letzten Jahren deutlich gestiegenen Kosten insbe-
sondere im Bereich des Personals aufzufangen. An 
dieser Misere haben auch die ohne Evaluation 
durchgeführten Änderungen der letzten Regierung 
nichts geändert. Die Folge: Freie und kommunale 
Träger ziehen sich aus der Einrichtungsfinanzierung 
zurück. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Kommunale Trä-
ger ziehen sich zurück?) 

Gleichzeitig wird der Ausbau der Betreuungskapazi-
täten be- und verhindert. An dieser Unterfinanzierung 
hagelte es Kritik von ausnahmslos allen Seiten. 
Trotzdem kam es bis heute nicht zu strukturellen Ver-
änderungen des KiBiz. 

Wir packen es jetzt an, damit endlich das geschieht, 
worauf die Kitas schon jahrelang warten. Mit dem 
Kitaträger-Rettungspakt und den Mitteln aus dem 
Nachtragshaushalt leisten wir wichtige Soforthilfe für 
die Kitas, die schon längst an die Grenzen ihrer Be-
lastbarkeit gestoßen sind. 

Mit dem Gesetz zur Rettung der Trägervielfalt von 
Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen 
unterstützt das Land bis zur KiBiz-Reform alle Träger 
von Kindertageseinrichtungen unbürokratisch mit 
Einmalbeträgen. Der Einmalbetrag kann sofort oder 
auch im nächsten Kalenderjahr eingesetzt werden, je 
nachdem, wie es für jede einzelne der 10.000 Kitas 
im Land am besten passt. 

Auch die Kommunen beteiligen sich an der Finanzie-
rung, an der Stabilisierung der Kindertagesbetreu-
ung, indem sie schon jetzt Zuschüsse schultern. Die 
kommunalen Spitzenverbände beziffern diese auf 
200 Millionen € pro Jahr. Es ist unser Ziel, auch in 
Zukunft gemeinsam die wichtige Aufgabe der Kinder-
betreuung zu sichern. 

Um ein bedarfsgerechtes und strukturell auskömm-
lich finanziertes Kinderbetreuungsangebot in Nord-
rhein-Westfalen zu gewährleisten, muss zunächst 
ein Finanzierungsraum geschaffen werden, der 
Kommunen und Trägern eine dauerhaft sichere fi-
nanzielle Basis bietet. Bei deren Gestaltung werden 
wir in den nächsten Wochen und Monaten eine initi-
ative und aktive Rolle übernehmen. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Von einer Landesre-
gierung sollte man das auch erwarten kön-
nen!) 

Im zuständigen Ausschuss waren wir uns alle dar-
über einig, dass die Kitas das Geld sofort benötigen. 
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Wir haben ein beschleunigtes Verfahren vereinbart; 
dafür vielen Dank auch an die anderen Fraktionen. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Ich werbe darum, heute mit der Verabschiedung die-
ses Gesetzes einen großen Schritt in Richtung Ret-
tung der Kitas zu gehen – für eine gute frühkindliche 
Bildung und eine deutliche Entlastung unserer Erzie-
herinnen und Erzieher. 

Es handelt sich bei diesem Gesetz um einen ersten 
Schritt, um den Betrieb sicherzustellen. Die Ent-
schließungsanträge müssen wir daher ablehnen. 

Es ist schön, zu sehen, dass die Opposition uns das 
in einem halben Jahr zutraut, was sie selbst in sieben 
Jahren nicht geschafft hat. 

(Beifall von der CDU – Josefine Paul 
[GRÜNE]: Das steht da nicht drin! Das wüss-
ten Sie, wenn Sie die Anträge gelesen hätten!) 

Aber die inhaltlichen Festsetzungen in den Anträgen 
von Rot-Grün führen gerade dazu, dass das Geld 
nicht sofort ausgezahlt wird. Deswegen kommen 
nach diesem ersten Schritt die nächsten Schritte. Bis 
dahin wünsche ich uns eine gute Beratung und lade 
dazu ein, dies gemeinsam zu gestalten. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kamieth. – Als nächster Redner hat für die Frak-
tion der SPD der Kollege Dr. Maelzer das Wort. Bitte 
schön.  

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Soeben wurde 
uns der vorliegende Gesetzentwurf in leuchtenden 
Farben beschrieben, der Kitas Einmalzahlungen zwi-
schen 515 und 1.800 € pro Kind bringen soll. Dabei 
durfte natürlich auch der geschichtsklitternde Blick 
zurück nicht fehlen. Aber befassen wir uns damit, 
was Schwarz-Gelb hier vorgelegt hat. 

Um dieses Gesetz zu finanzieren, bedienen sich 
CDU und FDP eines Haushaltstricks. Sie zahlen die 
Gesamtsumme, die für zwei Kitajahre gedacht ist, in 
einem Rutsch über den Nachtragshaushalt 2017 
aus.  

Das hat für Schwarz-Gelb entscheidende Vorteile. 
Zum einen klingt die Summe von 500 Millionen € 
wuchtiger, und das ist immer gut fürs Regierungs-
marketing. Zum anderen – und das dürfte das Haupt-
motiv sein – hätten Sie die Mittel über drei Haushalts-
jahre abbilden müssen. Jetzt aber missbrauchen Sie 
die Rücklagen der Träger als Schattenhaushalt. Sie 
kaschieren so die eigentlich notwendige Neuver-
schuldung des Landes für 2018 und für 2019. Das ist 

weder redlich noch vernünftig. Es ist ein Verstoß ge-
gen die Prinzipien der Haushaltsklarheit und Haus-
haltswahrheit und der Wirtschaftlichkeit.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU: 
Klagt doch vorm Verfassungsgericht!) 

Meine Damen und Herren, ich habe gesagt, dieses 
Vorgehen hat Vorteile für Schwarz-Gelb.  

Aber hat es auch Vorteile für die Kitalandschaft? Das 
Gegenteil ist der Fall: Auch zum kommenden Kitajahr 
werden neue Einrichtungen eröffnet werden. Und 
auch zum neuen Kitajahr werden weitere Plätze ge-
schaffen. Das sind zusätzliche Plätze, die Eltern und 
Kinder dringend benötigen. Doch diese neuen Plätze 
werden von diesem Gesetz nicht profitieren. Kein 
Cent zusätzliches Geld wird es für diese neuen 
Plätze geben. Also starten diese Plätze in Nordrhein-
Westfalen von Beginn an mit einer Unterfinanzie-
rung, und das ist ein Schlag ins Gesicht der Träger, 
die wir doch so dringend für den weiteren Ausbau der 
Kinderbetreuung in unserem Land gewinnen müs-
sen. Aber genau das ist eben Resultat Ihres Haus-
haltstricks. 

Manche Bereiche lassen Sie gänzlich außen vor. 
Auch die Kindertagespflege in Nordrhein-Westfalen 
sieht von den Mitteln keinen einzigen Cent. 

Damit aber nicht genug: Das Gesetz verkennt auch 
die ungleichen Bedarfe der bestehenden Einrichtun-
gen in Nordrhein-Westfalen. Sie verteilen das Geld 
mit der Gießkanne. Das wird den unterschiedlichen 
Problemlagen der Träger nicht gerecht. Darum ha-
ben die Ihnen in der Verbändebeteiligung eine ju-
gendamtsübergreifende Mittelverwendung vorge-
schlagen. Leider haben Sie diesen Wunsch komplett 
ignoriert. Stattdessen haben Sie in der jüngsten Sit-
zung des Familienausschusses verkündet, die KiBiz-
Lücke sei geschlossen.  

Wir haben allerdings große Zweifel daran, dass die 
strukturelle Unterfinanzierung nunmehr beseitigt ist, 
und damit sind wir uns mit den Trägern in Nordrhein-
Westfalen auch einig.  

(Zuruf von der CDU) 

Meine Damen und Herren, Sie hören, es gibt eine 
Menge berechtigte Kritik am Gesetzentwurf der 
Mitte-rechts-Koalition. Dennoch wird sich die SPD-
Fraktion zusätzlichem Geld für unsere Kitas nicht 
verschließen. Wir werden uns bei der Abstimmung 
enthalten. Wir tun das auch, weil wir Opposition an-
ders machen wollen, als wir es zu unseren Regie-
rungszeiten von Ihnen erlebt haben. Uns geht es 
nicht um Obstruktion, sondern um die Kinder, Fami-
lien und Kitas in unserem Land. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Deshalb müssen wir jetzt den Blick möglichst rasch 
in die Zukunft richten. Ihr Gesetz verschiebt eine 
grundständige Revision um weitere zwei Jahre. Die 
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ist aber dringend notwendig, denn das KiBiz darf in 
dieser Form keinen Bestand haben. In unserer Re-
gierungszeit haben wir die Landesmittel für das KiBiz 
von 1,1 auf 2,8 Milliarden € erhöht. Aber für eine 
durchgreifende Reform braucht es alle Beteiligten – 
nicht nur das Land, sondern auch die Träger und die 
Kommunen.  

Zuletzt war es uns gelungen, die Kommunen wieder 
ins Boot zu holen und gemeinsam die jährliche Dy-
namisierung zu verdoppeln. Jetzt kommt es darauf 
an, dass die Kommunen weiter im Boot bleiben. Des-
halb unterstützen wir die Forderung des Städtetages, 
dass ein neues Gesetz bis zum 01.08.2018 kommen 
muss, damit Jugendämter und Träger ausreichend 
Vorlaufzeit erhalten. 

Von der Landesregierung erwarten wir, dass sie jetzt 
einen Fahrplan für ein grundständig neues Kitages-
etz vorlegt. Grundlage dafür muss zukünftig eine So-
ckelfinanzierung sein, damit unsere Kitas Planungs-
sicherheit haben. Darüber hinaus muss es Zu-
schüsse geben, die sich an der Belegung, aber auch 
an einem Sozialindex orientieren. Die reale Kosten-
entwicklung in den Einrichtungen muss künftig be-
rücksichtigt und ein besserer Personalschlüssel er-
möglicht werden. Auf diese Art könnten Träger ihre 
Einrichtung auskömmlich finanzieren und mit einer 
verbesserten Qualität betreiben.  

Für die SPD ist klar: Land, Kommunen und Träger 
tragen eine gemeinsame Verantwortung, aber das 
Land muss künftig einen deutlich höheren Finanzie-
rungsanteil übernehmen, und diesen Weg müssen 
wir jetzt gemeinsam zügig beschreiten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Dr. Maelzer. – Als nächster Redner hat der Ab-
geordnete Hafke für die FDP das Wort. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Heute ist 
ein wichtiger Tag für die Kindertageseinrichtungen, 
für die Träger und für die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen. Wir reparieren und retten die Kitaland-
schaft in Nordrhein-Westfalen mit 500 Millionen €. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Warum machen wir das, meine Damen und Her-
ren? – Weil in den letzten Jahren durch Untätigkeit 
der SPD und der Grünen 80 % der Kindertagesein-
richtungen defizitär arbeiten.  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: 2,8 Milliarden! Das 
ist für Sie Untätigkeit?) 

Die stehen kurz vor der Insolvenz. Es erfolgen in 
Nordrhein-Westfalen Trägerabgaben, Kitaschließun-
gen, und das ist Ihr Erbe, das Sie uns hinterlassen 
haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Dr. Den-
nis Maelzer [SPD]: 2,8 Milliarden €, die Sie 
zum Teil abgelehnt haben!) 

Hannelore Kraft ist in 2010 mit dem Versprechen an-
getreten, ein neues Kinderbildungsgesetz auf den 
Weg zu bringen. Bis 2012 ist nichts passiert. Dann 
hat sie es 2012 versprochen. Bis 2017 ist wieder 
nichts passiert. Die letzten zwei Jahre haben wir mit 
Frau Ministerin Kampmann darüber diskutiert, die 
nicht mal in der Lage war, ein Eckpunktepapier für 
ein neues Gesetz vorzulegen. Im Ministerium ist 
nichts vorhanden gewesen, wir müssen bei null an-
fangen, um die Hausaufgaben zu machen, die Sie 
sieben Jahre lang nicht hinbekommen haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
der CDU: So war das! – Widerspruch von den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, deswegen können wir 
festhalten, dass das Kinderbildungsgesetz, Ihr Kin-
derbildungsgesetz von SPD und Grünen, gescheitert 
ist und wir das jetzt neu und richtig machen müssen.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
der SPD: Mit dem KiBiz hattet Ihr nie etwas zu 
tun!) 

Und deswegen sage ich Ihnen ganz klar und deut-
lich: Wir werden uns nicht von Ihnen treiben lassen. 
Wir haben jahrelang nur hohle Versprechungen ge-
hört, aber keine Umsetzungen wahrgenommen. Wir 
werden jetzt das machen, was am dringendsten nötig 
ist, nämlich erst einmal die Kitas in eine finanzielle 
Situation versetzen, dass sie überhaupt wieder arbei-
ten können und nicht um die Arbeitsplätze und die 
Zukunft Angst haben müssen. Das ist der erste 
Schritt.  

Nachdem ich Ihre Anträge, insbesondere den von 
der SPD, gelesen habe, muss ich sagen: Einen ge-
wissen Humor bringt die SPD tatsächlich mit. Ich 
weiß nicht, wie man sich innerhalb von drei, vier Mo-
naten so weit von der Realität zu entfernen kann, wie 
Sie das mit Ihrem Antrag geschafft haben. Ich finde, 
das, was Sie hier heute dokumentiert haben, ist das 
größte Eingeständnis, dass Sie nicht in der Lage 
sind, zu regieren und Politik zu machen, und das ist 
auch der Grund, warum Sie vor ein paar Monaten ab-
gewählt wurden. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Hafke, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. 
Herr Kollege Müller von der SPD würde Ihnen gerne 
eine Zwischenfrage stellen.  
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Marcel Hafke (FDP): Sehr gerne. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte. 

Frank Müller (SPD): Herr Kollege Hafke, vielen 
Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Da 
Sie gerade von Angst sprachen und von Trägern, die 
reihenweise Insolvenz anmelden müssten, wenn die-
ses Trägerrettungspaket nicht käme: Können Sie uns 
das vielleicht beziffern? Wir hatten zu dem Thema 
eine Kleine Anfrage an die Landesregierung gerich-
tet, die nicht beantwortet worden ist. Vielleicht kön-
nen Sie uns eine Zahl dazu nennen, wie viele Ein-
richtungen konkret von der Rückgabe der Träger-
schaft betroffen sind bzw. welche Träger in Nord-
rhein-Westfalen in der kommenden Zeit Insolvenz 
anmelden müssen. 

(Zuruf von der CDU) 

Marcel Hafke (FDP): Herr Kollege, ich zitiere gerne 
den ehemaligen Sprecher der SPD-Fraktion, Wolf-
gang Jörg: Es gibt erstens kein Erkenntnisdefizit, und 
wenn Sie – zweitens – mal mit den Betroffenen spre-
chen, dann kriegen Sie schnell mit, wie die Lage ist. 

Wir haben viele Anhörungen im Landtag Nordrhein-
Westfalen zu diesem Thema durchgeführt. Wir ha-
ben bei der AWO in Rheinberg diese Situation. Im 
Erzbistum Köln laufen 80 % der Einrichtungen defizi-
tär. Wir haben in Wuppertal – in meiner Heimat-
stadt – Trägerabgaben gehabt. Wir können ganz 
Nordrhein-Westfalen durchgehen: Wir haben in jeder 
Kommune die Situation, dass die Hütte brennt.  

Ich drehe mal den Spieß um: Sagen Sie mir einmal, 
wie viele Träger und Kitas im Moment mit dem Geld 
auskommen. Ich kenne keine Kita, in der man sagt: 
Wir können das Geld gar nicht gebrauchen. – Jede 
Kita in Nordrhein-Westfalen braucht diese finanziel-
len Mittel. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wenn wir ehrlich sind – daraus habe ich nie ein Hehl 
gemacht; ich habe auch nie dagegengestimmt, als 
die Vorgängerregierung Gelder ins System einge-
stellt hat –:  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Das stimmt doch 
nicht! Natürlich habt ihr dagegengestimmt! 
Bist du da rausgegangen?) 

Wir wissen, dass wir in Zukunft zusätzliche finanzielle 
Mittel ins System geben müssen. Aber wissen Sie, 
was Ihr Kardinalfehler war? Weil Sie irgendwelche 
Wahlversprechen reingepustet haben, haben Sie da-
mals die Beitragsfreiheit für Kinder im letzten Kinder-
gartenjahr eingeführt, was den Steuerzahler mittler-
weile 180 Millionen € kostet – pro Jahr.  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Und nicht mehr 
die Eltern!) 

Jetzt überlegen Sie einmal, für welche Qualitätsauf-
wüchse wir sorgen könnten, wenn wir das Geld tat-
sächlich in die Kitas investieren und nicht mittlere und 
hohe Einkommen entlasten würden, so, wie Sie das 
gemacht haben.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Marlies 
Stotz [SPD]: Familienförderung! Schon mal 
was davon gehört?) 

Meine Damen und Herren, es ist ein guter und richti-
ger Schritt, den wir heute hier machen werden. Ich 
bin froh und stolz, dass es innerhalb dieser kurzen 
Zeit – innerhalb von drei Monaten nach der Amts-
übernahme – gelungen ist, das Rettungspaket auf 
den Weg zu bringen. Aber das ist nicht alles. Wir wer-
den jetzt in einem mehrstufigen Verfahren die Kita-
landschaft in Nordrhein-Westfalen reformieren, um 
aus dieser verheerenden Situation herauszukom-
men.  

Der nächste Schritt wird sein, ein neues Finanzie-
rungssystem und eine umfassende Reform des Kin-
derbildungsgesetzes auf den Weg zu bringen. Im da-
rauffolgenden Schritt müssen wir dringend über Qua-
litätsverbesserungen diskutieren und im letzten 
Schritt über Flexibilität, damit die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf auch tatsächlich gelingt. 

Deswegen haben wir das auch so in den Koalitions-
vertrag geschrieben. Ich bin dem Minister und der 
Regierung sehr dankbar, dass dieser Gesetzentwurf 
so schnell vorgelegt wurde. Die Freien Demokraten 
werden dem Gesetzentwurf heute zustimmen und 
freuen sich, dass die Kitas das Geld noch in diesem 
Jahr erhalten werden. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hafke. – Der Abgeordnete Dr. Maelzer 
hat sich noch einmal zu einer Zwischenfrage gemel-
det. Wollen Sie sie zulassen?  

An den Kollegen Dr. Maelzer geht der Hinweis: Es 
ist, auch wenn man Zwischenfragen stellt, wesentlich 
leichter, an dem Platz zu sitzen, der im System ein-
gebucht ist. – Bitte schön. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin, dass Sie mich trotzdem erkannt haben. – Lie-
ber Marcel Hafke, da dem Landtag bislang noch kein 
Fahrplan vorliegt, wie die Revision vonstattengehen 
soll, und Sie eben auf vier Stufen hingewiesen ha-
ben, können wir dann davon ausgehen, dass das in 
einem Gesetz vorgelegt wird, oder bevorzugen Sie 
für jede Stufe ein eigenes Gesetzgebungsverfahren? 
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Marcel Hafke (FDP): Ich empfehle die Lektüre des 
Koalitionsvertrags von Nordrhein-Westfalen; da steht 
das nämlich. Wir haben dort hineingeschrieben, dass 
wir das in einem ersten Schritt machen werden. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Also drei Ge-
setze?) 

– Ich habe gerade gesagt, dass wir verschiedenste 
Stufen abarbeiten müssen. Ich will Ihnen auch erklä-
ren, warum. Um zum Beispiel Qualitätsverbesserun-
gen in Nordrhein-Westfalen zu erzielen, brauchen wir 
Erzieherinnen und Erzieher. Wir wissen, dass in 
Nordrhein-Westfalen über 16.000 Erzieherinnen und 
Erzieher fehlen.  

Jetzt frage ich Sie, was Sie damals getan haben, um 
die Situation in Nordrhein-Westfalen zu verbessern, 
sodass wir mehr Erzieherinnen und Erzieher haben. 
Sie haben meines Erachtens relativ wenig bis gar 
nichts getan. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: U3-Pauschale 
eingeführt!) 

Daher müssen wir jetzt erst einmal die Themen „Aus-
bildung von Erzieherinnen und Erziehern“ und „Ar-
beitsplatzgestaltung/Arbeitsbelastung“ klären, damit 
dieser Beruf attraktiv wird. Das heißt, wir können uns 
die Erzieherinnen und Erzieher nicht aus der Rippe 
schneiden, sodass sie morgen zur Verfügung ste-
hen, sondern das ist ein Prozess, den wir jetzt in 
Gang setzen müssen.  

Das ist aber die Situation, die wir vorgefunden haben: 
dass in den letzten sieben Jahren viele wolkige An-
kündigungen und tolle Worte gemacht wurden, aber 
sehr wenig Substanzielles auf den Weg gebracht 
worden ist. 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Jetzt antworten 
Sie doch einfach auf die Frage! Das ist doch 
gar nichts Schlimmes!) 

Das heißt – hören Sie doch einfach mal zu –, wir wer-
den verschiedenste Schritte machen müssen, um im 
Ergebnis in fünf Jahren eine deutlich bessere Kita-
landschaft vorzufinden, die nicht mehr die strukturel-
len Probleme hat, die Sie uns hinterlassen haben. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Hafke. – Als nächste Rednerin 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kol-
legin Paul das Wort. 

Josefine Paul (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Ka-
mieth, Herr Kollege Hafke, um große Worte scheint 
die NRW-Koalition nie verlegen zu sein. Da wird re-
pariert und gerettet, und es wird endlich zur Tätigkeit 

übergegangen, nachdem die alte Landesregierung in 
den letzten sieben Jahren nichts gemacht hat, außer 
die Haushaltsmittel zu verdoppeln, was, glaube ich, 
nur in Ihrer Welt absolute Untätigkeit ist. Aber gut.  

Mit dem Gesetz zur Rettung der Trägervielfalt der 
Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen – 
das stellt auch niemand in Abrede – verschafft sich 
die Landesregierung jetzt tatsächlich Luft, um die 
nächsten Stufen ihres angekündigten Vierstufen-
plans umsetzen zu können.  

Die kurzfristige 500-Millionen-€-Finanzspritze ist laut 
Ankündigung des Ministers – Herr Hafke hat uns das 
auch mehr oder weniger wolkig noch einmal darge-
legt – die erste Stufe.  

Ich habe auch im Ausschuss schon mehrfach ge-
sagt: Natürlich sehen wir alle die dringende Notwen-
digkeit, mehr Mittel für die Kitas im System zu ha-
ben – aber auch für die Kindertagespflege, die in Ih-
rem Gesetzentwurf leider überhaupt keine Erwäh-
nung findet, Herr Minister.  

Vor diesem Hintergrund werden wir das Gesetz auch 
nicht ablehnen; das haben wir auch im Ausschuss 
nicht getan. Wir werden uns aber zu diesem Gesetz-
entwurf enthalten. Denn an vielen Stellen – das kön-
nen wir Ihnen leider nicht ersparen – scheint doch die 
heiße Nadel, mit der dieses Gesetz gestrickt worden 
ist, erstaunlich deutlich durch.  

Kollege Maelzer hat es auch gerade schon ange-
sprochen – Sie werden das nicht hören wollen, Herr 
Hafke, aber ich werde es trotzdem noch einmal sa-
gen –: Natürlich ist das ein Taschenspielertrick, mit 
dem Sie hier die finanziellen Mittel für die Kitas erst 
einmal im Nachtragshaushalt verstecken, dann auch 
noch in der Rücklage der Träger parken und damit 
sagen: Ach, das ist alles im 2017er-Haushalt. Mit 
2018 und der dortigen Bilanz hat das nichts zu tun.  

Und: Natürlich möchten Sie diese Gelder für das 
Kitajahr 2018/2019, wie es haushalterisch eigentlich 
richtig wäre, nicht im Haushalt für 2018 abbilden. 
Denn der Finanzminister hat ja gestern noch groß er-
klärt, dass eine schwarze Null einem nicht in den 
Schoß fällt. Ja, scheinbar fällt Ihrem Finanzminister 
so eine schwarze Null tatsächlich nicht in den Schoß. 
Denn vorsorglich werden die Mittel nicht im Haushalt 
2018 eingestellt, sondern in der Rücklage der Ein-
richtungen geparkt und quasi in einem Schatten-
haushalt bei den Einrichtungen zwischengelagert. 
Das kann den Einrichtungen prinzipiell erst einmal 
egal sein, die die Mittel gut gebrauchen können. 
Aber, Herr Minister Stamp, Herr Minister Lienenkäm-
per, haushaltspolitische Redlichkeit sieht anders aus.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, deutlich wird die 
heiße Nadel auch, weil dem Prinzip „Ungleiches un-
gleich behandeln“ bei Ihrem Gießkannenprogramm 
nicht Rechnung getragen werden kann. Das nehmen 
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Sie billigend in Kauf – wir haben das auch im Aus-
schuss so miteinander diskutiert –, aber auch um die 
Gefahr, dass die Ungleichheiten zwischen den Ein-
richtungen noch größer werden. Ich erinnere daran, 
dass der Staatssekretär im Ausschuss gesagt hat: 
Ja, gut, wenn die die Mittel jetzt nicht für die Rettung 
brauchen, dann tun die die halt woanders hin. Das ist 
ja auch okay. 

Ja, das würden wir vielleicht sogar unterschreiben, 
aber das hat doch mit Ihrer großspurigen Ankündi-
gung, Sie hätten flächendeckend alle Kitas retten 
müssen, weil alle Kitas kurz vor dem Zusammen-
bruch gestanden hätten, dann doch nicht mehr so 
richtig viel zu tun.  

Sie sollten doch das, was in der Verbändeanhörung 
deutlich geworden ist – nicht vonseiten der Opposi-
tion, sondern vonseiten der Träger –, tatsächlich 
ernst nehmen. Erleichtern Sie doch im Sinne der Trä-
ger, wie die Sie auch aufgefordert haben, die jugend-
amtsübergreifende Übertragbarkeit der Mittel, und 
ermöglichen Sie den Trägern so, die Mittel auch wirk-
lich den Einrichtungen zukommen zu lassen, die sie 
am dringendsten brauchen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zu Recht weist der 
Gesetzentwurf der Landesregierung darauf hin, dass 
die Finanzierungslücke Folge der Kindpauschalen 
und der zu geringen Dynamisierung ist. Sie wissen 
allerdings auch, wer diesen Systemfehler zu verant-
worten hat. Das KiBiz haben doch Sie gemacht, und 
das immer und immer wieder zu bestreiten und zu 
sagen, das sei unser KiBiz, macht die Wahrheit auch 
nicht weniger wahr. Es ist nach wie vor ein schwarz-
gelbes KiBiz.  

Zur Wahrheit gehört eben auch: 2015 ist es der da-
maligen rot-grünen Landesregierung endlich gelun-
gen, sich mit den kommunalen Spitzenverbänden 
auf das Gesetz zur überbrückenden Verbesserung 
der finanziellen Ausgestaltung zu verständigen und 
damit die vorübergehende Erhöhung der Dynamisie-
rung auf 3 % zu ermöglichen. Überbrückende Finan-
zierung deshalb, weil sich mittlerweile ja nun alle ei-
nig sind – ich nehme mal so zwischen den Zeilen 
wahr, dass sogar Sie sich in diesem Bereich mittler-
weile mit sich selbst einig sind –, dass das KiBiz am 
Ende seiner Reformierbarkeit und gescheitert ist 

(Beifall von Dr. Dennis Maelzer [SPD]) 

und wir nun ein neues Gesetz brauchen.  

Da sind Sie jetzt in der Verantwortung, ob Sie das 
jetzt so wollen oder nicht, aber es ist jetzt Ihre Lan-
desregierung, und Sie sind in der Verantwortung, 
schnellstmöglich ein neues Gesetz vorzulegen, das 
die Kitas im Land auskömmlich finanziert und den 
Trägern Planungssicherheit gibt.  

Herr Minister, dann zünden Sie jetzt bitte Stufe 2 und 
legen Sie uns einen konkreten Zeitplan vor, wie Sie 

sich die Reform des Gesetzes bzw. eine Neuauflage 
eines Gesetzes vorstellen.  

Noch ein Hinweis – ich habe es gerade schon ange-
deutet – mit Blick auf die heiße Nadel: In Ihrem Ge-
setz sparen Sie einen Bereich komplett aus. Das ist 
der Bereich Kindertagespflege, der aber ein wesent-
licher Baustein unserer Landschaft hier in Nordrhein-
Westfalen ist. Sparen Sie zukünftig nicht weiter an 
der Kindertagespflege, sondern sorgen Sie auch hier 
für eine auskömmliche Finanzierung und für die 
beste Qualität für unsere Kinder. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Paul. – Als nächste Rednerin hat 
für die Fraktion der AfD Frau Dworeck-Danielowski 
das Wort.  

Iris Dworeck-Danielowski (AfD): Sehr verehrte Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Manchmal ist es richtig schön, Abgeordnete einer so 
jungen Partei zu sein. Man betritt das Spielfeld, sieht 
die Trümmer und trägt dafür keine Verantwortung. 
Das ist so eine Art Gnade der späten Parteigrün-
dung.  

Wir sehen also das Desaster, und jetzt soll ein Repa-
raturgesetz den Schaden notdürftig beheben. Es 
liegt wohl in der Natur der Sache, dass man da auch 
eine heiße Nadel erkennen kann.  

Um was geht es? – Um die Rettung der Trägervielfalt 
geht es auf jeden Fall nicht, wenn auch der Titel des 
Gesetzes uns das glauben machen will. Ja, es sind 
dringend Sofortmaßnahmen notwendig. Keiner, der 
sich für Familien starkmacht, kann wirklich die Ge-
fährdung von Kindergärten wollen, auch wenn wir die 
ausschließliche Fokussierung auf die Kindertages-
stätten beim Thema „Kinderbetreuung“ für falsch hal-
ten.  

Umso verwunderlicher ist es, dass es, obwohl Ihnen 
allesamt die Fremdbetreuung von Kindern so am 
Herzen liegt, zu so einer brenzligen Lage für die Kitas 
kommen konnte – so brenzlig, dass nur noch ein 
Geldstrom hier, jetzt und sofort deren Überleben si-
chert.  

Verantwortung für diese Misere tragen allerdings Sie 
alle gemeinsam, sprich CDU, FDP, SPD und die Grü-
nen. Um das zu belegen, braucht man auch keine 
höhere Weisheit. Es reicht eigentlich ein Rückblick 
zur Historie des mittlerweile doch schon zehn Jahre 
alten Gesetzes. 

Es wurde seinerzeit unzulänglich geplant und fahr-
lässig umgesetzt, und diese Scheinlösung für die 
Kinderbetreuung wurde dann auch noch hochtra-
bend „Kinderbildungsgesetz“ genannt. Denn dieses 
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Gesetz – unter der Ägide seinerzeit und Verantwor-
tung des damaligen Ministers und heutigen Minister-
präsidenten Armin Laschet entworfen und 2007 in 
Kraft gesetzt – hat einen entscheidenden Geburts-
fehler. Es war und ist schlicht unterfinanziert. Das hat 
die damalige Koalition aus CDU und FDP anschei-
nend nicht gestört. Denn Sie haben es ja schließlich 
gemeinsam hier im Landtag verabschiedet.  

Aber auch die rot-grüne Regierung der letzten sieben 
Jahre hat das sich von Jahr zu Jahr verschlimmernde 
Problem entweder nicht wahrnehmen können, nicht 
wahrhaben wollen, oder sie hat es mal wieder ver-
schlafen. Auf jeden Fall haben Sie jeglichen Ret-
tungsversuch unterlassen.  

Gerade mit Blick auf diese Ära finde ich Ihre beiden 
Entschließungsanträge wirklich den blanken Hohn. 
Denen kann man auch beim besten Willen nicht zu-
stimmen.  

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Ihre Zustimmung 
wollen wir auch gar nicht!) 

– Ja, das ist mir klar.  

Jetzt ist die Rettung in letzter Sekunde notwendig, 
und wir werden uns dieser Pflicht auch nicht entzie-
hen, denn wir wollen weder die Trägerlandschaft 
noch die Familien und erst recht nicht die Kinder zu 
Opfern Ihrer Schlafmützigkeit werden lassen.  

Aber dieses Rettungsmanöver kann auch noch nicht 
alles gewesen sein. Wir sehen die Koalition unverän-
dert in der Pflicht, die Eltern der Kitakinder finanziell 
zu entlasten. Es kann doch nicht sein, dass gerade 
Familien, in denen beide Elternteile arbeiten gehen 
müssen, weil sie sonst überhaupt nicht über die Run-
den kommen, und deshalb darauf angewiesen sind, 
einen Kindergartenplatz zu haben, trotz ihres mäßi-
gen Einkommens in vielen Kommunen – beispiels-
weise in Köln – bis zu 10 % ihres Nettogehalts für ei-
nen Kindergartenplatz ausgeben müssen. Das ist 
extrem belastend. 

Weiter sprechen Sie in Ihrem Koalitionsvertrag von 
echter Wahlfreiheit. Allerdings sind fast 80 % aller El-
tern Arbeiter und einfache Angestellte. Ein Blick auf 
die Durchschnittsgehälter und -löhne in Nordrhein-
Westfalen macht sehr deutlich: Diese Eltern können 
sich eine Betreuung zu Hause gar nicht mehr leisten; 
sie müssen beide arbeiten gehen. Deshalb nehmen 
wir Sie beim Wort und hoffen, dass Sie in Zukunft 
auch diesen Eltern die Betreuung eines Kleinkinds zu 
Hause ermöglichen. 

Was bleibt also abschließend zu sagen? Im Prinzip 
haben Sie sich in der Kitafrage bisher allesamt nicht 
mit Ruhm bekleckert. Dieses Reparaturgesetz ist 
zwingend notwendig. Aber es dokumentiert auch Ihr 
gemeinsames Versagen. 

Nun ja, wie man so schön sagt: Wer den Schaden 
hat, braucht für den Spott nicht zu sorgen. – Der 

Wähler soll und wird hoffentlich sein eigenes Urteil 
fällen. 

Zu den eben angesprochenen 87 % kann ich nur sa-
gen: Wer von 89,3 % nicht gewählt wurde, sollte sol-
che Kommentare vielleicht unterlassen. – Danke 
schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Das war Frau 
Abgeordnete Dworeck-Danielowski. – Für die Lan-
desregierung erteile ich Herrn Minister Dr. Stamp 
das Wort. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration: Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich sehr, 
dass wir heute gemeinsam dieses Rettungspaket für 
die Trägervielfalt in Nordrhein-Westfalen auf den 
Weg bringen können. Das ist ein guter Tag für die 
Kindertagesstätten und für die Kinder hier in Nord-
rhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Herr Dr. Maelzer, ich finde es immer wieder faszinie-
rend, mit welcher Chuzpe Sie nach den letzten sie-
ben Jahren hier auftreten. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Dass dann Frau Paul noch sekundiert, das sei ja ur-
sprünglich mal ein Gesetz von Herrn Laschet gewe-
sen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt ja wohl 
nicht!) 

und dass Sie nach sieben Jahren nicht in der Lage 
gewesen sind, ein eigenes Gesetz auf den Weg zu 
bringen, uns aber vorwerfen, dass wir nach vier oder 
fünf Monaten immer noch keinen Gesetzentwurf vor-
legen, ist ein Stück aus dem Tollhaus. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Josefine Paul [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, ich bin auf vielen Veran-
staltungen gewesen. Aber die Beobachtung, dass 
die Träger diese Finanzierung und dieses Rettungs-
paket problematisch finden, haben Sie vollkommen 
exklusiv. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Außerhalb dieses Hauses gibt es keinen, der das so 
sieht, sondern alle sind der Meinung, dass das der 
richtige Schritt ist. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir bleiben nicht dabei stehen; Sie haben das ange-
sprochen. Wir werden weitere Schritte gehen. Wir 
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werden jetzt an die Systematik der Finanzierung des 
KiBiz herangehen. 

Wir werden uns im nächsten Schritt darüber unter-
halten, dass wir zuerst die dauerhafte Finanzierung 
sicherstellen. Dann werden wir über die Qualität 
sprechen und als letzten Schritt über die Frage, wie 
man gerade in den Randzeiten eine andere Flexibili-
sierung ermöglichen kann. 

Die Kitas waren über Jahre unterfinanziert, und wir 
haben uns dafür entschieden, diesen Weg jetzt be-
sonders unbürokratisch zu gehen. Wir hätten natür-
lich auch alles ausdifferenzieren können, wie das von 
Ihrer Seite aus nahegelegt wird. Aber, meine Damen 
und Herren, was wäre denn die Konsequenz gewe-
sen? – Wir hätten es nicht mehr in diesem Jahr er-
möglichen können. Allerdings haben alle auf das Sig-
nal gewartet, dass es dieses Jahr klappt und das 
Geld auch noch dieses Jahr ausgezahlt wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir wollen allen Kindern 
in Nordrhein-Westfalen von Anfang an gute Entwick-
lungschancen bieten. Das ist eines der Kernziele die-
ser Landesregierung. Das gilt übrigens für alle Kin-
der – unabhängig von ihrer Herkunft. Wenn Sie das, 
Herr Maelzer, „Mitte rechts“ nennen, dann sage ich 
Ihnen ganz ehrlich: Dann bin ich auch gerne „Mitte 
rechts“. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Stamp. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, weitere Wortmeldungen zu diesem Tages-
ordnungspunkt sehe ich nicht, sodass wir am 
Schluss der Aussprache sind. 

Wir kommen zur Abstimmung und stimmen zunächst 
über den Gesetzentwurf ab. Der Ausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 17/1132, den Gesetzentwurf 
Drucksache 17/751 unverändert anzunehmen. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf selbst und nicht über die Beschlussemp-
fehlung. Ich darf fragen, wer diesem Gesetzentwurf 
zustimmen möchte. – Das sind die Abgeordneten der 
Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP, der Fraktion 
der AfD und der fraktionslose Abgeordnete Neppe. 
Gibt es Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen. 
Enthaltungen? – Bei Enthaltung der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist da-
mit der Gesetzentwurf Drucksache 17/751 mit dem 
gerade festgestellten Abstimmungsverhalten der 
Fraktionen in zweiter Lesung verabschiedet. 

(Lang anhaltender Beifall von der CDU und 
der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich lasse weiter 
über den Entschließungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 17/1211 abstimmen. 

Ich darf fragen, wer diesem Entschließungsantrag 
zustimmen möchte. – Das sind die Abgeordneten der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion der 
SPD. Gegenstimmen? – Das sind die Abgeordneten 
der Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP, der 
Fraktion der AfD und der fraktionslose Abgeordnete 
Neppe. Damit ist der Entschließungsantrag abge-
lehnt. 

Ich lasse drittens über den Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD Drucksache 17/1214 abstim-
men. Hier darf ich fragen, wer diesem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD zustimmen 
möchte. – Das sind die Abgeordneten der Fraktion 
der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Gegenstimmen? – Das sind die Abgeordneten der 
Fraktion der CDU, der Fraktion der FDP und der 
Fraktion der AfD sowie der fraktionslose Abgeord-
nete Neppe. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit ist der Entschließungsantrag abge-
lehnt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am 
Ende des Tagesordnungspunktes 6. 

Ich rufe auf: 

7 Pakt für den Sport in NRW fortschreiben und 
weiterentwickeln – Förderung des gemein-
wohlorientierten Sports einmalig für sechs 
Jahre vereinbaren 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/1123 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/1212 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der SPD dem Kollegen Markus 
Weske das Wort. Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

(Mehrere Abgeordnete verlassen den Saal.) 

Markus Herbert Weske (SPD): Wo geht es hin? Im 
Pakt für den Sport geht es natürlich auch um Lauf-
training, aber nicht ums Weglaufen. 

(Zurufe) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Pakt für den Sport, den die SPD-
geführte Landesregierung zuletzt vor fünf Jahren mit 
dem Landessportbund abgeschlossen hatte, ist ein 
voller Erfolg. Darüber sind wir uns hier im Hohen 
Hause sicherlich alle einig. 

Gerne erinnere ich an die Worte des Kollegen Holger 
Müller dazu, damals noch sportpolitischer Sprecher 
der CDU-Fraktion in diesem Hohen Hause. Er sagte: 
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Wenn schon Schulden machen, dann wenigstens für 
einen guten Zweck. Insofern gäbe es nichts zu me-
ckern. 

Den guten Zweck haben wir erfüllt. Schulden haben 
wir dafür 2016 allerdings nicht mehr gemacht. Das 
muss Sie aber nicht enttäuschen. 

Besonders am Herzen liegt uns Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten, dass die vielen im Sport 
engagierten Ehrenamtlichen durch den Pakt für den 
Sport über mehrere Jahre eine gesicherte finanzielle 
Grundlage für ihre Arbeit haben. Sie müssen eben 
nicht mehr jedes Jahr bangen oder dafür streiten, ob 
und in welcher Höhe ihre Arbeit weiter vom Land un-
terstützt wird. Diese Verlässlichkeit haben wir durch 
den Pakt geschaffen. 

Nun läuft am 31. Dezember 2017 der Vertrag aus. Es 
haben schon in der vergangenen Legislaturperiode 
die ersten Gespräche zwischen Landesregierung 
und Landessportbund über eine Fortführung und 
Weiterentwicklung begonnen. 

Aus Sicht des Sports war dabei die Forderung abso-
lut verständlich, dass der neue Vertrag frühzeitig, 
also in der ersten Hälfte dieses Jahres, abgeschlos-
sen werden sollte, damit eben diese Verlässlichkeit 
so schnell wie möglich über den 31. Dezember 2017 
hinaus gesichert sei. 

Noch Anfang März dieses Jahres haben Vertreterin-
nen und Vertreter der Stadt- und Kreissportbünde 
diese Forderungen in einem Gespräch mit uns 
Sportpolitikerinnen und Sportpolitikern der SPD-
Landtagsfraktion erneuert, da für die Verlängerung 
von Projekten und Arbeitsverträgen eine vertraglich 
gesicherte Förderung durch das Land notwendig 
sei. 

Umgekehrt konnten wir in diesem Gespräch aber 
auch das Dilemma deutlich machen, in dem wir Ab-
geordnete uns befinden. Es kann nicht sein, dass 
eine Landesregierung kurz vor dem Ende einer Le-
gislaturperiode Verträge abschließt – hier geht es 
schließlich um eine Summe in Höhe eines dreistel-
ligen Millionenbetrages –, die bis in die übernächste 
Wahlperiode hineinreichen. Ich denke, da sind wir 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier uns einig. 
So etwas geht einfach nicht. 

Damit dieses Problem für die Zukunft gelöst ist, ha-
ben wir als SPD-Landtagsfraktion damals den Ver-
treterinnen und Vertretern des Sports versprochen, 
in der neuen Legislaturperiode einen Antrag in das 
Parlament einzubringen, wonach der weiterentwi-
ckelte Pakt für den Sport einmalig für sechs Jahre 
vereinbart werden soll. Dann haben Land und Lan-
dessportbund künftig ausreichend Zeit, rechtzeitig 
den Pakt fortzuschreiben. Dieses Versprechen lö-
sen wir nun mit diesem Antrag ein. 

Darüber hinaus fordern wir neben einer inhaltlichen 
Weiterentwicklung und der Formulierung überprüf-
barer Ziele in dem Pakt für den Sport eine Erhöhung 
der finanziellen Unterstützung.  

Einen Grund dafür möchte ich herausheben. Wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben 
im Bund die Einführung des Mindestlohns durchge-
setzt. Dies hatte natürlich auch Auswirkungen auf 
den Sport. Ich erinnere beispielsweise an die Frage, 
wie es denn um die Trainerinnen und Trainer be-
stellt ist. Diejenigen, die dabei waren, können sich 
gut daran erinnern. Darüber haben wir auch lange 
Gespräche mit der damaligen Ministerin auf Bun-
desebene geführt. 

Die Einführung des Mindestlohns kostet Geld. Das 
darf nicht zulasten der Ehrenamtlichen oder der 
Sportlerinnen und Sportler gehen. Daher ist es lo-
gisch und nur konsequent, dass wir, die wir den Min-
destlohn eingeführt haben, uns auch darum küm-
mern, dem Sport höhere Zuschüsse zur Verfügung 
zu stellen. 

Insofern bitten wir das Parlament um die Zustim-
mung zu unserem Antrag – der grüne Entschlie-
ßungsantrag ist übrigens eine gute Ergänzung 
dazu – und fordern die Landesregierung auf, in die-
sem Sinne zu handeln. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Weske. – Für die CDU-Fraktion spricht 
jetzt Herr Kollege Nettekoven. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Jens, dann lass 
mal hören!) 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen, ich 
weiß nicht, wer Ihnen Ihre Anträge geschrieben hat. 
Aber wenn Sie Ihre Anträge verfassen lassen, dann 
sollten Sie sie noch einmal Korrektur lesen, bevor Sie 
sie ins Plenum einbringen. 

Sie schreiben in Ihren Anträgen, dass 2011 erstmals 
unter der rot-grünen Landesregierung ein Pakt für 
den Sport geschlossen wurde. – Diese Aussage ist 
falsch. Am 13. Februar 2008 haben die Landesregie-
rung und der Landessportbund das Bündnis für den 
Sport unterzeichnet. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Dieses Bündnis baut auf den am 15. Januar 2002 
durch das Kabinett beschlossenen Pakt für den Sport 
auf, welcher am 22. Januar 2002 durch den Präsi-
denten des LSB und Minister Dr. Michael Vesper un-
terzeichnet wurde. 
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Aber ich möchte nicht in die Vergangenheit schauen, 
sondern in die Zukunft. Der Pakt für den Sport läuft 
am 31. Dezember 2017 aus, wie es der Kollege 
Weske bereits gesagt hat.  

Wie im Koalitionsvertrag der NRW-Koalition verein-
bart, soll der Pakt für den Sport weiterentwickelt wer-
den. 

Die SPD-Fraktion hat in ihrem Antrag vier Forderun-
gen gestellt. Eine Forderung ist, die Vertragsdauer 
von 2018 bis 2023 auszuweiten. 

Liebe SPD, die Begründung Ihres Antrags zur Lauf-
zeit ist der Knaller. Ich zitiere: 

„So nachvollziehbar die Forderung der Vertrete-
rinnen und Vertreter des Sports auch war, eine 
neue Vereinbarung in der ersten Hälfte des Jah-
res 2017 zu unterzeichnen; so problematisch und 
dem Parlament gegenüber ungehörig wäre es ge-
wesen, wenn die damalige rot-grüne Landesre-
gierung kurz vor der Landtagswahl darauf einge-
gangen wäre. Sie hätte Vereinbarungen treffen 
müssen, die bis weit in die neue Legislaturperiode 
hinein gegolten hätten.“ 

Liebe SPD-Fraktion, der LSB hat auf die Pressemit-
teilung von Herrn Bischoff zur Verlängerung des Pak-
tes auf sechs Jahre am 20. September 2017 in einem 
Brief an die Landesregierung den Fraktionen von 
CDU und FDP geantwortet, welchen Sie ebenfalls er-
halten haben. Ich zitiere aus dem Brief des Lan-
dessportbundes: 

Den unterschwelligen Vorwurf der Meldung, dem 
Sport fehle derzeit Planungssicherheit, weil noch 
kein neuer Pakt für den Sport mit der Landesregie-
rung abgeschlossen worden sei, teilen wir nicht. Un-
mittelbar nach der Landtagswahl 2017 sind wir – der 
LSB – mit der neuen Landesregierung in Gespräche 
über einen neuen Pakt für den Sport 2018 bis 2022 
eingestiegen. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Nettekoven, Entschuldigung, dass ich Sie unterbre-
che. Herr Kollege Weske würde Ihnen gerne eine 
Zwischenfrage stellen. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Gerne. 

Markus Herbert Weske (SPD): Vielen Dank, Herr 
Nettekoven, dass ich die Zwischenfrage stellen 
darf. – Das bezieht sich ja alles immer noch darauf, 
wer wann wo welche Gespräche beendet oder etwas 
festgestellt hat. Kennen Sie aber auch den folgenden 
wichtigen Satz aus dem Brief, der mir ebenfalls vor-
liegt? 

Zweitens: Pressemeldung der SPD-Landtagsfraktion 
zum Pakt für den Sport. Der Vorschlag der SPD-

Fraktion ist grundsätzlich zu begrüßen, weil er künftig 
die mit einem Wahljahr verbundene Planungsunsi-
cherheit für den Landessportbund als größtem zivil-
gesellschaftlichen Verband in NRW vermeiden 
würde. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Die Antwort auf die 
Frage, ob ich diesen Satz kenne, lautet Ja. 

(Heiterkeit von der CDU – Zuruf von der SPD) 

– Das muss ich doch nicht. Ich bin gefragt worden, 
ob ich diesen Satz kenne. Ich habe gesagt, dass ich 
ihn kenne. Also ist die Frage beantwortet. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Der Landessportbund hat in seinem Brief auch noch 
geschrieben: 

Wir vertrauen darauf, dass es auf dieser Basis zeit-
nah zu einer Einigung über einen neuen Pakt für den 
Sport kommen wird, den wir spätestens bei der Mit-
gliederversammlung des Landessportbundes am 3. 
Februar 2018 in Recklinghausen unterschreiben 
werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zur Wahr-
heit gehört dazu, dass eine Verlängerung des Paktes 
für den Sport von dem LSB mit der damaligen SPD-
Sportministerin zwischen November 2015 und No-
vember 2016 intensiv vorbereitet wurde. Sie haben 
eben etwas von ersten Gesprächen gesagt. 

Die Verhandlungen darüber wurden 2016 – ich kann 
jetzt nur das wiedergeben, was mir der Landessport-
bund mitgeteilt hat – völlig überraschend ohne Be-
gründung und ohne jede Kommunikation einseitig 
von Ministerin Kampmann beendet. Sich jetzt hier 
hinzustellen und in der Begründung von „problema-
tisch und dem Parlament gegenüber ungehörig“ zu 
sprechen, ist frech und unverfroren. 

Liebe SPD, soll ich Ihnen etwas sagen? Sie hätten 
es gemacht und der neuen Landesregierung einen 
Pakt für den Sport überlassen. Jetzt stellen Sie sich 
hierhin und tun so, als würden der LSB und der Sport 
in NRW in der Luft hängen, weil die Landesregierung 
erst spätestens 2018 einen Pakt für den Sport unter-
zeichnet. 

Ihre Forderung, einen Pakt für den Sport auf sechs 
Jahre zu unterzeichnen, würde aber bedeuten, dass 
der Pakt für den Sport bis Dezember 2023 liefe. Ich 
erinnere nur daran, dass die kommende Landtags-
wahl im Mai 2022 stattfindet. 

Liebe SPD, ich zitiere noch einmal aus Ihrem Antrag: 

„… eine neue Vereinbarung … zu unterzeichnen; 
… dem Parlament gegenüber ungehörig wäre … 
Sie hätte Vereinbarungen treffen müssen, die bis 
weit in die neue Legislaturperiode hinein gegolten 
hätten.“ 
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Damit haben Sie mit Ihrem eigenen Antrag bereits 
die Antwort zur Laufzeit gegeben. 

Deshalb werden wir sowohl den Entschließungsan-
trag als auch den Antrag der SPD-Fraktion ablehnen. 

Meine Damen und Herren, zum Schluss meiner 
Rede halte ich fest: Ich bin davon überzeugt, dass 
die beiden Partner, Landessportbund und Landesre-
gierung, am 3. Februar 2018, wie im Koalitionsver-
trag der NRW-Koalition vereinbart, eine neue Zielver-
einbarung unterzeichnen werden, die inhaltlich wei-
terentwickelt sein wird. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Die Sportförderung 
ist als Staatsziel in Artikel 18 Absatz 3 unserer nord-
rhein-westfälischen Verfassung verankert. Wir wer-
den den Ministerpräsidenten und seine Landesregie-
rung dabei unterstützen, dass Nordrhein-Westfalen 
Sportland Nummer eins bleibt und sich weiterentwi-
ckelt. Dazu gehört auch der weiterentwickelte Pakt 
für den Sport. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nettekoven. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Terhaag. 

Andreas Terhaag (FDP): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es freut 
mich, dass die SPD mit ihrem Antrag und Bündnis 
90/Die Grünen mit ihrem Entschließungsantrag auch 
in der Oppositionsrolle wieder das Herz für den Sport 
entdeckt haben. 

Leider hinken Sie beide mit Ihren Anträgen nicht nur 
der Wirklichkeit hinterher, sondern begehen auch 
noch ein übles Foul bei der falschen Darstellung der 
überjährigen Finanzzusage an den organisierten 
Sport. 

Ihre Anträge, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben 
sich im Übrigen alleine schon durch den gestrigen 
Tagesordnungspunkt 1, die Einbringung des Ent-
wurfs des Landeshaushalts 2018, überholt. 

Fangen wir aber von ganz vorne an und halten zu-
nächst einmal fest: Es ist schlichtweg falsch, dass 
Rot-Grün die Erfinder der überjährigen Finanzsiche-
rung für den Sport waren. Ihre Selbstdarstellung hält 
keinem Faktencheck stand. 

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Denn das erste überjährige Finanzprogramm zur 
besseren Planbarkeit des Landessportbundes wurde 
unter schwarz-gelber Regierung aufgelegt, wie der 
Kollege Nettekoven gerade auch schon gesagt hat. 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Da war kein Geld da-
hinter! Das ist die Wahrheit!) 

Ich setze das für Sie, um Ihre Erinnerung ein wenig 
zu stärken, auch gerne noch einmal in den Kontext. 
Der Grund hierfür war nämlich das Einbrechen der 
Einnahmen aus dem Glücksspiel, woraus der Sport 
seine Fördermittel erhielt. 

Mittlerweile hat sich die Situation im Glücksspielsek-
tor aber mehr als entspannt. Dennoch ist es vollkom-
men gerechtfertigt, für Sicherheit und Planbarkeit 
des Landessportbundes zu sorgen; denn hier sind 
19.000 Vereine mit mehreren Millionen Vereinsmit-
gliedern unmittelbar betroffen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die SPD unterstellt 
in ihrem Antrag, dass die NRW-Koalition die Fortfüh-
rung des Pakts für den Sport als neuen Pakt für NRW 
als Sportland Nummer eins nicht rechtzeitig sicher-
stellt.  

Aber genau dieses ist geschehen, und zwar ge-
räuschlos, nämlich mit der Einbringung des Haus-
haltsentwurfs 2018. Hieran werden wir seitens der 
NRW-Koalition nicht rütteln, sodass faktisch für den 
1. Januar 2018 Finanzierungssicherheit besteht. 

Ich richte dabei ausdrücklich meinen Dank an die 
neue Landesregierung, die innerhalb so kurzer Zeit 
nach Regierungsübernahme schon den Landes-
haushaltsentwurf für das Jahr 2018 eingebracht hat; 
denn das ist ein Novum in diesem Haus. 

(Beifall von Thomas Nückel [FDP]) 

Eigentlich müsste die SPD-Fraktion bei der Fort-
schreibung einer überjährigen Finanzplanung ziem-
lich kleinlaut sein. 

Ich möchte erstens daran erinnern, dass die Erneue-
rung des Paktes für den Sport im Jahr 2013 schon 
lange auf sich hat warten lassen. So erfolgte auf der 
Mitgliederversammlung des Landessportbundes 
2013 keine Unterzeichnung der Vereinbarung für den 
Zeitraum 2013 bis 2017. Vielmehr musste der dama-
lige Staatssekretär Neuendorf erst einmal das zerrüt-
tete Verhältnis der Landesregierung zum Lan-
dessportbund heilen. Denn der Landessportbund 
bangte damals, Mindereinnahmen in Höhe von 3 Mil-
lionen € stemmen zu müssen, da die mehrfach an-
gekündigte Zusage einer schriftlichen Vereinbarung 
durch die rot-grüne Landesregierung nicht erfolgte. 

Zweitens verkündeten Sie, Herr Bischoff, höchstper-
sönlich in der Sportausschusssitzung am 26. April 
2016, dass der Pakt für den Sport jetzt neu verhan-
delt werde. Die damalige Landesregierung ist diesem 
Versprechen aber in den darauffolgenden 13 Mona-
ten bis zur Landtagswahl 2017 nicht nachgekom-
men. Ganz im Gegenteil: Sie haben alles auf Eis ge-
legt und weitere Verzögerungen ganz bewusst pro-
voziert. Wir haben dies in den wenigen Monaten der 
NRW-Koalition zwischenzeitlich geheilt. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme jetzt 
gerne zum Antrag der SPD, der vier Forderungen 
enthält. 

Die erste Forderung einer umgehenden Fortschrei-
bung und Weiterentwicklung des Plans ist in Angriff 
genommen worden und somit erledigt. Es steht auch 
bereits ziemlich genau fest – und das wurde gerade 
schon gesagt –, dass die Unterzeichnung des neuen 
Pakts auf der kommenden Mitgliederversammlung 
des Landessportbundes Anfang Februar 2018 erfol-
gen wird. 

Die zweite Forderung Ihres Antrags nach stärkerer 
Unterstützung der Sportvereine, Sportbünde und 
Sportverbände ist ebenfalls erledigt. Das können Sie 
dem neuen Haushaltsentwurf entnehmen, der einen 
deutlichen Aufwuchs im Sportetat enthält. 

Auch die dritte Forderung ist bereits erledigt. So sol-
len die Zielvereinbarungen mit Kennziffern hinterlegt 
werden. 

Der vierten Forderung nach Ausweitung des Pla-
nungszeitraums können wir nicht folgen. Denn wir 
wollen keine Ausweitung des Planungszeitraumes. 
Wir haben uns dafür entschieden, einer neuen Re-
gierung Gestaltungsfreiheit zu geben. Sie soll ihre 
Ziele gemeinsam mit dem Landessportbund umset-
zen. Das ist auch im Umgang mit dem Landessport-
bund fair. Aber Fair Play war anscheinend nicht die 
Stärke der ehemaligen Landesregierung. Das haben 
wir jetzt Gott sei Dank geändert. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich appelliere ab-
schließend an SPD und Grüne, wieder zu einer 
Sportpolitik der Vernunft zu kommen. Es ist nun in-
nerhalb der letzten drei Monate schon das zweite 
Mal, dass vor allem die SPD versucht, künstliche Un-
ruhe in der Sportlandschaft zu erzeugen. Beim ers-
ten Mal, als Sie gegen die Neuerungen der Sportpau-
schale protestiert haben, ist Ihr Strohfeuer vom Lan-
dessportbund höchstpersönlich ausgetreten worden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Andreas Terhaag (FDP): Ich beeile mich. – Und Ihre 
heutigen Anträge sind von vorgestern; da ist das 
Feuer schon von ganz alleine ausgegangen. 

Für meine Fraktion darf ich erklären, dass wir ein ver-
lässlicher Partner für den Leistungs- und Breiten-
sport in unserem Land sind. Konsequent und unbeirrt 
werden wir die Ziele der NRW-Koalition umsetzen. 
Das heißt: Wir werden dafür Sorge tragen, dass 
NRW auch künftig Sportland Nummer eins bleibt. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Terhaag. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Paul. 

Josefine Paul (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mir ist nicht 
ganz klar, warum CDU und FDP in Oppositionszeiten 
doch immer die Gemeinsamkeiten der Sportfraktion 
beschworen haben. In vielerlei Hinsicht hatten wir 
alle, die damals schon im Hause waren, hier auch 
eine gewisse Einigkeit im Sinne des Sports. Nun hat 
man aber das Gefühl, dass die Kollegen Terhaag 
und Nettekoven völlig außer Rand und Band sind 
und sich hier im Krawallmachen überschlagen, ohne 
dass besonders viel Substanz dahinter wäre. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dafür gibt es aus meiner Sicht auch gar nicht so viel 
Grund; denn im Kern sind wir uns doch einig – ich bin 
ja froh, dass Sie das auch so beschreiben –, dass wir 
eine verlässliche, langfristige Finanzierung des 
Sports in Nordrhein-Westfalen haben wollen. Es gibt 
also gar keinen Grund, in dieser Art und Weise Ge-
schichtsklitterung zu betreiben und zu sagen: Wer 
hat es erfunden? – Wir haben es erfunden. – Nein, 
vielleicht haben aber doch wir es erfunden. – Am 
Ende sage ich Ihnen, Herr Terhaag: Wir haben es er-
funden. – Aber wen bringt das weiter? 

Sie haben jetzt vielfach beschworen, dass unsere 
Anträge eigentlich überflüssig wären. Dann legen Sie 
uns den konkreten Pakt für den Sport doch vor. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Dann muss es ihn ja geben. Dann legen Sie ihn hier 
auf den Tisch. Dann werden wir sagen: Okay, das 
haben Sie gut gemacht; dem können wir uns gege-
benenfalls sogar anschließen. 

Aber das, was Sie hier abgeliefert haben, waren 
doch nur wolkige Ankündigungen. Das war nur Kra-
wall um des Krawalls willen. An Substanz hat Ihre 
Rede, Herr Kollege Nettekoven, nun wirklich alles zu 
dem Thema vermissen lassen, was Sie eigentlich zur 
konkreten Sportförderung in diesem Land beitragen 
wollen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Nordrhein-Westfalen ist Sportland Nummer eins 
bzw. muss laut der NRW-Koalition nun ja Nummer-
eins-Sportland heißen. Nicht nur, dass Sie jetzt bei 
allem Krawall machen müssen, bei dem Sie vorher 
noch relativ einer Meinung mit uns waren; es muss 
auch alles einen anderen Namen haben. Aber so ist 
Politik nun einmal. Geschenkt! 

NRW ist also Nummer-eins-Sportland. Das gilt für 
den Leistungssport und selbstverständlich auch für 
den Breitensport. Es ist ja schon auf die 5 Millionen 
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Menschen, die in Nordrhein-Westfalen Mitglied in ei-
nem der 19.000 Sportvereine sind, und die 500.000 
Ehrenamtlichen hingewiesen worden. Somit ist der 
organisierte Sport eine zentrale Säule unserer Zivil-
gesellschaft. 

Ehrlich gesagt, hat diese zentrale Säule auch ein 
bisschen mehr verdient als die heiße Luft, die Sie hier 
ins Plenum geblasen haben, liebe Kollegen von CDU 
und FDP. 

(Beifall von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Denn die Lehre aus dem Pakt für den Sport von 2011 
bis 2017 ist doch: Er hat sich bezahlt gemacht, und 
er muss dringend fortgesetzt werden; denn die Zu-
sage, jährlich 34,3 Millionen € dem LSB zur Verfü-
gung zu stellen und damit in den organisierten Sport 
zu geben, hat zu einer tatsächlichen Planungssicher-
heit und zu einer Stärkung der Sportstruktur in Nord-
rhein-Westfalen geführt. 

Das ist auch der Unterschied. Die Hinterlegung mit 
konkreten finanziellen Mitteln ist der Unterschied zu 
dem, was die Vorvorgängerregierung 2008 in ihrem 
Bündnis für den Sport vorgelegt hat. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das nehmen Sie zwar nicht zur Kenntnis. Aber so ist 
es nun einmal. 

Der Pakt für den Sport – Sie haben auch darauf hin-
gewiesen – läuft Ende dieses Jahres aus. Weil die 
Erfahrungen so positiv gewesen sind und weil es 
auch schon Vorgespräche gegeben hat, ist unser Pe-
titum in unseren Anträgen schlicht und ergreifend:  

Nehmen Sie die bestehenden Fäden auf, Frau 
Staatssekretärin, und schließen Sie mit dem Lan-
dessportbund einen verlässlichen Pakt für den Sport 
ab, der zum Ersten die Finanzierungssicherheit bei-
behält, zum Zweiten konkrete und messbare Zielver-
einbarungen enthält und zum Dritten ein klares Be-
kenntnis zu gemeinsamer Verantwortung für einen 
diskriminierungsfreien Sport für alle enthält.  

Wenn wir uns in diesem Ziel doch alle einig sind – ich 
entnehme dem Nicken von Herrn Terhaag, dass wir 
das sind; ich gehe davon aus, dass Herr Nettekoven 
der gleichen Meinung ist –, dann verstehe ich in der 
Tat nicht, warum Sie hier einen derartigen Popanz 
aufbauen. 

Das nährt bei mir den Verdacht, dass Sie in den Ver-
handlungen mit dem Landessportbund vielleicht 
doch noch nicht so weit sind, dass es doch noch nicht 
so konkret ist und dass alles doch nicht so schön ist. 
Sonst hätten Sie hier doch nicht derart vehement auf-
treten müssen, ohne anschließend zu sagen, was 
denn die Kernpunkte Ihres, wie Sie sagen, schon 
ausverhandelten Paktes für den Sport sind. 

Ich hoffe, dass jetzt gleich zumindest im Redebeitrag 
der Landesregierung ein bisschen mehr Licht ins 

Dunkel gebracht wird. Denn das hat der organisierte 
Sport in diesem Land aus meiner Sicht verdient. Wir 
brauchen klare Bekenntnisse beispielsweise zur Ko-
operation im offenen Ganztag. Wir brauchen klare 
Bekenntnisse zum erfolgreichen Programm der In-
tegrationslotsen im Sport. Wir brauchen aber auch 
klare Bekenntnisse zur Unterstützung beispielsweise 
der guten Initiativen im Bereich Good Governance 
und im Bereich Kinder- und Jugendschutz. 

Da hätte ich mir von Ihnen, ehrlich gesagt, mehr Sub-
stanz und weniger Krawall gewünscht. Aber vielleicht 
hören wir gleich von der Landesregierung wenigs-
tens noch etwas Substanzielles. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Paul. – Für die AfD spricht Herr Kollege 
Dr. Vincentz. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrte Präsiden-
tin! Sehr geehrte Damen und Herren! Es war ja auch 
nicht alles schlecht. Zum Beispiel hat die SPD in ihrer 
Amtszeit zähneknirschend dringend benötigtes Geld 
für den Breitensport bewilligt. Nicht schlecht! Auch 
stellt die SPD in ihrem Antrag richtig fest, dass sie 
viel zu wenig Geld bewilligt hat. Sehr gut! 

So weit die Pflicht, mag man sich denken. Es bleibt 
natürlich, wie so oft, viel Luft für die Kür. 

Jährlich sterben weltweit 5,3 Millionen Menschen an 
den Folgen eines Bewegungsmangels. Zu diesem 
Ergebnis kommt Prof. Dr. Lee von der Harvard T.H. 
Chan School of Public Health. Harvard sagt dem ei-
nen oder anderen vielleicht etwas. 5,3 Millionen Men-
schen! Durch Kriege starben 2014 laut Studien zwi-
schen 150.000 und 200.000 Menschen weltweit. 

Natürlich ist auch dort jeder Tote einer zu viel. Aber 
würden Sie endlich das eklatante Problem des ge-
sellschaftlichen Bewegungsmangels erkennen, be-
nennen und den politischen Willen zeigen, diesen 
anzugehen und zu beheben, liebe SPD, 

(Beifall von der AfD) 

aber auch liebe CDU, liebe FDP, liebe Grünen, dann 
könnten Sie 25-mal mehr Menschen retten als durch 
den Weltfrieden. Sie könnten auch ruhig alle Toten 
durch den Klimawandel, 

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

durch Strahlungsschäden oder durch Umweltver-
schmutzungen dazu nehmen, und es wären trotz-
dem noch nicht so viele. 

Sie merken selbst, wie absurd es daher ist, sich für 
die existenzerhaltenden Zahlungen an den Breiten-
sport in Lobhudeleien zu versteigen. 
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Natürlich stimmen auch wir daher für eine Fortfüh-
rung der Zahlungen. Wir bekräftigen Sie aber umso 
deutlicher in der Forderung, die Konzepte dringend 
weiterzuentwickeln. – Danke schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Dr. Vincentz. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Frau Ministerin Pfeiffer-Poensgen in Vertretung 
des Ministerpräsidenten Laschet. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die neue Landesregierung ist mit dem Ver-
sprechen angetreten, den laufenden Pakt für den 
Sport zu einer neuen Zielvereinbarung für NRW als 
Sportland Nummer eins weiterzuentwickeln. 

Der Pakt läuft Ende dieses Jahres aus. Das haben 
wir nun mehrfach gehört. Wir wären schlecht bera-
ten, wenn wir die Gelegenheit nicht nutzen würden, 
die neue Vereinbarung im Sinne einer Weiterent-
wicklung zu verstehen und sie zu verbessern. 

Deshalb werden wir die neue Zielvereinbarung nicht 
wie bisher auf der Grundlage generalisierter pro-
grammatischer Aussagen abschließen. Vielmehr 
werden wir die gemeinsamen Sportförderziele von 
Landessportbund und Landesregierung zukünftig 
durch messbare Ziffern präzisieren. 

Auch wenn nicht für alle Handlungsfelder im gleichen 
Maße quantifizierte Zielgrößen entwickelt werden 
können, wird die neue Zielvereinbarung aber für alle 
gemeinsame Vorhaben Entwicklungskorridore und 
Orientierungsdaten beinhalten. Wir werden unsere 
gemeinsamen Ziele also nicht nur transparent dar-
stellen, sondern unsere Erfolge auch messbar ma-
chen. 

Dabei haben wir uns vorgenommen, auch die Art und 
Weise zu überdenken, wie Landesregierung und 
Landessportbund zusammen daran arbeiten kön-
nen, diese gemeinsamen Ziele zu erreichen. Des-
halb werden wir mit der neuen Zielvereinbarung auch 
die Zusammenarbeit von Land und gemeinnützigem 
Sport zukunftsfähig gestalten und auf eine langfristig 
tragfähige Grundlage stellen. 

Unter anderem ist geplant, festzuschreiben, dass wir 
uns im Sinne einer kontinuierlichen Zielkontrolle in 
regelmäßigen Abstimmungsgesprächen mit dem 
Landessportbund über die zu ergreifenden Maßnah-
men austauschen. So bleiben wir flexibel, um auf 
sich ändernde äußere Bedingungen reagieren zu 
können. Wir können so schon frühzeitig ergänzende 
und korrigierende Maßnahmen verabreden, sollte 
sich zeigen, dass es einer nachträglichen Feinjustie-
rung bedarf. 

Wir werden unsere sozial-, gesundheits- und bil-
dungspolitischen Ziele im Sport also mit den Instru-
menten modernen Projektmanagements verknüp-
fen. 

Für uns ist das der nächste Schritt in der erfolgrei-
chen Zusammenarbeit von Landesregierung und 
Landessportbund. Gleichzeitig ist es ein Novum in 
der Sportförderung des Landes Nordrhein-Westfa-
len. 

Da es sich bei der Zielvereinbarung um ein neues In-
strument handelt, das nach einer bestimmten Zeit auf 
seine Wirksamkeit hin untersucht werden sollte, 
sollte die Zielvereinbarung nicht über das Jahr 2022 
hinausgehen. 

Die Verhandlungen mit dem Landessportbund sind 
inzwischen weit fortgeschritten. Daher ist bekannt, 
dass die Landesregierung den Pakt für den Sport 
fortentwickeln wird. Es ist bekannt, dass sich der alte 
Pakt inhaltlich weiterentwickeln wird. Es ist ebenfalls 
bekannt, dass die Landesregierung beabsichtigt, den 
gemeinnützigen Sport ab dem kommenden Jahr fi-
nanziell stärker als bisher zu unterstützen. 

Der vorliegende Antrag der Opposition enthält somit 
nichts substanziell Neues, sondern gibt lediglich be-
reits Bekanntes wieder. 

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Es drängt sich daher der Eindruck auf, dass mit die-
sem Antrag eine Mitautorenschaft für eine erkennbar 
erfolgversprechende Innovation reklamiert werden 
soll. 

Dazu hätte es allerdings eines fundierteren Papiers 
als des vorliegenden Papiers bedurft. Der Versuch, 
dem Ganzen eine eigene Note zu geben, indem Sie 
fordern, die Laufzeit der neuen Zielvereinbarung auf 
sechs Jahre auszuweiten, ist ein bisschen durch-
schaubar. 

Richtig ist, dass der Landessportbund Planungssi-
cherheit braucht. Deshalb werden wir in der neuen 
Zielvereinbarung unsere politische Absicht erklären, 
dass die Vereinbarung über ihre Laufzeit hinaus fort-
geschrieben wird. 

Den möglichen Unsicherheiten, nämlich befristeten 
Verträgen, die sich mit dem Auslaufen einer solchen 
Vereinbarung immer ergeben werden – das liegt nun 
einmal in der Natur der Sache –, kann man nur 
dadurch entgegenwirken, dass man gegenüber dem 
Partner seine Absicht erklärt, die Vereinbarung fort-
zuschreiben.  

Das geht nur mit gegenseitigem Vertrauen, denn 
ohne ein solches Vertrauensverhältnis können Lan-
desregierung und Landessportbund ohnehin nicht 
erfolgreich zusammenarbeiten. Wenn wir im Falle ei-
ner deutschen Bewerbung um die Olympischen und 
Paralympischen Spiele 2032 mit Rhein und Ruhr ins 
Rennen gehen sollten, werden wir uns ohnehin weit 
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vor 2023 mit dem Landessportbund zusammenset-
zen, da im Jahr 2023 aller Voraussicht nach bereits 
die deutsche Bewerberstadt gekürt wird. 

Um bei der nationalen Vorauswahl erfolgreich beste-
hen zu können, werden wir ein überzeugendes Ge-
samtkonzept vorlegen müssen, in das der Lan-
dessportbund in zentraler Stelle einzubinden ist. Ihr 
Vorschlag zu einer sechsjährigen Laufzeit ist dem-
nach nicht nur aus formaler Perspektive schwierig, 
sondern im Hinblick auf die voraussichtlichen zeitli-
chen Abläufe einer fundierten Bewerbung Nordrhein-
Westfalens um Olympische und Paralympische 
Spiele kontraproduktiv. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Da keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vorliegen, schließe ich an dieser Stelle die Aus-
sprache zu Tagesordnungspunkt 7.  

Wir kommen zur Abstimmung, erstens über den An-
trag der SPD-Fraktion Drucksache 17/1123. Die an-
tragstellende Fraktion hat die direkte Abstimmung 
beantragt.  

Wer also dem Inhalt des Antrages zustimmen 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Das sind die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, 
die AfD-Fraktion und der fraktionslose Abgeordnete 
Neppe. Wer stimmt dagegen? – Die CDU- und die 
FDP-Fraktion. Wer enthält sich? – Niemand. Mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis ist der Antrag 
Drucksache 17/1123 der SPD-Fraktion abgelehnt. 

Wir kommen zur zweiten Abstimmung, und zwar 
über den Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen Drucksache 17/1212. Wer möchte 
diesem Entschließungsantrag zustimmen? – Das 
sind die grüne Fraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – CDU, FDP, die AfD-Fraktion und 
der fraktionslose Abgeordnete Neppe. Möchte sich 
jemand enthalten? – Das ist nicht der Fall. Dann ist 
auch der Entschließungsantrag Drucksache 
17/1212 der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis abge-
lehnt. 

Ich schließe Tagesordnungspunkt 7 und rufe auf: 

8 Öffentliche Forschung muss dem Frieden die-
nen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/1105 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat der 
Kollege Bolte-Richter jetzt das Wort. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Forschung 
findet nicht im luftleeren Raum statt. Sie ist gesell-
schaftlich relevant. Sie wirkt in die Gesellschaft hin-
ein, und das ist sehr gut so. Denn spätestens seit den 
1960er-Jahren sind die Hochschulen und For-
schungseinrichtungen ein zentraler Ort der Debatten, 
die für unsere Gesellschaft und in unserer Gesell-
schaft geführt werden. Und weil das so ist, muss sich 
Forschung immer fragen lassen, welche Folgen sie 
hat – für unsere Gesellschaft, aber auch für die Welt-
gesellschaft. 

Wir leben in einer Zeit, die von tiefgreifenden Konflik-
ten geprägt ist – nicht nur Staaten, die sich mit Waf-
fenarsenalen gegenüberstehen und wo wir die Sorge 
haben müssen, dass ein Tweet von Donald Trump 
diese Arsenale in Marsch versetzen könnte, sondern 
auch innerstaatliche Konflikte, zum Teil mit größter 
Grausamkeit geführt, prägen die globale Landkarte. 

In einer solchen Zeit tragen wir Verantwortung. Wir 
sollen – und das ist nicht zuletzt unsere Verpflich-
tungsformel als Abgeordnete in diesem Landtag – 
dem Frieden dienen. Das bedeutet auch, dass wir – 
und zwar durchaus in einem gebotenen Maß – den 
Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen 
politische Ziele und gesellschaftliche Erwartungen 
mit auf den Weg geben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der im Hoch-
schulzukunftsgesetz verankerten Zivilklausel sind wir 
genau diesen Weg gegangen. CDU und FDP konn-
ten sich in ihrer Oppositionszeit nie so richtig ent-
scheiden, ob diese Klausel nun eher rot-grünes Hip-
pie-Gedöns oder die bürokratische Zombie-Apoka-
lypse ist. Sie haben immer beides gleichzeitig be-
hauptet, aber beides ist falsch. Die Zivilklausel ist 
kein Gedöns, und sie ist erst recht keine – Zitat – „bü-
rokratische und zentralistische Vorgabe“, wie es die 
Ministerin gesagt hat. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie ist ein konkreter politischer und gesellschaftlicher 
Auftrag an die Hochschulen, sorgt für Frieden und für 
friedliche Konfliktbewältigung, sorgt für globale De-
mokratie und wirkt an globaler Nachhaltigkeit mit. 
Das ist unsere Erwartung an Forschung, die an öf-
fentlichen Einrichtungen stattfindet, 

(Zuruf von der AfD) 

die von Steuergeldern finanziert wird, denn daraus 
erwächst Verantwortung, meine Damen und Herren. 
Die Zombies werden nun von CDU und FDP wieder 
aus den Gräbern geholt:  

(Ralf Witzel [FDP]: Oooh!) 

Studiengebühren, Anwesenheitslisten, Demokratie-
abbau, all diese Untoten, die Sie mit dem Hochschul-
gesetz wieder zum Leben erwecken wollen. Das sind 
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die Debatten von vor zehn Jahren, aber das sind 
nicht die Debatten, mit denen Sie die Zukunft unse-
res Wissenschaftsstandorts gestalten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn man sich die Debatte anschaut, dann passt die 
Zivilklausel da ganz genau hinein. 

(Zurufe von der CDU) 

Sie ist kein bürokratisches Instrument, sie ist eine 
Richtschnur, die selbstverständlich die Autonomie 
der Hochschulen nicht nur achtet, sondern auch 
stärkt. 

(Zuruf von der CDU) 

Die Zivilklausel ist ein weiterer Beleg dafür, dass Sie 
von CDU und FDP rein ideologiegetriebene Politik 
betreiben, für die Sie keine Rückendeckung an den 
Hochschulen haben. 

(Widerspruch von der CDU und der FDP) 

Ein Beispiel – und das liegt nicht allzu lange zurück, 
das haben wir auch im Ausschuss diskutiert – ist die 
RWTH Aachen. Sofort als bekannt wurde, dass die 
Machbarkeitsstudie für ein Werk für Spezialfahr-
zeuge – wie es ursprünglich hieß – in der Türkei in 
Wahrheit die Planung einer Panzerfabrik war, ist die 
Hochschule aus dem Projekt ausgestiegen. Ich habe 
größte Hochachtung vor dieser Entscheidung, und 
ich habe auch Hochachtung vor der Begründung, die 
lautet – Zitat „Westdeutsche Zeitung“ von heute –: 
„Die RWTH bekennt sich klar zu ihrer friedlichen Aus-
richtung.“ – Chapeau! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, Sie 
haben in diesem Haus eine parlamentarische Mehr-
heit. Sie haben auch eine gesellschaftliche Mehrheit 
und auch unsere Unterstützung, wenn es um die 
Wahrung der Hochschulautonomie und der freien 
Wissenschaft geht. Das ist gerade in einer Zeit von 
Fake News, Wissenschaftsfeindlichkeit, Klimaleug-
nung und ähnlichen Phänomenen für uns Ehrensa-
che.  

Aber Sie haben keine gesellschaftliche Mehrheit, 
wenn Sie Forschungsfreiheit daran bemessen, dass 
öffentliches Geld für die Erforschung von Waffen für 
autoritäre Regime ausgegeben wird. Mein Appell lau-
tet deshalb: Verlassen Sie diesen Irrweg, sorgen Sie 
dafür, dass Forschung dem Frieden dient. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Bolte-Richter, es gab den Wunsch nach einer Zwi-
schenfrage. Wollen Sie die noch … 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE: Nein. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Dann danke für 
Ihren Redebeitrag. – Der nächste Redner ist für die 
CDU-Fraktion Herr Kollege Dr. Berger. 

Dr. Stefan Berger (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wie nicht anders zu erwarten 
und bereits im Wissenschaftsausschuss angekün-
digt, greift die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in 
dem vorliegenden Antrag das Thema „Zivilklausel“ 
auf. Im Hochschulzukunftsgesetz wurde mit § 3 Ab-
satz 6 eine Formulierung gefunden, die den Univer-
sitäten nahelegt, ihre Grundordnungen hinsichtlich 
einer Zivilklausel zu verändern. 

Das haben wir schon damals kritisch gesehen, da 
den Hochschulen durch dieses Gesetz ein impliziter 
Zwang auferlegt wurde, Zivilklauseln einzuführen; 
denn ansonsten drohten Rahmenvorgaben oder die 
Möglichkeit, jeder Hochschule individuell einen eige-
nen Hochschulentwicklungsplan vorzuschreiben. 
Dieses Vorgehen an sich konnte und kann man nur 
als Hochschulbevormundung bezeichnen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Zivilklausel an sich ist ein hochproblematischer 
Vorgang. Zunächst soll der Eindruck erweckt wer-
den, dass man ein vermeintlich positives Ziel, näm-
lich den Frieden, fördern will. Das Implementieren ei-
ner Zivilklausel verändert aber den Ablauf einer 
Hochschule komplett: Eine Hochschule muss sich 
bei der Finanzmittelverteilung, der Ressourcenset-
zung, den Berufungen, den Drittmitteln oder bei stra-
tegischen Forschungsallianzen immer wieder an ei-
ner Zivilklausel orientieren. 

Grundsätzlich gilt: Friedlichkeit und Frieden sind ein 
hochrangiges verfassungsrechtliches Element. Un-
ser Grundgesetz erlaubt aber auch ausdrücklich den 
Einsatz militärischer Mittel zur Landesverteidigung. 
Von daher ist die bisherige Regelung im Hochschul-
zukunftsgesetz nicht nur unklar, sie ist verwirrend 
und überflüssig. 

Darüber hinaus wirkt eine Zivilklausel auch degene-
rierend. Sie verhindert Innovation, sie erschwert Auf-
tragsforschung – auch für die Bundeswehr –, sie be-
grenzt Fachdisziplinen mit potenziellen militärischen 
Anwendungen wie Laserforschung, IuK-Technik und 
Nanotechnologie. Erfindungen wie das Internet, das 
aus dem Arpanet des US-Verteidigungsministeriums 
entstanden ist, wären damit ausgeschlossen oder 
würden zumindest behindert. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Nur durch eine unabhängige Forschung und Wissen-
schaft ist es möglich, eine wahrheitsgeleitete Wis-
senschaft zu betreiben.  
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Die Zivilklausel stellt einen schweren Eingriff in die 
vom Grundgesetz garantierte Wissenschaftsfreiheit 
dar. Es besteht die Gefahr, dass insbesondere von 
politischen Gruppierungen der Friedensbegriff be-
nutzt wird, um den Betrieb an den Hochschulen für 
eigene Zwecke zu instrumentalisieren oder zu steu-
ern. Zivilklauseln können herangezogen werden, um 
Forschungsvorhaben politisch zu diskreditieren. 

Zusammenfassend gilt also: Die Zivilklausel in Nord-
rhein-Westfalen ist schon mit Zwang eingeführt wor-
den.  

(Karl Schultheis [SPD]: Gesetze sind kein 
Zwang!) 

Sie ist unklar, sie ist überflüssig, sie lähmt und hemmt 
die Forschung und sie kann politisch instrumentali-
siert werden. 

Im Sinne der Freiheit werden wir es den Hochschu-
len freistellen, selbstständig zu entscheiden, wie mit 
diesem Thema umgegangen werden soll. Wir been-
den die politische Bevormundung der Hochschu-
len. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Dr. Berger. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Kollege Bell. 

Dietmar Bell (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Die neue Landes-
regierung und die sie tragenden Fraktionen diskredi-
tieren die sogenannte Zivilklausel als Element zent-
raler Steuerung und unnötigen bürokratischen Auf-
wands. 

(Daniel Sieveke [CDU]: Richtig!) 

Sie hat angekündigt, dass sie das bestehende Hoch-
schulgesetz überarbeiten will und die Pflicht zur Auf-
nahme von Zivilklauseln in die Grundordnung der 
Hochschulen abschaffen wird. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Exakt!) 

Die jetzt von der Regierungskoalition losgetretene 
Debatte wirkt dabei seltsam aus der Zeit gefallen. In 
einem internationalen Umfeld, das durch den Verlust 
von demokratischen Mindeststandards und die Zu-
nahme militärischer Konflikte geprägt ist, ist es ge-
rade die Aufgabe von Hochschulen, sich der eigenen 
Verfasstheit zu vergewissern. Nichts anderes, als 
dies einzufordern, haben wir 2014 durch die Neufor-
mulierung des § 3 Absatz 6 im Hochschulzukunfts-
gesetz getan. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

– Ja, Sie sind der Kenner der Hochschulpolitik, Herr 
Sieveke, das nehme ich gerade zur Kenntnis.  

(Daniel Sieveke [CDU]: Was ist das denn für 
eine Arroganz?) 

Deshalb ist es zur Versachlichung der Debatte si-
cherlich notwendig, für Sie den Wortlaut der Vor-
schrift noch einmal darzustellen. § 3 Absatz 6 lautet: 

„Die Hochschulen entwickeln ihren Beitrag zu ei-
ner nachhaltigen, friedlichen und demokratischen 
Welt. Sie sind friedlichen Zielen verpflichtet und 
kommen ihrer besonderen Verantwortung für 
eine nachhaltige Entwicklung nach innen und au-
ßen nach. Das Nähere zur Umsetzung dieses 
Auftrags regelt die Grundordnung.“ 

Die abschließende Formulierung mit Aufnahme des 
Bezugs zur Demokratie ist auf Vorschlag des Wis-
senschaftsausschusses durch das Parlament vorge-
nommen worden. Wie kommen Sie eigentlich auf die 
absurde Idee, dies als bürokratische Fessel zu be-
zeichnen? Wer diese Formulierung nicht mittragen 
kann, sollte sich nicht hinter der Freiheit der Hoch-
schulen verstecken, sondern sagen, was er inhaltlich 
wirklich will. 

Sie sind darlegungspflichtig hinsichtlich der Frage, in-
wieweit die Hochschulfreiheit durch diese Regelung 
im Hochschulgesetz beschränkt worden ist. Uns ist 
bis zum heutigen Zeitpunkt aus den Hochschulen 
kein einziger Fall vorgetragen worden, bei dem diese 
Formulierung die Wissenschaftsfreiheit einge-
schränkt hätte. Ich bin der Auffassung, dass Sie, 
wenn Sie diese Debatte sachgerecht führen wollen, 
Beispiele bringen müssen, bei denen diese Formu-
lierung letztlich jenseits der Verfasstheit der Hoch-
schulen reale Einschränkungen mit sich gebracht 
hat. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von der AfD) 

Vielmehr hat die neue gesetzliche Regelung, die wir 
damals in Kraft gesetzt haben, viele Konflikte an den 
Hochschulen deeskaliert. Wir hatten nämlich im Vor-
feld dieser gesetzlichen Normierung sehr häufig in-
haltliche Auseinandersetzungen in den entsprechen-
den Gremien der Hochschulen über die Frage, wel-
che Inhalte an der eigenen Hochschule bearbeitet 
werden sollen und welche nicht. 

Es hat Klarheit gegeben und keine Entmündigung, 
wie hier formuliert wurde. 

Die aktuelle Debatte, die durch Ihr Vorhaben initiiert 
wird, tut auch den Hochschulen nicht gut, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Lassen Sie doch die 
Hochschulen entscheiden!) 

Deswegen nenne ich nur die Überschrift aus der 
„Westdeutschen Zeitung“ von heute: „Die Zivilklausel 
steht vor dem Aus. NRW-Ministerin Pfeiffer-Poens-
gen will den Hochschulen in NRW militärische For-
schung wieder erlauben“.  
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(Lachen von Ministerin Isabel Pfeiffer-Poens-
gen)  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, genau das 
wollen die Hochschulen nicht. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Woher wissen Sie das 
denn?) 

Sie wollen auch eine solche Debatte überhaupt nicht, 
die sie hier lostreten,  

(Zuruf von der CDU: Mit welcher Arroganz Sie 
hier auftreten!) 

weil sie von Ihnen mit einem Label versehen werden, 
das sie selbst überhaupt nicht wünschen.  

Ich will deshalb auch gern aus dem Kommentar von 
Frau Dowe in der heutigen „WZ“ mit Erlaubnis der 
Präsidentin zitieren:  

„Wer die Abschaffung der Zivilklausel auf landes-
politischer Ebene jedoch gleichgültig abnickt, 
macht es sich dennoch zu einfach: Denn abseits 
der praktischen Konsequenzen hat die Politik 
eine Verantwortung, sich an dem in der Verfas-
sung formulierten, friedlichen Leitbild in der For-
schung zu orientieren und sich einschränkungs-
los zu unseren humanistischen Werten zu beken-
nen.“  

(Daniel Sieveke [CDU]: Lesen Sie mal den An-
fang davon vor!) 

„Die Zivilklausel hat dafür ein starkes Signal weit 
über den Campus hinaus gesandt, das die Politik 
nicht leichtfertig einem vermeintlichen Bürokratie-
abbau opfern sollte. Wenn an den Hochschulen 
ohnehin kein Interesse an militärischer Forschung 
besteht, können sie auch gut ohne die theoreti-
sche Möglichkeit dazu leben.“ 

Ich habe schon in der Debatte zur kleinen Regie-
rungserklärung zum Ausdruck gebracht, dass ich mir 
große Sorgen mache, wenn die Herausforderungen 
an den Wissenschaftsstandort Nordrhein-Westfalen 
auf Punkte wie die Zivilklausel oder die Rahmenvor-
gaben beschränkt werden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit.  

Dietmar Bell (SPD): Das tut diesem Land nicht gut. 

Liebe Mitglieder der Regierungskoalition, entfesseln 
Sie sich selbst und weiten Sie den Blick auf die we-
sentlichen Zukunftsfragen des Wissenschaftssys-
tems.  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Bell!  

Dietmar Bell (SPD): Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN)  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke schön, 
Herr Kollege Bell. – Das war eine schwierige Situa-
tion, weil der Kollege schon die Redezeit überschrit-
ten hatte. Es hätte noch den Wunsch nach einer Zwi-
schenfrage gegeben.  

(Daniel Sieveke [CDU] winkt ab.) 

– Danke, Herr Kollege Sieveke, für Ihr Verständnis. – 
Für die FDP-Fraktion spricht Frau Kollegin Freimuth.  

Angela Freimuth (FDP): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Um es vorwegzuneh-
men – weil die antragstellende Fraktion direkte Ab-
stimmung beantragt hat, was ich für das Thema nicht 
angemessen finde –: Wir werden den vorliegenden 
Antrag ablehnen. Weder teilt die FDP-Fraktion die im 
Antrag enthaltenen Unterstellungen bzw. die darin 
enthaltene Polemik, noch halten wir den Antrag für 
sachdienlich, um Wissenschaftlern und Forschern 
auch in ihren Diskussionen und Abwägungen tat-
sächlich eine Unterstützung zu bieten.  

Forschungsfreiheit heißt nicht Verantwortungslosig-
keit; wir haben das an verschiedenen Stellen disku-
tiert.  

Es geht auch gar nicht so sehr um die Frage, ob For-
schung friedlichen Zwecken dienen soll; das ist ganz 
klar geregelt. Wir haben zwar im Artikel 5 unseres 
Grundgesetzes klar die Freiheit von Forschung und 
Wissenschaft verankert, aber das Bundesverfas-
sungsgericht hat mehr als deutlich auch klargestellt, 
dass diese Forschungsfreiheit nicht völlig schranken-
los ist, sondern ebenfalls verfassungsimmanenten 
Schranken unterliegt.  

(Dietmar Bell [SPD]: Genau!) 

Da sind unter anderem anzuführen: das Friedensge-
bot der Präambel unseres Grundgesetzes oder auch 
Artikel 26, der im Übrigen auch für die private For-
schung gilt.  

Gleichzeitig gibt es in unserem Grundgesetz auch 
andere Regelungen. Zum Beispiel ist in Artikel 87  

(Zuruf von der SPD: Artikel 87!) 

der militärische Verteidigungsauftrag verankert. Wei-
tere Regelungen finden sich im Völkerrecht. 
„Responsibility to protect“, das von den Vereinten 
Nationen anerkannt ist, sieht vor, zum Schutz vor 
Völkerrechtsverletzungen militärisch zu intervenie-
ren. Deswegen sollten wir hier keine Stellvertreterde-
batte zu diesen Fragestellungen auf dem Rücken 
von Forschung und Wissenschaft führen. 
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Meine Damen und Herren, Hochschulen sind auch 
Orte der Grundlagenforschung. Wir haben uns in den 
vergangenen Jahren verschiedentlich darüber aus-
getauscht, ob es gerade bei der Grundlagenfor-
schung möglich sei, eine Generalzweckbindung in 
„gute“ und „schlechte“ Zwecke von Forschung vorzu-
nehmen. Ich möchte ganz klar für uns und für mich 
sagen: Ich will, dass die Forscherinnen und For-
schern keine Schere im Kopf haben und freies Den-
ken einstellen.  

(Beifall von Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Ich will vielmehr, dass sie weiterdenken und dass sie 
Freiheit haben, Ideen und Innovationen mit Blick auf 
Produkte, Verfahren und Methoden zu entwickeln. 
Sie sollten sich nicht in vorauseilendem Gehorsam 
irgendwelche Denkverbote auferlegen.  

Das entlässt sie nicht aus der Verantwortung, auch 
stets die verfassungsimmanenten Schranken ihrer 
eigenen Forschungsfreiheit zu überprüfen und ethi-
sche Fragen zu beantworten, die die Anwendung 
und Nutzung von bestimmten Ergebnissen betreffen. 
Es gibt im Übrigen durchaus Ansatzpunkte dafür – 
wir haben viele Debatten im gesellschaftlichen Dis-
kurs leider noch nicht geführt –, bestimmte Dinge in 
geeigneter Weise transparent darzustellen. Denn wir 
alle wissen: Es gibt einige Forschungsergebnisse, 
die wir lieber nicht vollständig transparent haben wol-
len, weil wir eben auch dem Frieden dienen wollen.  

Ein Aspekt kommt bei diesem Antrag komplett zu 
kurz: Hier wird völlig die Dual-Use-Problematik aus-
geblendet. Im Antrag wird nicht dem Problem Rech-
nung getragen, dass die Unterscheidung zwischen 
militärisch-kriegerischer und ziviler Nutzung oftmals 
schwierig ist. So ist zum Beispiel die Friedens- und 
Konfliktforschung per se dazu angetan, militärischen 
oder interventionistischen Fragestellungen zu die-
nen.  

Im Bereich der Medizin sind es solche Dinge wie die 
Entwicklung von Impfstoffen oder auch die Trauma-
forschung, die in Teilen aus Forschung für militäri-
sche Zwecke entwickelt wurden, aus denen die Zivil-
gesellschaft jedoch einen sehr großen Nutzen zieht 
und die Millionen von Menschen gerettet haben. Das 
gilt insbesondere für die Impfstoffe. 

Ein weiterer Bereich – lieber Matthi Bolte-Richter, da 
fällt es mir immer besonders stark auf – ist das ge-
samte Feld der Digitalisierung: die Erfindung des In-
ternets, GPS, satellitengestützte Kommunikation, 
Fragen im Zusammenhang mit Cybersecurity sowie 
autonome Mobilität. All das gäbe es möglicherweise 
noch nicht. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Angela Freimuth (FDP): Überall dort besteht doch 
diese Problematik, der Sie in keiner Weise Rechnung 
tragen. 

Ich würde mir sehr wünschen – und das können wir 
gerne auch in geeigneter Weise im Wissenschafts-
ausschuss tun, im Zweifel bei der Hochschulgesetz-
novelle; das sei meine letzte Bemerkung, Frau Prä-
sidentin –, dass wir die Gelegenheit nutzen, uns dar-
über noch in der Sache auszutauschen. Der vorlie-
gende Antrag ist jedenfalls ungeeignet. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Freimuth. – Für die AfD spricht Herr 
Kollege Seifen. 

Helmut Seifen (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der hier vor-
liegende Antrag belegt einmal mehr die gesinnungs-
ethische Haltung der Grünen bei ihren politischen 
Zielsetzungen. 

Sie sprechen in Ihrem Antrag von Forschungszielen 
und Forschungsergebnissen, die gesellschaftlich 
nicht erwünscht sind. Können Sie mir einmal sagen, 
wer dieses gesellschaftlich Gewünschte identifiziert? 
Sind Sie da vielleicht in der Gedankenwelt von Men-
schen, die glauben, ihre eigenen Vorstellungen von 
der Welt wären so rein und edel, dass sie für alle an-
deren gelten sollen? 

(Beifall von der AfD – Zuruf von der AfD: So ist 
es!) 

Sind wir da vielleicht bei Rousseaus „Volonté 
générale“ und damit natürlich wieder bei den Jakobi-
nern und ihren ideologischen Nachfolgern, die glaub-
ten, den allgemeinen Volkswillen zu kennen und ihn 
mit den unterschiedlichsten Gewaltmitteln durchset-
zen zu dürfen? 

(Karl Schultheis [SPD]: Das sind Sie doch!) 

Wie ist das zu verstehen, wenn Sie im ersten Absatz 
davon sprechen, dass aufgrund – ich zitiere aus Ih-
rem Antrag – „von Initiativen aus der Friedensbewe-
gung und von anderen zivilgesellschaftlichen Grup-
pen“ – Zitat Ende und jetzt frei gesprochen – immer 
mehr Hochschulen eine Zivilklausel in ihre Grundord-
nung aufgenommen hätten? Was berechtigt diese 
gesellschaftlichen Gruppen dazu, eine solche Initia-
tive in die Hochschulen hineinzutragen, welche die 
Freiheit der Forschung maßgeblich einschränkt und 
behindert? Woher nehmen diese Gruppen ihre Legi-
timation, und welcher Art sind diese Initiativen? Ha-
ben sie den gleichen Gewaltcharakter wie die Aktio-
nen, mit denen heutzutage immer wieder Vorträge 
missliebiger Professoren an den Universitäten ver-
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hindert werden? Und sind die jeweiligen Universitä-
ten durch ähnliche oder subtilere Gewaltaktionen zur 
Zivilklausel gezwungen worden? 

Das sind Fragen über Fragen, die sich aus der For-
mulierung Ihres Antrags ergeben; denn hinter Ihren 
apodiktischen Formulierungen verbirgt sich meiner 
Ansicht nach doch eine besserwisserische Attitüde, 
mit der Sie anderen vorschreiben wollen, Ihren Vor-
stellungen bedingungslos zu folgen. 

(Beifall von der AfD – Zuruf von der SPD) 

Genau hier leisten wir von der AfD Widerstand. Wir 
werden die Freiheit gegen Ihre Gängeleien verteidi-
gen. 

(Karl Schultheis [SPD]: Bitte nicht!) 

Im Übrigen widerspricht Ihr Antrag auch den augen-
blicklichen und grundsätzlichen Erfordernissen. 

Sie sagen doch selbst, dass die Welt von internatio-
nalen Krisen und bewaffneten Konflikten geprägt ist. 
Gut, dass Sie das bemerkt haben. Und vor diesem 
Hintergrund halten Sie es für verantwortungsvoll, 
sich als Gesellschaft aus der militärischen Forschung 
zurückzuziehen? Dann sollten Sie bitte bedenken, 
dass die Debatte um ein Verbot der Militärforschung 
auch verteidigungsmilitärische Forschung aus-
schließt. Ich hielte es für verantwortungslos, die Men-
schen des Landes, für dessen Wohl zu sorgen wir als 
Abgeordnete die Verpflichtung übernommen haben, 
schutzlos potenziellen Aggressoren auszuliefern, 

(Beifall von der AfD) 

Aggressoren, die sich einen Dreck um unsere Frie-
densliebe kümmern und alles daransetzen, militäri-
sche Überlegenheit zu generieren. 

(Karl Schultheis [SPD]: Setzen Sie sich bitte 
hin!) 

Verantwortungsvolle Politik wird alles tun, um die 
Wehrhaftigkeit des eigenen Staates aufrechtzuerhal-
ten, und dazu gehören auch Forschungen im militä-
rischen Nutzbereich. 

Zum anderen lassen sich Forschungsprojekte nicht 
immer genau dem zivilen oder militärischen Bereich 
zuordnen, denn die Entwicklung von Waffen be-
schränkt sich nicht auf ihre gezielte Forschung. Waf-
fen können auch das Ergebnis einer Forschung sein, 
welches am Anfang noch nicht absehbar war. Das 
betrifft weniger die anwendungsorientierte For-
schung, aber durchaus die Grundlagenforschung. 

Des Weiteren sind nicht die Forschung und ihre Er-
gebnisse die Quelle des Übels, sondern die jeweilige 
Gesinnung, mit der man das Erforschte einsetzt. 
Wissen ist zunächst einmal gesinnungsfrei, es ist 
nicht per se gut oder schlecht, und Waffen sind es 
auch nicht. Der Einsatz von Waffen kann dem Schutz 
dienen oder der Verfolgung böser Absichten. Ja, 

man kann bekanntlich sogar ein Auto bewusst ein-
setzen, um zu töten. Ich hoffe nicht, dass die Grünen 
irgendwann einmal einen Antrag stellen, die For-
schungen im Bereich der Automobilbranche einzu-
stellen. 

(Beifall von der AfD) 

Die Zivilklausel beschränkt also die Forschungsfrei-
heit, gefährdet den technologischen Wissensstand 
unseres Landes im Militärsektor, macht uns in Ver-
teidigungsfragen abhängig von anderen Ländern 
und führt zu einem Spitzelsystem und damit zu ei-
nem Kotrollwahn, der unserem Ideal der For-
schungsfreiheit diametral entgegenläuft. 

Wir lehnen den Antrag ab, möchten ihn aber gerne 
im Ausschuss diskutieren. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kol-
lege Seifen. – Für die Landesregierung hat jetzt Frau 
Ministerin Pfeiffer-Poensgen das Wort. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Die im Antrag gewählte Formu-
lierung erscheint schon allein aus verfassungsrecht-
lichen Erwägungen bedenklich. Schließlich kann 
man die konkrete Beschlussempfehlung durchaus 
als eine Begrenzung der Wissenschaftsfreiheit wer-
ten. 

Der Verzicht auf jede staatliche Einwirkung auf den 
Prozess der Gewinnung und Vermittlung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse ist im Grundgesetz in Arti-
kel 5 Absatz 3 geregelt. Dabei gelten natürlich die 
Schranken, die Frau Abgeordnete Freimuth hier 
schon sehr gut dargelegt hat. 

Das, was die Verfassungsgerichtsrechtsprechung 
angeht, möchte ich gar nicht wiederholen. 

Ganz unabhängig von den verfassungsrechtlichen 
Überlegungen bin ich mit Blick auf den Antrag und 
die im Hochschulgesetz formulierte sogenannte Zivil-
klausel davon überzeugt, dass die Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen keine regulatorischen Vorga-
ben mit Blick auf die Zielsetzung von Frieden und De-
mokratie benötigen. Diese Ziele sind tief im gesell-
schaftlichen Bewusstsein verankert. 

Sie haben es sehr zutreffend dargestellt, Herr Bolte-
Richter: Seit den 60er-Jahren ist das ein wesentlicher 
Bestandteil vieler Debatten, die genau dieses Be-
wusstsein sehr stark geformt haben, das nicht nur in 
der Gesellschaft im Allgemeinen, sondern auch in 
den Wissenschaftsinstitutionen und selbstverständ-
lich auch bei den dort tätigen Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern vorhanden ist.  
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Deshalb muss es dort beraten werden, wo es hin-
gehört: in den Gremien der Hochschulen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Deren Mitglieder verfügen über den notwendigen 
Sachverstand und auch das Verantwortungsbe-
wusstsein, um ohne staatliche Vorgaben selbst 
über solche Fragen zu entscheiden, deren Beant-
wortung eben nicht so schwarz-weiß möglich ist, 
wie es hier vorhin manchmal dargestellt wurde. 

Das entspricht im Übrigen auch unseren Bemü-
hungen um eine Stärkung der Hochschulautono-
mie. Nach den verschiedenen Redebeiträgen 
muss ich einfach einmal feststellen: Wir haben of-
fensichtlich sehr unterschiedliche Bilder von ver-
antwortlichen Hochschullehrern und Hochschulfor-
schern. Darüber können wir sicher weiterdiskutie-
ren, wenn wir über die Novelle insgesamt und mit 
mehr Ruhe, als es hier möglich ist, sprechen. Ich 
glaube, dann müssen wir auch über die unter-
schiedlichen Bilder, die wir von den Hochschulen 
haben, ein bisschen ausführlicher reden. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Minis-
terin. – Mir liegt keine weitere Wortmeldung vor. 
Daher schließe ich die Aussprache, und wir kom-
men zur Abstimmung. 

Die antragstellende Fraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen hat direkte Abstimmung beantragt. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrags Drucksache 17/1105.  

Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die Grünen 
und die SPD. Wer ist dagegen? – Das sind die 
CDU, die FDP, die AfD. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist der Antrag Druck-
sache 17/1105 abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, alle fünf im Landtag 
vertretenen Fraktionen haben sich zwischenzeit-
lich darauf verständigt, den bisher als Tagesord-
nungspunkt 12 vorgesehenen Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen „Nächtliche Abschiebun-
gen und Rücküberstellungen von Familien mit Kin-
dern verhindern“, Drucksache 17/797, als Tages-
ordnungspunkt 9 neu zu behandeln.  

Ich sehe, hiergegen gibt es keinen Widerspruch. 
Dann verfahren wir so. Die nachfolgenden Tages-
ordnungspunkte verschieben sich entsprechend. 

Ich rufe daher auf: 

9 Nächtliche Abschiebungen und Rücküber-
stellungen von Familien mit Kindern verhin-
dern 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/797 

Beschlussempfehlung 
und Bericht 
des Integrationsausschusses 
Drucksache 17/1129 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, die Reden 
zu Protokoll zu geben.  zu Protokoll zu geben (An-
lage 1). 

Wir kommen damit direkt zur Abstimmung. Der Integ-
rationsausschuss empfiehlt in Drucksache 17/1129, 
den Antrag Drucksache 17/797 abzulehnen. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 17/797 selbst und nicht über die Be-
schlussempfehlung. Wer dem Antrag zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist 
dagegen? – Die CDU, die FDP, die AfD. Gibt es Ent-
haltungen? – Damit ist der Antrag Drucksache 
17/797 abgelehnt. 

Ich rufe dann auf: 

10 Fragestunde 

Mündliche Anfragen 
Drucksache 17/1133 

Ich rufe nun die 

Mündliche Anfrage 4 

der Frau Abgeordneten Elisabeth Müller-Witt der 
Fraktion der SPD auf. 

Hat die Staatskanzlei die Ernennung der Minis-
terinnen und Minister auf Vereinbarkeit mit Ar-
tikel 64 der Landesverfassung geprüft? 

Der Chef der Staatskanzlei hat in der Sitzung des 
Hauptausschusses am Donnerstag, dem 4. Okto-
ber 2017, zum Tagesordnungspunkt „Ergebnisse 
der Ministerehrenkommission“ auf die Frage, ob 
es eine verfassungsgemäße Prüfung der Staats-
kanzlei vor der Ernennung von Ministerinnen und 
Minister gäbe, ausweichend geantwortet.  

Vor dem Hintergrund, dass innerhalb von nur 100 
Tagen nicht nur Landesminister Holthoff-Pförtner, 
Landesministerin Schulze Föcking und auch Lan-
desminister Biesenbach sowie Landesminister 
Reul Zweifel an der Vereinbarkeit ihres Regie-
rungsamts mit anderen Funktionen beziehungs-
weise bezüglich ihrer Eigentumsanteile und der 
daraus entstehenden Interessenskonflikte auf-
kommen lassen, ist die Ministerehrenkommission 
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bereits mit Prüfungen befasst. Deren Aufgabe ist 
es aber nicht, die Vereinbarkeit des Ministeramtes 
mit Artikel 64 der Landesverfassung zu prüfen. 

Ich bitte den Ministerpräsidenten daher um Beant-
wortung nachfolgender Fragen: 

Haben Sie anlässlich der Ernennung des Kabi-
netts unabhängig von der Prüfung der Ministereh-
renkommission eine eigene Prüfung veranlasst 
sowie die möglichen (verfassungs)rechtlichen Un-
vereinbarkeiten für die Übernahme eines Minister-
amtes untersucht und wie lauten die dazugehöri-
gen Ergebnisse?  

Besteht nach Artikel 64 der Landesverfassung 
eine Inkompatibilität mit dem Ministeramt bei den 
oben angesprochenen Personen? 

Die Landesregierung hat angekündigt, dass Herr Mi-
nister Lienenkämper antworten wird. Ich erteile Ihnen 
nun das Wort. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Herr 
Präsident! Liebe Kollegin Müller-Witt! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Frau Abgeordnete Müller-Witt bit-
tet mit der Mündlichen Anfrage um Auskunft, ob an-
lässlich der Ernennung des Kabinetts eine eigene 
Prüfung veranlasst wurde, die eine mögliche verfas-
sungsrechtliche Unvereinbarkeit für die Übernahme 
eines Ministeramtes betrifft.  

Ferner fragt sie nach den Ergebnissen der Prüfung 
sowie danach, ob eine Unvereinbarkeit mit dem Mi-
nisteramt im Sinne des Artikels 64 Landesverfas-
sung mit Blick auf die von ihr genannten Mitglieder 
der Landesregierung besteht.  

Gerne beantworte ich die Fragen wie folgt: 

Gestatten Sie mir einleitend einige verfassungsrecht-
liche Vorbemerkungen, die für das Verständnis not-
wendig sind. Im Zuge der Ernennung der Mitglieder 
der Landesregierung findet eine verfassungsrechtli-
che Prüfung unter anderem in Bezug auf sogenannte 
Unvereinbarkeiten statt, die der Jurist Inkompatibilität 
nennt. Dabei ist in Bezug auf Artikel 64 unserer Lan-
desverfassung zu unterscheiden: 

Erstens sieht diese Vorschrift echte Unvereinbarkei-
ten vor. Das gilt beispielsweise nach Absatz 4 in Be-
zug auf eine parallele Innehabung des Ministeramtes 
in der Landesregierung einerseits und der Mitglied-
schaft in der Bundesregierung bzw. des Mandats als 
Mitglied des Bundestages andererseits. In dieser 
Konstellation ist die parallele Innehabung der Funkti-
onen unzulässig. In einem solchen Fall kann die Er-
nennung zum Minister nicht erfolgen. Eine solche 
Konstellation lag im Zuge der Regierungsbildung 
nicht vor. 

Zweitens stellt sich die Lage nach Artikel 64 Absatz 2 
unserer Landesverfassung anders dar. Dieser lau-
tet – ich zitiere –: 

„Mit dem Amte eines Mitgliedes der Landesregie-
rung ist die Ausübung eines anderen öffentlichen 
Amtes oder einer anderen Berufstätigkeit in der 
Regel unvereinbar. Die Landesregierung kann 
Mitgliedern der Landesregierung die Beibehal-
tung ihrer Berufstätigkeit gestatten.“ 

Absatz 2 statuiert ein Ausübungsverbot, wobei be-
reits nach dem Wortlaut deutlich wird, dass Ausnah-
men davon möglich sind. Eine Kollision stellt indes 
kein Ernennungsverbot dar.  

Die Prüfung nach Artikel 64 Landesverfassung fand 
vor der Ernennung der Ministerinnen und Minister 
durch die Staatskanzlei statt und führte zu dem Er-
gebnis, dass in jedem Fall eine Ernennung erfolgen 
konnte.  

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Gibt es weitere Nachfragen? – Frau Kollegin 
Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Meine erste Nachfrage: Welche Aufgabe 
hat der Ministerpräsident bei der Auswahl seiner 
Landesministerkandidaten? Was liegt in seiner Ver-
antwortung? Wie muss er bei der Prüfung hinsichtlich 
der Kompatibilität vorgehen? Dazu hätte ich gerne 
genauere Ausführungen. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Der Mi-
nisterpräsident ernennt die Mitglieder der Landesre-
gierung nach den genannten Prüfungen. Der Minis-
terpräsident hat die Aufgabe, zu ernennen, wen er 
ernennen möchte, wenn die Voraussetzungen für die 
Ernennung vorliegen. Das war in allen Fällen der 
Fall.  

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Eine zweite Nachfrage von Frau Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Zweite Nachfrage: 
Fernab der fachlichen Prüfung mussten die Kabi-
nettsmitglieder keiner weiteren Prüfung unterzogen 
werden? Das heißt, mussten die Kabinettsmitglieder 
in keiner Form irgendwie plausibel machen, dass 
verfassungsrechtlich alles einwandfrei ist? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Jetzt 
müssen wir zwei verschiedene Situationen unter-
scheiden. Gefragt war nach der Situation vor Ernen-
nung der Minister. Da findet die Plausibilitätsprüfung 
der Ministerehrenkommission nicht statt, sondern es 
findet eine Inkompatibilitätsprüfung statt, die ich 
Ihnen eben beschrieben habe. Darüber hinaus sind 
auch keine weiteren Prüfungsinhalte abzuprüfen. 
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Nach Ernennung findet dann das bewährte Verfah-
ren der Ministerehrenkommission statt. Auf der Basis 
von umfangreichen Angaben, die jedes Mitglied der 
Landesregierung, das bereits ernannt ist, dieser Eh-
renkommission macht, wird die Prüfung der Ehren-
kommission durchgeführt. 

Es sind zwei unterschiedliche Prüfungsvorgänge. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Ich habe 
eine weitere Wortmeldung, und zwar von Herrn 
Kutschaty.  

Thomas Kutschaty (SPD): Vielen Dank. – Der Stan-
dardkommentar zu unserer Landesverfassung, her-
ausgegeben von einem Mitglied des nordrhein-west-
fälischen Verfassungsgerichtshofes, kommentiert zu 
Artikel 64 unter der Randnummer 16, dass ein Lan-
desminister nicht wirksam ernannt werden kann, 
wenn er zuvor ein Bundestagsmandat nicht wirksam 
niedergelegt hat. 

Die Frage ist jetzt: Inwieweit unterscheidet sich aus 
Sicht der Landesregierung ein Bundestagsmandat 
von einem Europamandat? Wurde dieser Aspekt 
vom Ministerpräsidenten abgewogen und berück-
sichtigt? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Die 
Staatskanzlei hat vor der Ernennung der Minister in 
jedem Fall die Inkompatibilitätsprüfung durchgeführt, 
sowohl bei dem Kollegen, der vorher Mitglied des 
Deutschen Bundestages war, als auch bei dem Kol-
legen, der vorher Mitglied des Europäischen Parla-
mentes war. Diese Mitgliedschaft erlischt übrigens, 
anders als die Mitgliedschaft des Bundestages, auto-
matisch. Beide Prüfungen haben zu dem Ergebnis 
geführt, dass keine Hinderungsgründe für eine Er-
nennung bestanden haben. Daran hat sich der Minis-
terpräsident orientiert.  

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Als Nächs-
tes habe ich eine Wortmeldung von Herrn Mostofiza-
deh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident, 
vielen Dank. – Herr Minister Lienenkämper, ich habe 
am 12. September eine Kleine Anfrage an die Lan-
desregierung gestellt, die am 6. November, also fast 
acht Wochen nach der Anfrage, beantwortet wurde. 
Damit wurde die Frist um fast vier Wochen überzo-
gen; ich habe auch keinerlei Rückmeldung seitens 
der Landesregierung erhalten. 

Vier Tage vor Veröffentlichung der Antwort auf meine 
Anfrage hat Minister Biesenbach sein Kreistagsman-
dat niedergelegt. Muss ich das so verstehen, dass 
Herr Minister Biesenbach auf unseren Druck hin sein 

Mandat niedergelegt hat und die Landesregierung es 
für richtig erachtet hat, das Parlament vier Wochen 
länger als zulässig und acht Wochen länger als not-
wendig warten zu lassen? Aus meiner Sicht hätte 
das schon bei der Amtsübernahme geprüft werden 
müssen.  

Hat er sein Amt niedergelegt, weil er durch die Minis-
terehrenkommission in entsprechender Weise bera-
ten worden ist? Wie würden Sie diesen Vorgang be-
werten? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Kollege 
Mostofizadeh, nein, das müssen Sie nicht so sehen. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Als Nächs-
tes zur letzten Nachfrage Frau Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Ich möchte an die Personalie Biesenbach 
anschließen. Sie haben eben erläutert, welche Prü-
fungsaufgaben die Ministerehrenkommission hat 
und was im Vorfeld nach Artikel 64 der Landesver-
fassung geprüft wird. Könnten Sie uns die Begrün-
dung darstellen, weshalb die Tätigkeit von Herrn Mi-
nister Biesenbach in der Kreistagsfraktion nach Ihrer 
Auslegung kompatibel mit der Landesverfassung 
war?  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin Müller-Witt, zu dieser Frage gibt es mindes-
tens zwei, wahrscheinlich noch mehr Rechtsauffas-
sungen. Die drehen sich im Wesentlichen um die Be-
wertung des Kommunalmandates als öffentliches 
Amt im Sinne von Artikel 64 Absatz 2 Landesverfas-
sung Nordrhein-Westfalen. 

Man kann einerseits die rechtliche Auffassung vertre-
ten, dass mit Blick auf den Schutzzweck der Norm, 
nämlich Interessenkollisionen zu vermeiden, auch 
kommunale Mandate von dieser Vorschrift erfasst 
sind. 

Man kann andererseits die Rechtsauffassung vertre-
ten, dass die begriffliche Trennung zwischen Amt 
und Mandat, die sich auch an anderen Stellen der 
Verfassung findet, gleichfalls für den Anwendungs-
bereich von Artikel 64 Absatz 2 Landesverfassung 
Nordrhein-Westfalen zu beachten ist. 

Insofern gibt es zu dieser komplexen Rechtsfrage 
unterschiedliche Rechtsauffassungen.  

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Als Nächs-
tes habe ich eine Wortmeldung von Herrn Dahm.  

Christian Dahm (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Minister Lienenkämper, Sie haben eben 
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ausgeführt, dass vor Ernennung der Minister eine 
Prüfung stattgefunden hat, die der Herr Ministerprä-
sident vorgenommen hat. Liegen dem Ministerpräsi-
denten insbesondere im Fall von Minister Reul Be-
lege und Dokumente vor, dass sein Europamandat 
im Vorfeld niedergelegt worden ist? Ist das schriftlich 
dokumentiert?  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Das ist 
nicht erforderlich, das Niederlegen des Mandats im 
Europäischen Parlament übrigens auch nicht; dort 
gibt es andere Vorschriften, wie ein solches Mandat 
endet.  

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Eine wei-
tere Wortmeldung von Herrn Kutschaty. 

Thomas Kutschaty (SPD): Herr Lienenkämper, ent-
gegen Ihrer vorherigen Aussage erlischt das Europa-
mandat nicht automatisch mit der Ernennung zum 
Landesminister – es ist falsch, was Sie vorhin gesagt 
haben –, sondern der Präsident des Europäischen 
Parlaments muss erst Kenntnis davon erlangen, 
dass jemand zum Landesminister ernannt worden 
ist. Erst dann tritt die Rechtsfolge in Kraft, dass das 
Europamandat erlischt.  

Warum hat sich die Landesregierung, warum hat sich 
Minister Reul nach seiner Ernennung eine Woche 
lang Zeit gelassen, sodass es erst dann zu der Nie-
derlegung des Europamandats kam? Warum hat er 
das nicht selbst angezeigt? Warum musste das 
durch den Präsidenten des Deutschen Bundestages 
erst eine Woche nach der Ministerernennung ange-
zeigt werden? Also: Warum hat Herr Reul das nicht 
selbst gemacht? Warum kam es dadurch zu dieser 
peinlichen Überzahlung der Abgeordnetendiät für 
den Monat Juli? Das hätte man doch am 30. Juni 
gleich mitteilen können. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Kollege 
Kutschaty, aus Ihrer vergangenen Tätigkeit wissen 
Sie sicher, dass die Beweggründe für das Handeln 
einzelner Kabinettsmitglieder nicht in die Zuständig-
keit der Landesregierung fallen.  

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Präsident André Kuper: Ich habe eine weitere 
Wortmeldung, und zwar die des Herrn Abgeordneten 
Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident, vielen herzlichen 
Dank. – Herr Lienenkämper, Sie haben uns jetzt an 
den Rechtsausführungen und den unterschiedlichen 
Rechtsauffassungen teilhaben lassen. Ich möchte 
noch einmal auf den von Herrn Kollegen Kutschaty 

zitierten Kommentar zur Landesverfassung Bezug 
nehmen; das ist, soweit ich das wahrgenommen 
habe, einer der wesentlichen Kommentare. 

Dort heißt es in der Randziffer 4 zur Frage der Inkom-
patibilität sehr deutlich: wohl aber andere Ämter in 
der mittelbaren Staatsverwaltung oder auf der kom-
munalen Ebene.  

Ich möchte Sie bitten, uns zu sagen, welche Gegen-
argumente Sie bei der Frage, ob Herr Minister 
Biesenbach zeitgleich ein Amt im Kreistag wahrneh-
men kann, in Erwägung gezogen haben.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Kollege 
Wolf, da sind wir schon wieder bei den unterschiedli-
chen Rechtsauffassungen, die ich eben geschildert 
habe. Man kann unterschiedlicher Auffassung dar-
über sein, ob das Kreistagsmandat ein öffentliches 
Amt im Sinne von Artikel 64 unserer Landesverfas-
sung ist oder nicht. 

Selbst wenn es so wäre, könnte es, wie ich eben dar-
gelegt habe, Ausnahmevorschriften geben. 

Selbst wenn das nicht der Fall wäre, würde es dem 
Mitglied der Landesregierung obliegen, etwaige Kol-
lisionen aufzulösen. Insofern wäre selbst die von 
Ihnen angefragte Prüfung noch nicht zu einem Er-
gebnis gekommen, das die Inkompatibilität des Am-
tes zur Folge gehabt hätte. Das müssen Sie unter-
scheiden von der Prüfung, die vor der Ernennung 
stattfindet.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Stimmt 
überhaupt nicht, was er sagt!) 

Präsident André Kuper: Eine weitere Frage liegt 
mir von Frau Schäffer vor. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Lienenkämper, wir haben schon in zwei 
Kleinen Anfragen versucht, herauszufinden – vielleicht 
können Sie uns bei der Frage weiterhelfen –, an wel-
chem Tag genau die Ministerehrenkommission durch 
den Ministerpräsidenten berufen wurde. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin Schäffer, da kann ich Ihnen heute nicht wei-
terhelfen. Die Ministerehrenkommission tagt vertrau-
lich. Das gilt auch für ihre Ernennung.  

Präsident André Kuper: Ich habe eine weitere 
Wortmeldung von Herrn Wolf. 

Sven Wolf (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Lienenkämper, vielen Dank noch ein-
mal für Ihre Rechtsausführungen, die Sie hier erläu-
tert haben. Dann stellt sich für mich allerdings die 
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Frage: Warum haben alle anderen Minister des Lan-
deskabinetts ihre kommunalen Mandate unmittelbar 
niedergelegt, zum Beispiel Herr Kollege Dr. Stamp oder 
Frau Scharrenbach? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Kollege 
Wolf, auch zu diesen, von Ihnen offenbar eher als po-
sitiv wahrgenommenen Beweggründen der Mitglie-
der der Landesregierung kann ich mangels Zustän-
digkeit der Landesregierung wenig sagen.  

Präsident André Kuper: Die zweite und letzte Wort-
meldung von Herrn Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Minister Li-
enenkämper, es ist jetzt natürlich ein bisschen miss-
lich, dass Sie da sitzen. – Nein, ich meine das an-
ders. Dass Sie da sitzen, freut mich natürlich. 

(Heiterkeit) 

Ich meine, es ist misslich, dass Herr Biesenbach die 
Frage jetzt nicht beantworten kann, um kein Missver-
ständnis aufkommen zu lassen.  

Trotzdem stelle ich die Frage; denn es geht um die 
Inkompatibilität mit dem Amt. Herr Minister Biesen-
bach hat sich – damals noch nicht Minister, sondern 
einen Tag vor seiner Ernennung – am 29. Juni in der 
Presse dahin gehend geäußert, dass er seine Rolle 
als Interessenvertreter für den Oberbergischen Kreis 
verstehen würde und dass er diese Rolle als Minister 
noch besser ausfüllen könnte.  

Ich glaube, dass zum Beispiel bei Fragen im Zusam-
menhang mit dem Gemeindefinanzierungsgesetz, mit 
Förderprogrammen für den ländlichen Raum oder 
überhaupt für Kommunen und mit anderen Dingen 
durchaus Interessenkollisionen auftreten können. Die 
Landesregierung hat auch ausdrücklich zugestanden, 
dass in solchen Fällen Abhilfe zu schaffen ist. 

Wenn Sie das nicht beantworten können, würde ich 
um eine schriftliche Beantwortung durch Minister 
Biesenbach bitten: Auf welche Weise möchte Herr 
Biesenbach in seinem Amt als Minister als Interes-
senvertreter für den Oberbergischen Kreis arbeiten?  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Kollege 
Mostofizadeh, auch diese inneren Beweggründe des 
Kollegen Biesenbach und seine damit verbundene 
politische Motivation kann ich als Mitglied der Lan-
desregierung mangels Zuständigkeit nicht kommen-
tieren – und erst recht nicht seine Äußerungen in ei-
nem Interview noch vor seiner Ernennung. Nach der 
Ernennung zum Minister hat die Landesregierung 
eine solche Kompetenz nicht, vor der Ernennung erst 
recht nicht.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das ist da-
mit nicht beantwortet!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Eine wei-
tere Wortmeldung von Frau Schäffer; das ist dann 
auch die zweite. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Herr Lienenkämper, Sie haben auf die Ver-
traulichkeit der Sitzungen der Ministerehrenkommis-
sion hingewiesen. Es gibt ein neues Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts vom 7. November dieses 
Jahres, in dem in Bezug auf Kleine Anfragen sehr 
ausführlich dargestellt wird, dass die Regierung 
diese natürlich beantworten muss bzw. dass sie, 
wenn sie sich auf die Vertraulichkeit als Argument zu-
rückzieht, darlegen muss, worin die Vertraulichkeit 
begründet ist.  

Insofern frage ich Sie: Warum begründen Sie hier die 
Nichtnennung des Datums der Berufung der Minis-
terehrenkommission mit einer angeblichen Vertrau-
lichkeit? Worin ist aus Ihrer Sicht die Vertraulichkeit 
begründet? Wenn Sie das hier nicht beantworten 
können, bitte ich auch um eine schriftliche Antwort.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin Schäffer, die Ministerehrenkommission ist 
im Jahre 2000 eingerichtet worden und tagt seitdem 
ständig vertraulich. Das ist unverändert so.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das haben 
wir immer schon so gemacht!) 

Das gilt auch für die Ernennung der Mitglieder der 
Ministerehrenkommission. Deswegen umfasst die 
Vertraulichkeit auch das.  

Ein anderer Prozess ist der der Kleinen Anfrage und 
der rechtlichen Anforderungen an Kleine Anfragen. 
Gehen Sie bitte davon aus, dass wir eine rechtlich 
korrekte Bewertung vornehmen werden, allerdings 
nicht im Rahmen einer Mündlichen Anfrage. Da gel-
ten andere Regeln.  

Präsident André Kuper: Ich habe eine weitere 
Wortmeldung von Frau Beer.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Minister, 
ich will dann gleich nachfragen. Sie können also hier 
nicht darstellen, warum alleine das Einsetzungsda-
tum – Sie haben uns jetzt noch viele andere Dinge 
über die Personen und ähnliche Zusammenhänge 
gesagt – der Vertraulichkeit unterliegt? Sind Sie be-
reit, uns das auch schriftlich darzustellen?  

Präsident André Kuper: Herr Minister.  



Landtag   16.11.2017 

Nordrhein-Westfalen 82 Plenarprotokoll 17/12 

 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin Beer, ich habe Ihnen vieles andere erklärt, 
was neben dem Einsetzungsdatum auch noch der 
Vertraulichkeit unterliegt. Insofern geht es nicht allein 
um das Einsetzungsdatum, das der Vertraulichkeit 
unterliegt.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das habe 
ich aber gefragt! Das ist der Unterschied!) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Ich erteile 
nun dem Abgeordneten Dahm zu seiner zweiten und 
letzten Frage das Wort.  

Christian Dahm (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Minister Lienenkämper, nach Ihren Aus-
führungen zur Ministerehrenkommission muss man 
ja hier den Eindruck gewinnen, dass das eine virtu-
elle Kommission ist. Aber ich halte mich zunächst 
mal mit Bewertungen zurück.  

Ich würde aber schon gerne wissen, zu welchem 
Zeitpunkt die Landwirtschaftsministerin ihre wirt-
schaftlichen Verhältnisse und Beteiligungsverhält-
nisse bei der Ministerehrenkommission angezeigt 
hat.  

Präsident André Kuper: Herr Minister.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Die Mi-
nisterehrenkommission tagt nichtöffentlich. Die Zulie-
ferungen der Informationen durch die Mitglieder der 
Landesregierung sind Zulieferungen für die Minister-
ehrenkommission und unterliegen damit in gleicher 
Weise den Regeln der Ministerehrenkommission.  

Präsident André Kuper: Ich erteile Herrn Remmel 
das Wort zu seiner ersten Frage.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Sehr geehrter Herr Minister Lienenkäm-
per, ich will die Frage von Frau Beer wiederholen und 
präzisieren. Sind Sie bereit, Ihre Aussage, dass die 
Einsetzung der Ministerehrenkommission durch die 
Landesregierung der Vertraulichkeit unterliegt, 
schriftlich gegenüber dem Parlament zu begründen? 
Darauf kann man nur mit Ja oder Nein antworten.  

Präsident André Kuper: Herr Minister.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Herr 
Kollege Remmel, das kann man, das muss man aber 
nicht.  

(Heiterkeit) 

Deshalb werde ich dazu Folgendes erläutern: Heute 
ist die mündliche Fragestunde. Da habe ich meine 
Antwort soeben gegeben.  

Es gibt parallel dazu den Prozess einer Kleinen An-
frage. Die Kleinen Anfragen werden – wie Sie das 
auch aus Ihrer Zeit kennen – in dem dafür vorgese-
henen Verfahren von der Landesregierung beant-
wortet. Voraussetzung für die Beantwortung ist die 
Prüfung der rechtlichen Rahmenbedingungen der 
Kleinen Anfrage. Diese Prüfung werden wir vorneh-
men. Es wird zu einem rechtskonformen Ergebnis 
kommen, und die Beantwortung wird diesem rechts-
konformen Ergebnis folgen.  

Präsident André Kuper: Zu ihrer ersten Frage er-
teile ich Frau Schulze das Wort. 

Svenja Schulze (SPD): Herr Minister, habe ich Sie 
jetzt richtig verstanden, dass die Landesregierung für 
das Handeln der Mitglieder der Landesregierung 
nicht zuständig ist?  

Präsident André Kuper: Herr Minister.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Nein.  

Präsident André Kuper: Ich erteile dann Frau Beer 
zu ihrer zweiten und abschließenden Frage das 
Wort.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Minister 
Lienenkämper, verstehe ich Sie richtig, dass Sie die 
Mündliche Anfrage einer Abgeordneten an die Lan-
desregierung im Rahmen des parlamentarisch ver-
abredeten Prozederes nicht für geeignet halten, um 
rechtsgültige Aussagen von der Landesregierung 
zum Beispiel in Bezug auf das Einsetzungsdatum der 
Ehrenkommission zu erhalten? Warum ist die Münd-
liche Anfrage weniger wert als eine Kleine Anfrage, 
die Sie auch noch nicht einmal rechtlich beurteilt ha-
ben?  

Präsident André Kuper: Herr Minister.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin Beer, Sie erhalten von dieser Landesregie-
rung selbstverständlich sowohl in mündlichen Frage-
stunden als auch auf Kleine Anfragen rechtsverbind-
liche Auskünfte. Meine Auskünfte zu den Fragen, die 
hier gestellt worden sind, habe ich gegeben. Die Ant-
wort auf die Kleine Anfrage, die derzeit läuft, wird 
nach dem dafür vorgesehenen Verfahren in rechts-
konformer Weise auch noch erfolgen.  
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Präsident André Kuper: Ich erteile Herrn Becker zu 
seiner ersten Frage das Wort.  

Horst Becker (GRÜNE): Herzlichen Dank, Herr Prä-
sident. – Ich frage die Landesregierung, ob sie nicht 
vor dem Hintergrund, dass die Berufung der Kabi-
nettsmitglieder Anfang Juli erfolgt ist und dann sofort 
eine Debatte um die Frage der Zuständigkeit von Mi-
nister Holthoff-Pförtner für Medien entbrannt ist und 
die Landesregierung dazu sehr schnell ausgeführt 
hat, dies alles würde die Ministerehrenkommission 
prüfen, auch der Meinung ist, dass es dieses Parla-
ment angeht und auch für die Öffentlichkeit von Inte-
resse ist, wann die Ministerehrenkommission über-
haupt einberufen wurde, mithin wann überhaupt eine 
Abgabe von Erklärungen erfolgt sein kann. 

Präsident André Kuper: Herr Minister.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Herr 
Abgeordneter Becker, ich anerkenne, dass es für das 
Parlament schon deswegen offenkundig von Inte-
resse ist, weil da nachgefragt wird, sowohl mündlich 
als auch schriftlich. Dieses Interesse werden wir am 
Ende des Abstimmungsprozesses zur vorliegenden 
Kleinen Anfrage auch in rechtskonformer Weise be-
friedigen.  

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Ich erteile 
zu einer ersten Frage der Kollegin Kapteinat das 
Wort.  

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Minister Lienenkämper, wann 
wurde mit der Prüfung der Staatskanzlei und/oder 
des Justizministeriums begonnen, ob eine Verein-
barkeit zwischen dem Fraktionsvorsitz und dem Mi-
nisteramt von Minister Biesenbach vorliegt bzw. ob 
eine Kollision besteht?  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Diese 
Prüfung führt die Ministerehrenkommission in eige-
ner Verantwortung und im Rahmen von vertraulichen 
Sitzungen durch.  

Präsident André Kuper: Herr Remmel hat zu seiner 
zweiten und letzten Frage das Wort.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Das ist nett, vielen 
Dank. – Die gesamte Fragestunde und die bisherige 
Orientierung beziehen sich in gewisser Weise auf die 
Prüfung durch die Ministerehrenkommission.  

Ich möchte von der Landesregierung wissen, wie sie 
die Wirkungsweise oder den Wirkungsbereich des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes Nordrhein-Westfa-
len, insbesondere den der §§ 20 und 21, beurteilt, ob 
diese Paragrafen, die sich nicht nur mit der Befan-
genheit, sondern schon mit dem Anschein der Befan-
genheit beschäftigen, auch Aussagen darüber ma-
chen, welche Eigenprüfung Behördenleiter und Vor-
gesetzte vorzunehmen haben, ob sich dieser Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes auch auf Staatssekre-
täre und Minister bezieht oder ob das auch eine ver-
trauliche und geheimnisvolle Angelegenheit ist. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Herr 
Abgeordneter Remmel, das Verwaltungsverfahrens-
gesetz ist ein allgemeines Gesetz, das sich an jeden 
Nordrhein-Westfalen richtet und deswegen auch für 
alle Nordrhein-Westfälinnen und Nordrhein-Westfa-
len gilt. Die Fragen im Zusammenhang mit der In-
kompatibilität oder der Unvereinbarkeit eines Amtes 
innerhalb der Landesregierung mit anderen öffentli-
chen Ämtern richtet sich nach der Landesverfassung 
von Nordrhein-Westfalen. 

Präsident André Kuper: Eine weitere Frage, die 
erste Frage von Herrn Abgeordneten Bolte-Richter. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Minister, vor dem Hintergrund, 
dass es schon mit der ersten Kleinen Anfrage, der 
zweiten Kleinen Anfrage, der dritten Kleinen Anfrage 
und auch den Fragen in dieser mündlichen Frage-
stunde hinsichtlich der Vertraulichkeit der abgefrag-
ten Fakten zur Ministerehrenkommission schon eine 
gewisse Zeit der Prüfung gab, möchten wir Sie fra-
gen, welchen Grund es hat, dass Sie bereits mehrere 
Monate an dieser Frage herumgeprüft haben, und 
wie lange Sie noch zu prüfen gedenken. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Kollege 
Bolte, ich weiß nicht, an welcher Frage über Monate 
hinweg geprüft worden sein soll. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das fragen wir uns 
auch!) 

Deshalb bitte ich noch mal um Präzisierung der 
Frage. Ich habe sie einfach im Zusammenhang nicht 
verstanden. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Die Frage der Ver-
traulichkeit. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Die Ver-
traulichkeit muss nicht geprüft werden. Die Regeln 
der Vertraulichkeit gelten. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
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Präsident André Kuper: Als nächste Wortmeldung 
Frau Kapteinat zu ihrer zweiten und letzten Frage. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Da meine erste Frage 
nicht beantwortet wurde, gehe ich davon aus, dass 
meine jetzige Frage meine erste ist. – Ich hatte nicht 
nach dem Prüfungszeitpunkt der Ministerehrenkom-
mission, wann dort begonnen wurde zu prüfen, ge-
fragt, sondern danach, wann in der Staatskanzlei 
bzw. im Justizministerium begonnen wurde zu prü-
fen. Dass dort geprüft wurde, ist relativ deutlich, da 
wir im Rechtsausschuss einen Bericht bekommen 
haben.  

Daher erneut meine Frage: Wann ist mit dieser Prü-
fung begonnen worden? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin, Sie beziehen sich offenbar auf die Prüfung, 
die bereits vor Ernennung der Ministerinnen und Mi-
nister in der Staatskanzlei stattgefunden hat, und da-
mit auf die Inkompatibilitätsprüfung, mit der bereits 
vor Ernennung der Ministerinnen und Minister be-
gonnen wurde.  

Es gibt eine zweite Prüfung, die ich eben beschrie-
ben habe: das bewährte Verfahren der Ministereh-
renkommission. Die Ministerehrenkommission hat 
die Prüfungen, die ihr in diesem Zusammenhang ob-
liegen, nach Berufung der Ministerinnen und Minister 
durchgeführt. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Ich erteile 
dem Abgeordneten Becker zu seiner zweiten und 
letzten Frage das Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Schönen Dank, Herr Präsi-
dent. – Ich frage die Landesregierung vor dem Hin-
tergrund, dass die in Rede stehenden Filmaufnah-
men von dem Hof Schulze Föcking und die darauf 
folgenden teilweisen oder vollständigen Veränderun-
gen der Zuständigkeiten und der Vermögensverwal-
tung auf dem Hof Anfang Juni geschehen sind:  

Ist die Landesregierung nicht auch der Auffassung, 
dass es für den Landtag und die Öffentlichkeit von 
ganz besonderem Interesse ist, ob vor dem Hinter-
grund dieser Umstände gemäß der Geschäftsord-
nung der Landesregierung die Erklärung der Ministe-
rin über die Vermögens- und Besitzverhältnisse mit 
besonderer Sorgfalt und umgehend, nämlich zum 
Amtsantritt, abgegeben worden ist? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Kollege 
Becker, die Landesregierung hat keinen Zweifel da-
ran, dass in diesem Zusammenhang alle Prüfungen 

ordnungsgemäß stattgefunden haben und die Bei-
träge, die alle Beteiligten zu diesen Prüfungen geleis-
tet haben, in gleicher Weise ordnungsgemäß waren. 

Präsident André Kuper: Eine weitere Wortmeldung 
von Herrn Schultheis. 

Karl Schultheis (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Minister Lienenkämper, können Sie eine 
Aussage dazu machen, wie die Beratungsgegen-
stände oder Beratungsergebnisse schlussendlich 
protokolliert werden? Auf welchem Wege werden die 
festgehalten? Diese sind aus Ihrer Sicht zwar ver-
traulich, müssen aber festgehalten werden. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Die Er-
gebnisse der Prüfung der Ministerehrenkommission 
werden jeweils den betroffenen Mitgliedern der Lan-
desregierung von der Ministerehrenkommission un-
mittelbar schriftlich bekannt gegeben. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Ich erteile 
Frau Kollegin Gebhard das Wort. 

Heike Gebhard (SPD): Herzlichen Dank, Herr Präsi-
dent. – Herr Minister Lienenkämper, ich möchte noch 
mal auf die Fragen meiner Kollegin Kapteinat zurück-
kommen. Bei der ersten Antwort haben Sie offenbar 
ihre Frage nicht verstanden. Denn sie hat nicht nach 
dem Bericht der Ministerehrenkommission gefragt, 
sondern nach dem Bericht des Justizausschusses. 

Ihre zweite Antwort hat das wiederum negiert, so-
dass ich nachfragen möchte: Habe ich Sie da richtig 
verstanden, dass der Bericht für den Rechtsaus-
schuss vom 22. September ohne jegliche Prüfung im 
Justizministerium erstellt wurde? Sie haben ja ge-
rade gesagt, es habe keine gegeben. Ist der Bericht 
also völlig ohne Prüfung entstanden? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Offen-
kundig haben Sie meine Antwort wirklich nicht ver-
standen, weil ich in keiner Weise zu den Prüfungen 
des Justizministeriums Stellung genommen habe, 
sondern zu denen der Ministerehrenkommission. 
Gehen Sie davon aus, dass selbstverständlich ein 
Bericht an den Justizausschuss des Landtags Nord-
rhein-Westfalen mit der gebotenen Sorgfalt und unter 
Beteiligung aller dazu erforderlichen Stellen der Lan-
desregierung erstellt wird. 

(Zuruf: Sehr gut! Wann?)  

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Eine Wort-
meldung von Herrn Bolte und damit die letzte Frage-
möglichkeit für ihn. 
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Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Vielen Dank, Herr 
Präsident! – Herr Minister, die „Rheinische Post“ 
schreibt in einem Bericht vom 4. August zur Causa 
Holthoff-Pförtner – Zitat –: „Laut Staatskanzlei hat die 
Ehrenkommission noch nicht getagt.“ 

Können Sie bestätigen, dass die Kommission am 
4. August noch nicht getagt hatte? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Kollege 
Bolte-Richter, die Ministerehrenkommission tagt in 
einem vertraulichen Rahmen. Das gilt auch für die 
Termine der Sitzungen der Ministerehrenkommis-
sion. Davon bekommt übrigens kein Mitglied der Lan-
desregierung überhaupt etwas mit, weil diese Ter-
mine richtigerweise vorher nicht angekündigt wer-
den. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wie ist die 
Aussage der Staatskanzlei zustande gekom-
men? – Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]: Die 
Staatskanzlei weiß mehr als der Minister!) 

Präsident André Kuper: Mir liegt eine Zusatzfrage 
von Frau Gebhard vor. Das ist die zweite und letzte 
Möglichkeit für Sie, eine Zusatzfrage zu stellen. 

Heike Gebhard (SPD): Herzlichen Dank. – Ich habe 
mit Freude zur Kenntnis genommen, dass Sie der 
Ansicht sind, das Justizministerium hat selbstver-
ständlich geprüft und dann einen entsprechenden 
Bericht für den Justizausschuss verfasst. Dann kön-
nen Sie uns sicherlich auch die Frage beantworten, 
die schon vor einigen Minuten gestellt worden ist, 
wann denn das Justizministerium mit der Prüfung be-
gonnen hat, um diesen Bericht zu erstellen. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin Gebhard, wenn Sie im Anschluss an die Fra-
gestunde das Protokoll nachlesen, werden Sie auch 
die von mir gegebene Antwort noch einmal nachle-
sen können und dabei feststellen, dass ich hier nicht 
von einer Prüfung gesprochen habe. Vielmehr habe 
ich davon gesprochen, dass die Berichte, die an den 
Justizausschuss des Landtags von Nordrhein-West-
falen gegangen sind, mit der gebotenen Sorgfalt er-
arbeitet worden sind und daran alle zu beteiligenden 
Stellen innerhalb der Landesregierung in üblicher 
Weise beteiligt waren. Das war meine Antwort, und 
die wiederhole ich gern. 

Präsident André Kuper: Ich habe jetzt eine Wort-
meldung der Frau Abgeordneten Kraft. 

Hannelore Kraft (SPD): Herr Minister Lienenkäm-
per, für mich schließt sich eine Frage an. Sie haben 
gerade noch einmal gesagt, es gab einen Bericht für 

den Rechtsausschuss; Grundlage dafür war eine 
Prüfung des Justizministeriums. Ich würde von Ihnen 
gern wissen, ob diese Prüfung des Justizministeri-
ums anderen Ressorts und/oder dem Kabinett zur 
Kenntnis gelangt ist und wann das gewesen ist. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin Kraft, ich habe Ihnen eben gesagt, dass der 
Bericht mit der gebotenen Sorgfalt, wie das übrigens 
in allen Landesregierungen der Fall ist, erstellt wor-
den ist. Über Daten in diesem Zusammenhang kann 
ich im Rahmen der Mündlichen Anfrage naturgemäß 
wenig sagen. Wenn Sie die Daten wissen wollen, 
dann wird das Justizministerium sicher in der Lage 
sein, diese nachzuliefern. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Ich habe 
jetzt keine weiteren Wortmeldungen. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Doch!) 

– Doch? – Frau Kraft hat eine weitere Zusatzfrage. 
Bitte. 

Hannelore Kraft (SPD): Herr Minister Lienenkäm-
per, noch einmal die Frage: Hat das Kabinett diesen 
Bericht vorab zur Kenntnis gehabt? Ja oder nein? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Abgeordnete Kraft, ich habe Ihnen eben dargelegt, 
dass ich die Fragen im Zusammenhang mit den Ter-
minen, sofern noch welche offengeblieben sind, 
gerne schriftlich über das Justizministerium beant-
worten werde. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Es geht darum, ob! Ja 
oder nein? Das ist eine ganz einfache Frage!) 

– Frau Kollegin Kraft, das mag eine einfache Frage 
sein. Vielleicht war es für Sie eine zu komplizierte 
Antwort; es war aber meine Antwort. 

(Unruhe) 

Präsident André Kuper: Ich habe eine Wortmel-
dung der Abgeordneten Lüders. 

Nadja Lüders (SPD): Herr Präsident! Herr Minister 
Lienenkämper, ich möchte die Frage von Frau Kraft 
wiederholen: Hatte das Kabinett im Vorfeld Kenntnis 
von dem Bericht, der uns im Rechtsausschuss vor-
gelegt wurde? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Ich wie-
derhole gerne meine Antwort: Fragen zu Daten im 
Zusammenhang mit diesem sorgfältig erstellten Be-
richt werden wir gerne schriftlich antworten. 
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Präsident André Kuper: Eine zweite Zusatzfrage 
von Frau Lüders. 

Nadja Lüders (SPD): Ich habe nicht nach den Daten 
gefragt, sondern nach der Kenntnisnahme. Auf einen 
Zeitpunkt kommt es mir derzeit nicht an. Hatte das 
Kabinett Kenntnis von dem Bericht für den Rechts-
ausschuss? 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Über 
den Ablauf im Vorfeld dieses Berichts, der sorgfältig 
erstellt worden ist, können wir Sie gerne schriftlich im 
Nachgang unterrichten. 

Präsident André Kuper: Frau Düker hat sich gemel-
det. 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Minister, ich habe 
noch eine Frage zu den Äußerungen von Herrn 
Biesenbach vom 29. Juni in der „Kölnischen Rund-
schau“. Ich zitiere aus einem Interview: 

„Frage: Vor der Wahl haben Sie gesagt, dass Sie 
auch deshalb noch einmal antreten, weil Sie so 
viel Lobbyarbeit wie möglich für Oberberg in Düs-
seldorf machen wollen. Geht das jetzt überhaupt 
noch – als Minister? 

Antwort: Das geht sehr gut, eigentlich sogar noch 
besser.“ 

(Vereinzelt Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Halten Sie diese Aussage eines Ministers für amts-
angemessen?  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Kollegin Düker, zu politischen Äußerungen von jetzi-
gen Mitgliedern der Landesregierung, die vor ihrer 
Berufung in die Landesregierung erfolgt sind, kann 
die Landesregierung schon aus mangelnden Zustän-
digkeiten keine Stellung nehmen. 

(Sven Wolf [SPD]: Das war gegenüber Herrn 
Biesenbach jetzt aber auch nicht nett!) 

Präsident André Kuper: Jetzt liegen mir keine wei-
teren Wortmeldungen mehr vor. Ich danke Herrn Mi-
nister Lienenkämper. 

Ich rufe nun die  

Mündliche Anfrage 5 

des Herrn Abgeordneten Dr. Christian Blex von der 
Fraktion der AfD auf: 

 Schulbücher in NRW lehren, dass es bei einer 
Globaltemperatur von 15°C keine gefährliche, 
menschengemachte Erderwärmung gibt. – Ab 

welcher Globaltemperatur geht die Landesre-
gierung von einer gefährlichen oder men-
schengemachten Erderwärmung aus? 

In dem Schulbuch des Bildungshaus Schulbuch-
verlage „Seydlitz Erdkunde 3“ für Schulen in Nord-
rhein-Westfalen wird auf Seite 138 eine Atmo-
sphäre ohne Treibhauseffekt bei einer Globaltem-
peratur von minus 18°C ausgewiesen.  

Für eine Atmosphäre mit Treibhauseffekt weist 
das Schulbuch eine mittlere globale Erdtempera-
tur von plus 15°C aus (-18°C + 33°C = +15°C). So-
wohl die im Schulbuch erwähnten „- 8°C“ als auch 
die „+15°C“ werden bereits in allen drei relevanten 
Berichten der damaligen Enquete-Kommission 
des deutschen Bundestages ausgewiesen (DRS 
11/3246 vom 02.11.1988, DRS 11/8030 vom 
24.05.1990 und DRS 12/2400 vom 31.03.1992) 
und an diesen Temperaturwerten die Gefährlich-
keit der globalen Erwärmung festgemacht.  

Die Autoren des „Seydlitz Erdkunde 3“ Schulbu-
ches, aber auch die Autoren des Schulbuches 
„Seydlitz Geographie“ (Hessen) und auch das 
„Terra Geographie 7/8 Gymnasium (Baden-Würt-
temberg) sowie einige weitere stellen folgerichtig 
dar, dass langjährige Temperatur-Mittelwertab-
weichungen oberhalb eines globalen Temperatur-
wertes von 15°C erst dem behaupteten mensch-
gemachten und damit gefährlichen Klimawandel 
zugerechnet werden können.  

Die WMO, die Weltwetterorganisation in Genf, be-
stätigte am 18.01.2017 für das Jahr 2016 eine 
mittlere globale Absoluttemperatur von 14,83°C, 
also für das Jahr 2016 einen globalen Tempera-
turwert deutlich unterhalb von 15°C.  

Seit 1880 war der absolute globale Temperatur-
wert von 15°C, also der Wert aus dem „natürlichen 
Treibhauseffekt“, nicht ein einziges Mal überschrit-
ten worden, was auch aus der Veröffentlichung 
der WMO vom 18.01.2007 eindeutig erkennbar 
ist. 

Somit stellen nicht nur die Daten des genannten 
Schulbuches für Nordrhein-Westfalen klar, dass 
es seit 1880 bis heute keine menschengemachte, 
gefährliche globale Erderwärmung gibt. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesre-
gierung: 

Ab welcher absoluten Globaltemperatur geht die 
Landesregierung von einer „menschgemachten 
Erderwärmung“ oder „gefährlichen Erderwär-
mung“ aus? 

Die Landesregierung hat angekündigt, dass Herr Mi-
nister Professor Pinkwart antworten wird. Bitte sehr, 
Herr Minister. 



Landtag   16.11.2017 

Nordrhein-Westfalen 87 Plenarprotokoll 17/12 

 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren Abgeordneten! Sehr geehrter Herr Abgeord-
neter Dr. Blex, die von Ihnen zitierten Passagen 
stammen aus Schulbüchern für die neunte und 
zehnte Klasse und sollen die Erderwärmung durch 
den Treibhausgaseffekt dem Ausbildungsstand an-
gemessen beschreiben.  

Ohne Treibhausgaseffekt hätten wir eine mittlere 
Globaltemperatur von minus 18°C. Mit Treibhaus-
gaseffekt haben wir eine Temperatur von plus 15°C. 
Damit erhalten die Schülerinnen und Schüler ein Ge-
fühl für die Erderwärmung durch die Wirkung der At-
mosphäre.  

Diese Darstellung in dem Schulbuch erfüllt in diesem 
Ausbildungsstadium keinen wissenschaftlichen An-
spruch, sondern soll lediglich den natürlichen Treib-
hauseffekt beschreiben. Darum geht es.  

Sie interpretieren die Ausführungen in dem Schul-
buch dahin gehend, dass eine menschenverursachte 
Erderwärmung frühestens ab 15°C anfangen kann. 
Die Passage wird von Ihnen leider nur unvollständig 
wiedergegeben, denn das Unterkapitel stellt die 
menschlichen Verursachungsbeiträge ausdrücklich 
heraus. Dort heißt es – ich darf mit Genehmigung des 
Präsidenten aus dem Schulbuch zitieren –: 

„Da der Mensch aufgrund der industriellen Ent-
wicklung in den letzten 150 Jahren immer mehr 
Treibhausgase produziert hat, ist auch die Kon-
zentration an Treibhausgasen in der Atmosphäre 
gestiegen. Die Folge ist eine durch den Men-
schen verursachte Verstärkung des natürlichen 
Treibhauseffektes und somit eine zunehmende 
Erwärmung der Erde.“ 

Hier wird deutlich, dass die oben erwähnten plus 
15°C auch durch einen vom Menschen verursachten 
Beitrag entstanden sind, aber diese Passage haben 
Sie offensichtlich übersehen. 

Ihre Aussage, es gebe keine – Zitat von Ihnen – 
„menschengemachte gefährliche Erderwärmung“ – 
Zitat Ende –, kann daher nicht auf den Inhalt des ge-
nannten Lehrbuchs gestützt werden. Es wird auch 
nicht dargelegt, dass die Durchschnittstemperatur 
von plus 15°C als Richtwert für die Feststellung eines 
vom Menschen gemachten Klimawandels diene. In 
dem Kapitel wird vielmehr mit der Überschrift – Zi-
tat – „Die Erde – ein Treibhaus?“ ausdrücklich auf die 
Ursachen und Folgen anthropogenen Klimawandels 
hingewiesen. 

Lassen Sie mich darüber hinaus noch auf Folgendes 
hinweisen: In der zum 4. Juli 2017 zugelassenen 
überarbeiteten Neuauflage des Lehrwerks wird der 
Sachverhalt wie folgt dargestellt – Zitat –: 

„Sämtliches Leben auf der Erde ist von der Sonne 
und ihrer Strahlungsenergie abhängig. Doch die 

Kraft der Sonne reicht nur aus, um die Erdober-
fläche auf durchschnittlich minus 18°C zu erwär-
men. Damit wäre die ganze Welt eine einzige Eis-
landschaft, ähnlich der Antarktis. Doch unser Pla-
net wird auf eine globale Durchschnittstemperatur 
von plus 15°C erwärmt. Wie kommt es dazu?“ 

Anschließend werden sowohl der natürliche Treib-
hauseffekt als auch der anthropogene, menschenge-
machte Treibhauseffekt erklärt. Aus dieser Darstel-
lung kann ebenfalls nicht abgeleitet werden, dass es 
keine menschengemachte, gefährliche globale Er-
derwärmung gibt. Auch die Schlussfolgerung, die 
Durchschnittstemperatur von plus 15°C diene als ein 
Richtwert für die Feststellung eines von Menschen 
gemachten Klimawandels, ist daraus nicht ableitbar. 

Unabhängig von der Debatte über Formulierung und 
Darstellung in einem Schulbuch ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Existenz eines Klimawandels nicht von 
der Darstellung in einem Schulbuch abhängig ge-
macht werden kann.  

So ist auch festzustellen, dass Herr Abgeordneter 
Loose von der AfD-Fraktion seinen Beitrag zum Ta-
gesordnungspunkt „Gesetz zur Aufhebung des Ge-
setzes zur Förderung des Klimaschutzgesetzes“ mit 
den Worten begonnen hat – ich darf zitieren –: Es 
gibt einen anthropogenen Klimawandel. – Vielleicht 
ist das auch noch einmal ein wichtiger Ratgeber. 

Allen Interessierten, die sich dieser Thematik nähern 
und sich damit auf wissenschaftlichem Niveau befas-
sen wollen, empfehle ich deshalb den Fünften Sach-
standsbericht der anerkannten Wissenschaftler des 
Intergovernmental Panel on Climate Change, 
IPCC. – Ich danke Ihnen herzlich für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Es gibt eine Nachfrage von 
Herrn Dr. Blex. 

Dr. Christian Blex (AfD): Herr Pinkwart, Sie haben 
eine Frage beantwortet, die ich nicht gestellt habe; 
denn wir haben nicht vom Klimawandel, sondern von 
der Erderwärmung gesprochen. Sie haben hier aus-
geführt, dass die Landesregierung nicht sagen 
könne, wie hoch die Normaltemperatur sei. Sie gibt 
sie in den Schulbüchern aber trotzdem mit plus 15°C 
an. Okay, das halte ich einmal so fest: Sie wissen die 
Normaltemperatur nicht, geben sie in dem Schulbuch 
aber mit plus 15°C an. 

Vielleicht können Sie mir dann Folgendes sagen: Ge-
rade die Klimakanzlerin Frau Merkel, aber auch Sie 
sprechen häufig vom Zwei-Grad-Ziel, das eingehal-
ten werden soll. Sie wollen also ein Zwei-Grad-Ziel 
einhalten. Welche absolute Globaltemperatur legen 
Sie dann diesem sogenannten Zwei-Grad-Ziel zu-
grunde? 
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Präsident André Kuper: Herr Kollege! 

Dr. Christian Blex (AfD): Um es einfach auszudrü-
cken: Wie heiß muss es sein, damit das Zwei-Grad-
Ziel im globalen Mittel erreicht wird? 

Präsident André Kuper: Bevor Sie antworten, Herr 
Professor Pinkwart, noch der Hinweis an den Kolle-
gen: Eine Fragestellung darf nur eine einzelne, nicht 
unterteilte Frage enthalten. 

Dr. Christian Blex (AfD): Das war eigentlich nur eine 
Frage. Ich habe es nur erklärt, damit der Herr Minis-
ter sie auch versteht. 

(Zurufe von der CDU) 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Abge-
ordneter, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir haben auf Ihre Frage hin geantwortet, weil Sie in 
dem Schulbuch einen Beleg dafür sehen, dass hier 
kein Einfluss menschengemachter Erderwärmung 
gegeben sei und das Schulbuch dafür Pate stehe. 
Ich habe Ihnen dargelegt, dass das nicht im Schul-
buch steht und auch nicht die Intention der Schul-
buchautoren ist. 

Wenn Sie jetzt darüber hinausgehende Fragen zur 
globalen Erderwärmung, dem Zwei-Grad-Ziel stellen 
wollen – Herr Schellnhuber hat dieser Tage gesagt, 
wir müssten in der Projektion möglicherweise über 
3°C sprechen –, dann nehme ich diese Fragestellung 
gerne mit und beantworte sie Ihnen schriftlich. 

Präsident André Kuper: Herr Dr. Blex nochmals. 

Dr. Christian Blex (AfD): Ich danke für die Nichtbe-
antwortung und warte auf die Antwort. – Ich habe 
dazu aber noch eine Frage. Es ging hier schon kon-
kret um Gradzahlen und Einordnungen, die Sie auch 
als Landesregierung in von Ihnen genehmigten Wer-
ken vornehmen. Schulbücher sind durch die Regie-
rung genehmigt, die können nicht irgendetwas 
schreiben. 

Dazu noch ein Punkt: Der IPCC-Bericht, den Sie an-
führen, weist einen Globaltemperaturwert von 
14,83°C für 2016 aus. Wo definiert die Landesregie-
rung diesen Wert von 14,83°C im Rahmen des soge-
nannten Zwei-Grad-Zieles? Wo befinden sich die 
14,83°C im Rahmen des sogenannten Zwei-Grad-
Zieles? 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 

Abgeordneter Blex, auch das kann ich Ihnen sehr 
gern schriftlich beantworten. Sie verstehen bitte, 
dass ich Ihnen bei so vielen Prozentsätzen, die Sie 
jetzt in den Raum stellen, keine Antwort geben 
möchte, die ich nicht ordentlich vorbereitet habe. Es 
handelt sich um ein sehr komplexes Thema, und ich 
halte es auch für ein hochsensibles Thema. Das will 
wissenschaftlich ordentlich unterlegt sein, und dabei 
kommt es unter anderem auf die Frageform an, um 
eine passende Antwort geben zu können.  

Deswegen bitte ich das Hohe Haus um Verständnis, 
dass ich eine solch komplexe und sensible Thematik 
hier nicht einfach aus dem Stegreif, sondern schrift-
lich beantworten möchte.  

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Ich habe jetzt eine Wortmeldung des Abgeord-
neten Remmel.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Sehr geehrter Herr Minister, sind Sie mit 
mir vielleicht der Meinung, dass gegebenenfalls eine 
Informationsreise des Abgeordneten Dr. Blex auf die 
Inselgruppe von Kiribati oder die Fidschi-Inseln den 
Erkenntnisgewinn so steigern könnte, dass Sie an-
schließend zusammen mit Herrn Dr. Blex die Schul-
bücher ändern könnten, um sie dann den neuen Er-
kenntnissen anzupassen? 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Lieber Abgeordneter Remmel, 
das ist natürlich jetzt eine verführerische Frage, die 
Sie stellen. Ich bin mir sehr unsicher, ob ich es mir 
als Landesregierung überhaupt erlauben darf, hierzu 
eine Empfehlung abzugeben.  

Vielleicht können wir sogar relativ ortsnah einen Aus-
tausch mit den Kolleginnen und Kollegen, die noch in 
Bonn sind, organisieren, damit wir uns über die Aus-
wirkungen des Klimawandels und der Erderwärmung 
informieren können. Natürlich wäre es noch ein-
drucksvoller, das vor Ort zu sehen, aber ich meine, 
wir haben auch hier genügend Möglichkeiten, uns 
über die Auswirkungen der Erderwärmung zu infor-
mieren.  

Im Übrigen bin ich gerne bereit, Ihnen Informations-
material über die Frage hinaus zur Verfügung zu stel-
len.  

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Die dritte und letzte Nachfrage von Herrn 
Dr. Blex.  
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Dr. Christian Blex (AfD): Meine Frage hat im Ge-
gensatz zu der Frage von Herrn Remmel einen Be-
zug zu der eigentlichen Anfrage. Ich verweise auf die 
Geschäftsordnung in dem Zusammenhang. 

Herr Dr. Pinkwart, sagen Sie bitte noch einmal, auf-
grund welcher Daten welcher Organisationen die 
Landesregierung von einer menschengemachten Er-
derwärmung oder einer gefährlichen Erderwärmung 
ausgeht?  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Abgeordneter Blex, wir informieren uns natürlich. Ich 
hatte gesagt, dass für uns zum Beispiel das IPCC in 
Potsdam eine ganz zentrale Einrichtung ist. Außer-
dem setzen sich weltweit rund 1.000 Wissenschaftler 
mit dem Thema intensiv auseinander.  

Natürlich haben auch unsere Beamtinnen und Be-
amten in der Klimaschutzabteilung diese Informatio-
nen, sie beteiligen sich an diesen Diskussionen und 
sind auch Ansprechpartner.  

Wir arbeiten eng mit dem Wuppertal Institut zusam-
men und tauschen uns mit diesem, aber auch mit an-
deren Forschungseinrichtungen aus Nordrhein-
Westfalen aus und stehen in Kontakt. Wir pflegen ei-
nen sehr engen Informationsaustausch, und es gibt 
immer wieder Gelegenheiten, das auch anhand neu-
erer Forschungserkenntnisse zu verifizieren und fort-
zuschreiben. Wir sehen uns eng eingebunden in ein 
internationales Netzwerk und können die Aussagen, 
die von den unterschiedlichsten Institutionen getrof-
fen werden, sehr kritisch überprüfen und daraus un-
sere Schlussfolgerungen ziehen, um das Klima-
schutzgesetz und den Klimaschutzplan entspre-
chend zur Anwendung zu bringen.  

Präsident André Kuper: Bitte, Herr Röckemann. 

Thomas Röckemann (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrter Herr Minister Professor Pink-
wart, wir haben gerade über Schulbücher gespro-
chen. Meine Frage ist: Werden Sie zukünftig Sorge 
dafür tragen, dass unsere Kinder mit Schulbüchern 
arbeiten können, die frei von Ideologien sind? 

Präsident André Kuper: Herr Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
müssen meines Erachtens anerkennen, dass For-
schungsinstitutionen weltweit enorme Wissensbe-
stände zu dieser uns alle berührenden Thematik er-

arbeitet haben und dass sich diese Institutionen in ei-
nem kritischen Dialog befinden, wie es in der Wissen-
schaft üblich ist. Regierungen weltweit treffen Ablei-
tungen, Staats- und Regierungschefs finden sich 
zum Beispiel zu einem Pariser Abkommen zusam-
men und lassen dieses von großen Wissensstäben 
vorbereiten.  

Es gibt allerdings auch Regierungen – das wurde 
heute Morgen einmal angesprochen; ich nenne bei-
spielhaft die der Vereinigten Staaten von Amerika –, 
die das Thema „Erderwärmung“ mit einem Fragezei-
chen versehen. Für mich war am Wochenende ganz 
bemerkenswert, dass Gouverneure mehrerer Bun-
desstaaten sagten: Wir haben unsere eigenen Er-
kenntnisse dazu, wir haben den wissenschaftlichen 
Sachverstand für uns interpretiert. Wir sehen 
schließlich auch die Betroffenheiten. Wenn man ein-
mal in Los Angeles war, weiß man um die Auswir-
kungen. Wir wollen das ändern, wir arbeiten daran.  

Es würde mir schwerfallen, alle diese Beteiligten als 
Anhänger einer Ideologie zu betrachten. Ich denke, 
das fußt auf hohem Sachverstand und ist von demo-
kratisch gewählten Regierung auch legitimiert. 

Damit müssen wir uns auseinandersetzen. Man kann 
durchaus anderer Meinung sein – das will ich gar 
nicht in Zweifel ziehen –, aber diejenigen zu diskredi-
tieren, auch in ihrer Legitimation, die das profund ver-
treten, halte ich nicht für sachgerecht.  

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Die zweite und letzte Nachfrage von Herrn Rö-
ckemann.  

Thomas Röckemann (AfD): Herr Minister, möglich-
erweise habe ich meine Frage unvollständig gestellt; 
sie ist eigentlich ganz einfach zu beantworten. Ich 
frage Sie: Wollen Sie zukünftig dafür sorgen, dass 
unsere Kinder mit Schulbüchern arbeiten, die frei von 
Ideologien sind? Ja oder nein?  

Präsident André Kuper: Herr Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter, 
ich gehe davon aus, dass unsere Schulbücher keine 
Ideologien verbreiten. Im vorliegenden Fall – und da-
rauf heben Sie ab – kann ich auch nicht feststellen, 
dass sie es tun würden.  

Im Gegenteil: Sie greifen einen Sachverhalt auf, den 
wir alle kennen und mit dem sich Parlamente in Nord-
rhein-Westfalen, im Bund, in Europa und in weltwei-
ten Organisationen wie den UN seit Jahren beschäf-
tigen, damit Schüler die Chance haben, sich mit dem 
Thema auseinanderzusetzen. Es geht schlicht und 
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einfach darum, ihnen ein besseres Verständnis von 
sehr komplexen Sachverhalten zu ermöglichen. Ich 
denke, das ist genau das, was Schulbücher leisten 
müssen. Sie müssen dem Alter entsprechend in ei-
nem gewissen Maße vereinfachen und auch pointie-
ren. Anders geht es gar nicht, und im Übrigen ist das 
auch pädagogisch notwendig.  

Ich halte es aber für sehr wichtig, dass Schulbücher 
auf das verweisen, was hinreichend geprüft ist, allge-
meine Erkenntnis ist und auch in der Gesellschaft 
eine hohe Relevanz hat. Wir beschäftigen uns ja alle 
damit. Es wäre doch schlimm, wenn unsere Kinder 
uns da nicht folgen könnten. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Jetzt liegt mir keine weitere Frage mehr vor. 
Daher danke ich Ihnen. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Vielen Dank. 

Präsident André Kuper: Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 6 

des Herrn Abgeordneten Matthi Bolte-Richter von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf: 

 Mehr statt weniger Bürokratie für die Hoch-
schulen durch das Hochschulfreiheitsge-
setz 2? 

Sachverhalt: 

In ihrem Koalitionsvertrag kündigt die schwarz-
gelbe Koalition an, die Hochschulfreiheit stärken 
und Bürokratie an den Hochschulen abbauen zu 
wollen. Die Landesregierung bestätigte, dass ge-
plant sei insbesondere die Rahmenvorgaben, die 
Funktion des Ministeriums als oberste Dienstbe-
hörde, die Zivilklauseln und den Landeshoch-
schulentwicklungsplan abzuschaffen. 

Die bisher genannten Eckpunkte lassen vermu-
ten, dass es nicht zum Abbau von bürokratischem 
Aufwand kommen wird, sondern letztlich nur neue 
Vorschriften und Verfahren an anderer Stelle er-
richtet werden. In einigen Fällen wird sogar zu-
sätzliche Bürokratie erforderlich sein, um die Vor-
haben der Landesregierung umzusetzen, so etwa 
bei der geplanten Anwesenheitspflicht für Studie-
rende und den Studiengebühren für Nicht-EU-
Bürgerinnen und -Bürger. 

Von daher ist es notwendig, dass sich die Landes-
regierung erklärt und anhand aller geplanten Vor-
haben für das neue Hochschulfreiheitsgesetz dar-
legt, wie ein Bürokratieabbau erreicht werden soll. 

Führen die Vorhaben der Landesregierung für die 
Reform des Hochschulgesetzes im Rahmen eines 
neuen Hochschulfreiheitsgesetzes letztlich zu 
mehr statt zu weniger bürokratischem Aufwand für 
die Hochschulen? 

Die Landesregierung hat angekündigt, dass Frau Mi-
nisterin Pfeiffer-Poensgen antworten wird. Bitte sehr. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Die klare Antwort auf die klare 
Frage lautet Nein. Denn bei der Novellierung des 
Hochschulgesetzes heißt das oberste Ziel: mehr Au-
tonomie und weniger Bürokratie für die Hochschulen. 

Auf den Prüfstand kommen also alle Regelungen, die 
die Hochschulen in ihrer Freiheit einschränken oder 
unnötigen bürokratischen Aufwand verursachen. Re-
gelungen, die für den Betrieb und die Entwicklung der 
Hochschulen nicht sinnvoll sind, werden wir abschaf-
fen. 

Die Änderungen im Hochschulgesetz werden wir un-
bürokratisch und praxistauglich gestalten. Wie das 
im Detail aussehen wird, werden wir in einem aus-
führlichen Beratungsprozess gemeinsam mit den 
Hochschulen und mit Ihnen hier im Parlament noch 
erörtern. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Herr Abgeordneter Bolte hat das Wort zur ers-
ten Nachfrage. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Danke schön, Herr 
Präsident. – Vielen Dank, Frau Ministerin, für die 
erste Antwort, obwohl wir daraus noch nicht richtig 
viel gehört haben, weil wir natürlich schon ein kon-
kretes Beispiel haben, wo es bei der Reform des 
Hochschulgesetzes um mehr Bürokratie geht. 

Darauf bezieht sich auch meine erste Nachfrage. 
Wie passt die Einführung einer Anwesenheitspflicht 
in bestimmten Lehrveranstaltungen zu dem von 
Ihnen gerade umrissenen Bestreben der Landesre-
gierung, mehr Freiheit an den Hochschulen zu schaf-
fen? Oder um es anders zu formulieren: Gilt Hoch-
schulfreiheit für Rektorate und Hochschulräte, aber 
nicht für Studierende? 

Präsident André Kuper: Frau Ministerin. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Eine Abschaffung des Verbots 
von Anwesenheitspflichten im klassischen Seminar 
eröffnet den Hochschulen in einem Kernbereich der 
Lehre eigene Gestaltungsspielräume. Wenn Hoch-
schulen in eigener Verantwortung regeln können, in 
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welchen Seminaren eine Anwesenheitspflicht sinn-
voll erscheint und in welchen nicht, wird dieser Ge-
winn an Flexibilität und Qualität – davon bin ich über-
zeugt – den möglichen Aufwand, fallweise die Anwe-
senheit nachzuhalten, deutlich überwiegen. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Als Nächster erteile ich Frau Beer das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön. Herr Präsi-
dent. – Frau Ministerin, ich möchte in diesem Zusam-
menhang dann aber auch die Frage stellen, ob die 
Einführung einer Anwesenheitspflicht in bestimmten 
Lehrveranstaltungen – daraus folgt dann ja auch die 
Kontrolle – und gegebenenfalls – sonst macht das 
Ganze doch keinen Sinn – die Ergreifung von Sank-
tionen nicht zu mehr bürokratischem Aufwand an den 
Hochschulen führen und wie Sie das eindämmen 
wollen. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Ich kann eigentlich meine gerade 
schon gegebene Antwort wiederholen. Das ist genau 
die Gestaltung, die in den Hochschulen von den je-
weils Kompetenten gefunden werden muss. Man 
kann dort in eigener Verantwortung regeln, in wel-
chen Seminaren eine Anwesenheitspflicht Sinn 
macht. 

Ich könnte mir vorstellen, dass das in solchen For-
men stattfindet, die man vielleicht neudeutsch diskur-
sive Veranstaltungen nennen würde, bei denen es 
also um das wissenschaftliche Gespräch geht. Aber 
auch die Anwesenheitspflicht kann man unterschied-
lich ausgestalten: bloße Teilnahme oder als Voraus-
setzung für Prüfungen. 

Das sind aber alles Dinge, die an den Orten zu regeln 
sind, in die sie gehören, nämlich in den Hochschul-
gremien und in den einzelnen Bereichen dort. Selbst-
verständlich wird das dann auch praxistauglich aus-
gestaltet. Daran habe ich keinen Zweifel. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Herr Abgeordneter Bolte hat das Wort zur zwei-
ten Frage. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Danke schön, Herr 
Präsident. – Frau Ministerin, das Hochschulgesetz 
lässt auch derzeit schon zu, in bestimmten Fällen die 
Anwesenheit vorauszusetzen. Das ist in § 64 Ab-
satz 2a des Hochschulgesetzes geregelt. 

Mit welcher Begründung will die Landesregierung 
jetzt die Anwesenheitspflicht in bestimmten weiteren 
Lehrveranstaltungen einführen? 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Es geht ja nicht um die Einfüh-
rung, sondern darum, die Verantwortung für Anwe-
senheitspflichten generell auf die Hochschulen zu 
übertragen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Die nächste Frage stellt Frau Kollegin 
Schäffer. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Frau Ministerin, Sie reden hier immer von 
der Freiheit der Hochschulen, zu entscheiden, wo sie 
Anwesenheitspflichten einführen wollen und wo 
nicht. 

Wer redet eigentlich von der Freiheit der Studieren-
den? Oder ist Ihnen die Freiheit der Studierenden 
egal? 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Diese Frage finde ich jetzt ein 
bisschen merkwürdig. Denn die Hochschule hat Mit-
glieder. Eine große Gruppe der Mitglieder sind die 
Studierenden. Nach meiner Kenntnis sind sie auch in 
sämtlichen Hochschulgremien vertreten. Das heißt: 
Sie können sich dort dezidiert für oder gegen eine 
solche Einführung in bestimmten Formaten, was 
auch immer gerade in der Hochschule zur Debatte 
steht, äußern. 

Sie haben selbstverständlich – das ist auch vollkom-
men richtig so – die Möglichkeit, sich an dem Ort, an 
dem sie studieren und in dem sie in Gremien vertre-
ten sind, entsprechend zu verhalten und sich in die 
Debatte über die Gestaltung von Anwesenheits-
pflichten, sofern sie in der Hochschule diskutiert wer-
den, auch einzubringen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Frau Düker hat eine Frage. Bitte schön, 
Frau Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Danke schön. – Frau Mi-
nisterin, auch ich frage noch einmal nach den Anwe-
senheitspflichten. Sie sagen, dass Sie nicht pro und 
kontra entscheiden, sondern nur den Hochschulen 
Gestaltungsfreiheit geben. Aber auch für diese Ge-
staltungsfreiheit müssen Sie ja einen Bedarf sehen. 

Wo sehen Sie den Bedarf, den Hochschulen hier Ge-
staltungsfreiheit einzuräumen, um Anwesenheits-
pflichten einführen zu können? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte 
schön. 



Landtag   16.11.2017 

Nordrhein-Westfalen 92 Plenarprotokoll 17/12 

 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Besser würde Ihnen diese 
Frage wahrscheinlich jede Hochschule einzeln bes-
ser beantworten können. Mir sind jedenfalls durch-
aus viele Briefe und Voten zugegangen, auch von 
Hochschullehrern, die gesagt haben: Wir würden uns 
das für ganz bestimmte Formate wünschen, und wir 
wollen es einfach selbst gestalten. 

Es gibt natürlich auch nicht nur Studierende, die ge-
gen die Anwesenheitspflicht sind. Das wissen Sie so 
gut wie ich. Das ist auch dort immer ein Debatten-
punkt. Deswegen müssen diese Diskussionen ge-
führt werden, aber eben in den Hochschulen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Remmel hat eine Nachfrage. Bitte, 
Herr Remmel.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Sehr geehrte Frau Ministerin, ich gehe 
einmal davon aus, dass wir uns auch bei der Anwe-
senheitspflicht – egal ob von den Hochschulen fest-
gelegt oder vom Ministerium in irgendeiner Weise er-
möglicht – nicht im rechtsfreien Raum bewegen. 

Insofern lautet meine Frage, ob Sie eine Rechtsprü-
fung in Ihrem Haus in Auftrag gegeben haben und ob 
Sie uns vielleicht über die Ergebnisse berichten kön-
nen, und zwar in Bezug auf darauf, wie sich diese 
Option hinsichtlich der gesetzlich abgeleiteten Stu-
dierfreiheit – § 4 Absatz 2 Hochschulgesetz –, der 
Berufsausübungsfreiheit – Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 
Grundgesetz – und der allgemeinen Handlungsfrei-
heit – Artikel 2 Absatz 1 Grundgesetz – verhält. Ins-
besondere interessiert mich das Rechtsverhältnis. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Ich finde es nicht ins Auge 
springend, dass die Studierfreiheit, die Berufsfreiheit 
und all die anderen Freiheiten, die Sie gerade ge-
nannt haben, durch eine Anwesenheitspflicht in be-
stimmten Unterrichtsformaten eingeschränkt wer-
den. 

Abgesehen davon, dass ich das für einen ungewöhn-
lichen Zugang zum Thema halte, möchte ich aber da-
rauf hinweisen, dass das natürlich alles im Haus 
auch unter rechtlichen Gesichtspunkten diskutiert 
wird. Wir haben – das wissen Sie so gut wie ich – 
selbstverständlich Experten für das Hochschulrecht. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Dann brau-
chen wir ja gar nicht mehr nachfragen!) 

Insofern bewegen wir uns in keiner Weise im rechts-
freien Raum. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Frau Paul hat eine Frage. Bitte schön, 
Frau Paul. 

Josefine Paul (GRÜNE): Frau Ministerin, Sie haben 
gerade im Zusammenhang mit der Frage, für welche 
Veranstaltungsformen eine solche Anwesenheits-
pflicht denn gegebenenfalls sinnvoll sein könnte, da-
rauf hingewiesen, dass es vermutlich eher diskursive 
Veranstaltungen, bei denen man in den Austausch 
über wissenschaftliche Erkenntnisse geht, sein wür-
den. Bei diesen Veranstaltungen ist meiner Meinung 
nach davon auszugehen, dass es vermutlich auch 
eine intrinsische Motivation der Studierenden gibt, an 
diesen Veranstaltungen teilzunehmen. 

Ich frage Sie vor diesem Hintergrund, ob im Zusam-
menhang mit Ihren Bestrebungen, die Anwesen-
heitspflicht wieder einzuführen, die Hochschulfreiheit 
im Grunde genommen nur für Rektorate und Hoch-
schulräte gilt, nicht aber für die Studierenden. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte 
schön. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Natürlich gibt es diese Freiheit 
für Studierende. Diese Freiheit sehe ich dadurch in 
keiner Weise eingeschränkt. Als Studierender hat 
man ja auch die Möglichkeit, sein Studium in einem 
gewissen Rahmen zu gestalten. Wir alle wünschen 
uns doch eine solche intrinsische Motivation eines je-
den Studierenden, von den Lehrangeboten profitie-
ren zu wollen und damit möglichst viel aus seinem 
Studium zu machen. 

Es wäre eine Idealvorstellung, zu glauben, das alles 
vollkommen frei gestalten zu können, weil sowieso 
alle immer hingehen. Leider ist es so – diese Infor-
mationen haben zumindest mich schon in vielfacher 
Hinsicht ereilt –, dass es oft eine große Schwierigkeit 
in den Seminaren gibt, weil es wegen mangelnder 
Anwesenheit eben nicht zu einem wissenschaftli-
chen Gespräch kommt. 

Das ist aber etwas, was nicht ich als Ministerin ver-
ordne oder das Ministerium verordnet. Vielmehr 
muss es auf einer Ebene diskutiert werden, auf der 
man über Lernerfolge und Studienqualität spricht. 
Dort muss geregelt werden, inwieweit es sinnvoll ist, 
solche Anwesenheitspflichten vorzusehen. Es ist ja 
nicht so, dass wir damit sagen würden, es müssten 
Anwesenheitspflichten eingeführt werden. Es muss 
eben jeweils in der Hochschule entschieden werden: 
Was ist sinnvoll? Wo bringt es eine Verbesserung in 
der Lehrsituation und wo nicht? 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Frau Brems hat eine Frage. Bitte schön, 
Frau Brems. 

Wibke Brems (GRÜNE): Herzlichen Dank, Herr Prä-
sident. – Frau Ministerin, diese Erfassung der Anwe-
senheit bedeutet ja schon einen deutlichen zusätzli-
chen bürokratischen Aufwand. Daher frage ich Sie: 
Wie wird denn dieser zusätzliche bürokratische Auf-
wand für die Universitäten ausgeglichen? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Es gibt ja unterschiedliche Arten der 
Anwesenheitspflichten, die dann in der Hochschule 
zu regeln wären. Das geht von der bloßen – in An-
führungsstrichen – „körperlichen Teilnahme“ bis hin 
zu einer denkbaren Voraussetzung für die Prüfung. 
Insofern kann man die Frage nicht so generell beant-
worten. Es geht nun einmal von der Teilnehmerliste 
bis hin zu einer konkreten Verwaltung in Richtung 
Prüfung. 

Deswegen kann man den Aufwand im Moment auch 
gar nicht bestimmen. Das muss man dann im Einzel-
nen diskutieren, wenn sich eine Hochschule über-
haupt auf diesen Weg macht. Und das ist eben die 
Sache der jeweiligen Hochschule. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Bolte-Richter stellt nun seine dritte 
und letzte Frage. Bitte schön, Herr Kollege. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Frau Ministerin, las-
sen Sie mich ein anderes Thema aufgreifen, das 
auch zusätzliche Bürokratie nach sich zieht, nämlich 
die Studiengebühren oder Studienbeiträge – Sie be-
stehen ja darauf, sie so zu nennen – für Nicht-EU-
Ausländerinnen und -Ausländer. 

Vor dem Hintergrund, dass Sie mehrfach betont ha-
ben, Sie wollten partnerschaftlich mit den Hochschu-
len zusammenarbeiten, frage ich Sie: Wie wollen Sie 
diese partnerschaftliche Zusammenarbeit gestalten, 
wenn Sie bei diesem zentralen Vorhaben der Lan-
desregierung die Hochschulen auf breiter Front – na-
mentlich alle Hochschulrektorenkonferenzen und 
viele weitere Akteure – gegen sich haben? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte 
schön. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Sie wissen, dass wir noch am 

Anfang dieser Vorbereitung einer möglichen Einfüh-
rung von Studienbeiträgen stehen. Natürlich werden 
wir das – wie wir es übrigens jetzt schon laufend 
tun – in einem sehr kontinuierlichen Gespräch mit 
den Hochschulvertretern in den jeweiligen Konferen-
zen, den sogenannten LaWiKos, tun. Aber zunächst 
einmal sind wir ja noch in der absoluten Vorberei-
tungsphase. 

Wir werden das dann kontinuierlich erst in diesem 
Kreis der Hochschulvertreter diskutieren und im An-
schluss daran selbstverständlich auch hier im Parla-
ment. Es besteht also genügend Zeit, sich in den un-
terschiedlichen Debatten für das beste Modell zu ent-
scheiden. 

Die Hochschulen werden eng in die Beratungen ein-
gebunden. Das wird aber erst im nächsten Jahr der 
Fall sein, wenn wir nämlich – das habe ich auch 
schon mehrfach gesagt – ein bisschen genauer wis-
sen, wie die Erfahrungen in Baden-Württemberg mit 
dem dort entwickelten Modell sind. Wir haben erste 
Informationen, die aber noch völlig informeller Art 
sind. Wenn sich auf dieser Grundlage unsere Vor-
stellungen entwickeln lassen, werden wir das natür-
lich auch en détail mit den betroffenen Hochschulen 
besprechen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Frau Beer stellt eine zweite und letzte 
Frage.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, Herr Präsi-
dent. – Frau Ministerin, vielen Dank auch für die Be-
antwortung der vorherigen Frage meines Kollegen. 
Aber warum sind diese offiziellen Zahlen aus Baden-
Württemberg für Sie denn informelle Zahlen? Was 
folgt daraus, dass die Neueinschreibungen ausländi-
scher Studierender um 26 % gesunken sind? Was 
folgern Sie als Ministerin daraus? 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Ich sagte ja, dass ich informelle Ge-
spräche geführt habe, weil es noch keine offiziellen 
Statistiken gibt. Dieser Rückgang an Bewerbungen 
war nicht unerwartet und ist durchaus mit einberech-
net worden. Was aber noch überhaupt nicht vorliegt, 
sind die tatsächlichen Einschreibungszahlen. Das ist 
der entscheidende Punkt. Außerdem sind – um es 
etwas banal auszudrücken – die Aufwände und Er-
träge noch nicht bekannt. 

Alles das müssen wir uns genau anschauen. Das gilt 
auch für die Fragen zu den Ausnahmetatbeständen, 
die man in Baden-Württemberg – sinnvollerweise – 
geschaffen hat, über die wir uns hier aber noch gar 
nicht unterhalten haben. Diese Beratungen werden 
erst noch folgen. Dann müssen wir uns damit be-
schäftigen, wie diese Tatbestände handhabbar sind 
und ob das alles sinnvoll ist. 
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Das ist etwas, bei dem wir den Vorteil haben, auf Er-
fahrungen zurückgreifen zu können, um mögliche 
Fehler zu vermeiden. Wir werden das in aller Ruhe 
tun. Jetzt fangen wir gerade erst damit an. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Remmel stellt nun seine zweite und 
letzte Frage. Bitte schön, Herr Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Schönen Dank. – 
Frau Ministerin, da ich im Hochschulrecht und in den 
Freiheitsrechten gar nicht zu Hause bin, werden Sie 
sich vorhin wahrscheinlich gefragt haben, warum ich 
diese ganzen Paragrafen und Artikel zitiert habe. Ich 
will Sie aufklären und im Anschluss daran noch ein-
mal konkret nachfragen. 

Es handelte sich um Zitate aus Begründungen eines 
Ihrer Vorgänger, nämlich Professor Dr. Pinkwart, aus 
dem Jahre 2008 gegenüber der Universität Duis-
burg-Essen dafür, dass eine Anwesenheitspflicht 
nicht rechtmäßig ist. Deshalb frage ich Sie ganz kon-
kret: Hat sich die Rechtsauffassung bei Ihnen im Mi-
nisterium gegenüber der damaligen Rechtsmeinung 
geändert, und wenn ja, aufgrund welcher Prüfung? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Sie werden mir nachsehen, 
dass ich die Akten noch nicht rückwirkend bis 2008 
gelesen habe. Die Rechtsauffassung hat sich nach 
meinem Eindruck aber nicht geändert. 

Wir haben erste Prüfungen durchgeführt. Sie haben 
aber auch gehört, dass sowohl die Hochschulnovelle 
als auch das Thema, das wir danach behandelt ha-
ben, in Vorbereitung sind. 

Natürlich sind die Prüfungen noch nicht abgeschlos-
sen. Wir werden sie Stück für Stück abarbeiten. Wir 
werden das selbstverständlich prüfen. Wir werden es 
sowohl mit den unmittelbar Betroffenen, also den 
Hochschulen, als auch im Rahmen der Gesetzge-
bungsverfahren ausführlich erörtern. Dann können 
selbstverständlich auch sämtliche Rechtsbedenken 
noch einmal zur Diskussion gestellt werden. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Mostofizadeh hat eine Frage. Bitte 
schön. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Vielen Dank, 
Herr Präsident. – Frau Ministerin, Sie haben vorhin in 
erfreulich offener Art und Weise ausgeführt, dass Sie 
die Ergebnisse aus Baden-Württemberg kennen und 

sich diese auch ansehen wollen. Nach unserem 
Kenntnisstand stellt es sich so dar, dass die Anmel-
dezahlen in den betreffenden Bereichen um mehr als 
26 % zurückgegangen sind. 

Interpretiere ich es richtig, dass Sie die Festlegung 
im Koalitionsvertrag mindestens so lange nicht aus-
führen werden, bis Sie eine belastbare Evaluation 
aus Baden-Württemberg kennen, die Sie als Regie-
rung auch ausgewertet haben? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau Mi-
nisterin. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Sie wissen, dass wir uns ein 
Programm für fünf Jahre vorgenommen haben, das 
wir Stück für Stück abarbeiten werden. Meine Art ist 
es, die Dinge sehr ruhig und gründlich zu untersu-
chen, bevor ich den betroffenen Hochschulen und 
selbstverständlich dann auch dem Parlament Vor-
schläge aus meinem Hause vorlegen werde. Wir sind 
noch nicht so weit, dass wir Ihnen das heute schon 
präsentieren könnten. Das verwundert aber auch 
nicht, weil eine gute und gründliche Arbeit vorausge-
hen muss. 

Dass wir sämtliche Erfahrungen aus der Bundesre-
publik und darüber hinaus zurate ziehen, um daraus 
Erkenntnisse zu gewinnen, liegt auf der Hand. Ich 
darf daran erinnern, dass es mit der Hochschule für 
Musik und Theater Leipzig in der Bundesrepublik 
noch eine weitere Hochschule gibt, die den gleichen 
Weg gegangen ist und trotz dieser Gebühren stei-
gende Bewerberzahlen hat. 

Das sind alles nur einzelne Punkte, die insgesamt in 
die gute Vorbereitung einer guten Vorlage einfließen 
müssen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Frau Brems stellt nun ihre zweite und 
letzte Frage. 

Wibke Brems (GRÜNE): Herzlichen Dank, Herr Prä-
sident. – Frau Ministerin, noch einmal zum Thema 
des bürokratischen Aufwands für die Hochschulen, in 
diesem Fall hinsichtlich der Studiengebühren für die 
Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürger: Bei dieser Erhe-
bung würde auch wieder zusätzlicher bürokratischer 
Aufwand anfallen, was wiederum die Einnahmen, die 
Sie vorgesehen haben, reduzieren würde. 

Wissen Sie mittlerweile, wie Sie diesen bürokrati-
schen Aufwand verhindern wollen? Werden Sie die-
sen Aufwand auch ausgleichen und Mittel dafür zur 
Verfügung stellen? 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte 
schön. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Ich sagte ja, dass wir uns in 
Vorbereitungen hinsichtlich dieser Überlegungen be-
finden. 

Eine solche beabsichtigte Einführung von Studienbei-
trägen für Nicht-EU-Ausländer steht und fällt natürlich 
unter anderem damit, ob wir die praktischen Aspekte 
der Beitragserhebung ganz frühzeitig berücksichtigen. 
Nicht zuletzt dazu dienen – neben vielen anderen 
Punkten – die regelmäßigen Gespräche mit den Ver-
tretern der Hochschulen in den unterschiedlichen 
Konstellationen: Fachhochschulen, Universitäten, 
Landeswissenschaftskonferenzen usw. Diese werden 
selbstverständlich sowohl in die praktischen als auch 
in die inhaltlichen Überlegungen und Beratungen eng 
eingebunden. 

Natürlich werden wir in diesem Zusammenhang 
auch genau betrachten, welchen Aufwand die einzel-
nen Schritte einer solchen Einführung in der Praxis 
bedeuten. Wir werden das dann sachgerecht regeln 
und Ihnen entsprechende Vorschläge machen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Kollege Rüße hat noch eine Frage. 
Bitte schön. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Ministerin, ich würde 
gerne auf die Regelung der Rahmenvorgaben zu 
sprechen kommen. Sie haben als Landesregierung 
angekündigt, dass Sie diese ersatzlos streichen wol-
len. Ich würde gerne von Ihnen wissen, ob Sie dieses 
bislang eher sparsam eingesetzte Instrument tat-
sächlich ersatzlos streichen wollen oder ob Sie doch 
eine andere Regelung einführen werden. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte, Frau Ministerin.  

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Das ist ja schon im Koalitions-
vertrag klar ausgedrückt. Diese Rahmenvorgaben, 
die in der Tat bisher nicht häufig eingesetzt worden 
sind, können genau deswegen gestrichen werden. 
Denn sie waren bisher nicht von großem Nutzen. 
Dann können wir sie auch aus dem Gesetz heraus-
nehmen. 

Sie stellen darüber hinaus einen Ausdruck von Miss-
trauen gegenüber den Hochschulen dar. Diese Bot-
schaft, die sich dahinter auch verbirgt, wollen wir 
nicht mehr im Gesetz stehen haben. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke, Frau Ministe-
rin. – Frau Schäffer stellt ihre zweite und letzte Frage. 
Bitte schön. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Frau Ministerin, ich habe noch eine Frage. 
Sie sagen zum Thema „Studiengebühren“, Sie woll-
ten sich die Regelung in Baden-Württemberg ge-
nauer anschauen. Verstehe ich es richtig, dass dann, 
wenn Sie zu dem Schluss kommen sollten, dass 
diese Regelung zu bürokratisch und aus Ihrer Sicht 
unwirksam ist, für Sie die Möglichkeit besteht, dass 
Sie den Koalitionsvertrag in diesem Punkt nicht um-
setzen werden? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Wie heißt es immer? Gründ-
lichkeit vor Schnelligkeit! Wir werden das in aller 
Ruhe prüfen, und dann werden wir Ihnen Vorschläge 
machen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Frau Düker stellt ihre zweite und letzte 
Frage. Bitte schön. 

Monika Düker (GRÜNE): Frau Ministerin, beinhaltet 
diese Prüfung auch, abzuwarten und sich anzu-
schauen, was die Evaluation in Baden-Württemberg 
ergibt? Hintergrund dieser Frage ist, dass die 
schwarze Fraktion und die gelbe Fraktion in der Op-
position bei wesentlichen Vorhaben der damaligen 
rot-grünen Regierung immer eine wissenschaftliche 
Evaluation angemahnt haben. Deswegen lautet 
meine Frage: Heißt „Prüfung“, die Evaluation abzu-
warten, um dann zu entscheiden? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Ich denke, dass wir vor allen Dingen 
zunächst einmal eine ausführliche Untersuchung des 
Zahlenmaterials und der Statistiken bekommen wer-
den. Aber das wird noch ein bisschen dauern. Wir 
brauchen mehr als die gerade schon genannte Zahl 
von 26 %, die grob geschätzt worden ist. Die Ergeb-
nisse sind übrigens je nach Hochschulstandorten in 
Baden-Württemberg außerordentlich unterschiedlich 
ausgefallen. Die genannte Zahl gibt ja den Durch-
schnitt wieder. 

Das wird alles gerade untersucht. Wenn wir diese 
Statistiken und die Ergebnisse über Aufwand und Er-
trag auf dem Tisch haben, werden wir uns das in 
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Ruhe anschauen. Dann haben wir alle gemeinsam – 
wir werden es hier ja ausführlich diskutieren – auch 
die Befähigung, das zu beurteilen. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Also ja?) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Rüße stellt seine zweite und letzte 
Frage. Bitte schön, Herr Rüße. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Ministerin, ich habe 
eine Frage zur Gleichstellung der Geschlechter. Ich 
wüsste gerne von Ihnen, ob die Landesregierung be-
absichtigt, die Frauenquote für Gremien wie den Se-
nat und den Hochschulrat abzuschaffen. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Ich habe das Letzte akustisch nicht 
verstanden. Die Frauenquote … 

Norwich Rüße (GRÜNE): Meine Frage ist, ob die 
Landesregierung die Frauenquote für Gremien wie 
Hochschulrat und Senat abzuschaffen gedenkt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Wir haben noch keine Vorlage 
fertig, in der alle Vorschläge für die Hochschulrechts-
novellierung stehen. Aus meiner Sicht sind das aber 
nicht die Punkte, mit denen wir uns beschäftigen wol-
len. Wir kümmern uns um die Punkte, die Sie alle aus 
dem Koalitionsvertrag kennen. Das heißt: Wir wer-
den uns auf die Stärkung der Autonomie durch die 
Rücknahme bestimmter Vorschriften fokussieren. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Mostofizadeh stellt noch eine 
zweite und damit seine letzte Frage. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Vielen Dank, 
Herr Präsident. – Frau Ministerin, wir sind gewöhnt, 
dass die Regierung versucht, Fragen nicht zu beant-
worten. Aber ich würde Ihre Ausführungen – Sie sind 
eine in der Wissenschaft und vor allem in der Kultur 
durchaus beachtete Person – so interpretieren, dass 
Sie die Erfahrungen aus Baden-Württemberg und 
anderen Regionen nicht nur auswerten, um sie abzu-
heften, sondern, um Erkenntnisse daraus zu ziehen. 

(Ministerin Isabel Pfeiffer-Poensgen: Richtig!) 

Deswegen gehe ich auch davon aus, dass Sie sich 
die Freiheit nehmen werden, das, was zwar im Koa-
litionsvertrag steht, aber möglicherweise negative 

Auswirkungen auf das Land Nordrhein-Westfalen 
hat, nicht auszuführen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte 
schön. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Sie versuchen natürlich – das ver-
stehe ich –, jetzt das Ergebnis vorwegzunehmen. 
Aber lassen Sie uns doch erst einmal seriös die ver-
schiedenen Optionen untersuchen. 

Die – in Anführungsstrichen – „Stimmung“ in Baden-
Württemberg war nicht so – das ist mir vermittelt wor-
den –, dass man jetzt schon große Zweifel am Modell 
haben müsste, weil man mit diesem Rückgang ge-
rechnet hatte. Aber man wird sich das jetzt von Hoch-
schule zu Hochschule sehr genau anschauen. Dann 
wird man eine Bewertung für sich vornehmen. Diese 
Dinge spielen für uns eine Rolle. Aber wir müssen 
natürlich letztlich selber die Entscheidung treffen. Es 
sind nur wichtige Bausteine in einem Diskussions-
prozess, den wir hier gemeinsam führen werden. 

Deswegen werde ich Ihnen diese Frage nicht mit Ja 
oder Nein beantworten können. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Frau Paul stellt ihre zweite und letzte 
Frage. Bitte, Frau Paul. 

Josefine Paul (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Minis-
terin, habe ich es gerade bei Ihren Ausführungen mit 
Blick darauf, was zu den Prioritäten Ihres Gesetzes-
vorhabens gehört und was eher nicht zu den Priori-
täten Ihres Gesetzesvorhabens gehört, richtig ver-
standen, dass Sie an den Frauenquotenregelungen 
sowohl bei den Professorinnen und Professoren als 
auch bei den Gremien wie Senat und Hochschulrat 
festhalten werden? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, bitte 
schön. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Das steht – ich sagte es gerade 
schon einmal – nicht im Fokus der Novelle. Es geht 
um mehr Autonomie und um den Abbau von Büro-
kratie. Das sind die wesentlichen Gesichtspunkte, 
nach denen sich diese Hochschulrechtsnovellierung 
richtet. 

Für mich ist das Thema „Frauen“ sehr wichtig. Ich 
würde in diesem Zusammenhang gerne darauf hin-
weisen, dass … Ich weiß nicht, ob ich das im Rah-
men einer Fragestunde darf. 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Ministerin, Sie 
können antworten, was Sie wollen. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Okay. Ich habe ja noch nicht so viel 
Übung. – Im Gegenteil ist es nämlich unglaublich er-
freulich, dass es jetzt eine Perpetuierung des Profes-
sorinnen-Programms in großem Umfang geben 
wird – seitens des Bundes zusammen mit den Län-
dern. Dieser Punkt liegt mir auch sehr am Herzen. 
Ich stehe dafür, die Frauenrechte in den Hochschu-
len, wo noch viel zu tun ist, weil sich noch nicht alles 
so toll entwickelt hat, weiterhin zu unterstützen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Damit können wir die Fragestunde beenden. 

Wir kommen zu: 

11 Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Ausführung des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch für das Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/492 

Beschlussempfehlung 
und Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 
Drucksache 17/1134 

zweite Lesung  

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, die Reden 
zu Protokoll zu geben.  zu Protokoll zu geben (An-
lage 2). 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales empfiehlt 
in Drucksache 17/1134, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 17/492 unverändert anzunehmen. Wer stimmt 
dem so zu? – CDU, FDP, AfD und Herr Neppe. Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Es enthält 
sich niemand? Habe ich die anderen gerade nicht 
gesehen? 

(Daniel Sieveke [CDU]: Nein, die haben gar 
nicht abgestimmt! – Zuruf von Josef Hovenjür-
gen [CDU]) 

Habe ich nicht richtig geguckt? Oder sind es gerade 
so wenige? 

(Beifall von der CDU) 

Ich habe es gesehen: Alle sind da, und es herrscht 
Einstimmigkeit. Habe ich das richtig registriert? – 
Dann haben wir hier einen einstimmigen Beschluss 

und den Gesetzentwurf Drucksache 17/492 in 
zweiter Lesung verabschiedet. Das nehmen wir 
hier genau so zur Kenntnis. Ich bedanke mich dafür. 

Ich rufe auf: 

12 Verbraucherrechte stärken! – NRW muss sich 
für die Einführung der Musterfeststellungs-
klage einsetzen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/1124 

Ich eröffne hierzu die Aussprache, und für die SPD-
Fraktion spricht nun Frau Kollegin Kapteinat. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen 
Abgeordnete! Meine Damen und Herren! Musterfest-
stellungsklage – ein sehr sperriges Wort. Vermutlich 
ist es deshalb auch das am meisten gegoogelte Wort 
nach dem Kanzlerduell. 

Ich möchte zunächst gerne feststellen, dass es bei 
unserem Antrag nicht darum geht, die vielleicht aus 
den USA bekannte Sammelklage einzuführen, die 
horrende Schadensersatzforderungen gegen Unter-
nehmen mit sich bringt. 

Es geht um Verbraucherschutz bzw. Verbraucher-
rechte, die Rechte unserer Bürgerinnen und Bürger 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Es ist ein Recht, 
das in vielen anderen Ländern der EU bereits besteht 
und insbesondere auch genutzt wird, und im Übrigen 
ein Instrument, für das nicht nur die SPD steht. 

Nachdem Justizminister Maas bereits vor Jahren ei-
nen entsprechenden Gesetzentwurf vorgelegt hat, 
hat sich nun auch Kanzlerin Merkel im Kanzlerduell 
klar dafür ausgesprochen. Gleiches gilt im Übrigen 
für die Verbraucherschutzminister der Länder, die 
parteiübergreifend die Einführung einer Musterfest-
stellungsklage fordern. Ich rechne daher hier heute 
und natürlich auch in Zukunft mir großer Unterstüt-
zung. 

Musterfeststellungsklagen ermöglichen es Verbän-
den, Musterprozesse für eine bestimmte Zahl an Klä-
gern zu führen. Diese können sich dann in offiziellen 
Registern eintragen lassen und sich hinterher sowohl 
auf einen Vergleich als auch auf ein Urteil berufen. 
Durch die Führung eines solchen Prozesses wird 
auch Rechtssicherheit für die Unternehmen geschaf-
fen, denn es müssen nicht zahlreiche Parallelpro-
zesse geführt werden. 

Den größten Vorteil haben aber unsere Wähler, die 
Verbraucher. Musterfeststellungsklagen kommen 
insbesondere dann in Betracht, wenn es um ver-
gleichsweise niedrige Schadensforderungen und 
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demgegenüber verhältnismäßig hohe Verfahrens-
kosten geht. Der einzelne Verbraucher verzichtet 
also unter Umständen aus Angst vor einem Verfah-
ren gegen einen vermeintlich übermächtigen Gegner 
auf sein Recht, und Unternehmen sparen dadurch 
gewaltige Summen. 

Darüber hinaus sichert eine solche Klage aber auch 
etwaige Ansprüche, die sonst der Verjährung unter-
liegen. Nach einem einmal feststehenden Urteil oder 
bestehenden Vergleich ist in der Regel kein weiterer 
Prozess notwendig, um die bestehenden Ansprüche 
durchzusetzen, da man sich eben auf das Urteil oder 
den Vergleich berufen kann. In letzter Konsequenz 
profitieren davon schließlich auch die Gerichte und 
somit auch die öffentliche Hand. 

Zusammengefasst bringt die Musterfeststellungs-
klage folgende Vorteile, wie der Verbraucherzentrale 
Bundesverband bereits festgestellt hat. Zum einen 
werden Verbraucherrechte erleichtert und die Ver-
jährung gehemmt. Zum anderen wird durch Muster-
urteile Rechtssicherheit geschaffen, und darüber hin-
aus haben wir ein beschleunigtes Verfahren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle sitzen hier, 
weil wir von den Bürgerinnen und Bürgern des Lan-
des Nordrhein-Westfalen gewählt worden sind, um 
uns für ihre Belange und die Belange unseres Lan-
des einzusetzen. Ich bitte Sie: Nehmen Sie diesen 
Auftrag ernst, und unterstützen Sie diesen Antrag 
auch im weiteren Verfahren! – Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD und Verena Schäffer 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Kapteinat. – Nun spricht für die CDU-
Fraktion Herr Kollege Kehrl. Das ist seine erste 
Rede. – Insofern wünschen wir Ihnen dafür viel 
Glück, Herr Kollege Kehrl. 

Oliver Kehrl (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wie die meisten wissen, ist die Einführung der Mus-
terfeststellungsklage eine Bundesangelegenheit. 
Das Thema ist aktuell in Berlin in der Abstimmung 
und wird dort von den Akteuren diskutiert. 

Es gibt in der Tat einen Gesetzentwurf aus dem 
Hause des jetzt noch geschäftsführend amtierenden 
Justizministers Heiko Maas. Dieser ist allerdings ju-
ristisch mehr als unzulänglich. 

Für uns als CDU ist wirksamer Verbraucherschutz 
ein wichtiges Thema. Aus diesem Grund hat die 
CDU-Bundestagsfraktion bereits im Jahr 2016 Eck-
punkte zu einer Musterfeststellungsklage formuliert. 

(Zuruf von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Die Akteure auf Bundesebene haben sich des The-
mas angenommen, um für die Verbraucher Vereinfa-
chungen zu schaffen. Deshalb gibt es von unserer 
Seite keine Notwendigkeit des Landes, hier aktiv zu 
werden und in die laufenden Prozesse einzugreifen. 

Nur weil Sie in der Opposition in Berlin einen frühen 
Ermüdungsbruch erlitten haben und sich dort in den 
Katakomben der Opposition versteckt haben, 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

wird hier unserer Meinung nach eine fußlahme Sau 
durch das falsche Dorf getrieben, und zwar deswe-
gen falsch, weil nicht zuständig. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Heike Geb-
hard [SPD]) 

Die SPD in Nordrhein-Westfalen verfällt in denselben 
Aktionismus wie Justizminister Maas auf Bundes-
ebene. Maas hat dort einen Gesetzentwurf einge-
reicht, der laut den meisten Experten juristisch unzu-
länglich war, weswegen wir heute auch noch darüber 
beraten müssen. Es scheint fast so, als habe die 
SPD-NRW kein großes Vertrauen in die Qualität des 
Entwurfes ihres Bundesministers. 

Der Gesetzentwurf auf Bundesebene beinhaltet 
zahlreiche diskussionswürdige Punkte. In seiner jet-
zigen Form ist der Entwurf rechtlich unzulänglich und 
bietet dem Verbraucher auch keinerlei Rechtssicher-
heit. 

Im Gegenteil: Erstens. Für die vom Abgasskandal 
Betroffenen beispielsweise bietet er in seiner jetzigen 
Form keinerlei Hilfe, da die ersten Musterklagen frü-
hestens zwei Jahre nach Verabschiedung des Ge-
setzes geführt werden können. Das wissen Sie na-
türlich. 

Wir sehen zweitens auch Gefahren. Ausländische 
Großkanzleien könnten über Verbrauchervereine 
aus dem Ausland tätig werden und als Strohmänner 
bei uns klagen. Mit dem Maas-Entwurf kann nicht 
verhindert werden, dass bei uns eine Klageindustrie 
nach US-Vorbild entsteht. Und wir wissen, zu wel-
chen Schizophrenien dieses US-Modell führen kann. 

Drittens. Der Entwurf bringt uns auch keine Rechts-
sicherheit, weil verklagte Unternehmen sich im Zwei-
fel auf keinerlei Vergleiche einlassen würden. 

Damit würden Verfahren sogar sehr viel länger dau-
ern. Verbraucher verlören viel Zeit, bis eine verbind-
liche Gerichtsentscheidung fällt. Für uns ist eine 
schnelle gerichtliche Klärung für alle Betroffenen 
wichtiger als ein ausgefeilter Vergleich für wenige. 

Der Entwurf der SPD vermittelt leider wie so oft den 
Anschein, einseitig gegen die Unternehmen gerichtet 
zu sein – auch dort, wo dies sachlich nicht gerecht-
fertigt ist. Wir wollen, dass sich auch Unternehmen 
auf ein Feststellungsurteil berufen können. Es muss 
also gleiches Recht für beide Seiten gelten. 
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Heute haben wir bereits ausreichenden Rechts-
schutz für die Verbraucher. Wir können individuell 
klagen und werden von Verbraucherverbänden un-
terstützt. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Das sieht die 
Verbraucherzentrale anders!) 

Zweiter Punkt. Bedürftige Kläger können bei einer 
Erfolgsprognose durchaus Prozesskostenhilfe erhal-
ten. Die ZPO sieht im Grunde genommen schon vier 
Dinge vor, die wir alle kennen: die Streitgenossen-
schaft, die Klagehäufung, die Prozessverbindung 
und das Kapitalanlegermusterverfahrensgesetz. 

Bereits heute können Sie Forderungen etwa an eine 
Verbraucherschutzzentrale abtreten, wo diese ge-
sammelt und im Wege der objektiven Klagehäufung 
durch eine einzige Klage geltend gemacht werden 
können. Angesichts der somit ohnehin bereits beste-
henden Möglichkeiten des kollektiven Rechtsschut-
zes sollte zunächst abgewartet werden, wie sich die 
Bundesebene im Laufe der vielleicht heute Nacht 
weitergehenden oder final weitergehenden Koaliti-
onsverhandlungen zu dem Thema positioniert. 

Alles in allem: Weil Sie sich in Berlin in die Opposition 
verkrochen haben, holen Sie hier in NRW olle Kamel-
len raus, die erstens rechtlich ungenügend sind und 
damit das Ziel verfehlen, zweitens Verbrauchern wei-
ter das Kostenrisiko überlassen, drittens Missbrauch 
fördern, viertens Unternehmen ohne inhaltliche Prü-
fung an den Pranger stellen und daher für die Wirt-
schaft in Deutschland auch gefährlich werden kön-
nen sowie fünftens Vergleiche erschweren und Ge-
richte nicht entlasten.  

Ich freue mich auf die Auseinandersetzungen im 
Rechtsausschuss. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Glückwunsch zur 
ersten Rede, Herr Kehrl! Ich hoffe, ich spreche den 
Namen mit dem „h“ richtig aus. Auf eine weitere gute 
Zeit! – Als nächster Redner spricht für die FDP-
Fraktion Herr Kollege Mangen. 

Christian Mangen (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist schon bemerkenswert, dass 
ich jetzt zum zweiten Mal hier stehe 

(Lachen von der SPD) 

und über einen Antrag der SPD rede, bei dem es da-
rum geht, dass ein Gesetzentwurf über den Bundes-
rat eingebracht werden soll. Es waren immer solche 
Gesetzentwürfe, an denen sich sozialdemokratische 
Regierungen in der Vergangenheit bereits die Zähne 
ausgebissen hatten: Genauso war es beim Unter-
nehmensstrafrecht; so ist es auch hier. 

Dabei liegt dem Antrag der SPD sicherlich ein guter 
Wille zugrunde. Es ist richtig zu überlegen, die 
Rechte von Bürgerinnen und Bürgern zu stärken. 

Ich glaube allerdings, dass der vorliegende Antrag 
dem nicht gerecht wird. So einfach, wie Sie es ge-
rade geschildert hatten, dass es für alle Beteiligten 
nur besser wird, ist es ja nun weiß Gott nicht. Das will 
ich an drei Punkten kurz klarmachen. 

Erstens. Schnellschüsse bezüglich der Gesetzge-
bung sind hier schlicht nicht zielführend. Die Forde-
rung, dies bis April 2018 zu erledigen, ist nicht seriös. 
Es wurde gerade schon angesprochen: Da die The-
matik im Moment in Berlin bei den Sondierungsge-
sprächen behandelt wird, sollten wir abwarten, was 
dabei herauskommt, zumal die Ebene des Bundes ja 
auch sachlich die richtige ist. 

Nun möchten die Sozialdemokraten indes dem Pro-
zess unter die Arme greifen, indem NRW aus einem 
vergurkten Gesetzentwurf des Bundes, der noch 
nicht einmal über die Ressortabstimmung hinausge-
kommen ist, einen vernünftigen Gesetzentwurf bas-
teln soll – und das auch noch bis April 2018. Wir sol-
len also in einem halben Jahr das erledigen, was die 
SPD in vier Jahren Regierungsverantwortung im 
Bund nicht erreicht hat. 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Den die CDU blo-
ckiert hat!) 

Das ist ein Offenbarungseid sozialdemokratischer 
Rechtspolitik, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die NRW-Koalition aus FDP und CDU hingegen hat 
sich in den ersten Monaten der wichtigen und drin-
genden Themen dieses Landes angenommen und 
bereits 1.135 zusätzliche Stellen für die Justiz im 
Haushalt festgelegt. 

(Verena Schäffer [GRÜNE]: Das hilft aber 
doch nicht den Verbrauchern!) 

Auch der letzte Satz des vorliegenden SPD-Antrages 
ist entlarvend. Ich zitiere mit Erlaubnis des Präsiden-
ten: 

„Am 3. September 2017 sagte Angela Merkel hin-
gegen ,Ich bin im Grundsatz für Sammelklagen‘.“ 

Das steht im SPD-Antrag, und es ist schon bemer-
kenswert, wenn nunmehr die SPD-Fraktion als Prä-
misse ihres politischen Handelns sich Angela Merkel 
anschließt. 

(Zuruf von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]) 

Da sollten wir hellhörig werden. Vielleicht vermisst 
der eine oder andere bereits die Große Koalition in 
Berlin. 
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Zweitens. Es muss zudem verhindert werden, dass 
aus der vermeintlich guten Idee der SPD ein Gesetz 
entsteht, welches unter anderem den Strafschadens-
ersatz ermöglicht. Dieser ist nicht nur in unserem 
Rechtssystem nicht vorgesehen, sondern gibt das 
Strafmonopol des Staates an einzelne Bürger oder 
Bürgergruppen weiter, was unbedingt zu verhindern 
ist. 

Das ist auch der Grund, warum sich der juristische 
Diskurs in Deutschland stets gegen derartige For-
men von Kollektivmaßnahmen ausgesprochen hat. 
Haben sich vielleicht die Verbraucherzentralen dafür 
ausgesprochen – sie wären ja auch wahrscheinlich 
die maximal Handelnden –, so hat es zum Beispiel 
der 66. Deutsche Juristentag nicht getan. Auch die 
höchstrichterlichen Stellungnahmen des Bundesge-
richtshofs sprechen sich klar gegen ein solches Vor-
gehen aus. 

Drittens. Der vorliegende Antrag stellt zu Recht fest, 
dass es in Deutschland bereits Möglichkeiten der kol-
lektiven Rechtsdurchsetzung gibt. So können von 
Verbraucherverbänden für eine Vielzahl von Ge-
schädigten gemeinsame Feststellungen in einem 
Musterverfahren bei den Landgerichten erreicht wer-
den. Geschädigte müssen ihre Leistungsansprüche 
aber auch zukünftig und dennoch in Einzelklagen auf 
der Grundlage dieses Musterurteils durchsetzen. Un-
mittelbar hilft die Musterfeststellungsklage den Ver-
brauchern mithin nicht, was der Antrag wahrheitswid-
rig suggerieren soll. 

Diese Systementscheidung unserer Rechtsordnung 
ist grundsätzlich richtig. Auch wenn es häufig so dar-
gestellt wird, so ist doch die Suche nach Einzelfallge-
rechtigkeit in jedem Verfahren eine große Stärke und 
keine Schwäche der Justiz. Das gilt im Übrigen und 
insbesondere auch für den Geschädigten. 

Ich denke, im Bundesrat mit einem Entwurf vorzu-
sprechen, der auf den unüberlegten Grundlagen ei-
nes Gesetzentwurfes fußt, der nicht einmal über die 
Ressortabstimmung hinausgekommen ist, ist wenig 
ratsam.  

Finden wir vielmehr in einer überlegten Diskussion 
zu Mitteln, welche den Menschen in unserem Lande 
wirklich helfen! Für eine solche Diskussion stehen die 
Freien Demokraten immer bereit. Wir werden natür-
lich auch der Überweisung an den Ausschuss zu-
stimmen. Den Antrag selbst werden wir höchstwahr-
scheinlich ablehnen. – Vielen Dank und Glück auf! 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Mangen. – Für die grüne Fraktion spricht nun Frau 
Schäffer. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Heribert Prantl hat vor ei-
nigen Tagen einen Hilferuf für die Rechtspolitik in der 
„Süddeutschen Zeitung“ veröffentlicht, in der er 
schreibt, dass aus seiner Sicht die Rechtspolitik viel 
zu oft nur noch der inneren Sicherheit dient. Er weist 
zu Recht darauf hin, dass die Rechtspolitik in den 
vergangenen Jahrzehnten in der Bundesrepublik 
Deutschland wichtige gesellschaftspolitische Debat-
ten abgebildet hat. Er sprach von der Debatte über 
die Wiederbewaffnung, über die rechtliche Aufarbei-
tung der Nazi-Verbrechen oder aber der Diskussion 
über den § 218 Strafgesetzbuch.  

Mir persönlich – nicht nur, weil ich Heribert Prantl 
sehr gut finde – hat dieser Kommentar außeror-
dentlich gut gefallen, weil er deutlich macht, welche 
Stellung die Rechtspolitik haben sollte und dass die 
Rechtspolitik sich natürlich aktueller gesellschaftspo-
litischer Entwicklungen annehmen und sich damit 
auseinandersetzen muss, um eben Recht und Instru-
mente der Rechtsdurchsetzung weiterzuentwickeln. 
Das ist unsere Aufgabe als Politikerinnen und Politi-
ker. 

Dazu gehört selbstverständlich auch die Frage, wie 
man das Recht von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern gegenüber Unternehmen durchsetzen kann. 
Es ist ja nicht so, dass es heute noch dieses direkte 
Verhältnis vom Verbraucher gegenüber der Besitze-
rin des Tante-Emma-Ladens gibt, die sich im Streit-
fall auf Augenhöhe vor Gericht begegnen. Wir haben 
heute eine Situation, dass Verträge mit Unternehmen 
abgeschlossen werden, deren AGBs von hochspezi-
alisierten, hochbezahlten Rechtsabteilungen bzw. 
Rechtsanwälten erarbeitet werden.  

Für die einzelne Verbraucherin oder den einzelnen 
geschädigten Verbraucher geht es dabei um rechts-
widrige AGBs und Vertragsänderungen, um Täu-
schungen und Tricksereien in Verträgen und bei Pro-
dukten. Es ist so, dass vielleicht der Schaden für den 
einzelnen Betroffenen sehr gering ist, vielleicht nur 
wenige Euro beträgt. Dann stellt man sich als Ver-
braucherin und Verbraucher natürlich die Frage: 
Gehe ich jetzt wegen einer Schadenssumme von 3 € 
oder von 30 € vor Gericht? Tue ich mir das an, die 
Arbeit, die Zeit, die Mühe, die ich damit habe, weil 
mich die Stadtwerke betrogen haben oder weil mich 
ein Anbieter einer App betrogen hat?  

Ich behaupte – und es gibt sogar Untersuchungen 
dazu –, dass die wenigsten sich tatsächlich die Arbeit 
und die Mühe machen, den Rechtsweg zu beschrei-
ten, zumal die Prozesskosten oftmals um ein Vielfa-
ches höher sind als der Schaden selbst. Wenn nur 
100.000 Verbraucherinnen und Verbraucher wegen 
30 € eben nicht klagen, dann mögen diese 30 € für 
jeden Einzelnen von uns nicht viel Geld sein, aber für 
das Unternehmen ist es schon eine gewaltige 
Summe, die da zusammenkommt. 
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(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Punkt ist doch, dass die Unternehmen durchaus 
damit rechnen und kalkulieren, dass die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher eben nicht vor Gericht gehen 
und sich somit die Summe nicht einklagen. Ich finde, 
es kann nicht sein, dass Unternehmen nichts zu 
fürchten haben. Es geht mit Blick auf das Rechts-
empfinden in unserem Rechtsstaat einfach nicht, 
dass Unternehmen so handeln. Hier müssen wir die 
Rechte der Verbraucherinnen und Verbraucher stär-
ken. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Kehrl, wenn Sie sagen, die Bundestagsfraktion 
der CDU habe bereits 2016 ein Eckpunktepapier 
dazu vorgelegt, dann entschuldigen Sie: Die grüne 
Bundestagsfraktion hat bereits im Jahr 2014 einen 
Gesetzentwurf vorgelegt. Und deshalb, Herr Man-
gen, kann man hier auch nicht von Schnellschüssen 
reden. Die Debatte gibt es seit etlichen Jahren, es 
gibt mehrere Gesetzentwürfe dazu. Also, hier von ei-
nem Schnellschuss zu reden, finde ich doch ziemlich 
daneben.  

Die grüne Fraktion ist mit einem Vorschlag in den 
Bundestag gegangen und hat gesagt, sie wolle eine 
Gruppenklage einführen. Sie will, dass Verbrauche-
rinnen und Verbraucher selbst zu Prozessbeteiligten 
werden und das Urteil direkt für oder gegen sie wirkt, 
ohne dass weitere Prozesse erforderlich sind. Dann 
könnten auch direkt im Verfahren Anträge auf Zah-
lung von Schadenersatz gestellt werden. Leider – 
und das ist auch nicht sehr überraschend – wurde 
dieser Gesetzentwurf von der Großen Koalition, also 
von SPD und CDU, im Deutschen Bundestag abge-
lehnt.  

Nichtsdestotrotz finde ich – auch wenn wir Grüne ei-
gentlich weitergehen wollten, als Heiko Maas es in 
seinem Entwurf vorgeschlagen hat –, dass auch die 
Musterfeststellungsklage immerhin schon ein Schritt 
nach vorne wäre, ein Erfolg für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher. Ich habe es heute noch einmal 
nachgelesen, die Tagesschau hat es gemeldet, dass 
derzeit bei den Jamaika-Verhandlungen über dieses 
Thema diskutiert wird. Wenn wir es wirklich schaffen, 
dass eine Musterfeststellungsklage Bestandteil eines 
Koalitionsvertrages in Berlin wird, dann wäre das aus 
meiner Sicht eine deutliche Stärkung des Verbrau-
cherschutzes und der kollektiven Rechtsschutzmög-
lichkeiten in Deutschland.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Biesenbach, sie werden gleich als Minister hier 
Stellung beziehen müssen zum Antrag der SPD. Ich 
hoffe, dass Ihre Position nicht wieder so windelweich 
und so wie ein Wackelpudding sein wird wie bei un-
serem Antrag zum Thema Schwarzfahren, wo Sie 
sich ja total aus der Affäre gezogen und eigentlich 
überhaupt nichts Inhaltliches gesagt und sich auch 

nicht positioniert haben. Also, positionieren Sie sich 
hier bitte schön, und positionieren Sie sich für einen 
starken Verbraucherschutz!  

Ich glaube, das sind wir den Bürgerinnen und Bür-
gern in Nordrhein-Westfalen schuldig. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Schäffer. – Und nun spricht für die AfD-Fraktion Herr 
Röckemann. 

Thomas Röckemann (AfD): „Was kümmert mich 
mein Geschwätz von gestern?“ – Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Kolle-
gen! Meine sehr geehrte Damen und Herren! Wir alle 
wissen es: Das Zitat stammt von Konrad Adenauer 
und beschreibt eine grundsätzliche Einstellung der 
Politiker alter Parteien gegenüber ihrem Souverän. 
Versprochen wird viel, gehalten wird wenig, eine Li-
nie erkennen mag, wer will. Uns stellt sich zudem die 
Frage: Gibt es tatsächlich so etwas wie politischen 
Alzheimer, oder wollen Sie mal wieder von den wirk-
lichen Problemen unserer Gesellschaft ablenken?  

Ich denke da an die Masseneinwanderung oder die 
Islamisierung mit den für unser Vaterland unabseh-
baren Folgen.  

(Beifall von der AfD) 

Liebe Kollegen von der SPD, wir helfen Ihnen gern 
auf die Sprünge. Ihre Freunde von den Grünen hat-
ten bereits am 26.09.2014 einen Gesetzentwurf zur 
Musterfeststellungsklage in den Deutschen Bundes-
tag eingebracht. Zusammen mit Ihren damaligen 
Freunden von der CDU haben Sie, liebe antragstel-
lende SPD, den Antrag, den Sie jetzt stellen, am 
05.11.2015 abgelehnt. Sodann hatten Sie weit über 
ein Jahr Zeit, diesen Antrag, den Sie jetzt stellen, mit 
Ihren Freunden auf Landesebene, den Grünen, in 
diesen Landtag einzubringen. Getan haben Sie es 
nicht. Warum nicht, das wird wohl für immer Ihr Ge-
heimnis bleiben. 

(Beifall von der AfD) 

Adenauer und gar politischer Alzheimer? – Entschei-
den Sie bitte selbst.  

Wen bzw. was wollen Sie mit der Musterfeststel-
lungsklage überhaupt erreichen? Mit der Überschrift 
geben Sie vor, die Rechte aller Verbraucher stärken 
zu wollen – mit Ausrufungszeichen und erfrischend 
ungegendert. Sind das vielleicht erste Avancen in 
Richtung AfD? – Da müssen wir Sie leider enttäu-
schen. Wir halten Ihren Antrag für völlig populistisch, 
und zwar im negativen Sinn. Auf einer solchen 
Grundlage ist eine Zusammenarbeit mit der AfD na-
türlich völlig ausgeschlossen.  

(Beifall von der AfD) 
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Sie geben vor, mit der Musterfeststellungsklage alle 
Verbraucher vor mächtigen Konzernen schützen zu 
wollen. Sie warnen vor teuren oder gar zeitaufwendi-
gen Verfahren und – ich zitiere – vor dem „langen 
Weg durch die Instanzen“. Sie malen quasi den Teu-
fel an die Wand, und dabei argumentieren Sie mit ei-
nem rationalen Desinteresse. Rationales Desinte-
resse bedeutet jedoch nicht weniger, als dass der 
Bürger bei kleinen Angelegenheiten regelmäßig gar 
kein Interesse an einem Rechtsstreit hat. Wem ist es 
zum Beispiel noch nicht untergekommen, dass er ein 
Knöllchen bezahlt hat, obwohl er sich völlig im Recht 
wähnt?  

Wer sich dennoch zur Wehr setzen will, kann dies 
getrost tun. Aus anwaltlicher Sicht kann ich Ihnen be-
richten, dass das Kostenrisiko gerade bei kleineren 
Streitigkeiten mehr als überschaubar ist. Übrigens: In 
solchen Fällen endet der von ihnen beschworene 
lange Weg durch die Instanzen bereits beim Amtsge-
richt, also nach der ersten Instanz. Ich sagte bereits: 
ein populistischer Antrag.  

Zudem sind viele Menschen rechtsschutzversichert. 
Diese große Gruppe sprechen Sie mit Ihrem Antrag 
überhaupt nicht an. Aber vielleicht haben Sie ja im 
Sinn, nach der Lebensversicherungswirtschaft nun 
auch die Rechtsschutzversicherungswirtschaft zu kil-
len. Das könnte Ihnen mit solchen Anträgen gelin-
gen.  

Dann gibt es noch die Menschen, die durch Ihre Po-
litik inzwischen so bedürftig geworden bzw. geblie-
ben sind, dass sie einen Anspruch auf Prozesskos-
tenhilfe haben. Auch diese Gruppe kann sich ein ra-
tionales Desinteresse durchaus leisten.  

Es bleiben jetzt lediglich die spektakulären Fälle mit 
hohen Streitwerten übrig, zum Beispiel der soge-
nannte VW-Diesel-Skandal.  

Insbesondere im Hinblick auf den Populismusvor-
wurf gilt das bereits Gesagte: Leute mit Rechts-
schutzversicherung und Bedürftige sind bereits völlig 
geschützt. Selbst die zahllosen Verbleibenden – Sie 
sollten da schon noch etwas nachlegen – brauchen 
ihre Musterfeststellungsklage nicht.  

(Zuruf von der SPD) 

– Informieren Sie sich doch bitte. Ein kurzer Blick ins 
Internet genügt. Sollten Sie keinen Empfang haben, 
lasse ich Sie gern bei mir reinschauen. Es gibt bereits 
Unternehmen, die sich auf Massenfälle spezialisiert 
haben. Diese arbeiten kostenfrei. Nur im Falle des 
Gewinnens wird eine Provision fällig. Wollen Sie viel-
leicht die killen? 

Wir jedenfalls werden Ihren Antrag im Ausschuss kri-
tisch begleiten und erwarten insbesondere eine klare 
Aufstellung über die zu erwartenden Kosten.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Röckemann. – Nun spricht für die Landesregierung 
Herr Minister Biesenbach. 

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Nach den unzähli-
gen Schlagzeilen der vergangenen Jahre über un-
rechtmäßige Preisabsprachen, überzogene Bankge-
bühren oder umgangene Grenzwerte bei Autoabga-
sen zweifelt niemand mehr daran, dass es im moder-
nen, weitgehend durch standardisierte Massenge-
schäfte geprägten Wirtschaftsleben zu Schadenser-
eignissen kommen kann, die eine Vielzahl von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern in gleicher Art und 
Weise betreffen. So weit kann den Ausführungen des 
Antrags der SPD-Fraktion zugestimmt werden, auch 
wenn sie nicht neu und keinesfalls außergewöhnlich 
sind. 

Mit allem anderen macht es sich die Antragstellerin 
aber deutlich zu leicht – erst recht, wenn sie so tut, 
als ließe sich aus dem nur wenige Wochen vor der 
Bundestagswahl veröffentlichten Entwurf von Heiko 
Maas zur Einführung einer Musterfeststellungsklage 
auf die Schnelle ein Gesetzentwurf entwickeln, den 
man als Landesregierung guten Gewissens in den 
Bundesrat einbringen könnte. Hierzu haben die Kol-
legen Kehrl und Mangen bereits deutliche Wertun-
gen vorgenommen; die kann ich mir daher ersparen.  

Insofern sollte jedem klar sein, dass es sich bei dem 
angesprochenen Entwurf gerade einmal um einen 
ersten Diskussionsentwurf handelt, zu dem im Vor-
feld weder die Länder noch die Verbände noch sons-
tige Fachkreise angehört worden sind, wie es in ei-
nem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nach der 
gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesmini-
sterien sein sollte.  

Wie aber will ein Gesetzentwurf die vielfältigen be-
rechtigten Interessen und Sichtweisen in unserem 
Land berücksichtigen geschweige denn zum Aus-
gleich bringen, wenn er bisher ausschließlich in der 
geschlossenen Gesellschaft Berliner Amtsstuben 
ausgebreitet wurde? Vor diesem Hintergrund eignet 
er sich nicht einmal als Blaupause für eine kluge Fort-
entwicklung unseres Zivilprozessrechts.  

Völlig unabhängig von den Privatvorschlägen des 
Bundesjustizministers oder auch dem vorliegenden 
Antrag der SPD-Fraktion ist allerdings die Landesre-
gierung der Auffassung, dass eine intensive und 
sachorientierte Befassung mit möglichen Fortent-
wicklungen des Zivilprozessrechts neben den beste-
henden Instrumenten weiter erleichtert und geboten 
ist. Es liegt gleichermaßen im Interesse der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, der redlichen Unterneh-
men und auch des Rechtsstaats, wenn unrechtmä-
ßig erzielte Gewinne vermehrt geltend gemacht und 
an die Berechtigten zurückgezahlt werden. Darüber 
hinaus lässt eine sorgsam abgestimmte Bündelung 
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einzelner Ansprüche vor Gericht erhoffen, dass die 
Ressourcen der Justiz effizienter genutzt und damit 
nicht überfordert werden. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt es die Landesregie-
rung, dass das Thema des kollektiven Rechtsschut-
zes Gegenstand der gegenwärtigen Sondierungsge-
spräche in Berlin gewesen ist und es dort zu einer 
deutlichen Aussage gekommen ist, dass eine solche 
Massenklage ermöglicht werden soll. Frau Schäffer, 
insofern war Ihr Engagement hier deutlich überholt; 
es hat sich längst erledigt.  

Lassen Sie mich mit Blick auf die bevorstehenden 
Diskussionen und Verhandlungen sowohl in Berlin 
als auch hier aber schon einige Punkte benennen, 
die aus Sicht der Landesregierung unverzichtbar 
sind.  

So bedürfen grundlegende Änderungen im Zivilpro-
zessrecht oder die Einführung neuer Klageinstrum-
ente einer gründlichen fachlichen Prüfung und einer 
breiten Debatte unter Einbeziehung aller betroffenen 
gesellschaftlichen Gruppen. Es darf keinesfalls pas-
sieren, dass durch einen, wenn auch gut gemeinten, 
Schnellschuss eine missbräuchliche Klageindustrie, 
beispielsweise nach Vorbild der US-amerikanischen 
Class Action, entsteht oder das hohe Verfassungsgut 
des rechtlichen Gehörs eines jeden Beteiligten im 
Gerichtsprozess beeinträchtigt wird.  

Darüber hinaus darf die Durchsetzung individueller 
Schadenersatz- oder Erstattungsansprüche auch zu-
künftig nur der Kompensation und nicht den Ge-
schäftsinteressen international agierender Groß-
kanzleien dienen.  

Weiterhin sind solche Mechanismen auszuschlie-
ßen, durch die unter Missachtung des Grundsatzes 
der Waffengleichheit gerade in ihrer Kombination ein 
Erpressungspotenzial gegenüber beklagten Unter-
nehmen entsteht, das diese, selbst wenn sie im 
Recht sind, zu einem Vergleich um jeden Preis nötigt.  

Abschließend dürfen neue Instrumente des Zivilpro-
zessrechts nicht so komplex ausgestaltet sein, dass 
sie neues Verzögerungspotenzial schaffen und da-
mit eine zügige Klärung berechtigter Ansprüche be-
hindern. Ein verschlungenes und unübersichtliches 
Verfahrensmonster hilft letztlich nämlich niemandem.  

Ich bin sicher, dass die neue Koalition in Berlin eine 
Lösung finden wird und wir uns dann hier nicht mehr 
damit beschäftigen müssen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Biesenbach. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.  

Wir kommen also zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrages mit der 

Drucksachennummer 17/1124 an den Rechtsaus-
schuss – federführend –, an den Ausschuss für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Energie und Landesplanung. Die abschließende 
Abstimmung soll im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Wer hat etwas dage-
gen? – Niemand. Damit sind wir einstimmig für die 
Überweisung.  

Ich rufe auf: 

13 Mehr Vielfalt in klassischen Frauen- und Män-
nerberufen fördern – Zukunftstage Girls‘ Day 
und Boys‘ Day ausbauen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/1116 

Für die CDU-Fraktion spricht mit ihrer ersten Rede 
Frau Kollegin Troles. Sie haben das Wort. Bitte 
schön.  

Heike Troles (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zoodirektor oder Balle-
rina? Polizist oder Sekretärin? Können Sie sich da-
ran erinnern, was Sie werden wollten, als Sie noch 
ein Kind waren? Hatten Sie ein Vorbild für Ihren Be-
rufswunsch? Wer war es, der Vater oder die Mutter, 
die nette Grundschullehrerin? Was willst du werden, 
wenn du groß bist? Mit dieser Frage werden Kinder 
bereits früh konfrontiert.  

Ganz bewusst und anschaulich wird diese Auseinan-
dersetzung, wenn sich Jugendliche im Alter zwi-
schen zehn und 15 Jahren konkret die Fragen stel-
len: Was möchte ich später im Leben beruflich ma-
chen? Welche Stärken habe ich? Hier geht es zum 
ersten Mal nicht mehr um den kindlich verträumten 
Wunschberuf des Ritters oder der Prinzessin. Hier 
geht es um die modernen Berufe der Realität. Die 
Beantwortung dieser Fragen entscheidet über den 
weiteren Lebensweg.  

Ein erster Einstieg in diese Entscheidungsfindung ist 
der Girls‘- und Boys‘Day. Fakt ist, dass der Ausbil-
dungsmarkt und der Arbeitsmarkt in Deutschland im-
mer noch geschlechterspezifisch aufgeteilt sind. Das 
heißt, Mädchen wählen sogenannte Frauenberufe, 
Jungs wählen sogenannte Männerberufe.  

Warum ist das 2017 immer noch so? – Weil die Vor-
stellungen bezüglich der persönlichen beruflichen 
Eignung zum großen Teil mit stereotypen Rollen-
mustern verknüpft sind. In unseren Köpfen hält sich 
immer noch hartnäckig der Irrglaube, dass Mädchen 
eher sprachbegabt sind, während Jungs eher eine 
mathematisch-naturwissenschaftliche Veranlagung 
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haben. Diese falsche Vorstellung existiert auch in 
den Köpfen der jungen Schüler.  

Daraus folgt, dass sich die Jugendlichen bei der Be-
rufswahl auf bestimmte geschlechtsspezifisch orien-
tierte Berufe beschränken, und das erstaunlicher-
weise in den letzten Jahren ohne große Verände-
rung.  

Dadurch geht sehr viel ungenutztes Potenzial verlo-
ren, Chancen für unsere jungen Menschen genauso 
wie für die Wirtschaft. Das antiquierte Geschlechter-
denken können und wollen wir uns nicht weiterhin 
leisten. 

Wir wollen individuelle Fähigkeiten fördern und sie so 
auf dem Arbeitsmarkt geschlechtsunabhängig plat-
zieren.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dabei kann die Initiative des Girls‘- und Boys‘Days 
nur ein erster Schritt bei der stärkeren Förderung der 
individuellen Fähigkeiten unserer Nachwuchskräfte 
sein.  

Aber was genau ist der Girls‘- und Boys‘Day? Hier 
möchte ich von der offiziellen Homepage des 
Girls‘Days zitieren: 

„Am Girls‘Day öffnen Unternehmen, Betriebe und 
Hochschulen in ganz Deutschland ihre Türen für 
Schülerinnen ab der 5. Klasse. Die Mädchen ler-
nen dort Ausbildungsberufe und Studiengänge in 
IT, Handwerk, Naturwissenschaften und Technik 
kennen, in denen Frauen bisher eher selten ver-
treten sind. Oder sie begegnen weiblichen Vorbil-
dern in Führungspositionen aus Wirtschaft und 
Politik.“ 

Es geht also darum, den Mädchen Berufsfelder nä-
herzubringen, die sie sich selber entweder nicht aus-
suchen oder nicht zutrauen würden.  

Auch bei dem gleichzeitig stattfindenden Boys‘Day 
geht es darum, Jungen bei der Berufswahl dort zu 
unterstützen, wo männliche Fachkräfte gesucht wer-
den, weil sie zurzeit unterrepräsentiert sind. Jungen 
kommen hier mit männlichen Vorbildern in Berüh-
rung, die ihnen zeigen können, dass diese Berufsfel-
der einen interessanten und ansprechenden Berufs-
alltag bieten.  

Sie sehen: Hier werden neue Horizonte eröffnet. Da-
her sollte es nicht bei einer jährlichen Aktion des 
Girls‘- und Boys‘Days bleiben.  

(Beifall von der CDU) 

Wir wollen diese Idee stärker aufgreifen und mög-
lichst effizient ausbauen, damit sich die jungen 
Frauen und Männer in Nordrhein-Westfalen bei ihrer 
Berufswahl auf ihre persönlichen Fähigkeiten und 
Talente konzentrieren und diese nicht durch stereo-
types Denken verkommen lassen.  

Meine Damen und Herren, glauben Sie mir: Die Er-
kenntnis zu erlangen, dass in einem Fähigkeiten ste-
cken, die man bisher nicht entdeckt hatte, weckt un-
geahnte Motivationsschübe für ungeliebte Schulfä-
cher und das Lernen an sich.  

Die positive Kraft des Girls‘- und Boys‘Days darf 
ebenfalls nicht unterschätzt werden. Frauen in soge-
nannten Männerberufen und Männer in sogenannten 
Frauenberufen zu fördern und dies möglichst frühzei-
tig zu tun, ist der Anspruch unserer Arbeit. 

(Beifall von der CDU) 

Dies mit eigenen erweiterten Aktionen zu unterstüt-
zen, die über den Girls‘- und Boys‘Day hinausgehen, 
ist unser Ziel. Denn die Mädchen und Jungen würden 
an dieser Stelle sagen: Wir wollen nicht für die 
Schule lernen, wir wollen fürs Leben lernen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall von der CDU – Beifall von 
der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, liebe Kolle-
gin. Herzlichen Glückwunsch zur Jungfernrede! – Für 
die FDP darf ich Kollegin Schneider das Wort ertei-
len. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ein großes Ziel der 
NRW-Koalition aus Christdemokraten und FDP ist 
es, junge Menschen ins Berufsleben zu bringen – im 
Idealfall an einem Arbeitsplatz, der den persönlichen 
Wünschen und Talenten der Jugendlichen ent-
spricht. Aber immer noch prägen Rollenbilder und 
Rollenerwartungen das Berufswahlverfahren Heran-
wachsender. Bereits in der letzten Legislaturperiode 
hat meine FDP-Landtagsfraktion einen Antrag auf 
den Weg gebracht, aus dem schließlich eine Initiative 
aller Fraktionen in diesem Hause wurde. 

Auch im Koalitionsvertrag haben wir uns darauf ver-
ständigt, auf diesem Feld aktiv zu werden. Mädchen 
ergreifen nach wie vor klassische Frauenberufe – 
überwiegend im Dienstleistungsbereich. In den 
MINT-Berufen sind Mädchen immer noch unterre-
präsentiert, obwohl Mädchen bzw. junge Frauen die 
besseren Schulnoten haben und mehr Mädchen als 
Jungs über einen Hochschulabschluss verfügen. 

Auf der anderen Seite zählen Jungen zu den Verlie-
rern in unserem Bildungssystem. Das belegen nicht 
nur ihre Schulnoten, auch der Großteil der Schulab-
brecher ist männlich. Dies hat zu Folge, dass schon 
heute in vielen zulassungsbeschränkten Studiengän-
gen der Anteil der weiblichen Studenten oft über 
70 % beträgt. 

(Zuruf von der AfD) 
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Viele junge Männer scheitern am NC, beispielsweise 
in Medizin, Zahnmedizin oder Pharmazie, wo die 
Herren aber auch zur Versorgung der Patienten drin-
gend benötigt werden. 

Gleichzeitig fehlen die Jungs in vielen Berufsfeldern, 
zum Beispiel in der Pflege. Auch in Kitas und Grund-
schulen gelten männliche Fachkräfte immer noch als 
Exoten. So haben die meisten Kinder auf der weiter-
führenden Schule erstmalig Kontakt mit männlichen 
Pädagogen. Ich finde, das ist zu spät. Es braucht si-
cher einen ganzen Strauß an Maßnahmen, um hier 
zu motivieren und die Perspektiven zu erweitern. 

Die beiden unterschiedlich entstandenen Aktions-
tage für Mädchen und Jungen, besser bekannt als 
Girls‘Day und Boys’Day, können dabei helfen, dass 
Rollenzuschreibungen und Rollenerwartungen die 
Berufswahl von Mädchen und Jungen künftig weni-
ger bestimmen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Das Talent, die Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie 
das Interesse und persönliche Neigungen sollten 
ausschlaggebend für die Wahl des Berufes sein, und 
zwar für alle Geschlechter. 

Ich finde es fantastisch, dass es in unserem Land 
eine unglaubliche Anzahl verschiedener Berufe gibt. 
Diese sollten aber den Schülerinnen und Schülern 
auch praktisch und niederschwellig vorgeführt wer-
den. Hierfür eignen sich sowohl der Mädchenzu-
kunftstag wie auch der Jungenzukunftstag ideal. Sie 
lenken den Blick von Jungen und Mädchen auch mal 
auf andere, bisher vielleicht nicht in Erwägung gezo-
gene berufliche Möglichkeiten. 

Leider wurde der Boys‘Day von der rot-grünen Lan-
desregierung immer recht stiefmütterlich behandelt. 
Der NRW-Koalition ist es aber wichtig, alle Ge-
schlechter gleichermaßen zu fördern. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Natürlich brauchen unsere Mädchen nach wie vor in 
einigen Bereichen Förderung. Wir dürfen aber die 
Jungs nicht außen vorlassen und sollten – nein, wir 
müssen – auch ihnen helfen. Die Fraktionen von 
Christdemokraten und FDP schauen, wo konkret Be-
darf besteht, und unterstützen die jungen Menschen 
unabhängig von ihrem Geschlecht. 

Mit unserem heutigen Antrag fordern wir deshalb die 
Landesregierung auf, den Aktionstag Girls‘Day und 
Boys‘Day zu unterstützen und weiterzuentwickeln. 
Ich bin sehr zuversichtlich, dass jedes Ressort es zu 
schätzen weiß, welche Chancen mit der Durchfüh-
rung eines Mädchen- und Jungenzukunftstags für 
unsere Gesellschaft, unsere Arbeitswelt und unser 
Land verbunden sind. 

Nicht nur die Landesregierung oder die Unterneh-
men in Nordrhein-Westfalen sollten den Girls‘- und 
Boys‘Day zelebrieren, auch der Landtag bietet sich 
hierfür als Veranstaltungsort an. Leider wurde hier in 
den vergangenen Jahren regelmäßig ausschließlich 
der Girls‘Day gefeiert. Nachdem alle Fraktionen be-
schlossen haben, künftig auch den Boys‘Day zu wür-
digen, entfiel dieser im Folgejahr komplett zugunsten 
des Welt-Mädchentags im Herbst. Ein Schelm, der 
Böses dabei denkt! 

Erst nach zahlreichen Diskussionen fand im vergan-
genen Jahr der Girls‘- und Boys‘Day als eine Veran-
staltung hier im Hohen Hause statt. Geboten wurde 
ein Markt, auf dem sich zum einen Unternehmen und 
Einrichtungen mit typischen Männerberufen präsen-
tierten, aber auch Vertreter der Berufe, in denen sich 
sonst überwiegend Frauen finden. Davon profitierten 
nicht nur die Jugendlichen, sondern auch die Vertre-
ter dieser Berufe. 

Es wäre wunderbar, wenn eine Veranstaltung dieser 
Art auch künftig stattfinden könnte: für die Mädchen 
und die Jungs in unserem Land. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank, Frau Kol-
legin. – Für die SPD erteile ich Frau Butschkau das 
Wort. 

Anja Butschkau (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor zwei Wo-
chen veröffentlichte die Agentur für Arbeit den Aus-
bildungsmarktbericht 2016/2017. Folgende Erkennt-
nisse dürften niemanden verwundern: 

In den top Zehn der am stärksten von jungen Frauen 
nachgefragten Ausbildungsberufe landen zum Bei-
spiel die Kauffrau für Büromanagement, Medizini-
sche oder Zahnmedizinische Fachangestellte oder 
Friseurin. Bei den Männern fallen dagegen der Kfz-
Mechatroniker, der Industriemechaniker oder der La-
gerlogistiker ins Auge.  

Auch heute noch spiegeln sich klassische Rollenbil-
der von Frau und Mann im Berufswahlverfahren jun-
ger Menschen wider. In technischen Berufen domi-
nieren die Männer, in sozialen Berufen dominieren 
die Frauen. Oft sind Letztere niedriger entlohnt, und 
die Arbeitsbedingungen sind schlechter. 

Um Mädchen und jungen Frauen neue berufliche 
Perspektiven und Chancen aufzuzeigen, wurde 2001 
der Girls’Day eingeführt. Der erste bundesweite 
Boys’Day fand 2011 statt. Das sind gute und wichtige 
Veranstaltungen, finden wir. Daher wird es sie mit der 
SPD auch weiterhin geben. 
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Bei Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von CDU und FDP, haben wir aber viele Fragezei-
chen. Wir haben uns gefragt: Was ist der Sinn des 
Antrags? – Es steht nichts drin, außer dass Sie den 
Girls‘Day und Boys’Day weiterentwickeln wollen. 
Aber wie wollen Sie das machen, und welches Ziel 
verfolgen Sie dabei? 

(Beifall von der SPD) 

Wenn ich den Antrag richtig interpretiere, geht es 
Ihnen allein darum, mehr Frauen in Männerberufen 
und mehr Männer in Frauenberufen unterzubringen. 
Diese ökonomische Sichtweise ist jedoch viel zu kurz 
gegriffen. Die eigentlichen Adressaten des Girls’Days 
und des Boys’Days klammern Sie nämlich völlig aus. 
Ihr Antrag hat weder etwas mit Berufsorientierung 
noch mit Geschlechtersensibilität zu tun. 

(Beifall von der SPD) 

In unseren Augen muss geschlechtersensible Be-
rufsorientierung viel breiter angelegt sein. Ein Akti-
onstag im Jahr erzeugt noch keinen nachhaltigen Er-
folg. Boys‘Days und Girls’Days können lediglich eine 
flankierende Aktion für viel tiefgründigere Maßnah-
men sein. SPD und Bündnis 90/Die Grünen haben in 
der letzten Legislaturperiode ein ganzheitliches Kon-
zept umgesetzt. Vielleicht haben Sie die Gelegen-
heit, sich dieses Konzept noch einmal in Ruhe anzu-
schauen. Vielleicht finden Sie darin die eine oder an-
dere Erkenntnis. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Mit „Kein Abschluss ohne Anschluss“ haben wir ein 
systematisches Übergangssystem zwischen Schule 
und Beruf geschaffen. Gerade hier war das Thema 
„Geschlechtersensibilität“ ein ganz wichtiger Schwer-
punkt. Bei Studienorientierung und Studienberatung 
haben wir auch erste Schritte gemacht. Wir haben 
zudem Talentscouts in die Schulen gebracht, die ge-
rade jungen Menschen aus bildungsfernen Milieus 
zugutekommen. Diese Angebote müssen nun wei-
terentwickelt und ausgebaut werden. 

(Beifall von der SPD) 

Ich weiß, Sie sehen es anders, aber wir schätzen die 
Arbeit der Kompetenzzentren Frau und Beruf sehr 
hoch ein. Auch die Kompetenzzentren leisten einen 
wichtigen Beitrag, damit Mädchen und junge Frauen 
bei der Berufswahl ungewohnte Wege einschlagen. 

(Beifall von der SPD) 

Einen weiteren wichtigen Beitrag leisten außerschu-
lische Lernorte, die junge Menschen an die MINT-
Fächer heranführen. In meinem Wahlkreis, in Dort-
mund, gibt es zum Beispiel ein hervorragendes Kin-
dertechnologiezentrum, das auf ganz spannende 
und faszinierende Art und Weise junge Menschen für 
Naturwissenschaften begeistert. Solche Einrichtun-
gen müssen wir stärker einbinden und sie mit den 
notwendigen Ressourcen ausstatten. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Girls’Days 
und Boys’Days sind gute Aktionen, die helfen, junge 
Menschen, Eltern und Arbeitgeber aufzurütteln. Sie 
sind aber bei Weitem noch kein Konzept für eine um-
fassende geschlechtersensible Berufs- und Studien-
orientierung. Ihrem Antrag können wir in dieser Form 
daher leider nicht zustimmen. 

Das Abschreiben aus dem Koalitionsvertrag ist für 
uns kein Konzept. Wir sind doch sehr enttäuscht, 
dass Sie keine eigenen Ideen zur Weiterentwicklung 
haben und stattdessen den Regierungsapparat be-
mühen müssen.  

Wir sollten den Antrag dennoch überweisen. Wir 
möchten Ihnen schließlich nicht die Chance verweh-
ren, Ihre Hausaufgaben noch nachzuholen und uns 
ein schlüssiges Konzept vorzulegen. – Ich danke 
Ihnen. Glück auf! 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke sehr, Frau Butsch-
kau. – Ich darf für die Grünen nun der Kollegin Paul 
das Wort erteilen. 

Josefine Paul (GRÜNE): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Die freund-
liche Zusammenfassung dieses Antrags könnte 
„dürr“ lauten. Weniger freundlich könnte man aller-
dings auch „Arbeitsverweigerung“ sagen, wenn 
man sich die Beschlussfassung anschaut. Dort 
heißt es:  

„Die Landesregierung soll Frauen in ‚Männerbe-
rufen‘ und Männer in ‚Frauenberufen‘ fördern. Da-
her wird sie beauftragt, die Aktionstage Girls‘Day 
und Boys‘Day mit eigenen Aktionen zu unterstüt-
zen und weiterzuentwickeln.“ 

Halleluja! Wer könnte dem widersprechen? 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN – Zurufe 
von der CDU) 

Ich gehe davon aus, dass sich die Landesregierung 
derzeit auch schon am Girls’Day und am Boys’Day 
beteiligt. Zumindest hat die alte Landesregierung das 
getan. Ich weiß nicht, ob Ihre Landesregierung einen 
derartigen Nachholbedarf hat. Aber das könnte man 
auch auf der Arbeitsebene klären, dafür muss man 
kein so dünnes Papierchen auf den Tisch legen. 

Wichtig ist allerdings die Fragestellung, wie wir tat-
sächlich mit geschlechtersensibler Berufswahlorien-
tierung umgehen. Da ist mehr abzuliefern, als den 
Girls’Day und den Boys’Day fördern zu wollen. 

Ich habe mir beispielsweise einmal in dem Berufsbil-
dungsbericht des Bundesministeriums den Anteil der 
jungen Mütter und Väter an den Auszubildenden an-
geschaut. Dort kann man leider die recht schlechte 
Bilanz lesen, dass 50,4 % aller jungen Mütter und 
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34,1 % aller jungen Väter zwischen 16 und 24 Jahren 
ohne Berufsabschluss sind, keine Schule besuchen 
und keine Berufsausbildung machen. Hier wäre ein 
konkreter Ansatzpunkt, um junge Eltern durch das 
konkrete Instrument der Teilzeitausbildung zu unter-
stützen.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Von konkreten Ansätzen und Konzepten ist bei Ihnen 
nichts zu lesen. 

Frau Butschkau hat gerade schon darauf hingewie-
sen, welche Berufe mehrheitlich von Frauen gewählt 
werden und welche Berufe mehrheitlich von Män-
nern gewählt werden, dass sich Frauen nach wie vor 
auf relativ wenige Berufe konzentrieren. 75 % aller 
Frauen wählen aus ungefähr 25 Berufsarten, bei den 
Männern sind es ein paar mehr. Nach wie vor lässt 
sich feststellen, dass es viel Luft nach oben gibt, vor 
allem wenn wir uns anschauen, dass junge Frauen 
vergleichsweise selten in Handwerksberufe gehen. 
Da ist auf jeden Fall Luft nach oben. 

Mit wem könnten Sie das besprechen? – Das können 
Sie mit Ihrer Landesregierung besprechen. Es wäre 
aber sinnvoller, Maßnahmen zusammen mit den 
Kammern zu planen und zu sagen: Liebe Hand-
werkskammer, das ist das Potenzial, das ihr heben 
müsst. Das ist das Potenzial, das eure Betriebe brau-
chen, um zukunftsfähig zu werden. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Gleichermaßen besteht natürlich auch noch Luft 
nach oben, wenn wir uns anschauen, dass Männer 
in erzieherischen, sozialen und gesundheitlichen 
Ausbildungsberufen nach wie vor unterrepräsentiert 
sind. Aber auch da braucht es doch mehr als die war-
men Worte, dass Sie mehr Männer in Frauenberufe 
bringen möchten. Auch da wäre es doch sinnvoll, zu 
wissen, wie man das eigentlich anstellen möchte. 
Aber wir bleiben mit Ihnen offensichtlich leider nur auf 
der appellativen Ebene: Möglicherweise könnte es 
doch gut sein.  

Frau Butschkau hat darauf hingewiesen: Die rot-
grüne Landesregierung hat konkrete Maßnahmen 
ergriffen. Mit „Kein Abschluss ohne Anschluss“ und 
„GenderKompetent“ haben wir Projekte zur Weiter-
qualifizierung in der Berufswahlorientierung junger 
Männer und Frauen aufgelegt, was genderbezogene 
Kompetenzen angeht. Es kommt doch darauf an, 
dass diejenigen, die in der Berufswahlorientierung 
wichtig sind – die Lehrerinnen und Lehrer, die Bera-
terinnen und Berater, sowohl bei den Arbeitsagentu-
ren als auch in der Studienberatung –, Genderkom-
petenzen haben, damit dort geschlechtersensibel be-
raten werden kann. 

Eines will ich Ihnen noch mit auf den Weg geben, weil 
es mir zu einfach ist, wenn Sie nur sagen, Sie möch-
ten mehr Frauen in Männerberufen und mehr Män-

ner in Frauenberufen: Ich möchte, dass die Men-
schen einen Beruf nach ihren Fähigkeiten und da-
nach auswählen, was sie interessiert. Das bedeutet 
aber auch, dass viele Mädchen, die heute einen 
„klassischen“ Frauenberuf auswählen, in der Konse-
quenz davor stehen, dass diese Berufe schlechter 
bezahlt sind und schlechtere Aufstiegschancen bie-
ten. 

Wie wäre es, wenn wir gemeinsam die Initiative dafür 
ergreifen, dass die Berufe, die mehrheitlich von 
Frauen ausgeübt werden, die gesellschaftliche Wert-
schätzung erfahren, die Ihnen zusteht, und gleicher-
maßen auch besser bezahlt werden? Damit würden 
die hoch wichtigen Tätigkeiten in den sogenannten 
Care-Berufen endlich aufgewertet. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Damit müssten wir die Frauen für ihre Aufstiegschan-
cen und für ihre Existenzsicherung nicht davon über-
zeugen, in technische Berufe zu gehen. Damit könn-
ten wir ihnen sagen: Mach, was du möchtest und wo-
rin dein Interesse besteht, davon kannst du leben. 
Das ist unsere Verantwortung, der Sie mit diesem 
Antrag leider überhaupt nicht gerecht werden. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von der 
AfD – Zuruf von Minister Karl-Josef Laumann) 

– Das verhandeln wir doch gerade in Berlin. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Paul. – Für die AfD hat nun der Abgeordnete Röcke-
mann das Wort. 

Thomas Röckemann (AfD): „Den Sozialismus in 
seinem Lauf hält weder Ochs noch Esel auf.“ 

(Dietmar Bell [SPD]: Was für eine billige Eröff-
nung!) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Verfasst hat das Zitat noch 1989 der Verbrecher 
Erich Honecker als Generalsekretär des Zentralko-
mitees der SED der DDR. Wir alle wissen, dass die-
ses zweite sozialistische Schreckenssystem auf 
deutschem Boden nur wenige Monate nach Ho-
neckers Ausspruch zusammenbrach. Letzte Woche 
jährte sich der Fall der Mauer zum 28. Mal – ein 
glückliches Ereignis für uns alle. 

Man sollte nun glauben, der Staatssozialismus in 
Deutschland sei damit endgültig auf dem Abfallhau-
fen der Geschichte entsorgt. Das ist er aber nicht. 
Das Schreckgespenst des lachenden Sozialismus 
taucht nun im Gewande des „Genderismus“ erneut 
auf. 

(Beifall von der AfD) 
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Das Ziel ist dabei dasselbe: Es ist die Gleichmache-
rei, liebe Kollegen, und es war ein schleichender Vor-
gang seit 1989, gefördert durch Menschen wie Frau 
Bundeskanzlerin Merkel, die noch höchstpersönlich 
in der untergegangenen DDR, sagen wir einmal, „so-
zialistisiert“ wurde. 

Neben Sprach- und Gedankenpolizei und in Bälde 
durchgegenderten Personalausweisen trifft es er-
neut unsere Kinder. Ich zitiere aus Ihrem Antrag: 

„Sowohl der Girls‘Day wie auch der Boys‘Day 
stellen einen wichtigen Beitrag zur geschlechter-
sensiblen Berufsorientierung dar. … Die Landes-
regierung soll Frauen in ‚Männerberufen‘ und 
Männer in ‚Frauenberufen‘ fördern.“ 

Damit, sehr geehrte Damen und Herren der alten 
Parteien, verfolgen Sie Gleichmacherei unter dem 
Dogma der Quote. 

(Daniel Sieveke [CDU]: Bitte?) 

Quoten sind allerdings so nützlich wie ein Kropf. 

Gérard Bökenkamp hat recht, wenn er sagt, dass 
später auf dem freien Markt nicht Geschlechter mit-
einander konkurrieren, sondern Individuen. Frau 
Müller beispielsweise konkurriert um einen Aufsichts-
ratsposten mit Herrn Meier und damit nicht die 
Frauen dieser Welt mit den Männern dieser Welt. 

(Beifall von der AfD) 

Da kommt noch was. 

(Daniel Sieveke [CDU]: So?) 

Frau Müller ist möglicherweise Katholikin, und Herr 
Meier ist Protestant. Wenn sich Herr Meier gegen-
über Frau Müller durchsetzen würde, wäre das na-
türlich kein Erfolg des männlichen Geschlechts ge-
genüber dem weiblichen. Ebenso wäre ein Erfolg von 
Frau Müller kein Triumph des Katholizismus gegen-
über dem Protestantismus. 

(Zuruf von der CDU) 

Wenn Frau Müller den Posten bekäme, könnte man 
das vielleicht als Akt der Emanzipation werten. Es 
könnte aber auch sein, dass Herr Meier in einer 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaft lebt und das 
Unternehmen lieber eine heterosexuelle Katholikin 
als einen schwulen Protestanten im Aufsichtsrat ha-
ben möchte. 

(Beifall von der AfD) 

Dann wäre die Einstellung von Frau Müller kein Akt 
der Emanzipation, sondern der einer Diskriminie-
rung. 

Wenn Herr Meier hingegen Miller hieße und den Pos-
ten bekäme, stellte sich die Frage nach dem Sieg der 
Amerikanisierung in der deutschen Wirtschaft. Be-
käme er den Posten nicht und hieße Mandelbaum, 

könnte dies als Ausdruck eines latenten Antisemitis-
mus gewertet werden. Wie viele homosexuelle Mus-
lime gibt es eigentlich in deutschen Unternehmens-
vorständen und wie viele atheistische Ostdeut-
sche? – Sie sehen, meine Damen und Herren Kolle-
gen, so kommen wir nicht weiter, und das ist genau 
Ihr Dilemma. 

Der Einführung einer Quote, zum Beispiel für Frauen, 
wird der Ruf nach einer Quote für Einwanderer, 
Westdeutsche, Behinderte usw. usf. folgen. Wenn 
man einmal damit anfängt, kommt man aus der Kol-
lektivismusfalle nicht wieder heraus. 

(Zuruf) 

– Na klar ist das ein Thema, Sie haben es nur noch 
nicht gemerkt. Geschlechter lassen sich nun einmal 
nicht gleichstellen, ebenso wenig wie Klassen, Ras-
sen oder Religionen. Man kann nur Individuen gleich-
stellen. 

(Unruhe) 

Wenn Individuen vor dem Recht gleich sind, also für 
alle dieselben Gesetze gelten, dann ist die Gleich-
stellung erreicht. 

(Beifall von der AfD) 

Dieses Stadium haben wir in Deutschland, in Nord-
rhein-Westfalen längst erreicht und brauchen daher 
Staatssozialismus, Genderei und Quote nicht. Bes-
ser ist es, die kostbare Schulzeit unserer Kinder zu 
nutzen, um ihnen Rechnen, Lesen und Schreiben 
beizubringen. Mit einer guten Schulausbildung, wie 
sie die AfD fordert, werden die Kinder dann – unter-
stützt durch die sie liebenden und versorgenden El-
tern – ihren Weg ins Leben fast wie von alleine fin-
den. Wir von der AfD stehen Ihrem Antrag kritisch ge-
genüber. 

(Beifall von der AfD – Zuruf von der CDU) 

Präsident André Kuper: Danke. – Für die Landes-
regierung erteile ich Frau Ministerin Pfeiffer-Poens-
gen das Wort. 

Isabel Pfeiffer-Poensgen, Ministerin für Kultur und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordnete! Jahr für Jahr müssen wir fest-
stellen, dass es bei der Entscheidung für einen Aus-
bildungsberuf kaum Veränderungen bei den jungen 
Frauen und Männern gibt. Nach wie vor ist die Be-
rufswahl wesentlich von traditionellen Rollenbildern 
geprägt.  

Mehr als die Hälfte der Mädchen – das haben wir 
heute gehört – wählt aus 300 anerkannten Ausbil-
dungsberufen im dualen System nur zehn frauenty-
pische Berufe. Spitzenreiter sind nach wie vor die 
Kauffrau für Büromanagement sowie Medizinische 
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und Zahnmedizinische Fachangestellte. Unter die-
sen zehn Berufen befindet sich kein einziger mit tech-
nischer Ausrichtung.  

Das Berufswahlverhalten junger Männer ist ähnlich 
traditionell. Trotz vielfältiger Interessen und Stärken 
entscheiden sie sich häufig für gewissermaßen jun-
gentypische Berufe wie Kraftfahrzeugmechatroniker, 
Industriemechaniker oder Elektroniker.  

Mit dieser verengten Ausrichtung auf nur wenige Be-
rufe schöpfen junge Frauen und Männer ihre berufli-
chen Potenziale nicht aus. Sie verschließen sich da-
mit wertvollen Optionen für ihre persönliche Zukunft 
gegenüber.  

Die Entwicklung in Technik, Digitalisierung und die 
Vernetzung der Arbeitswelt schreiten voran, gleich-
zeitig wird unsere Gesellschaft immer älter. Das be-
deutet, wir brauchen mehr weibliche und männliche 
Fachkräfte in Technik und Informatik. Aber auch in 
Pflege, Gesundheit und Erziehung wächst der Be-
darf. Es gilt deshalb, Berufsorientierung und Berufs-
wahl fernab von Rollenklischees und damit zukunfts-
fähig zu gestalten.  

Das Problem dieser eingeschränkten Berufswahl 
von Mädchen und Jungen ist nicht neu; es wurde hier 
bereits erwähnt. Es gibt seit dem Jahr 2001 in jedem 
Jahr den Girls‘Day, um mehr Mädchen für die soge-
nannten MINT-Berufe zu begeistern. Seit dem Jahr 
2011 gibt es auch den Boys‘Day, damit Jungen die 
Gelegenheit erhalten, Berufe zum Beispiel in Pflege 
und Erziehung kennenzulernen. Leider sind diese 
Aktionstage zeitlich auf einen Tag im Jahr begrenzt. 
Ihre Wirksamkeit ist entsprechend eingeschränkt.  

An diesem Punkt will die Landesregierung ansetzen 
und das Konzept von Girls‘Day und Boys‘Day weiter-
entwickeln. Wir wollen beide Aktionstage nachhalti-
ger gestalten, damit Mädchen und Jungen in für sie 
untypischen Berufsfeldern kontinuierlicher gefördert 
werden können – nicht nur an einem Tag im Jahr. 
Ganz konkret wollen wir dabei an das Konzept der 
Girls‘Day- und Boys‘Day-Akademien anknüpfen, wie 
es sie beispielsweise in Baden-Württemberg gibt. 
Hierzu haben wir bereits erste Gespräche mit mögli-
chen Kooperationspartnern geführt.  

Für die Weiterentwicklung der Zukunftstage sind im 
Haushaltsentwurf 2018 bereits Landesmittel in Höhe 
von 150.000 € vorgesehen. Darüber hinaus werden 
einzelne Ressorts der Landesregierung die jährli-
chen Zukunftstage wie bisher mit eigenen Aktionen 
unterstützen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Herzlichen Dank, Frau Mi-
nisterin. – Da mir keine weiteren Wortmeldungen vor-
liegen, sind wir am Schluss der Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/1116 an den Ausschuss für Gleichstellung und 
Frauen – federführend –, an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales sowie an den Aus-
schuss für Familie, Kinder und Jugend. Die ab-
schließende Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen.  

Wer dieser Überweisungsempfehlung folgen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die SPD, die Grünen, die CDU, die FDP, die AfD 
und der fraktionslose Abgeordnete Neppe. Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich? – Diese Überwei-
sungsempfehlung ist damit einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

14 Nordrhein-Westfalen in Europa: Erste Impulse 
setzen – grenzüberschreitende Kooperation 
mit den Niederlanden und Belgien intensivie-
ren, den europäischen Zusammenhalt fördern, 
die strukturellen Verknüpfungen ausbauen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/1113 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kollegen 
Dr. Nolten das Wort.  

Dr. Ralf Nolten (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Wer in Bor-
ken, Kleve, Heinsberg oder Aachen lebt, für den sind 
Venlo, Roermond oder Lüttich ganz nah. Viele Men-
schen denken und leben ihren Alltag grenzüber-
schreitend, wohnen hier, arbeiten dort, kaufen an 
Feiertagen beim Nachbarn ein.  

Es gibt aber noch Barrieren, denn anders kann die 
geringere Wirtschaftsleistung in den Grenzräumen 
nicht erklärt werden. Fragen wir uns, was jeder Ein-
zelne von uns vom Baurecht, vom Schulwesen, vom 
Gesundheitswesen oder von den politischen Ent-
scheidungsprozessen bei den Nachbarn weiß. Dabei 
bergen die kulturelle Vielfalt, andere Planungs- und 
Gestaltungsansätze in der Wirtschafts- und Struktur-
politik, vor allem aber in der Bildungs- und Arbeits-
marktpolitik Chancen – Chancen für uns alle. 

Wir wollen, dass vor allen Dingen die jungen Men-
schen diese Chancen nutzen.  

Hierfür ist sprachliche Kommunikationsfähigkeit von 
Bedeutung. Wer wohnt auf der deutschen Seite der 
Grenze und spricht Niederländisch? Unser Kollege 
Bergmann ist da sicherlich eine rühmliche Aus-
nahme. 
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(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP – Nadja Lüders [SPD]: Nein!) 

Mit einem Tag der niederländischen Sprache in den 
Schulen und in den Kommunen könnten wir einen 
Impuls setzen. Denkbar sind auch das Lernen in 
Sprachtandems außerhalb der Schule und längere 
Austauschaufenthalte im Nachbarland.  

Europaschulen, wie es sie mittlerweile zahlreich im 
Grenzland gibt, lenken zwar den Blick über die Gren-
zen, aber erst die Euregioprofilschulen haben Part-
ner auf der anderen Seite. Leider fehlt ihnen größten-
teils das Lehrmaterial.  

Vielleicht sind Dependance-Schulen, Lehrerpools, 
Module zur Kultur und Geschichte des Nachbarn bis 
hin zu Doppelabschlüssen realisierbare Chancen 
und Optionen.  

Auch bei der Ausbildung können wir mehr tun – mit 
berufsbezogenen e-Learning-Modulen, mit Euregio-
Kompetenzpraktika, mit strukturierten Aufbaulehr-
gängen, wenn wichtige Inhalte in der Ausbildung feh-
len. Wir wollen interessierten niederländischen und 
belgischen Auszubildenden die Möglichkeit geben, in 
deutschen Berufsschulen Module zu besuchen, da-
mit sie leichter in den regionalen Arbeitsmarkt eintre-
ten können.  

Es gibt etwa 3.000 unterschiedliche Berufe. 95 % da-
von sind nicht reglementiert. Wenn also der nieder-
ländische Anstreicher einen Job sucht, dann be-
kommt er über EURES, über die entsprechenden 
Grenzgänger-Infopunkte Informationen, Hilfe bei der 
Arbeitsplatzsuche und Aufnahme der Arbeit.  

Wir müssen aber den Blick noch weiter lenken auf 
die 150 reglementierten Berufe. Besonders in den 
Bereichen Bildung, Erziehung und im Gesundheits-
wesen variieren die Ausbildungsinhalte und -zeiten in 
den einzelnen Ländern sehr stark; der Landtag hat 
vor zwei Jahren intensiv darüber diskutiert.  

Es wäre sinnvoll, etwas von den Niederlanden zu ler-
nen – nicht beim Fußball, sondern insbesondere bei 
der Anerkennung von Bildungsabschlüssen. 

(Heiterkeit von Nadja Lüders [SPD]) 

Die Anerkennung läuft dort nämlich tatsächlich deut-
lich schneller, zielführender und pragmatischer ab. 
Da müssen wir mehr tun. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zum Schluss zur Hochschulbildung. Allein in der Eu-
regio Maas-Rhein sind über 120.000 Studierende an 
den verschiedenen Hochschulen eingeschrieben, 
weitere Hunderttausende im näheren und weiteren 
Umfeld. Wir wünschen mehr Unterstützung für inter-
nationale Bachelor- und Masterstudiengänge über 
neue Europa-Studiengänge, über das Programm 
„Erasmus+“ hinaus. 

Warum muss ein Bonner Student, der im Rahmen 
des Double-Degree-Programms auch an der Univer-
sität Wageningen studiert, zweimal – hier wie dort – 
Semesterbeiträge bezahlen? Was unsere benach-
barten Bundesländer angeht, greift eine Ausnah-
meregelung. Trotzdem ist für den Bonner Agrarstu-
denten Wageningen näher als jede andere vergleich-
bare Agrar-Fakultät in Deutschland. 

Wenn ich einen Wunsch frei hätte – es geht auf 
Weihnachten zu –, wünschte ich mir, wir arbeiteten 
an der Harmonisierung der Semesterzeiten. Im regu-
lären Zeitplan bekommen wir faktisch keine internati-
onalen Summer Schools hin. Also: Weg mit unserem 
deutschen Sonderweg, wie es auch die KMK schon 
mehrfach gefordert hat! Her mit verbindlichen Um-
rechnungsschlüsseln für die Noten! 

Die Euregios sind im Bildungsbereich hervorragende 
„Labore für Europa“. Die Nachhaltigkeit ihrer Arbeit 
müssen wir für den Fall sichern, dass es keine Fort-
führung der Projekte im INTERREG-VI-Programm 
für sie gibt. Wir wissen, dass die Euregios einige tren-
nende Regelungen nicht selbst ausräumen können. 
Das muss das Land tun. 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, die Redezeit. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Wir wollen dies mit Nach-
druck angehen und laden alle, denen vitale Grenzre-
gionen und das gemeinsame Europa am Herzen lie-
gen, zur Mitarbeit ein. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Dr. Nolten. – Für die FDP hat der Kollege Brockes 
das Wort. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ja, es gibt Anträge, da freut man 
sich, wenn man dazu reden darf, und dies ist ein sol-
cher Antrag. Denn wie oft wird – zu Recht oder auch 
zu Unrecht – Kritik an der Europäischen Union geäu-
ßert? Gerade Populisten tun sich damit hervor, Eu-
ropa für alles Mögliche verantwortlich zu machen. 

Dabei, meine Damen und Herren, wird leichtfertig 
vergessen, dass es die Europäische Union ist, die 
dafür sorgt, dass wir so lange wie keine Generation 
vor uns in Frieden und Freiheit zusammenleben kön-
nen. 

(Lachen von Christian Loose [AfD]) 

Daher, meine Damen und Herren, freut es mich als 
überzeugter Europäer, wenn wir heute mit unserem 
Antrag Europa wieder ein Stück besser machen und 
Europa wieder mehr in die Herzen der Bürgerinnen 
und Bürger bringen. 
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(Beifall von der FDP) 

Ich selbst komme aus der Grenzregion. Ich wohne 
3 km Luftlinie von den Niederlanden entfernt. Die 
nächstgrößere Stadt ist für mich nicht Mönchenglad-
bach, sondern Venlo. Dort habe ich auch studiert. Wir 
in der Grenzregion leben Europa tagtäglich. Die 
Menschen wissen, wo gerade der Sprit oder der Kaf-
fee billiger ist oder welche anderen Lebensmittel 
beim Nachbarn oder daheim günstiger sind. Wir ge-
nießen es, bei unserem Nachbarn Produkte einzu-
kaufen, die es bei uns in der Form vielleicht gar nicht 
gibt. 

Aber, meine Damen und Herren, immer wieder sto-
ßen wir in den Grenzregionen auch an Grenzen. Dies 
ist nicht mehr wie früher die Grenzschranke, sondern 
es sind rechtliche Schranken, es sind Gesetze, Ver-
ordnungen und andere Regelungen, Hemmnisse 
und fehlende Verknüpfungen, die den Menschen im 
Wege stehen, um im Nachbarland zur Schule gehen, 
den Kindergarten nutzen, eine Ausbildung absolvie-
ren oder einen Arbeitsplatz annehmen zu können. 

Meine Damen und Herren, diese Schranken werden 
wir in der NRW-Koalition konsequent beseitigen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Deshalb liegt Ihnen heute hier als erster wichtiger 
Schritt ein Antrag von CDU und FDP vor. Wir haben 
bewusst als Erstes Themen angesprochen, die ge-
rade unsere jungen Bürgerinnen und Bürger betref-
fen. Wir wollen dafür sorgen, dass sie mehr miteinan-
der kommunizieren, dass sie mehr vom Nachbarn er-
fahren, dass sie dort aufgrund der Freiheiten, die sie 
haben, beispielsweise die Möglichkeiten nutzen kön-
nen, eine Ausbildung zu machen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, wollen wir hier-
mit Europa ein Stück besser machen. Wir freuen uns, 
wenn Sie diesen Weg mitgehen. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Brockes. – Für die SPD hat nun der Abgeordnete 
Weiß das Wort. 

Rüdiger Weiß (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal 
möchte ich die schwarz-gelbe Landesregierung zu 
ihrer Lernfähigkeit beglückwünschen. Sie hatten ei-
nige Jahre Zeit, um von der damaligen rot-grünen 
Landesregierung zu lernen, wie vorbildliche Regio-
nalpolitik funktioniert. Diese Zeit – das muss man an-
erkennen – haben Sie offenbar genutzt. Nichtsdes-
totrotz mangelt es Ihrem Antrag an zwei grundlegen-
den Eigenschaften. Es mangelt ihm an Innovation, 

und es mangelt ihm an Präzision. Lassen Sie mich 
Ihnen erklären, wieso. 

An Innovation fehlt es Ihrem Antrag, weil er lediglich 
die Stoßrichtung der Benelux-Strategie der letzten 
SPD-geführten Landesregierung übernimmt. 

(Dr. Werner Pfeil [FDP]: Die es nicht umge-
setzt hat!) 

Auch wenn das eine erfreuliche Feststellung ist, 
muss man sich doch fragen, wo genau die ersten Im-
pulse in diesem Antrag gesetzt werden. 

Die Anerkennung von Bildungs- und Berufsabschlüs-
sen war von Anfang an ein expliziter Teil der Bene-
lux-Strategie der rot-grünen Landesregierung. 

(Dr. Werner Pfeil [FDP]: Was immer noch ein 
Problem ist!) 

Die wichtigen Impulse zu diesem Thema wurden also 
bereits vor Jahren von uns gesetzt. 

Die SPD-Fraktion – das sollten Sie auch wissen – hat 
übrigens erst im vergangenen Jahr zusammen mit 
Bündnis 90/Die Grünen einen eigenen Antrag zur 
Benelux-Strategie gestellt und im Rahmen dessen 
eine Anhörung von Sachverständigen abgehalten. 
Dabei wurde die Strategie von allen, besonders von 
den niederländischen Verbänden, ausdrücklich und 
als vortrefflich gelobt. Die Empfehlung der Sachver-
ständigen war damals – das ist noch gar nicht so 
lange her –, alle Energie auf die Umsetzung dieser 
Strategie anzuwenden. 

Hätten die Fraktionen von CDU und FDP die dama-
lige Debatte etwas genauer verfolgt, hätten sie auch 
mitbekommen, dass das Problem, das sie in ihrem 
Antrag lösen wollen, nicht die gegenseitige Anerken-
nung ist, sondern die Einstufung der jeweiligen Ab-
schlüsse. Um die Sachverständigen von damals zu 
zitieren: Der Teufel steckt im Detail. – Insofern sollten 
Sie sich schon die Mühe machen, diese Details bis 
in die letzten Verästelungen zu lesen, bevor Sie mit 
vagen Anträgen kommen, die mehr Fragen hervorru-
fen als Lösungen präsentieren. 

Das bringt mich direkt zu meinem zweiten Punkt: Ih-
rem Antrag fehlt es an Präzision. Was genau will die 
Landesregierung in Bewegung setzen? Die Über-
schrift Ihres Antrags lässt erst einmal vieles vermu-
ten: Kooperationen intensivieren, Zusammenhalt för-
dern und Verknüpfungen ausbauen. – So weit, so 
gut. Diese Ziele decken sich in der Tat auch mit der 
Benelux-Strategie der von mir bereits erwähnten 
ehemaligen rot-grünen Landesregierung. 

Im fortlaufenden Text bemängeln Sie dann die Exis-
tenz von grenzbezogenen Hemmnissen. Wer aber 
auf Antworten und Lösungsvorschläge in Ihrem An-
trag hofft, wird enttäuscht. Kein Wort davon! Alles, 
was Sie vorschlagen, ist: prüfen, sondieren, Erfah-
rungen einholen. Was ist Ihr Vorschlag für eine inten-
sivere grenzüberschreitende Kooperation? Wie soll 
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der Zusammenhalt denn gefördert werden? Mit wel-
chen Mitteln sollen Verknüpfungen ausgebaut wer-
den? 

Der Antrag enthält so gut wie keine Antworten auf die 
Fragen, die er selbst aufwirft. Auf der Basis dieses 
Antrags muss jedenfalls befürchtet werden, dass wir 
uns alle zusammen im Klein-Klein verlieren. Genau 
das haben Sie uns heute Vormittag in einem anderen 
Zusammenhang vorgeworfen. 

Grundsätzlich wird sich in Bezug auf die Benelux-Ko-
operation – wie auch schon in den vergangenen Jah-
ren – kaum etwas durchsetzen lassen, wenn es 
keine Bewegung auf der Bundesebene gibt. Um die-
sen Prozess auch in Berlin anzustoßen, sollten Sie 
doch bitte schön mehr präsentieren als ein paar Info-
treffen in den Grenzregionen. Die sind wichtig, die 
sind richtig, aber da muss noch ein bisschen mehr 
gehen. 

Dass es nach über 60 Jahren europäischer Integra-
tion durch nationalstaatliche Grenzen Probleme in ei-
nigen Bereichen gibt, lässt sich nicht abstreiten. Wir 
haben uns in unserer damaligen Verantwortung für 
den Abbau dieser Probleme eingesetzt, und wir wer-
den unser Engagement auch als Opposition weiter-
führen. Was wir brauchen, sind in der Tat echte Stra-
tegien und keine kurzsichtigen Aktionen.  

Aus der besagten Benelux-Strategie der Vorgänger-
regierung haben Sie sich nun – ich habe es bereits 
erwähnt – bedient. Das ist auch gut so, das können 
Sie auch weiterhin tun. Und wenn Sie das schon tun, 
ist das auch gar nicht mehr so weit bis zum nächsten, 
bis zum wichtigen Schritt, der fraktionsübergreifen-
den Zusammenarbeit. Wir von der SPD sind auf je-
den Fall bereit dazu. 

Es gibt noch einiges, es gibt noch vieles zu tun, auch 
wenn in der Vergangenheit viele Fortschritte und Er-
folge zu feiern waren. Deshalb möchte ich abschlie-
ßend festhalten, dass wir uns parteiübergreifend da-
rauf einigen sollten, dass die noch bestehenden Hin-
dernisse überwunden werden müssen. Ich denke, 
wir haben ausreichend Zeit, im Ausschuss weiter 
darüber zu diskutieren, und wenn wir das alles zu-
sammen hinkriegen, ist es umso besser. – Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Weiß. – Für die Grünen hat nun der Abgeordnete 
Remmel das Wort.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich will an den Beitrag des Kollegen Weiß anknüpfen. 
In der Tat sollten wir gerade bei den Beziehungen zu 
unserem Nachbarn das Gemeinsame, das Verbin-
dende zwischen den Fraktionen in den Vordergrund 

stellen. Schließlich macht es keinen Sinn, das Rad 
immer wieder neu zu erfinden. Deshalb habe ich 
mich schon etwas – das muss ich zugeben – an den 
Formulierungen Ihres Antrags gestoßen, die von ers-
ten Schritten sprechen und damit ausblenden, was in 
der Vergangenheit unter früheren Landesregierung 
passiert ist. 

Auch die schwarz-gelbe Landesregierung von 2005 
bis 2010 hat gut mit unseren Nachbarn zusammen-
gearbeitet, hat Arbeit geleistet, auf die dann die 
Nachfolgeregierung aufbauen konnte; gar keine 
Frage. Deshalb sollten wir das Gemeinsame, Verbin-
dende an der Stelle in den Mittelpunkt unserer An-
strengungen stellen. 

Ich rate allerdings auch dringend dazu, aktuelle Ent-
wicklungen mit einzubeziehen. Der Ministerpräsident 
hat ja einen Auftaktbesuch in den Niederlanden ge-
macht. In den Niederlanden gibt es eine neue Regie-
rung, die ein neues Regierungsprogramm hat. Es 
lohnt in der Tat, sich das näher anzuschauen. Insbe-
sondere beim Umwelt- und Klimaschutz setzt die 
neue Regierung bedeutende Schwerpunkte, auch 
weil es in den Niederlanden Rechtsverfahren gege-
ben hat, die einzelnen Bürgern Klagerechte zugeste-
hen, wenn es darum geht, Klimaschutz auch tatsäch-
lich durchzusetzen.  

Natürlich haben wir mit unseren belgischen Nach-
barn bestimmte Interessenslagen, die intensiv neu 
zu diskutieren sind, beispielsweise was die Verknüp-
fung der jeweiligen Energieerzeugung und Energie-
netze angeht. Wir setzen natürlich auch darauf, er-
neuerbaren Strom aus Belgien und den Niederlan-
den zu beziehen und umgekehrt die Leitungen zu 
verbessern. 

Also, es gibt Themen, die neu hinzukommen zu den 
alten; Sie haben einige in Ihrem Antrag angeschnit-
ten. Die gute Zusammenarbeit mit unseren Nach-
barn ist für Nordrhein-Westfalen lebensnotwendig – 
für die Menschen, für die wirtschaftlichen Beziehun-
gen und für die Beziehungen über die Grenzen hin-
aus. Deshalb unterstützen wir den Grundimpuls und 
raten dazu, das im Ausschuss zu vertiefen und – viel-
leicht auch aufgrund eines Berichtes der Landesre-
gierung – an das anzuknüpfen, was bisher geleistet 
worden ist, und neue Herausforderungen gemein-
sam anzugehen.  

In dem Sinne wünsche ich mir an dieser Stelle ein 
gemeinsames, fraktionsübergreifendes Arbeiten. 
Davon zeugt auch, dass es weiterhin die Parlamen-
tariergruppe gibt, die sich insbesondere mit der Zu-
sammenarbeit mit unseren Nachbarstaaten auf die-
ser Ebene beschäftigt. 

In diesem Sinne sage ich herzlichen Dank für den 
Antrag und den Impuls und habe die Hoffnung, dar-
aus nach der Ausschussberatung vielleicht einen ge-
meinsamen Antrag machen zu können. – Herzlichen 
Dank. 
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(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Remmel. – Für die AfD hat der Abgeordnete Tritsch-
ler das Wort.  

Sven Werner Tritschler (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir freuen 
uns über diesen Antrag, der in vielen Bereichen rich-
tige und wichtige Impulse gibt. Die AfD unterstützt 
ausdrücklich die vertiefte regionale Zusammenar-
beit – gerade in Bildungsfragen –, gibt allerdings 
auch zu bedenken, dass es hier nicht um eine neu-
erliche Vereinheitlichung bei der Bildung zulasten 
von deutschen Bildungsstandards gehen kann. Wie-
derholen Sie bitte nicht die Bologna-Katastrophe im 
Bereich der beruflichen Bildung. 

(Zuruf von Dr. Günther Bergmann [CDU]) 

Ebenso begrüßen wir natürlich auch den Abbau be-
stehender Handelshemmnisse und die daraus ent-
stehenden Chancen für die Wirtschaft in der Grenz-
region. Natürlich begrüßen wir es auch, dass der An-
satz der Zusammenarbeit hier ausnahmsweise ein-
mal nicht über den Moloch Brüssel, sondern durch 
regionale Initiative erfolgen soll. 

Wir hätten uns vielleicht noch gewünscht, dass Sie 
die besonderen Bande unserer Deutschen mit den 
Menschen in Eupen und Malmedy betont und der 
Unterstützung der deutschsprachigen Gemeinschaft 
in Belgien einen besonderen Stellenwert eingeräumt 
hätten. 

(Beifall von der AfD – Zuruf von Karl 
Schultheis [SPD]) 

– Keine Angst, wir wollen es nicht wiederholen.  

Das kann man ja vielleicht noch nachholen. 

In einem Punkt teilen wir Ihre Begeisterung jedoch 
ausdrücklich nicht. Sie schreiben: „Dank der engen 
Kooperation ist die Grenze für die Menschen im 
Grenzraum in vielerlei Hinsicht kaum wahrnehm-
bar …“. Da haben Sie recht. Das bedeutet aber leider 
auch, dass sie für Verbrecher und Terroristen nicht 
mehr wahrnehmbar ist. Das ist kein Grund zur 
Freude, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der AfD) 

Wenn Sie mit Polizisten aus dem Grenzgebiet spre-
chen, werden die Ihnen sagen, dass es dort überpro-
portional viel Einbruchskriminalität gibt und dass sich 
die Täter eben jene Grenze zunutze machen. Wenn 
man bedenkt, dass die Terroristenbrutstätte Brüssel 
eine gute Autostunde von NRW entfernt liegt, dann 
wird aus Ihrer Politik des offenen Scheunentors eine 
grob fahrlässige Politik. 

(Beifall von der AfD) 

Nachdem im Rahmen des G20-Gipfels Grenzkon-
trollen kurzfristig wieder eingeführt wurden – denn 
Politiker haben im Gegensatz zu Normalbürgern of-
fenbar Anspruch auf den Schutz durch Staatsgren-
zen –, wurden bundesweit Hunderte gesuchte Per-
sonen und Personen ohne gültigen Aufenthaltstitel 
festgenommen. Auch Waffen und Drogen wurden in 
beängstigendem Ausmaß aufgefunden. 

Aber das interessiert Sie nicht. Sie wollen es gar 
nicht wissen. Auf meine Kleine Anfrage vermochte 
der Herr Innenminister nicht zu sagen, wie viele Kri-
minelle, wie viele Illegale, wie viele Waffen und Dro-
gen an der deutsch-niederländischen oder an der 
deutsch-belgischen Grenze in NRW sichergestellt 
wurden. 

Meine Damen und Herren von den Regierungspar-
teien, was verschweigen Sie den Menschen im 
Lande? Warum vertuschen Sie die hässlichen Ne-
benwirkungen Ihrer Europapolitik? Und warum 
schreiben Sie solche EU-besoffenen Anträge, wäh-
rend viele Menschen in der Grenzregion ganz andere 
Probleme haben? 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Erzählen Sie 
mal!) 

Nein, wenn es Ihnen mit Europa wirklich so wichtig 
ist – und immerhin erzählen Sie uns das bei jeder 
Gelegenheit –, dann müssen Sie auch die damit ver-
bundenen Risiken aufzeigen und bekämpfen. Aber 
das fehlt in Ihrem Antrag völlig. Wundern Sie sich da-
her nicht, wenn die Menschen Ihrem vermeintlichen 
Friedensprojekt davonlaufen; denn das wird sich 
nicht ändern, solange Sie nicht ehrlich damit umge-
hen. 

Ihr grenzenloses Europa ist ein grenzenloses Ver-
brecherparadies. 

(Fabian Schrumpf [CDU]: Ach!) 

Es dient nicht den Bürgern, es dient Eliten. 

(Beifall von der AfD) 

Denken Sie besser um, bevor die Errungenschaften, 
die Sie zu Recht benennen, gemeinsam mit den Ver-
heerungen der EU von den Bürgern beerdigt wer-
den. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Für die Landesregierung 
erteile ich nun Herrn Minister Reul in Vertretung von 
Minister Holthoff-Pförtner das Wort. 

Herbert Reul, Minister des Innern: Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ein 
Satz vorweg: Dass man ein grenzenloses Europa als 
grenzenloses Verbrecherparadies beschreibt, macht 
mich fassungslos! 
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(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Das macht mich fassungslos! Lassen Sie sich von 
normalen Menschen mal erzählen, was sie an Eu-
ropa toll finden. Die kommen da auf ganz andere 
Dinge. 

(Roger Beckamp [AfD]: Ja, erzählen Sie mal!) 

Die Chancen, die Europa bietet, haben viele Kolle-
gen eben schon richtig beschrieben. 

(Zuruf von Sven Werner Tritschler [AfD]) 

Wir haben deshalb die Zusammenarbeit im Benelux-
raum immer als lebendig und vielfältig verstanden. 
Die Landesregierung hat als privilegierter Partner 
nicht versehentlich mit der Beneluxunion immer en-
ger zusammengearbeitet und Kontakte gepflegt – auf 
nationaler Ebene, mit niederländischen Provinzen, 
mit Regionen und Gemeinschaften Belgiens. 

(Zuruf von Roger Beckamp [AfD]) 

Da braucht es auch keinen Hinweis darauf, dass es 
dort verschiedene Regionen gibt. Die Zusammenar-
beit ist – von welcher Regierung auch immer – stets 
weitergeführt worden. 

(Zuruf von Sven Werner Tritschler [AfD]) 

Das ist eine gute Historie, auch im Zusammenhang 
mit der Unterstützung der Euregios in den unmittel-
baren Grenzregionen. 

Eine Äußerung von Herrn Remmel möchte ich auf-
nehmen: Es gibt, soweit ich mich auch aus meiner 
früheren Zeit hier erinnern kann, in diesem Parla-
ment eine große Tradition, die Zusammenarbeit im 
Beneluxraum zu fördern. Es gab in dieser Hinsicht 
mal stärkere, mal schwächere Zeiten, aber dass sich 
alle darum bemühen wollen, ist richtig. Es ist notwen-
dig, dass wir da jetzt noch etwas intensiver einstei-
gen und uns intensiver um diese Zusammenarbeit 
kümmern. 

Deshalb hat der Ministerpräsident, um ein konkretes 
Projekt zu benennen, seine erste Auslandsreise 
auch in das Nachbarland Niederlande unternommen. 

(Roger Beckamp [AfD]: Aus den Niederlanden 
kommt aber niemand hierhin!) 

Das war kein Zufall, und daraus sind ganz konkrete 
Ergebnisse erwachsen.  

Wir werden die grenzüberschreitende Zusammenar-
beit mit den Niederlanden intensivieren, die Koope-
ration gezielter eingehen und die Kenntnisse der Ak-
teure vor Ort über Probleme und Notwendigkeiten 
besser berücksichtigen. Denn es macht immer Sinn, 
ganz konkrete Dinge aufzunehmen und nicht ir-
gendwo in Wolkenkuckucksheim zu arbeiten. 

Wir werden damit in die Lage versetzt, bei unseren 
gemeinsamen Regierungskonsultationen konkrete 

Ziele und Maßnahmen zu definieren, die bei den 
Menschen in der Grenzregion auch ankommen. 

Ein zweites Beispiel: Der Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, den ich heute vertrete, ist 
zu Beginn der Woche nach Maastricht gereist, um 
gemeinsam mit dem von der niederländischen Nati-
onalregierung benannten Vertreter ganz konkrete 
erste Schritte dazu festzulegen, wie wir die umfang-
reichen Kooperationen über die Grenzen hinweg 
noch effektiver bündeln und ihnen neue Dynamik 
verleihen können. 

Die Kooperation mit dem gesamten Beneluxraum 
bzw. die grenzüberschreitende Zusammenarbeit ist 
ein Kernanliegen der Europapolitik dieser Landesre-
gierung, weil sie konkret ist und weil sie unsere 
Grenzgebiete betrifft. Das spiegelt sich nicht nur im 
Koalitionsvertrag wider, sondern auch in dem vorlie-
genden Antrag der beiden Regierungsfraktionen, 
dessen Inhalt ich zu 100 % begrüße. 

Natürlich bedeutet Europa auch, dass es Schwierig-
keiten und Probleme gibt. Offene Grenzen führen zu 
Problemen bei der Kriminalitätsentwicklung. Die Ant-
wort darauf ist aber nicht, die Grenzen zu schließen 
und sich abzuschotten. Die Antwort ist, eine kluge 
polizeiliche Zusammenarbeit zu organisieren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Roger 
Beckamp [AfD])  

Falls Sie da nicht alles mitbekommen: Es hat vor Kur-
zem, vor wenigen Wochen, eine gemeinsame Fahn-
dungslage mit den Niederlanden gegeben. Im Be-
reich von strategischer Fahndung wird es auch noch 
mehr Überlegungen geben, wie wir zusammenarbei-
ten können. Da ist noch lange nicht alles erreicht, 
was wir erreichen wollen. Darin steckt nämlich Po-
tenzial. Es wird aber auch schon gemacht. 

Bei der Arbeitsmobilität ist die Zusammenarbeit zwin-
gend notwendig und wichtig. Zur Anerkennung von 
Ausbildungsabschlüssen von bestimmten Berufs-
gruppen – ich will nicht das wiederholen, was eben 
hier schon vorgetragen wurde – treiben wir den 
Fachdialog voran und versuchen, auch die Akteure 
der Kammerorganisationen einzubeziehen. 

Wie es im Antrag steht, möchten wir auch die Bezie-
hungen zu Beginn der Schulzeit aufgreifen. Es ist völ-
lig richtig: Bei der Zusammenarbeit von Schule und 
Hochschule ist die grenzüberschreitende Koopera-
tion von höchster Bedeutung. Da gibt es schon eini-
ges, aber auch noch Nachhol- und Verbesserungs-
bedarf. 

In diesem Bereich sind schon konkrete Vorschläge 
gemacht worden. Ich gehe davon aus, dass der An-
trag an dieser Stelle in die richtige Richtung weist. 
Die Landesregierung ist an der Arbeit. Sie wird das, 
was hier gemeinsam beschlossen und erarbeitet    
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wird, dann auch konkret umsetzen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Reul. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vor. Ich schließe daher die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/1113 an den Ausschuss für Europa und Inter-
nationales – federführend – sowie an den Aus-
schuss für Schule und Bildung. Die abschlie-
ßende Abstimmung soll im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dem zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die SPD, die Grünen, die CDU, die 
FDP und die AfD. Gibt es Gegenstimmen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Damit haben wir diese Überwei-
sungsempfehlung einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende 
der heutigen Sitzung angekommen. 

Das Plenum berufe ich wieder ein für morgen, Frei-
tag, den 17. November 2017, 10 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 19.02 Uhr  

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 1 

Zu TOP 9 – Nächtliche Abschiebungen und 
Rücküberstellungen von Familien mit Kindern 
verhindern – zu Protokoll gegebene Reden 

Björn Franken (CDU):  

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen, die Grünen haben mit dem vorlie-
genden Antrag ein Thema aufgebauscht und in ei-
ner Art dargestellt, die der aktuellen Situation in 
Deutschland und in Nordrhein-Westfalen in keiner 
Weise gerecht wird. 

In den letzten Jahren hat Deutschland einen gro-
ßen Akt der Humanität geleistet. Mehrere Hun-
derttausend geflüchtete Menschen aus zahlrei-
chen Ländern haben in Deutschland – und gerade 
auch in Nordrhein-Westfalen – Sicherheit und Zu-
flucht gefunden. Dies ist nur durch das große En-
gagement der Bürgerinnen und Bürgern möglich – 
und auch Politik, sowie die Mitarbeiter von Verwal-
tungen und Behörden tragen ihren Teil dazu bei, 
dass diese Herausforderung gelingt.  

Es ist breiter Konsens in Gesellschaft und Politik, 
dass es richtig ist, Schutzsuchenden Obdach in 
unserem Land zu gewähren. Zahlreiche Vereine, 
Schulen, die Wirtschaft und ehrenamtliche Helfer 
und Helferinnen, leisten tagtäglich einen großen 
Beitrag dazu. 

Abschiebung beziehungsweise Rücküberstellung 
sind ein sensibles Thema, mit dem wir uns sehr 
differenziert auseinander setzen sollten. Die Art 
und Weise, wie Sie sich jedoch dem Thema annä-
hern, ist so nicht angebracht und ist vollkommen 
überzogen. Die Menschen, die von Verfolgung be-
droht sind und denen in ihren Herkunftsländern 
Gefahr droht, müssen wir aufnehmen und ihnen 
Integrationshilfen bereitstellen. Dies geschieht 
auch, doch davon erwähnen Sie im Antrag kein 
Wort.  

Es gilt aber auch, dass die Regeln des Rechts-
staates für Flüchtlingen genauso verbindlich an-
gewendet werden müssen, wie in allen anderen 
Rechtsbereichen. Wer nach den Gesetzen unse-
res Landes das Recht auf Schutz hat, dem wird 
dieser auch gewährt. 

Es muss aber auch klar sein, dass der, der nicht 
schutzberechtigt ist, oder unsere Gesetze miss-
achtet, das Land möglichst zeitnah wieder verlas-
sen muss. Hier müssen wir – auch im Sinne der 
tatsächlich schutzbedürftigen Menschen – konse-
quent handeln. Die Landesbehörden gehen dabei 
konsequent, aber maßvoll vor.  

Die NRW-Koalition hat sich in ihrem Koalitionsver-
trag in erster Linie darauf verständigt, die freiwil-
lige Ausreise zu fördern. Wird diese Möglichkeit 
der freiwilligen Ausreise jedoch nicht genutzt, 
muss klar sein, dass das geltende Recht ange-
wendet wird und Ausreisepflichtige konsequent 
abgeschoben werden. 

Die Landesregierung hat sich auch dazu ent-
schlossen, dass das Abschiebungshaftvollzugs-
gesetz praxisgerecht angepasst wird. Wer im 
Asylverfahren vorsätzlich falsche Angaben macht 
oder eine ausreichende Mitwirkung unterlässt, 
muss eine spürbare Sanktion erfahren. 

Wir haben Gesetze und klare Vorgaben, die Ab-
schiebungen und Rücküberstellungen regeln. Die 
Behörden in Nordrhein-Westfalen handeln nach 
diesen Regeln. Dabei findet vonseiten der zustän-
digen Landesbehörden ein ständiges Abwägen 
der Verhältnismäßigkeit der Mittel statt.  

Dabei wird gerade bei Familien und Kindern 
größte Rücksicht von den Beamtinnen und Beam-
ten genommen. Die Belastungen bei der Abschie-
bung oder Rücküberstellung werden so gering wie 
möglich gehalten. In einer Großzahl der Fälle er-
folgen die Maßnahmen auf Grundlage einer frei-
willigen Ausreise. Ich möchte aber auch betonen: 
Es gibt Situationen in denen die Behörden keine 
andere Möglichkeit mehr haben, als die des 
schnellen Zugriffs.  

Im Januar 2016 wurde mit einem Runderlass des 
damaligen Innenministers die Abschiebung von 
Familien mit Kindern zur Nachtzeit geregelt – ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten: 

„Daneben bitte ich die nordrhein-westfälischen 
Ausländerbehörden vor diesem Hintergrund, ggf. 
in Abstimmung mit den zuständigen Zentralen 
Ausländerbehörden (ZAB) und/oder speziell der 
Zentralstelle für Flugabschiebungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (ZFA), Abschiebungsmaß-
nahmen bei Familien mit Kindern unter 14 Jahren 
grundsätzlich unter Ausschöpfung entsprechen-
der Handlungsspielräume nicht in der Zeit zwi-
schen 21:00 – 06:00 Uhr zu beginnen. Sollte dies 
im Einzelfall nicht möglich sein, sind die Gründe 
aktenkundig zu machen.“ 

Auch unter Rot-Grün ging man also davon aus, 
dass in Einzelfällen nicht vermeidbar ist, in diesem 
Zeitrahmen abzuschieben oder zurückzuführen. 
Und Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
Bündnis 90/Die Grünen sprechen im vorliegenden 
Antrag davon, dass Abschiebungen und Rück-
überstellungen in der Nachtzeit zu vermeiden 
sind. 
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Damit sind wir ganz bei Ihnen. Doch auch im an-
gesprochenen Fall – der im Übrigen noch unter 
rot-grüner Verantwortung bearbeitet wurde – hat 
man nicht gegen den oben genannten Runderlass 
gehandelt und die Landesregierung verweist in 
diesem Zusammenhang auf die entsprechende 
Dokumentation. 

Dieser Antrag geht an den Tatsachen vorbei und 
blendet – mit Blick auf einen Einzelfall – aus, was 
Deutschland und Nordrhein-Westfalen in den letz-
ten Jahren geleistet haben. Dieser Antrag ist rei-
ßerisch und überflüssig; denn den bestehenden 
Regelungen wird bereits heute von den Behörden 
nachgekommen.  

Sie leisten denen einen Bärendienst, die sich tag-
täglich in der Flüchtlingshilfe engagieren, indem 
Sie diesen Einzelfall skandalisieren und zu Ihren 
politischen Zwecken missbrauchen. 

Daher ist Ihr Antrag abzulehnen. – Ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Ellen Stock (SPD):  

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, viele von uns können sich wahr-
scheinlich lebhaft vorstellen, wie grausam es sein 
muss, als mehrköpfige Familie mit teils sehr klei-
nen Kindern nachts von den Behörden aus dem 
Schlaf gerissen und mit kaum mehr als dem Nö-
tigsten unter Zwang aus dem Land geschafft zu 
werden.  

Vor allem die Eltern unter uns werden nachfühlen 
können, wie sehr die Kinder von einem solchen 
nächtlichen Ereignis beeinträchtigt werden, wie 
schwer es ihnen fällt, aus dem Tiefschlaf zu erwa-
chen und sich zu orientieren – viel schwerer als 
uns Erwachsene –, wie wichtig es für sie ist, sich 
in Sicherheit zu fühlen, wie traumatisch es für sie 
ist, unverhofft dieser Sicherheit beraubt zu wer-
den, und wie groß die Angst der Kleinen sein 
muss, wenn so etwas passiert. 

Kinder verstehen unsere Erwachsenenwelt nicht 
in Gänze und viele Dinge ängstigen sie. Eine sol-
che Erfahrung kann ein Kind nachhaltig traumati-
sieren und seine Psyche ernsthaft angreifen. Viel-
leicht werden sie monatelang nicht mehr schlafen 
können, nachts weinend aufwachen oder gar 
schlimmere seelische Probleme entwickeln. 

Weil wir all das wissen, weil wir das Leiden der 
Kinder so gering wie möglich halten müssen und 
sie keiner unnötigen Grausamkeit aussetzen dür-
fen, hat der damalige NRW-Innenminister Ralf Jä-
ger – wie im Antrag der Grünen erwähnt – bereits 
im vergangenen Jahr erlassen, dass Abschiebun-
gen für Familien mit Kindern unter 14 Jahren 
grundsätzlich unter Ausschöpfung entsprechen-
der Handlungsspielräume nicht in der Zeit 

zwischen 21:00 und 06:00 Uhr beginnen sollen. 
Sollte dies im Einzelfall nicht möglich sein, so will 
es der Erlass, sind die Gründe aktenkundig zu 
machen. 

Im Prinzip diskutieren wir hier also über eine völlig 
eindeutige Lage: Nur in seltenen Ausnahmefällen 
dürfen Familien mit Kindern in der Nacht abge-
schoben werden und das nur mit guten Gründen.  

„Man erkennt den Wert einer Gesellschaft daran, 
wie sie mit den Schwächsten ihrer Glieder ver-
fährt.“ – Dieses bekannte Bonmot von Gustav Hei-
nemann, welches auch noch anderen Politikern 
zugeschrieben wird, trifft hier in vieler Hinsicht zu. 
Denn, gleichgültig woher die Familie stammt, aus 
welchen Gründen und wohin sie abgeschoben 
wird, gleichgültig weshalb sie sich gegen eine frei-
willige Rückkehr entschieden hat und wie oft sie 
vorgewarnt wurde: Diese Familien sind schwach; 
denn sie haben keine Heimat mehr, kein sicheres 
Heim, keine Selbstbestimmung, kein eigenes 
Auskommen. Und sie können nicht einmal ihre 
schwächsten Mitglieder effektiv beschützen: die 
Kinder. Die Kleinen können am wenigsten für ihre 
missliche Situation und leiden am meisten darun-
ter. Sie brauchen Stabilität und Sicherheit.  

Wenn wir es also nicht schaffen, diese Schwächs-
ten unter den Schwachen vor unnötigen Strapa-
zen zu beschützen und ihnen wenigstens ein we-
nig Würde und Menschlichkeit zuzugestehen, 
dann ist das kein gutes Zeugnis für uns, unseren 
Wert als humane Gesellschaft und unseren mo-
dernen Rechtsstaat. 

Wir diskutieren hier heute gar nicht über Abschie-
bungen im Allgemeinen. Das hat sicherlich woan-
ders seinen Ort und seine Berechtigung. Wir dis-
kutieren hier darüber, dass geltende Erlasse miss-
achtet werden, obwohl es dem Kindeswohl, inter-
nationalen Konventionen und auch unseren eige-
nen Ansprüchen an unsere Gesellschaft und un-
ser staatliches Handeln massiv entgegensteht.  

Unsere Fraktion legt großen Wert darauf, dass 
diese Punkte beachtet werden. Wir begrüßen des-
halb den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen und stimmen ihm zu. – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit. 

Stefan Lenzen (FDP):  

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Niemand schiebt gerne kleine Kinder ab. 
Zumindest keiner, der westeuropäischen Zivilisa-
tionsstandards genügt. Wenn Sie uns von der 
FDP dies unterstellen wollen, sind Sie komplett an 
der falschen Adresse. Wir werden – genauso wie 
die rot-grüne Vorgängerregierung – alles tun, um 
die Abschiebung von Kindern zu vermeiden. 
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Der Minister hat im Ausschuss deutlich gemacht, 
dass sich zur Praxis der rot-grünen Regierung bei 
der Abschiebung von Familien überhaupt nichts 
verändert hat. Wenn Sie also unser heutiges Han-
deln kritisieren, dann verurteilen Sie im Grunde 
genommen sich selbst, die sie in den vergange-
nen Jahren auch ab und an gezwungen waren, 
Minderjährige nächtlich abzuschieben. 

Zum Vorgehen der vorherigen Landesregierung 
hat sich überhaupt nichts geändert. Die einschlä-
gigen Erlasse sind weiterhin in Kraft und werden 
im Handeln der Exekutive buchstabengetreu um-
gesetzt. Ihr Antrag entbehrt also jeglicher Grund-
lage und wird deshalb von uns abgelehnt. 

Ich muss Ihnen mitteilen, dass wir diesen Antrag, 
der anderes unterstellt, als Beleidigung empfin-
den. Die Menschenrechte wurden überall auf der 
Welt von Liberalen erkämpft und durchgesetzt. 
Uns zu unterstellen, wir würden diese Rechte 
leichtfertig aufs Spiel setzen, ist eine bodenlose 
Frechheit. Wir schieben nur dann ab, wenn wir 
dazu gezwungen werden, weil Ausreisepflichtige 
nicht freiwillig unser Land verlassen. Denn das 
Recht muss durchgesetzt werden, wenn der 
Rechtsstaat Bestand haben soll. Und das Recht 
gilt für jedermann – gleich ob arm oder reich, ob 
Bürger oder Flüchtling. 

Wann immer es geht, werden wir nächtliche Ab-
schiebungen von Familien vermeiden. 

In vollkommener Übereinstimmung mit Ihrem Re-
gierungshandeln und Ihrer Erlasse werden wir 
aber nächtliche Abschiebungen dann durchfüh-
ren, wenn das zwingend notwendig ist, um eine 
Rückführung überhaupt durchführen zu können. 
Nur dann werden wir dies tun, wenn es anders 
nicht möglich ist, Menschen, die kein Recht ha-
ben, sich in unserem Land aufzuhalten, zurückzu-
führen. 

Wir werden nur dann nächtliche Abschiebungen 
von Familien veranlassen, wenn es gar nicht an-
ders geht. Es kann sein, dass die Ausreisepflichti-
gen selbst uns dazu zwingen, weil sie sich der 
Ausreise entziehen – und eine nächtliche Ab-
schiebung einer Trennung von Familien oder Ab-
schiebehaft vorzuziehen ist. Oder es kann sein, 
dass, wie in dem von Ihnen beispielhaft angeführ-
ten Fall der Familie D. aus Essen, die uns vorge-
gebenen Bedingungen des Aufnahmelandes zur 
Übernahme von Flüchtlingen eine nächtlichen 
Einsatz nötig machen, weil sonst gar nicht zurück-
geführt werden kann. 

Für all diese Fälle haben Sie in Ihren Erlassen Vor-
sorge getragen und die Möglichkeit der nächtli-
chen Rückführung offen gelassen. Und es ist auch 
exakt dasselbe, was sie tatsächlich getan haben, 
als Sie noch Regierungsverantwortung getragen 

haben. Familien in Nordrhein-Westfalen bekom-
men sogar eine zweite Aufforderung zur freiwilli-
gen Ausreise – verbunden mit der klaren War-
nung, dass andernfalls die Abschiebung die 
zwangsläufige Folge ist. 

Weil das Recht auch bei denen angewandt wer-
den muss, die kein Recht auf Aufenthalt in unse-
rem Land haben. Weil das Recht eben für jeder-
mann gilt – ohne Ansehen der Person. Denn ein 
Recht, das für alle gleich gilt, ist die Grundlage un-
serer Gesellschaft, unserer Demokratie und un-
sere Zivilisation. 

Berivan Aymaz (GRÜNE):  

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Im-
mer wieder kommt es zu Fällen, bei denen Fami-
lien mit Kindern mitten in der Nacht aus Unterkünf-
ten abgeholt und zum Flughafen gebracht werden, 
um anschließend in ihr Herkunftsland oder im 
Rahmen eines Dublin-Verfahrens ins Ankunfts-
land rücküberstellt zu werden.  

Die nächtliche Uhrzeit begründen die Behörden 
oft mit Flugzeiten und dem Argument des Überra-
schungseffektes. Dabei können diese Aktionen 
gravierende Folgen für die Betroffenen haben.  

Nächtliche Abschiebungen und Rücküberstellun-
gen sind insbesondere für Kinder beängstigende 
Erfahrungen. Sie widersprechen dem Kindeswohl 
und verstoßen gegen die UN-Kinderrechts-
konvention, nach der das Wohl des Kindes bei je-
dem Verwaltungshandeln vorrangig zu berück-
sichtigen ist. 

Zudem wiederspricht ein solches Vorgehen dem 
Erlass vom 13. Januar 2016, mit dem die rot-grüne 
Landesregierung klarstellte, dass Abschiebungs-
maßnahmen von Familien mit Kindern unter 14 
Jahren „grundsätzlich unter Ausschöpfung ent-
sprechender Handlungsspielräume nicht in der 
Zeit zwischen 21:00 bis 06:00 Uhr“ begonnen wer-
den sollen.  

Diese Lage wurde durch den Erlass vom 17. No-
vember 2016, der aus einer „Checkliste zur Vor-
bereitung, Durchführung und Dokumentation von 
Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg“ be-
steht, noch mal bestätigt.  

Demnach sind unvermeidliche Beeinträchtigun-
gen und Belastungen einer Abschiebung für die 
Betroffenen auf ein Mindestmaß zu reduzieren 
und Abläufe und das Zusammenwirken der betei-
ligten Behörden zu optimieren. Und bei der Ab-
schiebung wird dem Schutz von Ehe und Familie, 
insbesondere der Familieneinheit, grundsätzlich 
Rechnung getragen.  
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An Herrn Minister Stamp appelliere ich, seiner 
Verantwortung als Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration gerecht zu werden und 
den Schutz der Schwächsten – nämlich Kinder 
von Geflüchteten – sicherzustellen und sich dafür 
auch bei seinen Länderkollegen stark zu machen.  

Bei Abschiebungen und Rücküberstellungen 
muss das Kindeswohl im Vordergrund stehen. Vor 
diesem Hintergrund müssen Abschiebungen und 
Rücküberstellungen von Familien mit Kindern zur 
Nachtzeit unbedingt vermieden werden.  

Abschiebungen ohne vorherige Ankündigung sind 
aus unserer Sicht inakzeptabel und entsprechen 
nicht unserem Verständnis von einem humanitä-
ren Umgang mit Menschen, die bei uns Schutz vor 
Krieg und Verfolgung suchen. Viele Geflüchtete 
kommen aus Ländern, in denen das Regime 
nachts zugreift, um zu verschleppen und zu fol-
tern. Die psychischen Wunden werden durch 
nächtliche Abschiebungen wieder aufgerissen. 

Gabriele Walger-Demolsky (AfD):  

Vor jeder Abschiebung gibt es zahlreiche Auffor-
derungen zur Ausreise. Jeder Ausreisepflichtige 
und insbesondere Familien werden informiert und 
beraten, sowohl von der Verwaltung als auch von 
verschiedenen Sozialverbänden.  

Gerade eine Familie trägt in dieser Zeit eine große 
Verantwortung bei ihrer Entscheidung.  

Fragwürdig scheint mir die Qualität der Beratun-
gen, vor allem die, dahin gehend beraten, es auf 
eine Abschiebung ankommen zu lassen, statt Hil-
fen für eine geordnete Rückführung anzunehmen, 
die es durchaus ja auch gibt, und deren Auswei-
tung wir ausdrücklich zustimmen. 

In NRW leben derzeit über 60.000 Menschen die 
sofort ausreisepflichtig sind. Der zügigen Ausreise 
dieser Personen sollte ihre Aufmerksamkeit gel-
ten, jedem Einzelnen und jeder Familie, um Ab-
schiebungen so weit wie möglich zu vermeiden, 
aber wenn notwendig, selbstverständlich unter 
Beachtung der Erlasse vom 13.1. und 17.11.2016 
durchführen zu können.  

Rückführungen und in letzter Konsequenz natür-
lich auch Abschiebungen sind Teil der Asylgesetz-
gebung. 

Ohne Rückführung derer, die kein Bleiberecht ha-
ben, ist das Asylrecht weder in seiner rechtlichen 
Form und schon gar nicht in der in den letzten Jah-
ren praktizierten Form für unser Land finanzierbar 
und gesellschaftlich tragbar. 

Dass die Grünen das ganz anders sehen, ist be-
kannt. Ihnen geht es doch gar nicht um diesen Ein-
zelfall, in dem die Verwaltung offenbar alle Mög-
lichkeiten geprüft hat. Es geht ihnen darum, jeden, 

der kommen möchte, mit offenen Armen aufzu-
nehmen. Prüfungen des Bleiberechts halten Sie 
für eine Zumutung, Rückführung ist allenfalls auf 
freiwilliger Basis akzeptabel und Abschiebungen 
sind des Teufels. 

Es ist bedauerlich, dass Sie sich der öffentlichen 
Debatte über diesen sinnfreien Antrag im Parla-
ment nun entziehen. Dass sie diesen Antrag ge-
stellt haben, gibt mir einen Eindruck davon, wie 
schwierig die Sondierungsgespräche zwischen 
ihnen und der CSU sein müssen. Ich hoffe, auch 
dieser Antrag zeigt ihren möglichen Regierungs-
partnern in Berlin, dass Neuwahlen oder eine Min-
derheitenregierung vernünftiger wären. 

Dr. Joachim Stamp, Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration:  

Bei der Umsetzung der Ausreisepflicht ist es uns 
in Nordrhein-Westfalen wichtig, nicht nur konse-
quent, sondern auch rücksichtsvoll vorzugehen. 

Bei Vorliegen besonderer humanitärer Gründe – 
wie dies z. B. bei Familien mit Kindern der Fall ist 
– sollen Betroffene daher vor dem geplanten Ab-
schiebungstermin informiert werden, dass ihre 
Abschiebung zeitnah bevorsteht und davon nur 
dann abgesehen werden kann, wenn sie glaub-
haft machen, nunmehr von einer freiwilligen Aus-
reise Gebrauch zu machen. 

In Übereinstimmung mit den gesetzlichen Rege-
lungen darf der konkrete Termin dabei nicht ge-
nannt werden. Zum Schutz der Kinder sind die 
nordrhein-westfälischen Ausländerbehörden au-
ßerdem gehalten, Abschiebemaßnahmen bei Kin-
dern unter 14 Jahren unter Ausschöpfung ent-
sprechender Handlungsspielräume nicht in der 
Zeit zwischen 21:00 Uhr und 6:00 Uhr zu begin-
nen. Sollte dies im Einzelfall nicht möglich sein, 
sind die Gründe aktenkundig zu machen. Dadurch 
ist jeder Einzelfall dokumentiert und überprüfbar. 

Die Ausländerbehörden waren und sind stets be-
strebt, entsprechend dieser Grundsätze eine für 
den jeweiligen ausreisepflichtigen möglichst rück-
sichtsvolle Rückkehr zu gewährleisten. 

Gleichwohl gibt es Rahmenbedingungen, die für 
die Ausländerbehörden nicht beeinflussbar sind 
und eine Rückführung außerhalb des genannten 
Zeitfensters im Einzelfall nicht zulassen. Gerade 
bei Rückstellungen im Rahmen der Dublin-III- Ver-
ordnung sind die Behörden an Rahmenvorgaben 
gebunden, die die jeweiligen EU-Mitgliedsstaaten 
bei einer Rücküberstellung vorgeben. Innerhalb 
dieser Rahmenvorgaben werden die Handlungs-
spielräume durch konkrete Zeitfenster und Flug-
zeiten eingeschränkt. 

Trotz sorgfältiger Prüfung der Zentralstelle des 
Landes NRW für Flugabschiebungen (ZFA) in 
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Bielefeld kann es in Einzelfällen vorkommt, dass 
sich kein Flugzeiten finden lassen, dies den Aus-
länderbehörden ermöglichen, Abschiebemaßnah-
men außerhalb der Nachtzeit beginnen zu lassen. 

Denn bei der Entscheidung über die Durchführung 
einer Abschiebung ist eine Vielzahl von Faktoren 
maßgeblich, welche unter- und gegeneinander 
abgewogen werden müssen. So gilt es bei jeder 
Abschiebung neben den einschneidenden Aus-
wirkungen auf die rückzuführenden Personen im-
mer auch logistische und organisatorische As-
pekte zu bedenken – zum Beispiel verfügbare 
Flüge, Abflug- und Ankunftszeiten oder auch zeit-
nah Möglichkeiten der Weiterfahrt im Zielland. Für 
solche Fälle sieht der Erlass ausdrücklich eine Do-
kumentationspflicht unter Angabe der Gründe vor. 

Mit dem Erlass vom 17. November 2016 wurde 
den Ausländerbehörden eine Checkliste zur Vor-
bereitung, Durchführung und Dokumentation von 
Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg zur 
Anwendung in der Praxis bekannt gegeben. 
Durch die Verwendung der Checkliste sollen die 
unvermeidlichen Beeinträchtigungen und Belas-
tungen einer Abschiebung für die Betroffenen auf 
ein Mindestmaß reduziert und die Abläufe und das 
Zusammenwirken der beteiligten Behörden opti-
miert werden. Gerade vor dem Hintergrund, dass 
Rückführungen für alle am Verfahren beteiligten 
Personen immer eine besondere emotionale Be-
lastung darstellen, setzen wir hier in Nordrhein-
Westfalen vorrangig auf die freiwillige Rückkehr. 
Sie ist gerade auch für Familien die schonende 
und weniger belastende Maßnahme. 

So weit das Fachpolitische. 

Eines möchte ich aber auch noch ganz grundsätz-
lich sagen: Wir sind uns sicher einig, dass es Ab-
schiebungen erst gar nicht geben sollte. Deshalb 
benötigen wir dringend eine Neuordnung der Mig-
rationspolitik. Wir brauchen hier dringend die nöti-
gen Impulse und Anstrengungen, auch wenn das 
schwierige Debatten sind. Die müssen wir jetzt 
führen. Das wünsche ich mir auch von Ihnen, 
meine Damen und Herren von den Grünen. Wir 
müssen endlich alle Einwanderung und aufent-
haltsbezogenen Regelungen in einem Einwande-
rungsgesetz Buch klar, verständlich und systema-
tisch zusammenfassen. 

Der Flickenteppich gerade der vergangenen 
Jahre, in denen es durchschnittlich nahezu alle 
paar Monate neue punktuelle und häufig unsyste-
matische, mehr Einzelfall- als Konzept orientierte 
Änderungen des Aufenthalts- und des Asylrechts 
gab, muss der Vergangenheit angehören. 

Als Einwanderungsland benötigt Deutschland ver-
nünftige Regelungen. Ich will das voranbringen, 
und ich würde mich dabei über Ihre Unterstützung 
freuen. – Vielen Dank. 
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Anlage 2 

Zu TOP 11 – Fünftes Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch für das Land Nordrhein-
Westfalen – zu Protokoll gegebene Reden 

Serdar Yüksel (SPD):  

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren, 
am 16. Juni 2016 hatten sich Bund und Länder auf 
eine Übernahme der Kosten für die Unterkunft und 
Heizung für anerkannte Asyl- und Schutzberech-
tigte im SGB II durch den Bund für die Jahre 2016 
bis 2018 verständigt. 

Für die Weiterleitung des vorgesehenen Bestand-
teils der Bundesbeteiligung zur Entlastung von 
den flüchtlingsbedingten Kosten der Unterkunft 
fehlte es bislang an einer Regelung im AG-SGB II 
NRW, welche die diesbezüglich unterschiedlichen 
finanziellen Belastungen der Kommunen berück-
sichtigt und eine bedarfsgerechte Verteilung 
ermöglicht. 

Diese notwendige gesetzliche Anpassung erfolgt 
durch Novellierung des AG-SGB II NRW mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf. 

Am 8. November haben wir im Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales den Gesetz-
entwurf einstimmig angenommen. Insbesondere 
vor den Hintergrund, dass die kommunalen 
Spitzenverbände zuvor den Gesetzentwurf be-
grüßt hatten, war eine Annahme des 
Gesetzentwurfs folgerichtig. 

Für uns als Sozialdemokraten war von Anfang an 
klar, dass die Kommunen bei der Versorgung und 
Unterbringung der Flüchtlinge unterstützt werden 
müssen und dass ein symbolisches „Wir schaffen 
das“ allein nicht ausreichen kann. 

Auf unsere Initiative hin werden die Kommunen 
nun endlich in diesem Bereich entlastet. Wir sind 
froh, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
unser Appell endlich Berücksichtigung findet. Wir 
werden dem Gesetzentwurf daher natürlich zu-
stimmen.  

Das stellt jedoch nur eine Säule bei der Unterstüt-
zung und Entlastung der Kommunen dar und kann 
allein noch nicht ausreichend sein!  

Durch die Kürzung der Mittel für die Flüchtlingsbe-
ratung im Haushalt 2018 wird es zu einer Mehrbe-
lastung der Kommunen kommen. Auch hier ist die 
Landesregierung in der Pflicht.  

Die Chance auch hier die Kommunen und eine so-
ziale Integration der Flüchtlinge vor Ort weiter zu 

unterstützen, hat die Landesregierung mit ihrem 
Haushaltsplan leider verpasst.  

Ob es sich politisch rechtfertigen lässt, dass um-
fänglich neue Stellen in den Ministerien geschaf-
fen werden und gleichzeitig behauptet wird, dass 
kein Geld für die Stellen bei der Flüchtlingsbera-
tung zur Verfügung stehe, bleibt höchst zweifel-
haft. – Vielen Dank! 

Stefan Lenzen (FDP):  

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir beraten heute das Fünf-
tes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Aus-
führung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für 
das Land Nordrhein-Westfalen. Mit dieser Geset-
zesänderung wird statt einer pauschalen Vertei-
lung eine zwischen den Kommunen differenzierte 
und an der jeweiligen Belastung orientierte Wei-
tergabe der Bundesbeteiligung an den flüchtlings-
bedingten Mehrausgaben der Kommunen bei den 
Kosten der Unterkunft eingeführt. Die Verteilung 
nach dem tatsächlichen Aufwand für die Flücht-
linge vor Ort entspricht der Forderung der kommu-
nalen Spitzenverbände, die der Ausschuss in sei-
nen Beratungen angehört hat. 

Weiterhin sind redaktionelle Anpassungen sowie 
eine Entfristung des Ausführungsgesetzes vorge-
sehen. So werden Regelungen zur Weiterleitung 
der Kosten der Unterkunft an geänderte bundes-
rechtliche Vorgaben angepasst. Dabei handelt es 
sich nach unserer Auffassung um notwendige 
technische Änderungen, die keine politische De-
batte erfordern. So hat auch im Ausschuss keine 
inhaltliche Diskussion stattgefunden. Vielmehr 
wurde der Gesetzentwurf im Ausschuss einstim-
mig angenommen. So wird unsere Fraktion auch 
heute zustimmen. – Ich danke Ihnen! 

 


